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Zur Politischen Ökonomie des Wassers 


Den alten Griechen galt Wasser neben 
Erde, Luft und Feuer als eines der 
»Vier Elcmente«, aus denen alles Sei- 
ende zusammengesetzt ist. Wasser ist 
die Grundlage allen Lebens. Wo Was- 
ser zu finden war, ließen Menschen 
sich nieder, die Bändigung des Wassers 
ermöglichte die ersten Hochkulturen. 
Schon Herodot schrieb über den Glanz 
der Pharaonen, er sei »ein Geschenk 
des Nils« und Fernand Braudel arbeite- 
te in seiner Kulturgeschichte der Mit- 
telmeerregion die Bedeutung der hydro- 
logischen und klimatischen Bedingun- 
gen für die soziale und ökonomische 
Entwicklung heraus. Wasser war auch 
ein entscheidendes Medium zur Erkun- 
dung der Welt und eine wunderbare 
Erleichterung des Transports. Zugleich 
ist Wasser in Gestalt von Flut- und 
Überschwemmungskatastrophen eine 
furchtbare Bedrohung. Aber nicht nur 
ein Zuviel auch ein Zuwenig an Wasser 
ist eine tödliche Gefahr: ausgedörrte 
Felder, vertrocknete Landstriche stellen 
das Überleben der Bevölkerung und 
ganzer Ökoysteme in Frage. Und erst 
recht entscheidet der Zustand des Was- 
sers über Leben und Tod: 80% aller 
Krankheitsfälle (Cholera, Typhus, Di- 
arıhö, Hepatitis) und ein Drittel aller 
Todesfälle in den Entwicklungsländern 


sind auf verseuchtes Wasser zurückzu- 
führen. 

Daß sich durch exzessive industrielle 
und private Vernutzung die Qualität 
des Wassers beständig verschlechtert, 
ist seit Jahren bekannt. Daß auch Flüsse 
versiegen und großflächige Seen (wie 
im Moment der größte Binnensee der 
Welt, der Aralsee) austrocknen können, 
dringt mitsamt den ökologischen und 
sozioökonomischen Konsequenzen erst 
langsam ins Bewußtsein der Öffent- 
lichkeit. Nicht nur Wasserverschmut- 
zung, sondern auch Wasserknappheit 
wird in Zukunft selbst in bislang was- 
serreichen Regionen zu den alltäglichen 
Problemen gehören: Kalifornien mit 
seinen gigantischen Golfplätzen und 
Swimmingpools hat die Wasserknapp- 
heit ebenso kennengelernt wie das 
Rhein-Main-Gebiet. In Spanien wurde 
bereits der »Wassernotstand« ausgeru- 
fen und zahlreiche Staaten Afrikas er- 
leben seit Jahren eine der cxtremsten 
Dürreperioden. 

Die unterschiedliche Verfügung über 
Wasser spiegelt aber nicht einfach die 
geographische Ungleichverteilung der 
Wasservorräte wider, sie ist auch Aus- 
druck der ungleichen Verteilung politi- 
scher und ökonomischer Macht. Es 
macht also Sinn nach der politischen 
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Ökonomie des Wassers zu fragen. Die 
zunehmende Wasserknappheit, die sich 
hierzulande bis jetzt vor allem in stei- 
genden Wasserrechnungen bemerkbar 
machte, kann in anderen Regionen der 
Welt vielleicht schon in naher Zukunft 
kriegerische Auseinandersetzungen 
hervorbringen. Vor allem im israelisch- 
arabischen Konflikt ging es immer 
auch um die Verfügung über die be- 
grenzten Wasserreserven der Region. 
Einen Überblick über Konfliktpotentia- 
le, die zu einem »Krieg um Wasser« 
führen können, gibt Ulrich Albrecht in 
seinem Beitrag. 

Der Wasserkonflikt im Jordanbecken 
steht auch im Mittelpunkt des zweiten 
Artikels. Ines Dombrowski, Niels Gott- 
schalk und Nadia Mazouz diskutieren, 
in welcher Weise eine die Kriterien des 
internationalen Rechts sowie inter- und 
intragenerationclle Beziehungen be- 
rücksichtigende »gerechte« Lösung 
dieses Konflikts überhaupt aussehen 
könnte. 

Auswege aus der drohenden Wasser- 
knappheit werden häufig nur unter 
technologischen Aspekten diskutiert. 
Es wird über die im ewigen Eis der 
Antarktis 
seressourcen ebenso nachgedacht, wie 


schlummernden Süsswas- 
über den Ausbau der Meerwasseraufbe- 
reitung. Nicht berücksichtigt bleibt bei 
diesen technischen Utopien aber in der 
Regel das, was Hardin bereits vor Jah- 
ren als »tragedy of the commons« be- 
schrieb: der individuell rationale (und 
das heißt unter kapitalistischen Bedin- 
gungen profitmaximierende) Umgang 
mit den »freien Gütern« birgt in sich 
die Tendenz zu ihrer Zerstörung. Für 


die Meere, eines der wichtigsten freien 
Güter, zeichnet Frank Biermann den 
Prozeß ihrer Aneignung durch den 
Menschen und damit auch ihrer Plün- 
derung nach und beschreibt den müh- 
samen Weg einer politischen Regulie- 
rung des Umgangs mit dem Meer. 

Der seit über einem Jahrzehnt vorherr- 
schende neoliberale Diskurs hat aller- 
dings auch zu entgegengesetzten Vor- 
schlägen im Umgang mit den bisher 
freien Gütern geführt: statt politischer 
Regulierung wird Deregulierung und 
eine Ausweitung der Herrschaft des 
Marktes gefordert. In Großbritannien, 
wo in den 80er Jahren das neoliberale 
Credo besonders gläubige Anhänger 
fand, wurde eine Vielzahl traditionell 
»öffentlicher« Bereiche privatisiert - so 
auch die Wasserversorgungsbetriebe. 
Die keineswegs eindeutigen Folgen 
dieser Privatisierung werden von Simon 
Guy und Simon Marvin untersucht: 
während sich unter Ökologischen Gc- 
sichtspunkten Verbesserungen im Um- 
gang mit dem Wasser feststellen ließen, 
führte dagegen die auf den Gewinn der 
Versorgungsunternehmen zielende 
Preisgestaltung bei einkommensschwa- 
chen Haushalten zu einem bislang un- 
bekannten Phänomen: der »Wasser- 
armut«. 


Außerhalb des Schwerpunkts erscheint 
im vorliegenden Heft ein bereits im 
Editorial der Nr. 100 angekündigter 
Beitrag von Gilbert 


or setzt 
die dort geführte Diskussion um eine 


iebura. 


»Ortsbestimmung« fort und diskutiert 


Editorial 


die Auswirkungen der Globalisierungs- 
tendenzen für eine links-alternative 
Politik, Damit wird eine schon in frühe- 
ren Ausgaben der PROKLA (vgl. eiwa 
die Beiträge in den Nummern 90, 92, 
95 oder 97) geführte Debatte aufge- 
nommen, die wir angesichts ihrer poli- 
tischen Relevanz auch künftig weiter- 
führen wollen. 

Ebenfalls außerhalb des Heftschwer- 


punkts stehen die beiden letzten Bei- 
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trotzdem scheint es im 
te mit ihrer Macht nich 


den onen 
PROKLA etwas Licht 


träge: Wulf Hopf diskutiert auf der 
Grundlage einer empirischen Studie die 
von rechtsradikalen Jugendlichen ver- 
wendeten Deutungsmuster gesell- 
schaftlicher Wirklichkeit und /ngo Bo- 
de untersucht die vorweihnachtliche 
Streikbewegung in Frankreich, und die 
Rcaktion der Linken vor dem Hinter- 
grund einer Analyse unterschiedlicher 
Begründungen von Solidarität. 


Gelde 


loben et Alles bloß. eine 
die Welt im Innersten zusam- 
© sea während ga neo. 


bechaugt noch vorstellb: r 
schaft anderer Länder aus? 


rd von studenten, Professo- 


‚ere Studienzeiten angeboten. 
un haben KOnnIn, gilt dage- 


2 ans on kritischen Denkens 
IL es mit der Universitätsland- 


Ulrich Albrecht 


Krieg um Wasser? 


Daß es scharfe politische Auseinandersetzungen, ja Krieg um Wasser ge- 
ben könne, wird allgemein als absurd erscheinen. Wasser sei nun die Res- 
source (dürfte das Gegenargument lauten), die sich nicht verbrauchen las- 
se, die im ständigen und geschlossenen Kreislauf von Verdunstung, Nie- 
derschlag und Abfluß verbieibe. Die Menge von 1.384 Milliarden Kubik- 
kilometer Wasser, die es auf dem Globus gibt, sei nicht zu vermindern - 
und für jedermanns Bedarf bei weitem ausreichend (Hofbauer 1995, 11; 
vgl. auch Schiffler 1995, 13). Die nunmehr zu Recht die Aufmerksamkeit 
der Politischen Ökonomie beanspruchenden Gesamtbilanzen würden eben 
diese Aussage bestätigen. 

Ähnlich hörten Studenten in wirtschaftswissenschaftlichen Vorlesungen 
lange, daß Wasser (und Luft) »freie Güter« seien, Kostenlos jedermann zu- 
gänglich (allenfalls für ihre Reinigung und ihre Verbringung fielen Kosten 
an). Ziel des Beitrages ist es, zu zeigen, daß diese Annahmen - in sozial- 
wissenschaftlicher, besonders konfliktforscherischer Sicht - restlos über- 
holt sind, und darzulegen, daß es künftig Ressourcenkonflikte, selbst Krie- 
ge um Wasser geben könnte. Es gibt allerdings politische Alternativen zum 
Wasserkrieg, die zum Schluß skizziert werden. 

Das Thema Konflikt um Wasserressourcen ist sozialwissenschaftlich neu. 
Wichtige Fachzeitschriften wie etwa das im folgenden genutzte Journal 
»Water Quality International« gibt es in Berlin in keiner Bibliothek 
(lediglich beim Umweltbundesamt, aber hier nicht allgemein zugänglich). 
Schon deswegen ist der Anmerkungsapparat knapp gehalten. Eine Anzahl 
der angeführten Quellen ist einem kritischen Leser, der etwa Zitate über- 
prüfen wollte oder weiterlesen möchte, in Deutschland schlicht nicht zu- 
gänglich. Andererseits boomt die einschlägige Literatur. Die Bibliographie 
von Stephan Libiszewski für seinen Beitrag über den Nahost-Wasserkon- 
flikt, der hier thematisiert werden soll, umfaßt volle zehn Seiten 
(Libiszewski 1995, 96-106). Viele der angeführten Quellen dort und an- 
derswo sind aber als »graue« Literatur, als Forschungsberichte mit be- 
grenzten Auflagen einzustufen - oder bei den Zeitschriften wie etwa den 
Ökojournalen dem sozialwissenschaftlichen Diskurs (und den Bibliothe- 
ken) großenteils bisher fremd. All das sind dem Analytiker vertraute Um- 
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stände: neue Fragestellungen und diese begleitende Medien müssen sich 
erst durchsetzen. 

Alarmistischer Einwand: Ökologisch erfolgt sogleich eine Gegenrede. Sie 
thematisiert die Nutzbarkeit der globalen Wasservorräte: Von den Was- 
sermengen der Erde sind 97% Salzwasser in den Weltmeeren, und von den 
verbleibenden drei Prozent Süßwasser sind wiederum gut 30% gewisser- 
maßen nicht im Umlauf (da im Polareis und in Gletschern gebunden). 
Wasser als Süßwasser sei mithin wirklich eine knappe Ressource, und die 
Technologie der Aufbereitung von Meerwasser sei kostspielig (soll heißen 
sie rechnet sich nicht, vgl. dazu besonders Schiffler 1995, 17) und energe- 
tisch bedenklich. 

Vor allem: Die Verteilung von Süßwasser auf dem Globus folgt mitnichten 
der Verteilung der Verbraucher. In den dünnbesiedelten Randzonen Euro- 
pas (etwa Skandinavien) ist die Wasserversorgung kein Problem, wohl 
aber in dichtbesiedelten und von künstlicher Bewässerung abhängigen 
Regionen der Dritten Welt, wie etwa in der »drainage area« des Jordan im 
Nahen Osten. 

Noch ungleicher als die regionale Verteilung von Wasser selbst sind die 
technischen Möglichkeiten verteilt, vorhandenes Wasser zu nutzen. Das 
Ressourcenproblem Wasser stellt sich somit in sozialwissenschaftlich be- 
kannter Manier: welche Teile davon sind nutzbar, von wem, und welche 
Verteilungsprobleme ergeben sich? 

Grundsätzlich läßt sich die globale Wasserproblematik auf drei fundamen- 
tale Probleme reduzieren: Wasserknappheit, Wasserverschmutzung und die 
globale Erwärmung. In diesem Beitrag wird lediglich die erstgenannte Fra- 
gestellung untersucht: internationale Probleme des Wassermanagements 
und deren möglicherweise konflikthafte, eventuell gewaltsame Austra- 
gung. Auch sollen Optionen der Kriegführung zur Zerschlagung der Was- 
serversorgung des Gegners oder zum Einsatz von Wassermassen als De- 
struktivkraft hier nicht weiter erörtert werden. 

Die Konfliktentfaltung und ihre Regulierung bei Konflikten um Flußwas- 
ser hängt besonders von dem Tatbestand ab, ob eine »drainage area«, das 
Einzugsgebiet eines großen Stromes, rein innerhalb von Landesgrenzen zu 
liegen kommt (wie bei den großen Strömen in China), oder ob eine solche 
»drainage area« Territorien mehrerer Staaten umfaßt. Im erstgenannten 
Fall erfolgt die Regulierung des Verteilungsstreites mit nationalen Mitteln. 
Es kann sogar erhebliche Konflikte geben, diese eskalieren im Regelfall 


I So plante Israel im Golfkrieg Luftangriffe auf den Saddam-Damm nördlich von Mossul, 
mit denen eine zunächst 47 m hohe Flutwelle erzeugt werden sollte, falls der Irak Israel 
mit Chemiewaffen in seinen Scud-Raketen angegriffen hätte; zur Ökokriegführung vgl. 
Albrecht (1983). 
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aber nicht in den Austrag von Gewalt. Ausnahmen bleiben zugestanden, 
etwa derzeit in Indien beim Kampf um größere Irrigationsprojekte wie 
Staudämme, die mit umfassenden Umsiedlungsvorgängen verbunden sind, 
und gegen die einige Gruppen militant ankämpfen. 

Im zweiten Fall (ein Strom durchläuft verschiedene Hoheitsgebiete oder 
bildet die Grenze zwischen ihnen) besteht bei Verteilungskonflikten um 
Wasser eine hohe Eskalationsgefahr. Diese setzt jedoch nicht automatisch 
ein. Es treten genuin politische Tatbestände als intervenierende Variable 
hinzu. In Ländern mit gleichartigen politischen Strukturen und lang fort- 
währenden politischen Kulturen (Beispiel: die Paranä-Anlieger in Süd- 
amerika, Brasilien, Paraguay, Argentinien. Weitere Beispiele: die »drai- 
nage areas« des Amazonas und des Orinoko) zeigen Wasserkonflikte ein 
geringes Eskalationspotential. Ferner sind in Regionen, die sich unterhalb 
der Schwelle der strategisch angelegten Intensivnutzung von Wasserreser- 
ven reproduzieren (Beispiel: Indochina mit dem Mekong), kaum eskalati- 
onsfähige Konflikte zu verzeichnen. Es müssen, so die Schlußfolgerung, 
mithin neben natürlichen Vorgaben wie ungleiche Verteilungen von Was- 
ser essentiell politische Faktoren treten, um Verteilungskonflikte zu brisan- 
ten Themen der internationalen Politik zu machen. 

Die folgende Untersuchung steht somit womöglich exemplarisch für die im 
sozialwissenschaftlichen Diskurs weiterhin neuartige Thematisierung der 
Interaktion zwischen ökologischen und politischen Faktoren, um reale Pro- 
zesse angemessen zu analysieren. Außer in bezug auf die Schiffahrt haben 
sich bislang keine allgemein anerkannten völkerrechtlichen Regeln über, 
um beim Beispiel zu bleiben, die Nutzung internationaler Flüsse einge- 
stellt. Zweck der folgenden Ausführungen ist es nicht, hier Ersatzvornah- 
men vorzuschlagen - es geht vorrangig um eine von Positionen der Kon- 
fliktforschung her angeleitete Aufarbeitung eines neuartigen Problems. 


Nicht konfliktfähige Probleme der Wasserversorgung 


Ein Drittel der Weltbevölkerung verfügt heute nicht einmal über täglich ei- 
nen Liter sauberes Süßwasser. Erhebungen der UN-Weltgesundheitsor- 
ganisation WHO zufolge ist verunreinigtes Wasser die Ursache von vier 
Fünfteln aller Krankheiten auf der Welt. Mindestens 900 Millionen Men- 
schen leiden an Krankheiten, die durch Mangel an hinreichend sauberem 
Trinkwasser verursacht werden. Jedes Jahr sterben an Austrocknung und 
Durchfall 24 Millionen Menschen. 

Diese kritikwürdigen Tatbestände führen jedoch nicht zu Konflikten. Die 
Leidenden und Sterbenden in der Dritten Welt vertreten »nicht organisier- 
bare« Interessen, und sei es auch nur das Grundinteresse, heil zu überle- 
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ben. Wo es keine organisierbaren Interessen gibt, gibt es auch keine mani- 
festen Konflikte oder gar Kriege. Andererseits bleibt es allein Resultat der 
vorfindlichen Organisationsweise von Gesellschaft und Wirtschaft, daß 
Menschen auf einem Planeten, dessen Oberfläche zu 71% von Wasser be- 
deckt ist, in großen Zahlen verdursten oder von schlechtem Wasser herrüh- 
rende langwierige Krankheiten erleiden müssen. 


Latent konfliktträchtige Vorgänge im Wassermanagement 


Im modernen Wassermanagement ragen spektakuläre Projekte heraus, die 
die Verteilung von leicht zugänglichen Wasservorräten im großen Stile 
korrigieren sollen. An erster Stelle ist sicherlich Muammar Ghaddafis 
»Großer Fluß von Menschenhand« zu nennen, ein gewaltiges Vorhaben, 
dessen erste Ausbaustufe im wasserarmen Libyen vor vier Jahren in Be- 
trieb genommen wurde. 

Es handelt sich um ein 750 Kilometer langes Pipelinesystem mit einem 
Rohrdurchmesser von 4 Metern, das Süßwasser aus fossilen Vorräten im 
Süden des Landes in den besiedelten Norden befördert. Das System besteht 
aus 1800 Kilometern unterirdischer Kanalisation, Auffangbecken, Vertei- 
lerstellen, Gräben und Steuereinrichtungen. Von den beiden Förderfeldern 
in der Sahara sollen täglich je 1 Million Kubikmeter Wasser abgeführt 
werden, 750 Millionen Kubikmeter im Jahr. Energetisch beeindruckend 
bleibt, daß das Wasser ohne Pumpleistung lediglich der Schwerkraft fol- 
gend aus den gegenüber den Verbrauchern in der Küstenregion höhergele- 
genen unterirdischen Reservoirs bewegt wird. 86% dieser Wassermengen 
sollen für Bewässerungsprojekte eingesetzt werden. 

Entwicklungspolitisch, so sollte man meinen, ein Paradeprojekt. Ironi- 
scherweise wird es trotz des amerikanischen Embargos wesentlich von US- 
Firmen ausgeführt (Brown & Root, Houston; Price Brothers, Ohio). Als 
Gesamtkosten werden 21 bis 25 Mrd. Dollar angegeben. Gary Gardner 
vom World Watch Institute wertet das Projekt jedoch als »Idiotie«, hält es 
für »kurzsichtig und verantwortungslos«: durch die starke Ausweitung der 
Landwirtschaft würde in dem mit fünf Millionen Menschen dünnbesiedel- 
ten Libyen die Anwerbung von zusätzlich zwei Millionen ausländischer 
Arbeitskräfte erforderlich. Das erbringe nicht nur voraussehbare soziale 
Verwerfungen, sondern führe zudem dazu, »daß die Ausbeutung auch 
noch durch die Ausländer beschleunigt (werde), die die Nachfrage nach 
Lebensmitteln und damit auch nach Wasser unweigerlich in die Höhe trei- 
ben.« Ferner werde das unterirdische Reservoir unter der Sahara in be- 
grenzter Zeit erschöpft sein, was gewaltige Anpassungsprobleme und er- 
neut voraussehbare soziale Konflikte erzeuge. Gardner befindet allgemein, 
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daß die Erschließung solcher unterirdischen Wasservorräte »widersinnig« 
sei, und fordert, »den überzogenen Traum, die Wüste durch intensive Be- 
wässerung zum Blühen zu bringen, endlich aufzugeben« (Alle Zitate in 
diesem Absatz nach: Hofbauer 1995, 13). 

in einer ähnlichen Richtung wie das World Watch Institute kritisiert 
Greenpeace Großprojekte, die unerschlossene Wasserreservoirs nutzen sol- 
len. Das Projekt des saudischen Prinzen Mohammed el Faisal al Saud, Eis- 
berge (sie binden etwa 80 Prozent der Süßwasservorräte der Erde) aus der 
Polregion in Küstenstaaten mit Wassermangel abzuschleppen, bezeichnet ein 
Autor von Greenpeace als einen von »fünf blödsten Versuche(n), die Welt zu 
retten« (nach: Hofbauer 1995, 13). Der saudische Prinz hatte 1977 eigens ei- 
ne Firma Iceberg Transport International gegründet. Sein Land zog es aller- 
dings vor, vorerst wie Libyen fossile Wasservorräte zu erschließen. 
Bedenklich stimmen auch nicht-technische Vorschläge, wie der Wasser- 
mangel zu steuern sei. Als ökonomischer Hebel kommt vor allem der Preis 
von Wasser in Betracht. Der für »Environmentally Sustainable Develop- 
ment« zuständige Vizepräsident der Weltbank, Ismail Seragelding, lobt 
beispielsweise Maßnahmen wie die drastische Anhebung des Wasserprei- 
ses für Privathaushalte (Water Quarterly International 1995, 4). Das dürfte 
aber soziale Spannungen scharf anheizen - nicht einmal mehr Wasser kön- 
nen sich dann die Ärmsten der Armen leisten. 

Nach Einstufung der Welternährungsorganisation FAO gelten derzeit ins- 
gesamt 20 Mitgliedsstaaten der UN als wasserarm. Es wird prognostiziert, 
daß diese Anzahl zunehmen wird. Für 15 bis 20 Länder des nördlichen und 
südlichen Afrika wird im Zeitraum der nächsten drei Jahrzehnte mit gra- 
vierenden Problemen der Wasserversorgung gerechnet - eine Mindestver- 
sorgung wird nicht mehr erreicht. Wie dieses Problem politisch gehandhabt 
werden kann, wenn keine Prävention stattfindet, ist derzeit völlig offen. 
Wegen der extrem asymmetrischen Machtverteilung wird eine Anzahl von 
Wasserverteilungskonflikten im Trikont als nicht zur Gewalteskalation 
führend bewertet: Staudamm- und Flußregulierungsprojekte in verschiede- 
nen asiatischen Staaten, etwa Bangladesh, sowie in Afrika, aber auch 
Konflikte um Wasser in Indianerreservaten im Südwesten der USA gehö- 
ren in diese Kategorie. 


Sich abzeichnende zwischenstaatliche Konflikte 


Im Vordergrund der Aufmerksamkeit der Analytiker stehen sich abzeich- 
nende gravierende internationale Konflikte, zuvörderst um die Nutzung 
von Flußwasser. »Wasserschlachten« drohen besonders in der von militäri- 
scher Konfliktaustragung gekennzeichneten Region Nahost. 
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»Mit dem Wasser ist es wie mit dem Öl, läßt sich der türkische Präsident 
Süleyman Demirel zitieren: »Wer an seiner Quelle sitzt, hat ein Recht dar- 
auf, das ihm niemand streitig machen kann« (nach: SteLi 1995). Zwischen 
sogenannten Ober- und Unterliegern von Flußläufen gibt es traditionell 
Interessengegensätze und Spannungen wegen der Irrigation von Teilmen- 
gen von Flußwasser für Bewässerungsprojekte oder wegen des Aufstaus 
von Strömen zur Energiegewinnung. Diese alten Gegensätze werden zu 
scharfen politischen Spannungen aufgeladen durch die Art Großprojekte, 
welche eine auf Wirtschaftswachstum fixierte Entwicklungspolitik in neu- 
rer Zeit favorisiert hat. Neben Staudammsystemen (der Begriff ist berech- 
tigt) ist vor allem Intensivst-Landwirtschaft anzuführen, wie das Fallbei- 
spiel Nahost demonstriert. In ihrer Wirkung reichen sie an die phanta- 
stischsten Wasserprojekte überhaupt heran, die als »Stalinsche Großbauten 
des Kommunismus« konzipierte Umlenkung des Nordlaufs der sibirischen 
Ströme nach Süden. 

Es bilden sich - neben Libyen - drei Konfliktzonen heraus, aufgeführt in 
der Rangfolge der Schärfe der Gegensätze und ihres Austrags: 

- Der Jordan, mit seinen Zuflüssen. Diese »drainage area« umfaßt politisch 
Syrien, Jordanien, Libanon und Israel - die Krisenregion der Nachkriegs- 
zeit, mit drei Kriegen gekennzeichnet durch die größte Kriegshäufigkeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg überhaupt‘; 

- Mesopotamien, die Euphrat- und Tigris-Region, durch die Osttürkei, Sy- 
rien und den Irak politisch repräsentiert (in der Kriegshäufigkeit zugleich 
an zweiter Stelle stehend); 

- das Nilbecken, im Flußverlauf durch die Staaten Uganda, Äthiopien, Su- 
dan und Ägypten gekennzeichnet (eine gleichsfalls durch Kriegsgeschehen 
aufgefallene Region). 

Ergebnis ist, daß der sich herausbildende Ressourcenkonflikt um Wasser in 
Regionen kulminiert, die in der Nachkriegszeit bisher schon eine relative 
Kriegshäufigkeit zeigten. Auch das Phänomen des Ressourcenkrieges ist 
hier nicht neu: beide Golfkriege (Iran/Irak 1980-88, Irak/Kuweit 1990-91) 
gingen im materiellen Kern um Öl. 

Äußerungen, daß Interessengegensätze bezüglich der Wasserversorgung 
militärisch eskalieren dürften, lassen sich zuhauf anführen. Schon 1984 er- 
gab eine Studie für die US-Defense Intelligence Agency (die militärische 
Aufklärung der Streitkräfte, zu unterscheiden von der CIA), daß sich in 
Nahost ein »Kampf um Wasser« abzeichne. Stephan Libiszewski beginnt 
sein Papier mit der Feststellung: »Seit Mitte der achtziger Jahre ist viel 


2 Diese Aussage bedarf der Qualifizierung: In Indochina hat es mit dem Vietnamkrieg und 
dem Bürgerkrieg in Kambodscha eine parallel lange, aber in der Häufigkeit leicht mindere 
Folge von Kriegen gegeben. 
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über das Thema anstehender "Wasserkriege' im Nahen Osten geschrieben 
worden« (Libiszewski 1995, 1). Das »Center for Strategic and Internatio- 
nal Studies« in Washington (dem Pentagon nahestehend) bilanzierte 1990: 
»Ein bedrohlicher Mangel an Wasser treibt den Nahen Osten an den Rand 
einer großen Krise.« Und Peter Barth befindet in seiner umfassenden Stu- 
die: 

»Der nächste Krieg im nahen Osten, sollte er durch die anzweifelbare Vernunft von Politikern 


nicht verhindert werden können, wird zwangsläufig um Wasser geführt werden: um die Was- 
ser von Euphrat, Tigris, Jordan oder Nil« (Barth 1992, 92). 


Konfliktbeispiel Israel und die besetzten Gebiete 


In Israel und in den von Israel besetzten Gebieten ist eine deutliche Er- 
schöpfung der Wasserressourcen zu verzeichnen. Dies gilt vor allem für 
die Grundwasserbestände in der Küstenebene, der Kernregion des Staates 
Israel. Infolge der Übernutzung sinkt der Grundwasserspiegel, und es wird 
befürchtet, daß Salzwasser aus dem Meer nachsickert. Der nunmehr von 
der PLO verwaltete Gaza-Streifen gilt durch seine Nähe zum Meer und 
seine Überbevölkerung mit Flüchtlingen als besonders gefährdet (bei 20% 
der wasserführenden Bodenschichten wurden Salz- und Nitratbelastungen 
gemessen). Schiffler gibt nach einer sorgfältigen Quellendurchsicht an, daß 
»etwa 45% des gegenwärtigen israelischen Wasserverbrauchs aus Quellen 
stammen, die außerhalb der Grenzen Israels liegen« (Schiffler 1995, 13, 
bes. Fußnote 1). 

Wasser ist die entscheidende strategische Ressource für die Reproduktion 
der israelischen Gesellschaft. Der Verbrauch lag 1980 noch bei 96% der 
erneuerbaren Wasserbestände des Staatsterritoriums (einschließlich besetz- 
ter Gebiete). Infolge der Einwanderungspolitik der Regierung lag die 
(Über-)Nutzungsrate der Wasserreserven 1986 bei 112% und stieg 1992 
auf 115%. Weitere Steigerungen werden prognostiziert. 

So hat die Politik des Landes fast zwangsläufig den israelischen Zugriff 
auf Grund- und Flußwasser in der Region zu verstärken versucht. Die 
»Sicherheitszone« Israels im Süden des Libanons wurde mit ihrem bizar- 
ren Verlauf gewiß nicht zufällig so bemessen, daß der ansonsten von den 
Arabern nicht sonderlich genutzte Mittelmeerzufluß Litani als Wasserquel- 
le angezapft werden könnte. Mit einer solchen Aussage betritt man sofort 
politisch vermintes Gelände - was nur die Bedeutung des gesamten Argu- 
ments erneut unterstreicht. Arnold Hottinger, der renommierte Nahost- 
Experte der Neuen Zürcher Zeitung, berichtet, daß die UNO-Truppe 
UNIFIL die israelischen Aktionen am Litani beobachte, und kommt zu 
dem Ergebnis: »Aus den öffentlichen Aussagen der UNIFIL-Offiziere 
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scheint hervorzugehen, daß die Israelis bis heute keine größeren Pumpaktio- 
nen ins Werk gesetzt haben« (Hottinger 1992, 13). Allerdings hat die israeli- 
sche Regierung in wachsendem Maße Wasser aus der besetzten West Bank 
entnommen und dem »National Water Carrier«, der zentralen israelischen 
Wasserversorgung, zugeführt. Nach arabischen Angaben entstammen von 
den zwei Milliarden Kubikkilometern Wasser, die die israelische Wasserbe- 
hörde »Mekorot« pro Jahr verteilt, zwei Drittel der Drainage aus Gebieten, 
die außerhaib des Staatsgebiets von 1948 liegen. Eine herausragende Rolle 
spielt dabei der Norden mit den Golan-Höhen, vormals syrischem Territori- 
um. Es liegt nahe, die genannten Gebiete mit der aktuellen Sicherheitspolitik 
Israels direkt in Verbindung zu bringen. Die Golan-Höhen möchte die israe- 
lische Politik beim »Land for Peace«-Programm besonders ungern hergeben 
(wobei die Medien den wenig überzeugenden Gesichtspunkt der Beherr- 
schung der Hänge durch weitreichende Artillerie unterstreichen), während 
die Problemzone Gaza zügig der PLO zugestanden wurde. 

Die Militärgesetzgebung in der West Bank spiegelt die Wasserpolitik ge- 
nau wider. »Mekorot« verbietet über diese den Palästinensern die Anlage 
von Brunnen mit mehr als 60 Metern Tiefe, während benachbarte israeli- 
sche Siedler bis zu 1500 Metern tief bohren, um genügend Grundwasser 
einzufangen. So gelingt es den Israelis, vier Fünftel der Grundwasservorrä- 
te in den besetzten Gebieten auf die Felder ihrer Staatsangehörigen und in 
die israelischen Reservoirs zu lenken. »Mekorot« nutzt nämlich die West 
Bank zur Aufstockung der Wasserbestände des israelischen Kernlandes zu 
40%. Ferner wird arabischen Äußerungen zufolge ein Teil des Grundwas- 
sers aus dem Aquifer östlich der Nord-Süd-Wasserscheide angezapft. Eine 
Konstellation, die dem Konfliktforscher nur zu gut bekannt ist: streitig sind 
nicht nur objektiv festmachbare Tatbestände wie die konsequente Wasser- 
nutzung durch die Israelis in den besetzten Gebieten zugunsten des gesam- 
ten Staates. Behauptungen über das Anzapfen von Wasserressourcen, die 
gar nicht unter israelischem Hoheitsgebiet liegen - sie mögen zutreffen 
oder auch nicht - heizen den Disput zusätzlich an. Solche Tatbestände er- 
hellen auch, warum die Palästinenser in der »Intifada« so hartnäckig Wi- 
derstand leisteten. Im landwirtschaftlichen Alltag, beim Kampf um Wasser 
hatten sie ihre Diskriminierung vielfach erkennen müssen. 

Der Wasserpreis wird in Israel gleichfalls genutzt, um durch Differentiale 
Staatsangehörige zu begünstigen, und palästinensische Einwohner zu be- 
nachteiligen. Der Kubikmeter Wasser kostet einen Palästinenser umge- 
rechnet DM 2,80, den israelischen Siedler am gleichen Ort hingegen nur 
die Hälfte (die an Rückhalt verlierenden Kibbuzim bezahlen sogar nur ei- 
nen symbolischen Preis von 0,12 DM, weit unter den Gestehungskosten 
von »Mekorot«, siehe Barth 1993, Schiffler 1995, 15). 
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Andererseits gibt es auch Möglichkeiten zu friedlichen Regelungen der is- 
raelischen Wassserversorgung. Aus der wasserreichen Türkei beispielswei- 
se bezieht Israel derzeit Wasser per Tanker. Eine israelische Firma hat rie- 
sige Plastiksäcke konzipiert, sogenannte »Medusa«-Säcke, mit einem Auf- 
nahmevermögen von je 1,6 Millionen Kubikmetern Wasser, die von Hoch- 
seeschleppern zur israelischen Küste gezogen werden sollen. 

Es wäre wesentlich preisgünstiger, wenn die Israelis durch das derzeit mit 
ihnen noch verfeindete Syrien eine Pipeline zur Türkei bauen könnten - 
was ein nichtfeindliches Verhältnis zwischen Syrien und Israel voraussetzt. 
Es gibt detaillierte Ausarbeitungen zur Neugestaltung der Wasserversor- 
gung des Nahen Ostens über ein Pipeline-System, welches die südostana- 
tolischen Flüsse Seyhan und Ceyhan nutzt. Die Voraussetzung freilich ist 
ein kooperatives Verhalten der Staaten in der Region - und diese Voraus- 
setzung ist nach wie vor nicht hinreichend erfüllt. 

Aber auch mit um Ausgleich bemühten Nachbarn wie Jordanien gibt es 
ernsthafte Konflikte. Der Wasserzufluß des Jordan ins Tote Meer beträgt, 
hauptsächlich aufgrund der israelischen Entnahmen, derzeit jährlich nur 
noch 0,2 Milliarden Kubikmeter, statt wie vor dreißig Jahren 1,2 Milliar- 
den Kubikmeter. In der gleichen Phase sank der Wasserspiegel des Jordan 
um 16 Meter (diese eindrucksvolle Zahl wird verschiedentlich genannt, 
etwa bei Barth 1993 oder bei Schiffler 1995, 13). 

Im jordanisch-israelischen Wasserkonflikt vermittelten die USA erfolgreich. 
Dennoch sprengten israelische Kommandos wiederholt Bauten an Stichkanä- 
len wie dem jordanischen East-Ghor-Kanal oder verhinderten Bauarbeiten 
zur Entschlammung am Kanaleinlaß. Die Konfrontation bleibt sozusagen mit 
Händen zu greifen, auch wenn sie vorerst nicht kriegerisch ausgetragen wird. 
König Hussein erklärte 1990, daß der Wasserstreit das einzige Problem sei, 
das ihn erneut zum Krieg mit Israel veranlassen könnte. 

Hervorgehoben werden soll, daß es in Israel erheblichen innenpolitischen 
Streit um die Wasserpolitik und ihre Folgen für die Sicherheit des Landes 
gibt. Der Rechnungshof des Landes legte 1991 einen Bericht vor, mit dem 
der Tatbestand heftig kritisiert wird, daß die Intensivlandwirtschaft 75% 
der Wasserversorgung beanspruche. Der Rechnungshof spricht von »25 
Jahren staatlicher Mißwirtschaft« und kommt zu dem Schluß: »Es ist eine 
menschengemachte Krise, die mit natürlichen Ursachen nichts zu tun hat.« 


Beobachtungen zur Eskalation von Wasserkonflikten 


Im Sommer 1995 wurde in Spanien für sechs Millionen Menschen das 
Wasser rationiert. Wasserdiebe plünderten nachts Schwimmbäder, an öf- 
fentlichen Brunnen kam es zu Schlägereien. Hassan IL, König von Marok- 
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ko, stiftete gelegentlich sein Gehalt für ein Spendenkonto zur Verbesse- 
rung der Wasserversorgung in seinem Lande. Für Konfliktforscher Alarm- 
zeichen. 

Wegen des Indus ist es fast zum Krieg gekommen. Der Konflikt setzte ein, 
als der Subkontinent Indien 1947 geteilt wurde. Ein Teil der politisch fest- 
gesetzten Grenze zwischen den neuen Staaten Pakistan und Indien verlief 
durch den Indus und zerteilte nunmehr das größte in sich zusammenhän- 
gende, historisch gewachsene Bewässerungsnetz der Erde (Umfang 
150.000 Quadratkilometer). Unterschiedliche nationale Prioritäten führten 
in den offenen Konflikt: 1948 erhob die indische Provinz East Punjab, um 
eine rationale Wasserpolitik umsetzen zu können, den Anspruch auf Vor- 
rang in der Prioritätensetzung für das Gesamtbewässerungssystem, und 
unterbrach den Zulauf zu zwei großen Kanälen, die auf pakistanisches 
Gebiet führten. Dieser Schritt löste einen Konflikt aus, der an den Rand des 
Krieges führte. 

Verhandlungen, die sich über acht Jahre hinstreckten, erbrachten keine Lö- 
sung. Da schaltete sich ein überlegener Akteur ein: die Weltbank. Diese fi- 
nanzierte nicht nur die großen Irrigationsprojekte beider Staaten in der 
Region und verfügte mithin über eine Vetomacht in bezug auf weitere 
Schritte; die Weltbank war auch in der Lage, positive Prämien für eine 
gütliche Einigung auszusetzen. Die seither tätige ständige Kommission hat 
bis heute Bestand (was die Virulenz des Konfliktes anzeigt). Eine optima- 
le, nämlich kooperative, Nutzung der Wasserressourcen durch beide Staa- 
ten ist der Weltbank allerdings nicht gelungen. Erreicht hat sie aber, daß 
die politische Absicht zum Krieg leerlief. 


Gegenmaßnahmen 


Grundsätzlich ist festzuhalten, daß internationales Wassermanagement 
Aufgabe von Zentralregierungen bleibt, mithin im Arkanum »hoher« Poli- 
tik ressortiert. Es ist politisch mit den vorfindlichen Mitteln handhabbar. 
Als beispielsweise 1991 in Madrid die Nahost-Friedenskonferenz eröffnet 
wurde, welche den israelischen Kompromiß mit der PLO festschrieb, war 
eine spezielle Wasserkonferenz gewichtiger Teil dieser Lösung. Die fol- 
genden Konferenzen 1992/93, für die Medien augenscheinlich nicht spek- 
takulär genug, führten neben Konzepten zur gerechten Wasserverteilung zu 
einem Pilotprojekt zur Wasserentsalzung im Gazastreifen, finanziert von 
Israel, und zu zwei weiteren Entsalzungsprojekten in Jordanien, für die die 
japanische Regierung die Finanzierung übernimmt. 

Im sozialwissenschaftlichen Diskurs bürgert sich der Begriff »Wasser- 
management« ein, worunter Schiffler versteht: 
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»Eine Kunst, Angebot an und Nachfrage nach Wasser zu den geringstmöglichen ökonomi- 
schen und ökologischen Kosten in Übereinstimmung zu bringen. Wassermanagement kann 
durch eine Ausweitung des Wasserangebots oder durch eine Senkung der Wassernachfrage er- 
folgen« (Schiffler 1995, 16). 

Am Beispiel von Wasser wird hier sichtbar, wie ökologische Anforderun- 
gen auf Politik durchschlagen. Denn diese Definition insinuiert, daß der 
Ausgleichsprozeß politisch, und nicht vorrangig ökonomisch organisiert 
wird. Die internationale Politik steht vor der Frage, wie sie mit den neuar- 
tigen Herausforderungen, die sich aus der Aufgabe einer nachhaltigen Er- 
haltung der Umwelt ergeben, intelligent umgeht. Versagt die internationale 
Politik, wird es Krieg geben. 

in der Literatur findet sich eine Anzahl von Vorschlägen für die »inteili- 
gente« Lösung. Im Vordergrund steht die Bildung neuer supranationaler 
Institutionen. John Kolars von der Universität von Michigan hat ein inter- 
nationales Informationszentrum vorgeschlagen, denn im Nahen Osten 
würden noch zu viele und zu ungenaue Daten über Wasservorräte und 
-verbrauch kursieren. Der Austausch von Daten bildete seinerzeit einen 
entscheidenden Faktor im europäischen Rüstungskontrollprozeß, welcher 
dann in den Wiener Vertrag zur Rüstungsminderung von 1990 mündete. 
Ähnliches wäre im Ressourcenstreit um Wasser machbar. 

Grundsätzlich ginge es, sollen Kriege um Wasser vermieden werden, um: 

- Eine neue Wasserpolitik, regional und global, die über bloßes Manage- 
ment hinaus als nachhaltige Ressourcenpolitik akzeptierbar wäre; 

- UN-Programme wie die »Dekade des Wassers« (die achtziger Jahre, sie 
überschnitt sich mit der Frauendekade), zur weltweiten Etablierung und 
Abstützung einer soichen Wasserpolitik; 

- Völkerrechtliche Innovationen: Ersatz des »Prinzips der absoluten Souve- 
ränität« (»Harmon-Doktrin«, welche beispielsweise den Flußquellen näher 
liegende Länder sog. Oberlieger wie die Türkei begünstigt) und des kon- 
fligierenden Prinzips der »absoluten Integrität« (Unterlieger haben ein 
Vetorecht, etwa der Irak und Syrien gegenüber türkischen Dammprojek- 
ten). 

Es wird sichtbar, daß die aktuelle Debatte über Globalisierung sowie das 
Erfordernis, von der Absolutheit staatlicher Souveränität abzugehen, auch 
aus Ökologischen Gründen, und hier sehr wirksam, Auftrieb erfährt. Im 
Streit um Wasser suchen die Planer derzeit nach Kompromißformeln wie 
einer »Doktrin der beschränkten Souveränität« in diesem Bereich. Anzu- 
führen ist hier die sogenannte »Salzburger Resolution« von 1961, mit der 


3  Schiffler führt ferner - weniger überzeugend - den Begriff der »Wasserdiplomatie« ein, 
gefaßt als »Kunst der gerechten Aufteilung grenzüberschreitender Wasserressourcen« 
(Schiffler 1995, 14). Die normative Aufladung (»gerechte Aufteilung«) sowie der analy- 
sefeindliche Terminus »Kunst« machen dieses Konzept kaum nutzbar. 
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die gewissenhafte Abwägung sämtlicher Eingriffe in eine »hydrographi- 
sche Einheit« als allgemeines Prinzip der Staatenpraxis eingefordert wur- 
de. Die einflußreiche International Law Association hat nunmehr mit ihrem 
Vorschlag, den sogenannten »Helsinki-Rules«, eine »equitable apportio- 
nement and utilization doctrine« für Wasser völkerrechtlich zu bilden, ei- 
nen weiteren Pflock auf dem Weg zu einer kriegsvermeidenden internatio- 
nalen Wasserpolitik eingeschlagen. 

Das sind, im historischen Vergleich, Vorläufe (wie sie sich auch zur Bil- 
dung solcher Einrichtungen wie der Vereinten Nationen einfach aufzeigen 
lassen). Diese Vorläufe zeigen Pilotprojekte an: so oder ähnlich müßte die 
Bildung internationaler Institutionen aussehen, um drohende Konflikte zu 
entschärfen. Die internationale Gemeinschaft hat dann recht oft die Vor- 
schläge solcher an sich unlegitimierter Akteure wie der International Law 
Association aufgegriffen. Bemerkenswerterweise steht international eher 
mehr Regulation als etwa Deregulation auf der Agenda. 
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Frank Biermann 


Mensch und Meer 


Zur sozialen Aneignung der Ozeane 


Siebzig Prozent der Erdoberfläche sind von Ozeanen bedeckt. So wie alles 
Leben im Meer entstanden ist, so hängen noch heute die globalen Stoffkreis- 
läufe und das Weltklima von den marinen Ökosystemen ab. Neunzig Prozent 
des Welthandels erfolgt über den Seeweg, ein Drittel der bekannten 
Welterdöl- und -gasvorkommen liegen »offshore« im Meeresboden, und 
über vierzig Prozent des Eiweißbedarfs in der »Dritten Welt« wird durch 
Fischfang gedeckt - diese Beispiele unterstreichen die fundamentale Bedeu- 
tung der Meere für den Menschen. Wie sieht nun das gesellschaftliche Ver- 
hältnis von Mensch und Meer aus, wie läßt sich die politische Ökonomie des 
Meeres, der Prozeß der sozialen Aneignung und Nutzung der Ozeane durch 
den Menschen, beschreiben? In diesem Aufsatz werden zwei Entwicklungen 
skizziert, die teils gegenläufig, meist jedoch aufeinander bezogen und parallel 
die politische Ökonomie der Ozeane in diesem Jahrhundert bestimmt haben: 
Zum einen die fortschreitende Aneignung der Meere und ihrer Ressourcen 
durch die Küstenstaaten, die »Plünderung der Ozeane« (Vitzthum 1981). 
Zum anderen die wachsende Verregelung und Verrechtlichung der menschli- 
chen Nutzung der Meere, in der die einzelnen Staaten im Rahmen ihrer ver- 
bleibenden Meeresfreiheit einem Geflecht von internationalen Normen un- 
terworfen wurden. Ein dritter Aspekt der politischen Ökonomie der Meere 
wird am Ende dieses Beitrags thematisiert: die zunehmende Störung - teils 
Zer-störung - der marinen Ökosysteme, die zu einem Paradigmenwechsel der 
menschlichen Nutzung der Meere geführt hat und so einen gänzlich neuen 
Ansatz im Verhältnis von Mensch und Meer erfordert. 


1. Vom Ende der Meeresfreiheit 


Die Plünderung der Meere 

Traditionell waren die Meere »frei«. Jedem Staat stand die See als Trans- 
portweg offen, und die Fischgründe galten als Gemeineigentum der Staa- 
tengemeinschaft, wie es der Niederländer Hugo Grotius, der »Vater des 
Völkerrechts«, schon 1609 in seiner Programmschrift Mare Liberum ver- 
kündet hatte. Einige wenige Ausnahmen sollten diese Grundfreiheit der 
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Meeresnutzung sichern helfen, so etwa das Recht und die Pflicht aller See- 
fahrerstaaten, die Seeräuberei und (später) den Sklaven- und Drogenhandel 
zu bekämpfen. Zudem blieb ein schmaler Streifen von drei Seemeilen vor 
den Küsten der ausschließlichen Kontrolle der Küstenstaaten vorbehalten, 
um deren Sicherheitsbedürfnissen Rechnung zu tragen. Soweit die Macht 
der damaligen Ufergeschütze reichte, etwa drei Meilen, soweit sollte sich 
auch die Macht des Staates erstrecken - potestatem terrae finiri, ubi finitur 
armorum vis (vgl. als Überblick Anand 1982). 

Mit der Entdeckung von beträchtlichen Ölvorkommen im Festlandsockel - 
dem auch als Kontinentalschelf bezeichneten »Unterwasserteil« der Konti- 
nente - begann die Infragestellung des Prinzips der Meeresfreiheit. Ohne 
eine internationale Regelung abzuwarten oder anzustreben, schufen die 
Vereinigten Staaten 1945 vollendete Tatsachen und erklärten in der »Tru- 
man-Deklaration« ihre Souveränität über alle Bodenschätze in dem der 
USA angrenzenden Festlandsockel. Diesem Vorpreschen der USA folgten 
bald die meisten Küstenstaaten, denen ein Festlandsockel vorgelagert war. 
Das traditionelle Meeresnutzungsregime, der überkommene Grundsatz des 
mare liberum, begann zu erodieren. Die Vereinten Nationen beriefen 1958 
eine erste internationale Seerechtskonferenz nach Genf, um einvernehmli- 
che Regelungen zu erzielen und den Universalismus des Seerechts auch 
unter veränderten Bedingungen zu bewahren. Da eine Internationalisierung 
der marinen Ölvorkommen nie ernsthaft zur Debatte stand, endete die I. 
UN-Seerechtskonferenz mit der Legitimation der küstenstaatlichen Be- 
gehrlichkeiten, denen im Genfer Übereinkommen über den Festlandsockel 
von 1958 das Recht auf den ihnen angrenzenden Teil des kontinentalen 
Schelfs zugesichert wurde. Nach der terrestrischen Grenzziehung begann 
so in den fünfziger Jahren die »Landnahme zur See«, also die Festlegung 
zwischenstaatlicher Grenzen auf dem Festlandsockel. Anders als auf dem 
Lande, verlief diese Grenzziehung selbst dort weitgehend friedlich, wo 
Offshore-Ölvorkommen erhebliche Gewinne versprachen; nur sehr verein- 
zelt, etwa im Südchinesischen Meer um die Spratley-Inseln,' drohen noch 
militärische Konflikte. Auffallend häufig wurden marine Grenzstreitigkei- 
ten nicht durch zwischenstaatliche Verhandlungen, sondern durch 


l Die Spratley-Inseln sind eine Gruppe von 33 Inseln und etwa 700 Atollen im Südchinesi- 
schen Meer, die ganz oder teilweise von Brunei, China, Malaysia, Taiwan, den Philippi- 
nen und Vietnam beansprucht werden und reiche Vorkommen an Erdöl und -gas umfas- 
sen. Teile der Spratleys wurden von China bereits in militärischen Auseinandersetzungen 
mit Vietnam 1974 und 1988 besetzt, und China scheint zur Durchsetzung seines An- 
spruchs auf die übrigen Inseln nicht vor der Anwendung militärischer Gewalt zurückzu- 
schrecken. Nach der Besetzung einiger von den Philippinen beanspruchter Inseln (Kala- 
yaan-Archipel) beschloß die philippinische Regierung ein umfassendes Rüstungspro- 
gramm (Frankfurter Rundschau, 6. März 1995). 
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Schiedsgerichte oder die Anrufung des Internationalen Gerichtshofs in Den 
Haag gelöst, der in kleineren Grenzkonflikten eines seiner quantitativ be- 
deutsamsten Tätigkeitsfelder fand.’ Die Bundesrepublik Deutschland er- 
stritt sich, als sogenannter Kurzküstenstaat, 1969 in Den Haag einen Teil 
des Nordseeschelfs in der Deutschen Bucht, für den nachfolgend eine 
»Festlandsockelbergverordnung« erlassen wurde. 

Steigende Nachfrage nach Fischprodukten, verbesserte Techniken der 
Schiffahrt und des Fischfangs sowie der Mangel an zwischenstaatlichem 
Management führten am Ende des 19. Jahrhunderts im Nordatlantik zu er- 
sten Überfischungserscheinungen. 1902 richteten betroffene Staaten den 
Internationalen Rat für Meeresforschung (ICES) mit Sitz in Kopenhagen 
ein, um den Erkenntnisstand über die Fischbestände zu verbessern und ein 
kontrolliertes Management zu ermöglichen. 1920 folgte die Gründung des 
Internationalen Büros für Walfangstatistik in Norwegen. Beide Einrichtun- 
gen waren jedoch nicht in der Lage, die »Tragedy of the Commons« (Har- 
din 1968) abzuwenden und die zunehmende Überfischung zu verhindern. 
Wie die Ölvorkommen im Festlandsockel, so befinden sich auch fast alle 
Fischgründe in einer nährstoffreichen Zone von etwa 200 Seemeilen ent- 
lang der Küsten. Anders als im Fall des Festlandsockels stand hier jedoch 
einer Ausbeutung der »lebenden Ressourcen« durch gebietsfremde Staaten 
nichts im Wege, nachdem durch moderne Schiffs- und Gefriertechnologien 
die »Fernfischerei« ermöglicht wurde. Parallel zur Aneignung des Fest- 
landsockels begannen manche Staaten, vor allem in Lateinamerika, ihre 
Hoheitsgewässer von drei auf bis zu 200 Seemeilen auszudehnen, um die 
küstennahen Fischbestände ihrer eigenen Rechtshoheit zu unterwerfen und 
vor Fernfischern zu schützen. Da diese Küstenstaaten durch die Auswei- 
tung der Hoheitsgewässer jedoch nicht nur die Kontrolle über die Fische- 
rei, sondern auch über jegliche Schiffsbewegungen beanspruchten, stießen 
sie auf den Widerstand der Schiffahrtsnationen. Weder die Vereinigten 
Staaten und andere westliche Industriestaaten noch die Sowjetunion waren 
bereit, die Bewegungsfreiheit ihrer Handelsschiffe, die Versorgung mit 
Rohstoffen und den Aktionsradius ihrer Kriegsschiffe dem Diktat einiger 
Küstenstaaten im Süden zu unterwerfen. 1958 und 1960, auf den beiden 
ersten Seerechtskonferenzen der Vereinten Nationen in Genf, war noch keine 


2 So wurden die seewärtigen Grenzen im Golf von Maine (USA-Kanada, 1981-1984) und 
zwischen Großbritannien und Norwegen (1951) nicht durch bilaterale Verhandlungen, 
sondern durch ein Urteil des Internationalen Gerichtshofs gezogen. Die französisch- 
britische Grenzziehung im Ärmelkanal erfolgte durch ein eigens eingerichtetes Schieds- 
gericht in Genf. Viele marine Grenzkonflikte sind aber weiterhin ungelöst; nach Inkraft- 
treten der UN-Seerechtskonvention im November 1994 wurde in New York eine »Fest- 
landsockelgrenzkommission der Vereinten Nationen« eingerichtet, um dieAußengrenzen 
des Festlandsockels jenseits der 200-Meilen-Zonen festzulegen. 
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Einigung über die Ausdehnung der küstenstaatlichen Rechte möglich. Lange 
Zeit standen die Hoheitsansprüche einiger Küstenstaaten im Süden und deren 
Ablehnung durch die Schiffahrtsstaaten nebeneinander, ohne jedoch zu 
schwerwiegenden Konflikten zu führen. Die Kraft des Faktischen ließ jedoch 
die Normen des 19. Jahrhunderts obsolet werden. Fast alle Küstenstaaten be- 
anspruchten bald Hoheitsgewässer, Fischereizonen, Wirtschaftszonen und 
ähnliches, die regelmäßig über die traditionellen drei Meilen hinausgingen, 
sich oftmals gar bis zu 200 Seemeilen erstreckten. Die Zeit schien reif für ei- 
ne dritte Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen. 

Diese wurde noch aus einem weiteren Grund dringend notwendig: Wieder 
waren Rohstoffe in den Ozeanen entdeckt worden, diesmal aber nicht, wie 
die Ölvorkommen, im küstennahen Schelf, sondern in den noch weitgehend 
unbekannten Gefilden der Tiefsee, 4000 Meter unter dem Meeresspiegel. Es 
handelte sich vornehmlich um faustgroße Gesteinsbrocken, die - so schien cs 
zumindest in den sechziger Jähren - dichte Felder auf dem Boden der Tiefsee 
bildeten. Erste Schätzungen ergaben, daß der Mineralgehalt der Tiefseeschät- 
ze an Eisen, Nickel, Kobalt und Mangan (dem die Gesteinsbrocken ihren 
Beinamen »Manganknollen« verdanken) sämtliche bekannten Landvorräte 
um das zehn- bis zwanzigfache übersteigen könnte. Einem fortschrittsgewis- 
sen Jahrzehnt, das sich gerade den Mond zu erobern anschickte, schien das 
Ende aller Rohstoffsorgen nahe - wie auch erhebliche Profite für die, die die 
Schätze der Tiefsee zu heben vermochten. Die Industriestaaten beriefen sich 
hier auf die Freiheit der Meere, aus der sie die Freiheit des Tiefseebergbaus 
ableiteten. Hiergegen wandte sich die »Dritte Welt«, deren konzeptionelles 
Banner 1967 von dem maltesischen UN-Botschafter, Arvid Pardo, in einer 
Rede vor der UN-Generalversammlung aufgepflanzt wurde: 

»... Es steht zu befürchten, daß der Meeresboden jenseits der nationalen Hoheitsgrenzen zu- 
nehmend einem Wettlauf um einzelstaatliche Aneignung und Ausbeutung ausgesetzt wird. 
Wahrscheinlich wird dies zu einer Militarisierung des Meeresbodens ... und zur Ausbeutung 
von Ressourcen mit einem polentiell unermeßlichen Nutzen für die Welt führen, nur für den 
Vorteil einiger weniger technologisch fortgeschrittener Länder. ... Daher sollte in Erwägung 
gezogen werden, daß die Zeit gekommen ist, den Meeresboden zum "gemeinsamen Erbe der 


Menschheit zu erklären« (UN-Generaiversammlung, Dok. A/6695 vom 18. Aug. 1967; 
deutsch v. Verf.). 


Die Manganknollen sollten ein gemeinsames Erbe der gesamten Menschheit 
sein, das hieß vor allem: nicht zum Nutzen einiger weniger Staaten ausgebeu- 
tet werden. Die Generalversammlung richtete zunächst in einstimmigem Be- 
schluß einen Ad-hoc-Ausschuß über die Frage des Meeresbodens ein, der 
1968 in einen Ständigen Ausschuß umgewandelt wurde. Hier wurde - wieder 
von Malta - die Einberufung einer dritten Seerechtskonferenz gefordert. Zu- 
nächst wollten die westlichen Industriestaaten diese Konferenz auf Probleme 
des Tiefseebergbaus beschränken. Unter dem Druck der unabhängig gewor- 
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denen Staaten des Südens, die eine Revision des gesamten, ohne ihr Zutun 
entstandenen Seerechts forderten, entwickelte sich die IH. Seerechtskonfe- 
renz von der Regelung des Tiefseebergbaus zu einer allumfassenden Legis- 
lative über die Rechtsordnung der Meere. Wie der Kieler Ministerialbeamte 
Uwe Jenisch zu Recht anmerkte, ist selbst der Begriff »Seerechtskonferenz« 
irreführend - »in erster Linie handelt es sich um [die Aushandlung einer] 
Nutzungsordnung und um die Gestaltung von (Wirtschafts)politik« (Jenisch 
1995, 31). Die Generalversammlung der Vereinten Nationen erteilte der See- 
rechtskonferenz, die 1973 erstmals zusammentrat, daher den Auftrag, 


»ein Übereinkommen zu beschließen, das alles regeln solle, das mit dem Seerecht zusamrnen- 
hängt, ... und dabei zu bedenken, daß alle Probleme des Meeresraums eng verknüpft sind und 
nur als Ganzes gesehen werden können.« (UN-Generalversammlung, Resolution 3067 
(XXVI), 16. Nov. 1973; deutsch v. Verf.) 

So ist es kaum verwunderlich, daß die III. Seerechtskonferenz, die das ge- 
samte Verhältnis von Mensch und Meer neu zu regeln hatte, auch zu der 
längsten diplomatischen Konferenz in der Geschichte der Menschheit wur- 
de - erst nach neun Jahren lag ein unterschriftsreifes Dokument vor, die 
»Seerechtskonvention der Vereinten Nationen«. Selbst dieses bedeutete 
nicht das Ende des Verhandlungsprozesses: Initiiert von der 1981 ins Amt 
gekommenen, dem Multilateralismus feindlich gegenüber stehenden US- 
Regierung unter Ronald Reagan verweigerten alle westlichen Industrielän- 
der mit Ausnahme Islands die Ratifikation des Vertragstextes. Manche 
Hardliner wie die Vereinigten Staaten oder die Bundesrepublik Deutsch- 
land boykottierten sogar die Unterschrift. In den Augen der Industrieländer 
enthielt die Seerechtskonvention in ihrer Tiefseebergbauordnung zu viele 
Bestimmungen, die den Wirtschaftsinteressen des Nordens widersprachen. 
Da der Tiefseebergbau jedoch als ein technisch sehr aufwendiges Unterfan- 
gen ohne die Industriestaaten nicht denkbar schien, sahen die Entwicklungs- 
länder sich Ende der achtziger Jahre zu Nachverhandlungen gezwungen, in 
denen sie den Forderungen der westlichen Industrieländer nachgaben und 
diesen so den Beitritt ermöglichten. So ist die UN-Seerechtskonvention erst 
am 16. November 1994, zwölf Jahre nach der Schlußakte der Seerechtskon- 
ferenz, in Kraft getreten. Der Universalismus des Übereinkommens blieb je- 
doch gewahrt, und die Seerechtskonvention wurde zu dem, was ihr seit den 
siebziger Jahren zugedacht war - eine »Verfassung der Ozeane«. 

Wie sieht diese Verfassung der Ozeane aus? Zunächst ist sie, wie alle Ver- 
fassungen in den Augen der Rechtsgelehrten sein müssen: (verhältnismä- 
Big) kurz und dunkel. Geregelt wird nur, welcher Staat wo für wen welche 
Normen erlassen und durchsetzen darf. Detailliertere Standards, etwa über 
Fischereiquoten, die Versenkung von Bohrinseln oder die Öleinleitung von 
Tankschiffen, finden sich in anderen Rechtsdokumenten oder müssen sich 
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in der Staatenpraxis herausbilden. Die Seerechtskonvention liefert nur den 
verfassungsmäßigen Rahmen - und das Verfassungsgericht gleich dazu, 
nämlich den Internationalen Seegerichtshof, der nun, nachdem Deutsch- 
land 1994 noch zwei Tage vor Fristablauf der Konvention beigetreten ist, 
in Hamburg seinen Sitz beziehen wird.‘ Die Kompetenzen des Gerichts- 
hofs, neben dem noch andere Schiedsgerichte und -kommissionen bestehen 
werden, sind für ein zwischenstaatliches Gericht zwar beträchtlich; es 
bleibt jedoch abzuwarten, inwieweit die Rechtsprechung des Gerichts und 
die Unterwerfungswilligkeit der Staaten hier den elaborierten Streitschlich- 
tungsmechanismus der Seerechtskonvention mit Leben erfüllen wird.‘ 

Die mehrfach abgestufte Rechtshoheit der Staaten auf See folgt einem zo- 
nalen Ansatz. So darf nun jeder Küstenstaat seewärts ein Hoheitsgewässer 
von höchstens zwölf - statt bisher drei - Meilen Ausdehnung beanspru- 
chen.’ Die Rechte des Küstenstaates sind auch hier nicht absolut, sondern 
unterliegen bestimmten Einschränkungen, die weiterhin auf traditionellen 
Rechtsinstituten basieren. Vor allem dürfen Küstenstaaten die friedliche 
Durchfahrt (innocent passage) von ausländischen Schiffen, solange diese 
keinen Hafen anlaufen, nicht behindern. Unfriedlich wird eine derartige 
Durchfahrt nicht nur durch Waffengebrauch, sondern auch durch unerlaub- 
ten Fischfang, Schmuggel oder vorsätzliche und schwerwiegende Umwelt- 
verschmutzung. Auf die Hoheitsgewässer folgt eine sogenannte Anschluß- 
zone von weiteren zwölf Seemeilen, die ebenfalls schon traditionell aner- 
kannt war: Hier können bestimmte Vergehen von Schiffen verfolgt wer- 
den, etwa Verstöße gegen Zoll- und Einwanderungsbestimmungen. 
Darüber hinaus darf der Küstenstaat nun eine »ausschließliche Wirt- 
schaftszone« beanspruchen, die sich bis zu 200 Seemeilen ins Meer hinaus 
erstrecken darf.‘ Diese neuartige Rechtsordnung ist gleichsam der Kom- 


3 Die Wahl der Richter wird im August 1996 erfolgen, wobei deren geographische Vertei- 
lung voraussichtlich »demokratischer« sein wird als beim Internationalen Gerichtshof in 
Den Haag, das heißt es werden mehr Richter und Richterinnen aus dem Süden berück- 
sichtigt (vgl. als Überblick Birke 1995), 

4 Bislang haben erst Deutschland, Uruguay und Kap Verde bei ihrem Beitritt zur Seerechts- 
konvention ihre Priorität für die Rechtsprechung des Internationalen Seegerichtshofs bei 
marinen Konflikten erklärt, allerdings stehen die Beitrittsurkunden der meisten Industrie- 
staaten noch aus; auch können Unterwerfungserklärungen nachträglich abgegeben wer- 
den. So ist die zukünftige Rolle des Seegerichtshofs noch nicht absehbar. Sollte dieser je- 
doch erfolgreich sein, wäre, auch in Verbindung mit ähnlichen Entwicklungen im Regime 
der neuen Welthandelsorganisation, ein erheblicher Schritt in der Verrechtlichung der in- 
ternationalen Politik festzustellen. 

5 Die Bundesrepublik Deutschland hat die Ausdehnung der Grenzen ihrer Hoheitsgewässer 
(amtlich »Küstenmeer«) von drei auf zwölf Seemeilen am 11. Nov. 1994 erklärt, wobei 
die DDR diesen Schritt schon vorher vollzogen hatte (Bundesgesetzblatt I 1994, S.3428). 

6 Siehe ausführlich Gündling (1983). Die 200-Meilen-Wirtschaftszone ist nicht deckungs- 
gleich mit dem Regime des Festlandsockels: Wenn sich dieser über 200 Seemeilen hinaus 
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promiß zwischen Küstenstaaten, die Hoheitsgewässer von bis zu 200 See- 
meilen beansprucht hatten, und Schiffahrtsnationen, die die Freiheit des 
maritimen Transports sichern wollten, sei es für die Versorgung mit »vita- 
len« Rohstoffen, den Güterhandel oder auch die freie Fahrt für Flugzeug- 
träger und kernwaffenbestückte Unterseeboote. Die von der Seerechtskon- 
vention legitimierten Wirtschaftszonen sind »ausschließlich« in einem 
zweifachen Sinn: Alle wirtschaftlichen Gewinne stehen ausschließlich dem 
Küstenstaat zu, dessen Rechte andererseits ausschließlich wirtschaftlicher 
Natur sind. Über Fischfang, Ölfunde, Meeresforschung und teilweise auch 
Umweltverschmutzung hinaus genießt ein Küstenstaat jenseits der Ho- 
heitsgewässer und der Anschlußzone keinerlei Hoheitsrechte mehr. 
inzwischen haben 94 Küstenstaaten ausschließliche Wirtschaftszonen de- 
klariert; auch der Kurzküstenstaat Deutschland hat sich 1994 das kleine 
ihm zustehende Stück von Nord- und Ostsee angeeignet.’ Konflikte, etwa 
bei gegenüberliegenden Staaten, blieben bei der neuerlichen Grenzziehung 
meist aus, auch wenn in manchen Regionen, etwa im Mittelmeer, vorerst 
noch ganz auf die Ausrufung und Abgrenzung von Wirtschaftszonen ver- 
zichtet wurde. Griechenland hat es bislang noch nicht einmal vermocht, die 
Hoheitsgewässer in der Ägäis von drei auf zwölf Seemeilen auszudehnen, 
da die Türkei hierin einen Kriegsgrund sieht und dies - zeitgleich zum In- 
krafttreten der Seerechtskonvention - mit umfangreichen Manövern ihrer 
Luft- und Marinestreitkräfte in der Ägäis unterstrich. 

Die in der ursprünglichen Seerechtskonvention vereinbarte Tiefseeberg- 
bauordnung, niederlegt in ihrem XI. Teil, war kaum noch durchsetzbar, 
nachdem die Industriestaaten unter Führung der Reagan-Regierung die 
Ratifikation der Seerechtskonvention verweigert hatten. Diese 1982 be- 
schlossene Regelung hatte den Grundsatz des »gemeinsamen Menschheits- 
erbes« bekräftigt und einen an sozialstaatlichem Gedankengut angelehnten 
globalen Umverteilungspian für die durch Tiefseebergbau erzieibaren 
Gewinne vorgesehen. Dies bedeutete, daß die technologisch fortgeschritte- 
nen Bergbaukonzerne des Nordens zur Ausbeutung der Tiefseeboden- 


ins Meer hinaus erstreckt, hat der betreffende Küstenstaat weiterhin Nutzungsrechte bis 
zu einer Grenze von 350 Seemeilen. Allerdings soll für die Förderung von mineralischen 
Rohstoffen im Festlandsockel jenseits der 200 Seemeilen ein internationaler Förderzins 
von bis zu 7% im Jahr erhoben werden, zahlbar an die Internationale Meeresbodenbehör- 
de, die diese Erlöse dann an die ärmsten Entwicklungsländer verteilen soll (Art. 76 und 82 
der Seerechtskonvention). 

7 Bekanntmachung der Proklamation der Bundesrepublik Deutschland über die Errichtung 
einer ausschließlichen Wirtschaftszone der Bundesrepublik Deutschland in der Nordsee 
und in der Ostsee vom 25. November 1994, Bundesgesetzblatt II 1994, S.3770. 

8 Vorerst verzichtete Griechenland auf die Deklaration einer Zwölfmeilengrenze, reagierte 
jedoch mit ähnlichen Manövern, zum Teil in der Nähe der türkischen Schiffe. Beide 
Streitkräfte übten mit scharfer Munition (Süddeutsche Zeitung, 15./16. Nov. 1994). 
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schätze eingeladen wurden, jedoch bedeutende Teile der Verkaufserlöse an 
dem gemeinsamen Menschheitserbe den ärmeren Ländern zur Verfügung 
stellen sollten. Für die Verteilung sollte eine Internationale Meeresboden- 
behörde mit Sitz in Jamaika ins Leben gerufen werden, die damit bei Auf- 
nahme des Tiefscebergbaus zu einer der finanzstärksten Institutionen in der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit avanciert wäre. Die aufgrund 
der Boykottstrategie der Industrieländer notwendig gewordenen Nachver- 
handlungen im Rahmen der Vereinten Nationen haben nun, unter geänder- 
ter weltpolitischer Konstellation, zur Neufassung der Tiefseebergbaube- 
stimmungen geführt, die den Interessen der Industrieländer Rechnung 
trägt. Diese Neufassung wurde als Übereinkommen zur Durchführung des 
Teiles XI des Seerechts-Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. 
Dezember 1982 am 29. Juli 1994 bei den Vereinten Nationen zur Zeich- 
nung aufgelegt, wobei der umstrittene Tiefseebergbau-Teil der Konvention 
weitgehend verändert ist. Das revidierte Regime folgt einem stärker 
marktwirtschaftlich orientierten Ansatz, der den Interessen der Bergbau- 
konzerne mehr Rechnung trägt als den Finanzbedürfnissen der ärmeren 
Länder des Südens. Eine Internationale Meeresbodenbehörde wird zwar 
wie 1982 vorgesehen in Jamaika eingerichtet werden, allerdings nur noch 
mit stark reduziertem Tätigkeitsbereich.’ Trotz der nun erreichten Rechts- 
sicherheit im Tiefseebergbau ist noch fraglich, ob dieser angesichts der 
niedrigen Rohstoffpreise überhaupt jemals aufgenommen werden wird. 
Bisherige Planungen gehen von einer Rentabilität der Förderung frühestens 
nach dem Jahr 2010 aus. Zudem mehren sich Stimmen, die der Erzförde- 
rung in der Tiefsee aus umweltpolitischen Gründen skeptisch gegenüber 
stehen. So sprach sich der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderungen für ein fünfzigjähriges Moratorium beim 
Tiefseebergbau aus, wie es 1991 für den Bergbau in der Antarktis verein- 
bart wurde (WBGUÜ 1996, 162). 

Beschreibt man die Meerespolitik des 20. Jahrhunderts als Plünderung und 
Zerstücklung der Meere, so stellt sich die Frage nach den Gewinnern und 
Verlierern.” Auffallend ist hier, daß die Gewinner und Verlierer nicht ent- 
lang bisheriger Akteursgruppierungen verortet werden können; statt dessen 
folgten die Akteursgruppierungen auf der III. Seerechtskonferenz weitge- 


9 Der fast dreißigjährige Konflikt um den Tiefseebergbau, der nun zumindest in seinen 
Verteilungsaspekten zugunsten der Industrieländer beendet ist, kann hier nicht näher dar- 
gestellt werden: Siehe für eine kritische Sichtweise Tomczak (1994), der den Industrie- 
ländern »Erbschleicherei« vorwirft, und als Gegenstück den eher regierungsamtlichen 
Aufsatz von Koch (1994). 

10 Vgl. ausführlicher zu den Verteilungskonflikten und Akteursgruppierungen auf der HI. 
UN-Seerechtskonferenz Alexander (1983), Filali (1984) sowie Wolf (1981). Zum marinen 
Umweltrecht der Seerechtskonvention siehe Biermann (1994, 75-121; 1995a). 
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hend den meist geographisch bestimmten Interessen, so daß sich die Staa- 
ten als Gruppe der Fernfischereistaaten, der Binnen- und »geographisch 
benachteiligten« Staaten, der Insel- und Archipelstaaten, der Langküsten- 
staaten, der Seeschiffahrtsstaaten, der Breitschelfstaaten, der Meeresberg- 
baustaaten, der Landproduzenten von meerestechnisch gewinnbaren Roh- 
stoffen oder der Meerengenstaaten formierten. Die Küstenstaaten konnten 
sich ausschließliche Eigentumsrechte an über 90% der globalen Fischbe- 
stände und an sämtlichen Ölvorkommen sichern, indem sie die Besitznah- 
me des angrenzenden Festlandsockels und seewärtige ausschließliche 
Wirtschaftszonen deklarierten. Zu den Staaten mit großen Öl- und Gasvor- 
kommen in ihrem Festlandsockel gehören beispielsweise die USA, Groß- 
britannien, Norwegen, Kanada und Neuseeland, neben einer Reihe von 
Schwellenländern wie Brasilien, Mexiko, Nigeria, Indien, Indonesien so- 
wie den Staaten am Persisch-Arabischen Golf. Ertragreiche Fischgründe 
innerhalb der 200-Meilen-Wirtschaftszone haben beispielsweise die Ver- 
einigten Staaten, die Russische Föderation, Japan, Kanada, Island und 
Norwegen, aber auch Namibia und viele andere Staaten im Süden. Zu den 
Schiffahrtsstaaten, die auf der Seerechtskonferenz die traditionelle Freiheit 
der Seeschiffahrt weitgehend zu bewahren suchten, zählen die meisten In- 
dustrieländer, aber auch manche Staaten des Südens wie Liberia oder Pa- 
nama, zu denen Ende der siebziger Jahre weitere Entwicklungsländer tra- 
ten, die ihr Interesse am Schiffahrtsgewerbe entdeckten, wie etwa Argen- 
tinien, Kuba oder Brasilien. Die Gruppe der Küstenländer umfaßte zwar 
viele Staaten des Südens, aber auch einflußreiche Protagonisten wie Au- 
stralien, Neuseeland und Kanada, die hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Rechte auch von den Vereinigten Staaten unterstützt wurden. (Fast) gänz- 
lich leer gingen die Binnenstaaten und geographisch benachteiligten Staa- 
ten aus: Hierzu zählen manche der ärmsten - etwa Tschad, Niger und Ne- 
pal -, aber auch manche der reichsten, wie Luxemburg und die Schweiz. 
Die Tiefseebodenschätze jedoch, wenn sie jemals ausgebeutet werden 
sollten, werden zur Beute der Industrieländer und einiger weniger Schwel- 
lenländer im Süden, die allein zu ihrer Förderung in der Lage sein werden. 


Die Verregelung des Seetransports 

Neben der freien Ausbeutung von marinen Ressourcen stand die ungehin- 
derte und unreglementierte Bewegung der Staaten im Mittelpunkt der Mee- 
resfreiheit. Jenseits der Dreimeilenzonen hatte jeder Staat das Recht der 
Schiffahrt und des Überflugs, eingeschränkt nur durch bestimmte Sonder- 
regelungen, etwa über die Neutralität im Kriege. Wie bei der Nutzung der 
Ressourcen konnte dieses Regime der absoluten Freiheit der Staaten auch 
bei der Seeschiffahrt angesichts des technologischen Fortschritts und der 
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drastischen Ausweitung des Welthandels seit Anfang dieses Jahrhunderts 
nicht Bestand haben. Während die Freiheit der Fischerei einer weitgehen- 
den Parzellierung der Ozeane durch die Küstenstaaten weichen mußte, 
blieb die Freiheit der Seeschiffahrt im Kern unverändert. Allerdings sind 
alle Schiffe heute einem umfangreichen Netz von international geltenden 
umwelt- und sicherheitspolitischen Standards unterworfen, deren Einhal- 
tung zumindest de jure zwingend vorgeschrieben ist. 

Dies betrifft zunächst den Bereich der Sicherheit auf See. Der Untergang 
der als unsinkbar geltenden Titanic, mit erheblichen Verlusten an Men- 
schenleben, hatte die Vereinbarung eines ersten Internationalen Überein- 
kommens zum Schutze des menschlichen Lebens auf See (SOLAS 1914) 
zur Folge, das in immer weiter ergänzten und erweiterten Fassungen noch 
heute gültig ist. Im Rahmen dieses Übereinkommens wurden Standards 
über Bauart, Ausrüstung, Betriebsweise und Besatzung von Seeschiffen 
vereinbart, die inzwischen universelle Geltung erlangt haben. Im Zeitalter 
des Massengütertransports und der Großtankschiffe wurde somit etwas ge- 
schaffen, was im nationalstaatlichen Rahmen der Straßenverkehrsordnung 
entspricht. So wurde etwa im Übereinkommen über internationale Regeln 
zur Verhütung von Zusammenstößen auf See von 1972 das Recht der Kü- 
stenstaaten präzisiert, für stark befahrene Meeresgebiete Verkehrsregelun- 
gen zu erlassen, wie sie jüngst von Großbritannien nach der Havarie der 
Braer (1993) für die Orkney- und Shetland-Inseln erlassen wurden. Da die 
überwiegende Mehrzahl aller Unfälle auf See durch menschliches Versa- 
gen verursacht werden, wurden im Rahmen der Internationalen See- 
schiffahrtsorganisation auch internationale Standards für die Ausbildung, 
die Erteilung von Befähigungsnachweisen und den Wachdienst von See- 
leuten ausgearbeitet, die 1984 als völkerrechtlich bindender Vertrag in 
Kraft getreten sind. 

Erste Ansätze zu vergleichbaren Standards gegen marine Umweltver- 
schmutzung durch Schiffe gehen auf verschiedene Initiativen der USA in 
den dreißiger Jahren zurück. 1954 konnte in London eine Übereinkunft 
über ein Internationales Übereinkommen zur Verhütung der Meeresver- 
schmutzung durch Öl (OILPOL 1954) erzielt werden. Seinerzeit - achtzehn 
Jahre vor der Konferenz der Vereinten Nationen über die menschliche 
Umwelt in Stockholm (1972) - galt dieses Übereinkommen als revolutio- 
när, da es als erster völkerrechtlich bindender Vertrag mit universeller 
Geltungskraft ein Umweltmedium direkt vor Verschmutzungen schützen 
sollte. Berechtigterweise mag daher von der Meeresumweltpolitik als ei- 
nem Schrittmacher globaler Umweltpolitik gesprochen werden - und tat- 
sächlich finden sich zahlreiche Regelungsprinzipien und -instrumente, die 
zum Schutz der Meere entwickelt wurden, in späteren Regimen in anderen 
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Bereichen der internationalen Umweltpolitik wieder. Dennoch, die frühen 
Regelungsmechanismen des OILPOL erwiesen sich als in der Realität des 
Schiffahrtsgewerbes nur wenig praktikabel, und der Schutzbereich des 
Übereinkommens - das Verbot bestimmter Öleinleitungen in küstennahen 
Gewässern - griff zu kurz. So erfolgte nach mehreren Revisionen des 
GILPOL-Übereinkommens schließlich eine grundlegende Neufassung der 
internationalen Regelungen schiffahrtsbedingter Meeresverschmutzung. Im 
Londoner Übereinkommen über die Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch Schiffe (MARPOL) von 1973 ersetzten die vertretenen Schiffahrts- 
staaten das OILPOL durch ein neues Regelungswerk, das, über ein Proto- 
koll von 1978, im Oktober 1983 in Kraft trat und inzwischen von 85 Staa- 
ten mit über 92% der globalen Schiffahrtstonnage ratifiziert worden ist. 
Beide Stoßrichtungen der Verregelung des Seeiransports, also zur Erhö- 
hung der Schiffssicherheit und zur Verhütung von Umweltverschmutzung, 
wurden durch die Seerechtskonvention verstärkt. Die Konvention bekräf- 
tigt die Freiheit der Schiffahrt, verlangt aber von allen seefahrenden Staa- 
ten, die international geltenden Verträge als Mindeststandards anzuwen- 
den. Dies wird auch durch die Einrichtung der ausschließlichen Wirt- 
schaftszonen kaum berührt. SOLAS, MARPOL und ähnliche Verträge 
können inzwischen gewohnheitsrechtliche Geltung beanspruchen, das 
heißt sie gelten für alle Staaten als eine Art »öffentliche Ordnung« des 
Meeresraums. Problematisch, insbesondere im Hinblick auf den Schutz der 
Umwelt, ist jedoch die Umsetzung dieser öffentlichen Ordnung, die weit- 
gehend den Flaggenstaaten überlassen bleibt. Angesichts der Möglichkeit 
der Schiffseigner, ihre Schiffe frei in jedes beliebige Land »auszuflaggen«, 
führt hier die unsichtbare Hand des Marktes zwar zu den billigsten Lösun- 
gen für die Schiffseigner, nicht jedoch für die marinen Ökosysteme, die 
weiterhin durch unfallträchtige Tanker unter »Billigflagge« gefährdet blei- 
ben. Allerdings beginnt sich, ausgehend von Europa, ein weltweites Sy- 
stem der Hafenstaatkontrolle zu etablieren, das durchaus in den nächsten 
Jahrzehnten zu einer verbesserten Überwachung von Substandardschiffen 
führen könnte (Biermann 1995a, 8-22). 


2. Mensch und marine Ökosysteme 


Die Inwertsetzung der Meere im 20. Jahrhundert, ihre Nutzung als Trans- 
portweg und die Ausbeutung ihrer mannigfachen Ressourcen wurde von ei- 
ner zunehmenden Schädigung der marinen Ökosysteme begleitet. Während 
im Verhältnis vom Menschen zum Meer bisher die Nutzung des Meeres im 
Vordergrund stand, gewinnt nun dessen Schutz immer mehr an Bedeutung. 

Die bisherigen Anstrengungen in der Meeresumweltpolitik blieben der 
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traditionellen Meeresnutzung verhaftet; das bestehende Meeresschutzregi- 
me spiegelt das bestehende Meeresnutzungsregime. So wandelte sich die 
internationale Seeschiffahrtsorganisation, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
als Koordinationsgremium der Schiffahrtsnationen gegründet worden war, 
seither zu einer partiellen Umweltorganisation, für die die Verhütung von 
schiffahrtsbedingter Meeresverschmutzung einen wesentlichen Arbeits- 
schwerpunkt darstellt - wobei die Entscheidungsstrukturen immer noch 
von den Schiffahrtsnationen dominiert werden, deren Interesse vornehm- 
lich vom reibungslosen Seetransport bestimmt ist. Für neu aufgetretene 
Umweltprobleme, wie die Giftmüllverklappung, wurden jeweils neue Ver- 
träge vereinbart, die von eigenständigen Vertragsstaatenkonferenzen ver- 
waltet werden. Auch für die Fischerei läßt sich feststellen, daß für viele 
Fischbestände gesonderte zwischenstaatliche Kommissionen gegründet 
wurden, die ein gemeinsames Management ermöglichen sollten. Zwar er- 
hielten die Küstenstaaten durch die weitgehende Etablierung von aus- 
schließlichen Wirtschaftszonen Eigentumsrechte an fast 90% der Welt- 
fischbestände, was eigentlich einen schonenderen Umgang mit diesen Res- 
sourcen garantieren sollte. Da sich jedoch zahlreiche Fischarten nicht an 
die vom Menschen verfügten Wirtschaftszonen halten, sondern zwischen 
den Wirtschaftszonen oder zwischen den Wirtschaftszonen und der allen 
Staaten offenen Hohen See hin und her wechseln, besteht weiterhin erheb- 
licher Kooperationsbedarf. Die zahlreichen Pressemeldungen der letzten 
Jahre über »Fischereikriege« zeigen allerdings, daß dieser Kooperations- 
bedarf nur selten zu einer wirksamen Zusammenarbeit führt." 

Das Hauptproblem dieses bisherigen, sektoralen Ansatzes, in dem die ma- 


li Bekanntestes Beispiel ist der jüngste »Fischereikrieg« un die Heilbutt-Bestände auf den 
Neufundlandbänken außerhalb der kanadischen 200-Meilen-Zone: Im Frühjahr 1995 
brachten kanadische Polizeischiffe in internationalen Gewässern spanische Fischerboote 
auf, um die schwindenden Heilbutt-Bestände zu schützen, woraufhin die spanische Regie- 
rung Kriegsschiffe in den Nordwestatlantik entsandte. Die Rechtslage ist außerordentlich 
komplex: Grundsätzlich ist die EU auch in internationalen Gewässern zum Erhalt der Be- 
stände und zur Zusammenarbeit mit anderen betroffenen Staaten verpflichtet - gerade zu 
diesem Zweck war schon Ende der siebziger Jahre die Nordwestatlantische Fischereior- 
ganisation (NAFO) gegründet worden, der neben der EU und Kanada noch 13 weitere 
Staaten angehören. Allerdings setzte sich Brüssel regelmäßig über die Quotenpläne der 
NAFO hinweg, wozu die EU zwar dusch Ausnahmeklauseln des NAFO-Abkommens be- 
rechtigt ist, sich aber dennoch in deutlichen Widerspruch zum Geist des Abkommens und 
der entsprechenden Bestimmungen der Seerechtskonvention stellt. Kanada wiederum, 
dessen Fischer den Heilbutt innerhalb der 200-Meilen-Zone bereits weitgehend ausgerot- 
tet haben, handelte selbst rechtswidrig durch seine Polizeiaktionen in internationalen Ge- 
wässern, auch wenn es vielleicht die »ökologische Moral« auf seiner Seite haben mag. 
Eine eindeutige juristische Schuldzuweisung ist somit im Heilbutt-Krieg kaum möglich - 
beide Parteien haben gleichermaßen dazu beigetragen, den Grönland-Heilbutt an die 
Grenze der Ausrottung zu überfischen und so die Erhaltungspflicht der Seerechtskonven- 
tion zu mißachten. 


Mensch und Meer 29 


rine Umweltpolitik unmittelbar an die jeweilige Nutzungsform des Meeres 
anschloß, ist jedoch die Vernachlässigung der landgestützten Emissions- 
quellen. 70-80% der gesamten marinen Umweltbelastung erfolgen von dif- 
fusen Einleitungsquellen vom Land aus, die von der intensiven Landwirt- 
schaft, dem Kraftfahrzeugverkehr, Kraftwerken, Chemiefabriken bis zu 
Haushaltsabwässern reichen. Alle Wasser laufen ins Meer, wußte schon der 
Prediger Salomo (1,7), und so finden sich auch heute die Rückstände der 
modernen Indusiriegesellschaften im Meer und in den marinen Nahrungs- 
ketten wieder (GESAMP 1990). Selbst wenn ein Tankschiff seine Öltanks 
im Hafen geleert hat, ist die Schädigung der marinen Ökosysteme noch 
nicht vorüber, da drei Viertel der gesamten marinen Ölbelastung nicht 
durch Schiffe, sondern durch Emissionsquellen auf dem Land verursacht 
werden (GESAMP 1993). Auch über weiträumige Luftströmungen wird 
ein Großteil der Schadstoffe in die Meere transportiert, so daß sich etwa 
durch die Einführung bleifreien Benzins in den Vereinigten Staaten Ende der 
siebziger Jahre auch die Bleibelastung bei Austern und Muscheln merklich 
verringert hat (WRI 1992, 186). Insbesondere in der Nähe von Hafenstädten 
oder Zentren der Tourismusindustrie können sich auch Direkteinleitungen zu 
einem lokalen Problem entwickeln. So verdoppelt sich entlang der Mittel- 
meerküsten in der Reisezeit die Bevölkerung, wobei der Tourismus mit ins- 
gesamt 33 Millionen Hotel- und Pensionsbetten auch der Haupt-»Verbrau- 
cher« von Küstenlandschaft ist - die Verbauungsrate allein durch Tourismus 
beträgt an der spanischen Festland- und Inselküste etwa 42%, an der katala- 
nischen gar 58%.” Weltweit leben gegenwärtig etwa 60% der Weltbevölke- 
rung in küstennahen Gebieten, deren Einwohnerzahl sich bis zum Jahr 2020 
wohl verdoppeln wird - auf dann sechs Milliarden Menschen (UNEP 1992, 
107). Bei gleichbleibend mangelhafter Umweltvorsorge wird dies massive 
Verunreinigungen der küstennahen Gewässer zur Folge haben, wobei 


»Bedrohungen der Meeresressourcen [...] selten innerhalb von Zeitspannen nachweisbar 
[sind], in denen die Verschmutzung effektiv gestoppt werden könnte, bevor schädliche Ak- 
kumulationen auftreten. Die Verweildauer der Schadstoffe in den Ozeanen ist geringstenfalls 
eine Sache von Jahrzehnten, doch sie erweitert sich für eine Vielzahl von Substanzen auf 
Jahrhunderte oder mehr. Der Prozeß des Transports in den Ozean und der Akkumulation zu 
feststellbaren, doch nicht notwendigerweise unwirksamen Mengen ist in vielen Fällen eben- 
falls eine Sache von Jahrzehnten oder Jahrhunderten« (Global 2000, 1980, 304). 


Während Schädigungen mariner Ökosysteme durch die menschliche Nut- 
zung der Meere (Transport, Fischerei, Bergbau u.a.) bislang durch sektora- 
le, fallweise und meist nachsorgende Umweltpolitik angegangen wurden, 
entwickelte sich für landgestützte Emissionsquellen ein regionaler Ansatz, 


12 Es wird angenommen, daß im Jahre 2025 zwischen 173 und 341 Millionen Touristen im 
Küstengebiet des Mittelmeers ihren Urlaub verbringen werden (Jeftic et al. 1990, 27-29). 
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zuerst in Europa, wo die Nordsee- und OÖstseeanrainerstaaten schon An- 
fang der siebziger Jahre eine Reihe von Verträgen gegen die Verklappung 
von Giftmüll und gegen landgestützte Meeresverschmutzung schlossen. 
Auf der Basis dieser Verträge tagen seitdem mehrere Regierungskommis- 
sionen, wie die Pariser »Kommission zur Verhütung der Meeresver- 
schmutzung vom Lande aus« (PARCOM) und die Osloer »Kommission 
zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfäl- 
len« (OSCOM) für die Nordsee oder die »Kommission von Helsinki zum 
Schutze der Meeresumwelt des Ostseegebiets«, zu denen seit 1984 die 
nicht vertraglich vereinbarten Internationalen Nordseeschutzkonferenzen 
hinzukamen. Auch wenn manche Erfolge erreicht worden sind, so sind 
diese doch eher bescheiden geblieben. 

Noch weit geringer sind die umweltpolitischen Erfolge in anderen Regio- 
nen. So wird zwar seit 1975 vom Umweltprogramm der Vereinten Natio- 
nen (UNEP) die Übertragung des europäischen Ansatzes des Regionalge- 
wässerschutzes auf die küstennahen Meeresgebiete der Entwicklungsländer 
propagiert, wobei das erste, seither als Vorzeigeprojekt dienende Pro- 
gramm dem Schutz des Mittelmeers dienen sollte. Weitere Regionalmeer- 
programme folgten im Lauf der Jahre für den Persisch-Arabischen Golf, 
die südamerikanische Westküste, die west- und zentralafrikanischen Kü- 
stengewässer, das Rote Meer, die Karibik, die ostafrikanischen Regional- 
gewässer, den Südpazifik und das Schwarze Meer, und rechtlich unver- 
bindliche Aktionspläne bestehen weiterhin für südasiatische Gewässer und 
die Arktis und sind für das Japanische Meer in Vorbereitung (Biermann 
1994, 63-74; 121-149). Inzwischen sind über 140 Staaten an derartigen 
Regionalmeerprogrammen beteiligt, die alle mehr oder weniger dem glei- 
chen Muster folgen: Ein Rahmenvertrag verpflichtet die Anrainerstaaten 
zunächst völkerrechtlich, Meeresverschmutzung von allen Emissionsquel- 
len weitgehend zu verhindern; darauf aufbauend schreiben regionalspezifi- 
sche Zusatzprotokolle detailliertere Standards vor, etwa gegen Müllver- 
klappung, gegen landgestützte Verschmutzung oder Schiffsunfälle. 

Wenn man die Verträge liest, ist man zunächst beeindruckt von der Rege- 
lungsdichte. Dieser Eindruck verflüchtigt sich jedoch schnell, wenn der 
Blick auf die Umsetzung, also die konkreten Umweltprogramme der An- 
rainerstaaten gerichtet wird, die sich hinter diesen Verträgen verbergen. 
Als größter Erfolg des UNEP-Regionalmeerprogramms gilt das Mittel- 
meerprogramm, an dem alle Anrainerstaaten trotz der zahlreichen Regio- 
nalkonflikte mitarbeiten: Beispielsweise wurde 1976 ein Protokoll über die 
Zusammenarbeit in der Bekämpfung der Verschmutzung des Mittelmeers 
durch Öl und andere Schadstoffe bei Notfällen vereinbart, für das auf Mal- 
ta ein eigenes Regionalzentrum errichtet wurde, um unter anderem den 
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Kenntnisstand über schiffahrtsbedingte Einleitungen im Mittelmeer zu ver- 
bessern. Da die Küstenstaaten jedoch meist versäumten, das Regionalzen- 
trum über Unfälle zu unterrichten, mußte das Zentrum seine Statistiken 
bislang überwiegend auf der Basis von Presseberichten erstellen und 1982 
sogar einen Vertrag über unverzügliche Benachrichtigung von allen Ölun- 
fällen in der Region mit dem Versicherungsunternehmen Lloyd's abschlie- 
ßen (Jeftic et al. 1990, 59f). Während zahlreiche weitere Verträge mit aus- 
gefeilten Normen den Schutz der Fischbestände im Mittelmeer garantieren 
sollen, wird geschätzt, daß beispielsweise 95% der italienischen Fisch- 
fangflotte grundsätzlich gegen die geltenden Normen verstoßen.” Ebenso 
ernüchternd ist die Umsetzung des Protokolls von 1982 über besondere 
mediterrane Schutzgebiete, für die 1985 ein Regionalzentrum in Tunis ein- 
gerichtet wurde. 1988 wurde dieses Zentrum von einem eigens beauftrag- 
ten Berater des UN-Umweltprogramms besucht, der dort nur sechs Ange- 
stellte einschließlich des Fahrers und der Schreibkraft vorfand, wobei der 
Direktor nur ein Viertel seiner Arbeitszeit dem Zentrum widmete und der 
Experte für Schutzgebiete fast nie zur Arbeit erschien: Der UNEP-Berater 
kam zu dem Ergebnis, daß »Versäumnisse und Mangel an Effizienz das 
Projekt von Anfang an kennzeichneten« (UNEP 1988, 6-8). 

Diese drei Beispiele lassen deutlich werden, daß selbst in dem Vorzeige- 
projekt des UNEP, dem Mittelmeerprogramm, die reale Umsetzung der 
völkerrechtlichen Normen und der umfangreichen Aktionsprogramme 
kaum geeignet ist, die marinen Ökosysteme wirklich wirksam zu schützen. 
Dies gilt umso mehr für die übrigen UNEP-Regionalmeerprogramme in 
Afrıka, Asien und Lateinamerika. Eine wesentliche Ursache ist, kaum ver- 
wunderlich, der vorherrschende Mangel an Infrastruktur, an Geld, an den 
notwendigen Technologien - schon 1972 erklärte Indira Gandhi vor der 
ersten Weltumweltkonferenz: »Wie können wir mit denen, die in Dörfern 
und Slums leben, über die Reinhaltung von Ozeanen, Flüssen und Luft re- 
den, wenn ihre eigenen Wohnstätten von Grund auf verunreinigt sind?« 
Die Vereinigten Staaten und Kanada haben beispielsweise allein zur Sanie- 
rung der Großen Seen fast neun Milliarden US-Dollar für die Behandlung 
der städtischen und industriellen Abwässer aufgewendet - vergleichbare 
Summen liegen weit außerhalb der Möglichkeiten von ärmeren Entwick- 
lungsländern, in denen bislang weniger als 5% der Abwässer behandelt 
werden (WRI 1992, 185). So kam auch die Weltkommission für Umwelt 
und Entwicklung im Brundtland-Bericht von 1987 zu dem Schluß, daß es 
»eine Sache sei, ein paar Millionen Dollar für die Forschung auszugeben, 
und eine ganz andere Sache, die Forschungsergebnisse in Entwicklungs- 


13 So der italienische Fischereibiologe Dr. Antoni di Natale (pers. Mitteilung, Aug. 1995). 
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pläne für das Festland einzubeziehen und strenge Umweltschutzkoniroll- 
programme durchzusetzen«, woraufhin die Kommission forderte, »über 
allgemeine Vereinbarungen über Ziele und über reine Forschung hinaus- 
zukommen zu einem soliden Zeitplan von Investitionen in einem wirklich 
wirksamen Ausmaß« (Brundtland-Bericht 1987, 268f). Es ist jedoch kaum 
davon auszugehen, daß derartige Investitionsprogramme noch im Rahmen 
der UNEP-Regionalmeerprogramme möglich sein werden. 

Aus ihrer Gesamtanalyse der Meeresumweltpolitik kam die UN-Weltkom- 
mission über Umwelt und Entwicklung statt dessen zu dem Ergebnis, daß 


»dauerhafte Entwicklung, wenn nicht das Überleben selbst, bedeutende Fortschritte in der 
Verwaltung der Meere erfordert. Beträchtliche Veränderungen werden in unseren Institutionen 
und Richtlinien erforderlich sein, und weitere Ressourcen müssen der Verwaltung der Meere 
unterstellt werden« (Brundtland-Bericht 1987, 262). 

Die 1994 in Kraft getretene Scerechtskonvention der Vereinten Nationen 
kann diese Aufgabe nicht erfüllen; als »Verfassungswerk« regelt sie zwi- 
schenstaatliche Kompetenzen, aber kaum materielle Pflichten und Rechte. 
So verpflichten Artikel 207 und 212 der Seerechtskonvention zwar alle 
Staaten, Maßnahmen gegen landgestützte Meeresverschmutzung zu ergrei- 
fen; dabei müssen die Staaten jedoch spezielle internationale Verträge nur 
»in Betracht ziehen«, diese also nicht als Mindeststandard beachten. Auch 
ist der materielle Gehalt derartiger Übereinkommen gegen landgestützte 
Verschmutzung, die bislang nur auf regionaler Ebene vereinbart werden 
konnten, äußerst dünn. 

»Bedeutende Fortschritte in der Verwaltung der Meere« und »beträchtliche 
Veränderungen in unseren Institutionen und Richtlinien«, wie sie die 
Brundtland-Kommission fordert, werden nur über einen Paradigmenwech- 
sel möglich sein, der mit der bisherigen Fixierung auf die Nutzung der 
Meere bricht. Während das 20. Jahrhundert das Jahrhundert der Aneignung 
der marinen Schätze durch die Küstenstaaten und der parallel verlaufenden 
Verregelung und Verrechtlichung des Seetransports war, muß nun der 
Schutz der marinen Ökosysteme vor landgestützten Emissionsquellen in 
den Vordergrund treten, auch im Hinblick auf die klimastabilisierende 
Funktion der Meere als Kohlenstoffsenken. An die Stelle der Verteilung 


14 Die Brundtland-Kommission schrieb ferner: »Die herkömmlichen nationalen Hoheits- 
rechte werden zunehmend in Frage gestellt durch die Wirklichkeit der gegenseitigen Ab- 
hängigkeit von Ökologie und Wirtschaft. Dies gilt nirgends so sehr wie in den gemeinsa- 
men Ökosystemen und den unter internationaler Hoheit stehenden Gebieten [...]. Hier 
kann dauerhafte Entwicklung nur garantiert werden durch internationale Zusammenarbeit 
und durch Vereinbarungen zur Überwachung, Entwicklung und Verwaltung im gemein- 
samen Interesse« (ebd., 259). »Eine offizielle internationale Verwaltung über die aus- 
schließlichen Wirtschaftszonen hinaus ist notwendig; für alle Gebiete sollte eine größere 
internationale Zusammenarbeit entstehen, einschließlich eines verbesserten Rahmens, der 
nationale Eingriffe koordiniert« (ebd., 261). 
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Der Facharbeitskreis Meere im Forum 
»Umwelt & Entwicklung« deutscher Nichtregierungsorganisationen 


Mit 1.350 Millionen km’ Wasser, also 97% des gesamten Wassers der Erde, bedek- 
ken die Ozeane 70% der Erdoberfläche. Trotz dieser Ausmaße haben menschliche 
Schadstoffeinleitungen auch hier eine kritische Phase erreicht. 1990 schlugen die 
Meeresexperten der UNO Alarm: »Der Mensch hat schon überall in den Ozeanen 
seine Spuren hinterlassen - von den Polarmeeren bis zum Äquator, von den Strän- 
den bis in die Tiefsee ist die zunehmende Verseuchung mit Chemikalien und Abfäl- 
len festzustellen.« Die UNO-Experten warnten, daß »sich der Zustand der Mee- 
resumwelt noch im nächsten Jahrzehnt drastisch verschlechtern wird, wenn nicht 
sofort starke, koordinierte Anstrengungen auf nationaler und internationaler Ebene 
unternommen werden.« Ähnliche Forderungen hatte schon 1987 die Weltkommis- 
sion für Umwelt und Entwicklung (»Brundtland-Kommission«) angemahnt: Zu- 
kunftsfähige Entwicklung, »wenn nicht das Überleben selbst«, erforderten bedeu- 
tende Fortschritte in der Verwaltung der Meere. »Beträchtliche Veränderungen« 
seien in unseren Institutionen notwendig, und »weitere Ressourcen müssen der 
Verwaltung der Meere unterstellt werden.« 

Nichtsdestotrotz gibt es wohl kaum ein Umweltproblem, das in der deutschen Dis- 
kussion derart vernachlässigt wird wie der Schutz der marinen Ökosysteme. Wie 
der Präsident des Hamburger Bundesamtes für Seeschiffahrt und Hydrographie, 
Prof. Ehlers, jüngst in einem Vortrag anmerkte, leben die Menschen in Deutschland 
mit dem Rücken zum Meer - sie blickten in die falsche Richtung, denn, so Ehlers, 
die Mecre werden »für unser Leben und Überleben in Zukunft eine herausragende 
Rolle spielen. Das ist in unserem Land noch nicht erkannt.« 

Aus diesem Grund hat sich im Rahmen des 1992 gegründeten Forums »Umwelt & 
Entwicklung« deutscher Nichtregierungsorganisationen (NRO) ein Facharbeitskreis 
Meere gebildet, um die bisherigen Arbeiten deutscher NRO bundesweit zu koordi- 
nieren und gegenüber der Bundesregierung und den UN-Gremien gemeinsame 
Positionen zu erarbeiten. Da die UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung 
(CSD) 1996 schwerpunktmäßig den Schutz der marinen Ökosysteme behandelt, hat 
der Arbeitskreis Meere hierzu eine Stellungnahme in New York vorgelegt, in dem - 
im Anschluß an den Bericht der Brundtland-Kommission - grundlegende institutio- 
nelle Reformen gefordert werden, insbesondere die Aushandlung einer neuen »In- 
ternationalen Meeresschuizkonvention« und die Einrichtung eines »Blauen Fonds« 
für den Finanz- und Technologietransfer in den Süden, um den Schutz der tropi- 
schen Gewässer zu gewährleisten. Derartige Forderungen wurden auch vom Wis- 
senschaftlichen Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen in sei- 
nem Jahresgutachten von 1995 erhoben. 

Neben nationaler und internationaler Lobbyarbeit strebt der Facharbeitskreis Meere 
langfristig auch den Aufbau von Partnerschaften mit interessierten NRO im Süden 
an. Hierfür wird jedoch der verstärkte Ausbau von Kontakten mit entwicklungspo- 
litischen Verbänden in Deutschland notwendig sein, die bislang den Schutz mariner 
Ökosysteme nicht als Problem erkannt haben, auch wenn diese beispielsweise für 
die Eiweiß versorgung im Süden von erheblicher Bedeutung sind. 


Kontaktadresse: Arbeitskreis Meere, c/o Frank Biermann, Urbanstr. 85, 10967 
Berlin, Tel. 030-692 38 46; E-mail: biermann®@ zedat.fu-berlin.de. 
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von Gewinnen wird langfristig der Konflikt um die Finanzierung von Maß- 
nahmen zum Schutz der marinen Ökosysteme treten. 

Dieser Paradigmenwechsel erfordert auch einen Wechsel in den Institutio- 
nen, die das menschliche Verhalten gegenüber dem Meer regeln. Das bis- 
herige Normengebäude, das vor allem die Ausbeutung und Inwertsetzung 
der Meere regelte, muß ergänzt und weitgehend ersetzt werden durch ein 
Normengebäude, das auf den Schutz der Meere ausgerichtet ist. Daher 
mehren sich die Stimmen, die die Aushandlung einer neuen, eigenständi- 
gen Internationalen Meeresschutzkonvention fordern.” Wie das Klima und 
die Biodiversität in den Rio-Verträgen von 1992, so sollte in dieser Mee- 
resschutzkonvention auch die Bewahrung der Meeresumwelt zu einer »ge- 
meinsamen Sorge der Menschheit« erklärt werden, mit allen Implikationen 
und Souveränitätseinschränkungen, die sich aus diesem neuartigen Kon- 
zept des Völkerrechts ergeben (dazu: Biermann 1996). Hauptfunktion der 
Meeresschutzkonvention wäre die Aufhebung der bisherigen sektoralen 
und regionalen umweltpolitischen Lösungsansätze, die die bestehende 
Meeresnutzungsordnung spiegelten, und deren Integration in einen umfas- 
senden universalen Lösungsansatz, der das Verhältnis Mensch und Meer 
im Sinne einer Meeresschutzordnung neu gestaltet. 

Die Legislativfunktion im Rahmen dieser Meeresschutzkonvention würde 
von deren Vertragsstaatenkonferenz ausgeübt werden, die - gleichsam als 
»Weltmeereskonferenz« - im Einklang mit wissenschaftlichen Erkenntnis- 
sen materielle Umweltnormen für die Staaten verhandeln und dann verfü- 
gen könnte, etwa ein weltweites Verbot bestimmter dauerhafter, besonders 
schädlicher Stoffe, die sich in marinen Nahrungsketten anreichern. Da die 
Staaten des Südens derartige Umweltschutzprogramme kaum aus eigenen 
Mitteln bestreiten können, wäre eine wesentliche Funktion der Meeres- 
schutzkonvention der Nord-Süd-Transfer von Geld und Technologie, etwa 
über einen eigenständigen, vertraglich vereinbarten »Blauen Fonds«. Ein 
derartiger Fonds existiert bereits im Rahmen des Ozonschutzvertrages, von 
dem noch eine andere interessante Vertragsbestimmung für die Meeres- 
schutzkonvention übernommen werden könnte: Da der Schutz der strato- 
sphärischen Ozonschicht wie auch des Weltklimas eine gemeinsame Sorge 
der Menschheit ist, deren Reichtum jedoch sehr ungleich verteilt ist, wur- 


15 Für eine Internationale Meeresschutzkonvention und einen Blauen Fonds für Nord-Süd- 
Transfer trat etwa der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen, den die 
deutsche Bundesregierung 1992 einberufen hat, in seinem Jahresgutachten von 1995 ein 
(WBGU 1996, 141-162). Ähnliche, im Detail aber noch weitgehendere Forderungen ver- 
tritt der Arbeitskreis Meere im »Forum Umwelt und Entwicklung deutscher Nichtregie- 
rungsorganisationen« in seiner Stellungnahme zur diesjährigen Sitzung der UN-Kommis- 
sion für nachhaltige Entwicklung. 
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den die Industrieländer im Ozonvertrag völkerrechtlich bindend verpflich- 
tet, die gesamten Mehrkosten zu tragen, die im Süden durch den Ausstieg 
aus der FCKW-Wirtschaft entstehen. In den Entscheidungsverfahren ge- 
mäß dem Ozonvertrag haben die Entwicklungsländer - wie auch die Indu- 
strieländer - eine Art Gruppenvetorecht erhalten: Ohne die Zustimmung 
der Mehrheit einer der beiden Blöcke kann der Ozonvertrag nicht mehr 
verschärft werden. Derartige Vertragsklauseln sind in dieser Form neu im 
Völkerrecht, und ein aufmerksames Studium der Verhandlungsprozesse 
zeigt, daß die Entwicklungsländer ohne diese Sonderrechte den Ozonver- 
trag nicht mitgetragen hätten (Biermann 1995b). Vergleichbare Bestim- 
mungen finden sich auch in den beiden Rio-Verträgen von 1992 zum Kh- 
ma und zur biologischen Vielfalt. 

Die Aushandlung einer Internationalen Meeresschutzkonvention wird 
möglicherweise noch in diesem Jahrzehnt beginnen. Im April 1996 behan- 
delt die Kommission der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung, 
die 1992 auf dem Erdgipfel in Rio gegründet worden ist, erstmals den 
Schutz der Meere: Es ist denkbar, daß zunächst ein Sachverständigenaus- 
schuß berufen wird, dessen Arbeitsbericht die Gründung eines Verhand- 
lungsausschusses für eine Meeresschutzkonvention empfehlen könnte. Die 
Vertragsstaatenkonferenz dieser Internationalen Meeresschutzkonvention 
könnte sich dann Anfang des 21. Jahrhunderts in ein supranationales Ma- 
nagementgremium für die Meere verwandeln, um das aus dem Lot gerate- 
ne Verhältnis zwischen Mensch und Meeresumwelt im Sinne einer nach- 
haltigen, dauerhaften und zukunftsfähigen Entwicklung wieder zu justie- 
ren. Nach der Ausbeutung und Inwertsetzung der Meere im 20. Jahrhun- 
dert, als deren Schlußpunkt das Inkrafttreten der Seerechtskonvention der 
Vereinten Nationen gelten kann, stände das 21. Jahrhundert im Zeichen des 
Schutzes und der Bewahrung der marinen Ökosysteme, die nıcht nur 70% 
der Erdoberfläche des »Blauen Pianeten« beleben, sondern auch über ihre 
Wechselwirkung mit den globalen Kohlenstoffkreisläufen eine unschätzba- 
re Bedeutung für die Stabilität des Weltklimas haben. 
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Wasser als Ware 
Die Privatisierung der Wasserversorgung 
in Großbritannien 


1. Einleitung 


Mit der Privatisierung und Liberalisierung Öffentlicher Versorgungsbetrie- 
be wurde das Vereinigte Königreich in ein riesiges Laboratorium verwan- 
delt, in dem neue Techniken des Infrastruktur-Managements erprobt wer- 
den (Guy, Graham, Marvin 1995). Die herkömmliche Logik des Infrastruk- 
tur-Managements, gemäß der, als Element einer umfassenden Versor- 
gungspflicht, feste Mengeneinheiten an Energie und Wasser zu standardi- 
sierten Preisen geliefert wurden, wird einer radikalen Prüfung unterzogen. 
Wir sind heute Zeugen einer dramatischen Neugestaltung von Organisatio- 
nen und Strategien im Bereich der öffentlichen Grundversorgung, in deren 
Verlauf wesentliche Ressourcen der Infrastruktur kommodifiziert werden 
und sich allmählich im Hinblick auf Kosten, Verfügbarkeit und Qualität 
sowohl räumlich als auch zeitlich differenzieren (Guy, Marvin 1995). 

Das Privatisierungsexperiment hat die Wasserindustrie ins politische Ram- 
penlicht gezogen und die Erwartungen der Wasserverbraucher beträchtlich 
gesteigert (Maloney, Richardson 1994, 126). Verbraucherorganisationen 
wie das National Consumer Council (NCC) haben sich in den Medien 
profiliert, und die Wassernutzer selbst scheinen in ihren Forderungen nach 
niedrigeren Preisen und besseren Leistungen viel artikulierter geworden zu 
sein. Heftiger Streit herrscht um Nutzen und Nachteile der Privatisierung 
für die Verbraucher. Während das eine Lager die Ungleichheiten beklagt, 
zu denen die Privatisierung führte (Ernst 1994), feiert das andere die Vor- 
teile für die Verbraucher (Saunders, Harris 1994). Im vorliegenden Artikel 
wird freilich dargelegt, daß derart verallgemeinernde Urteile das Bild eines 
räumlich dynamischen und gesellschaftlich widersprüchlichen Prozesses 
nur verwischen. Untersucht man die Entwicklung neuer Managementstile 
für die Versorgungsnetzwerke genauer, stößt man auf komplexe Muster 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und ökologischen Wandels. Während 
die Sorgen um die gesundheitlichen Auswirkungen der Wasserknappheit 
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durch Verbrauchergruppen in den Vordergrund gestellt werden (NCC 
1992), verweisen andere auf die ökologischen Vorteile einer privatisierten 
Wasserversorgung (Saunders 1994). Während in den Medien verbreitet 
Unruhe wegen überzogener Profite der Wassergesellschaften laut wird, 
bildet sich ein neuer Konsens im Hinblick auf den sozio-ökonomischen 
Vorteil heraus, den der Umgang mit Wasser als wirtschaftlicher Ressource 
darstellt: So erhöht sich der Anreiz, Wasser zu sparen, durch die Abrech- 
nung des tatsächlichen Verbrauchs (Winpenny 1994). Die Argumente um 
Nutzen und Kosten der Privatisierung der Wasserversorgung bewegen sich 
in den Grenzen dieser Auseinandersetzungen. 

Die Debatte um das Wasser-Management fand vor dem Hintergrund einer 
schweren Trockenheit statt - der schwersten seit 150 Jahren. Von 1988 bis 
1992 waren die Medien voll von dramatischen Bildern ausgetrockneter 
Flußbette und verödeter Gärten. Allgemein üblich wurden Verbote, die 
Gärten mit dem Schlauch zu bewässern, und man gewöhnte sich an den 
Anblick öffentlicher Wasserabfüllstellen. Die Vorstellung vom Wasser als 
einem im Übermaß vorhandenen, kostenlosen Gut ging in die Brüche. Die 
harte Realität des Wassernotstands, bisher nur über Bilder aus der Dritten 
Welt bekannt, drang ins Bewußtsein der Briten. Inzwischen vergeht kaum 
ein Jahr, ohne daß es im Fernsehen zu Konfrontationen zwischen Vertre- 
tern von Wasserunternehmen und Verbrauchern über der Frage kommt, 
wer für die Wasserknappheit verantwortlich ist; hier werden die gesell- 
schaftlichen und politischen Spannungen deutlich, die um das Management 
des Wassers als Ressource entstehen (Bannister 1995). 

Die gegenwärtigen Debatten stehen in scharfem Gegensatz zum herkömm- 
lichen technisch orientierten Ansatz im Management der Wasserversor- 
gungs-Infrastruktur. Der traditionelle Ansatz im Management der Wasser- 
versorgungsbetriebe beruhte auf einem starken »Modernisierungs«-Ideal, 
das darauf abzielte, infrastrukturelle Netzwerke massiv auszubauen, um 
den Gesundheitszustand der Bevölkerung zu verbessern und das Wirt- 
schaftswachstum zu fördern. Der Wassersektor war weitgehend von einer 
umfassenden »Ethik öffentlicher Dienstleistung« geprägt, ein Erbe der 
viktorianischen Ära: Allgemeine und zuverlässige Versorgung mit saube- 
rem Wasser war für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung unabdingbar. 
Industrie und Handel mußten viele Jahre lang auf private Wasserlieferun- 
gen zurückgreifen und erhielten erst spät Anschluß an das Wasserleitungs- 
netz. Diese Strategie war äußerst erfolgreich. Großbritannien war eines der 
ersten Länder mit einer hohen Rate an Wasseranschlüssen, und die früh- 
zeitige Verbesserung des Gesundheitszustandes der Bevölkerung hing eng 
mit der verläßlichen und billigen Versorgung mit Trinkwasser zusammen. 
Ein derartiger Erfolg inspirierte die technologische Phantasie, durch die 
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das Management der Öffentlichen Wasserversorgung zur »heroischen 
Technik« stilisiert wurde, die national bedeutende Aufgaben zu lösen hatte. 
Das Management und die Entwicklung der Wasserindustrie wurde von 
»politisch neutralen« Technikern vorangetrieben, die sich in einer ge- 
schlossenen Welt technischen Fachwissens bewegten (Maloney, Richard- 
son 1994, 113). 

Solche Voraussetzungen sind durch die Privatisierung des Wassersektors 
deutlich in Frage gestellt worden. Dieser Artikel soll einen Überblick über 
die neuen Logiken liefern, die sich im privatisierten Wassersektor entwik- 
keln. Er beruht zum einen auf eingehenden Interviews mit Ingenieuren der 
Wasserunternehmen, politischen Entscheidungsträgern und Entwicklungs- 
experten, zum andern auf einer detaillierten Analyse einschlägiger Berichte 
zum jüngsten technologischen, kommerziellen, regulatorischen und öko- 
logischen Innovationsschub, der die britische Wasserindustrie prägt. 


2. Die Politik der Wasserprivatisierung 


Die Privatisierung der Wasserversorgung war vermutlich das umstrittenste 
Element des Programms zur Privatisierung Öffentlicher Versorgungsbetrie- 
be. Der Widerstand in der Bevölkerung war enorm: Zwischen 70 und 80% 
der von Meinungsforschern Befragten äußerten sich ablehnend zum Ver- 
kauf der Wasserindustrie (Ernst 1994, 14). Seit ihrer Privatisierung bietet 
sie fast unablässig Stoff für die Medien. Berichte über »Abzockereien« von 
Managern, die gewaltige Gehaltssteigerungen einheimsten, während die 
Belegschaft gleichzeitig dramatisch verringert wurde, machten in den 
Nachrichten die Runde. Durch die jüngste Trockenheit wurde die Auf- 
merksamkeit der Medien verstärkt auf die offenbar riesigen Profite der 
Wassergesellschaften gelenkt, die dann mit dem schlechten Zustand des 
Wasserversorgungsnetzes kontrastiert wurden, in dem oft 30% des Was- 
sers durch Lecks versickert. Noch bis in den Winter 1995 hinein sind in 
den Fernsehnachrichten die Tankwagen und die Abfüllstellen an den Stra- 
Ben zu sehen, mit denen die Versorgung sichergestellt werden soll. Für die 
Journalisten scheint das Problem recht einfach zu sein: Die Profitgier der 
Unternehmen und miserables Management haben uns in eine Krise getrie- 
ben, die an Kriegszeiten erinnert. Mit solchen Assoziationen verknüpft be- 
deutet dies, daß die Privatisierung uns aus dem Licht der Verstaatlichung 
ins Dunkel der Konsumgesellschaft geführt hat, in der die gesellschaftli- 
chen Bedürfnisse zugunsten des wirtschaftlichen Wachstums beiseitege- 
schoben werden. Diese in der Öffentlichkeit verbreitete Wahrnehmung 
findet ihren akademischen Ausdruck in dem Buch »Whose Utility« von 
John Ernst (1994). Ernst, ein Akademiker, der sich für Verbraucherrechte 
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engagiert, sieht die Privatisierung von Versorgungsbetrieben äußerst kri- 
tisch. Ihm zufolge ist 


»das Paradigma, das im Zentrum des Privatisierungsprogramms steht, nicht zu vereinbaren mit 
der grundlegenden Funktion und Bedeutung öffentlicher Versorgungsleistungen im Leben von 
Individuen und Familien und in der Wirtschaft im aligemeinen« (Ernst 1994, 196). 

Seine Kritik fußt weniger auf einer vergleichenden Untersuchung sozio- 
ökonomischer Vorteile und Kosten vor und nach der Privatisierung, son- 
dern vielmehr auf der Ablehnung allein schon der Vorstellung, daß Ver- 
sorgungsleistungen kommodifiziert werden könnten. Ernst fragt, ob die 
»Wasserversorgung als eine Ware wie andere auch« betrachtet werden 
kann cder ob sie nicht »interne und externe Eigenschaften hat, die sie von 
allen anderen Gütern unterscheidet, die auf dem Markt gehandelt werden« 
(ebd., 37). Ernst kontrastiert Versorgungsleistungen, besonders die Was- 
serversorgung, mit anderen Gütern, indem er auf ihren »essentiellen Cha- 
rakter« verweist. Für ihn sind Wasser und andere »nicht substituierbare« 
Versorgungsleistungen »lebenswichtige« Produkte, die für die sozio- 
ökonomische Struktur der Geselischaft zentral sind. Aus »grundsätzlichen 
ethischen Erwägungen« sollten diese Dienste kollektiv organisiert und der 
Allgemeinheit bereitgestellt werden, und zwar nach Bedarf und nicht nach 
Zahlungsfähigkeit. Die Privatisierung oder Kommodıfizierung läßt das Ge- 
fühl einer allgemeinen Verpflichtung schwinden und ersetzt es durch 
»nicht mehr und nicht weniger Verantwortungsbewußtsein für die Ge- 
meinschaft, als im Markt für gewöhnlich anwendbar ist« (ebd.). Abgese- 
hen von dieser moralischen Verpflichtung zu einer allgemeinen Dienstlei- 
stung, so Ernst, seien öffentliche Versorgungsnetze äußerst schwer auf pri- 
vate Konkurrenz umzustellen. Erstens seien solche Versorgungsleistungen 
ein natürliches Monopol. Versorgungsnetze seien »kapitalintensiv« und die 
gewaltigen »in die Erde gesenkten Kosten« schreckten Neulinge auf die- 
sem Gebiet ab. In diesem Sinne sei die Wasserversorgung, mit dem ausge- 
dehnten Leitungsneiz, die am stärksten monopolistische Dienstleistung 
(ebd., 48f). Desgleichen seien die externen Umwelt- und Gesundheitseffek- 
te der Versorgungsleistungen einer wirtschaftlichen Preisfestlegung nicht 
zugänglich und würden daher komplexe regulatorische Verfahren und so- 
zial ungerechte Besteuerung erforderlich machen. Der Verbrauch in die- 
sem Bereich sei jedoch nicht so stark über den Preis beeinflußbar wie der 
anderer Güter (ebd., 40f.). Die Nachfrage nach Wasser sei vermutlich 
ziemlich konstant, weil es für elementare Tätigkeiten wie Kochen, Wa- 
schen und Putzen benötigt werde. Aus diesen Gründen 


»wird die Zufallssteuerung durch den freien Markt der Aufgabe nicht gewachsen sein, die 
großen Verteilungs- und Umweltprobleme zu bewältigen, die in der Bereitstellung öffentlicher 
Versorgungsleistungen stecken« (ebd., 53). 
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Ernst kritisiert außerdem die Vorstellung, daß die Bevölkerung, insbeson- 
dere die Verbraucher mit niedrigem Einkommen, durch die Privatisierung 
Vorteile erlangt hätten (ebd., 86-101). Die Wasserindustrie sei viel zu bil- 
lig verkauft worden; der Kreis der Aktienbesitzer sei nicht wesentlich er- 
weitert worden, wie die Regierung gehofft hatte - die Zahl der Aktienbesit- 
zer in der Wasserindustrie halbierte sich innerhalb von sieben Monaten 
nach dem Verkauf. Die privatisierten Versorgungsbetriebe machten exzes- 
sive Profite, die Profite der Wasserindustrie stiegen im ersten Jahr nach der 
Privatisierung um 90%. Die Gehälter der höheren Angestellten wurden 
über die Maßen erhöht, 1990 erhielten die bestbezahlten Geschäftsführer 
der Wasserbetriebe Einkommenszuwächse von bis zu 209%. Schließlich 
sind die Preise dramatisch gestiegen - die Wasserkosten haben sich erhöht 
und werden bis zum Ende des Jahrhunderts jährlich um real 4 bis 5% 
wachsen. Hinzu kommt, daß die Subventionierung der Wasserkosten (ein 
wesentliches Element eines allgemeinen Grundversorgungskonzeptes) auf- 
grund der Entscheidung, die Verbraucher mit den anteiligen Kosten voll zu 
belasten, weggefallen ist, wodurch der »Nexus zwischen Wasserpreisen 
und Zahlungsfähigkeit« weiter geschwächt wurde (ebd., 121). Angesichts 
dessen, so Ernst, fördere die Privatisierung die Spaltung der Gesellschaft, 
eine Auffassung, die durch die krasse Zunahme der Wassersperrungen 
nach der »Kommerzialisierung« der Industrie im Vorfeld der Privatisie- 
rung untermauert wird: Die Zahl der Leitungssperrungen stieg von 1171 
im Jahr 1981 auf 9187 in den Jahren 1987-88, eine Zunahme um fast das 
achtfache (ebd., 140). Vor diesem Hintergrund kommt Ernst zu dem 
Schluß, es gebe »unlösbare Widersprüche im Privatisierungsmodell, wie es 
in Großbritannien entwickelt wurde« (ebd., 176). Der »Utopismus des 
Wettbewerbs« (ebd., 183), der die Privatisierung der Wasserversorgung 
begleite, sei Versorgungsleistungen nicht angemessen, »weil es dem Kon- 
sumismus nicht gelingt, das zentrale Problem des 'Eintritts’ oder des '"Zu- 
gangs’ anzugehen« (ebd., 190). 

Im Gegensatz zu Ernst glaubt Peter Saunders, »daß die Verbraucher durch 
den Verkauf der Industrie an den privaten Sektor mehr gewonnen als ver- 
loren haben« (Saunders 1994, 1). Saunders kritisiert Ernsts Buch in vier 
Punkten. Erstens ignoriere Ernst den Telekommunikationssektor, der das 
erfolgreichste Beispiel für die Privatisierung darstelle, was niedrigere Prei- 
se und verbesserten Service für die Kunden angehe. Diese Auslassung sei 
entscheidend für die Herausbildung der insgesamt negativen Schlußfolge- 
rungen Ernsts zum Privatisierungsexperiment. Zweitens biete Ernsts Studie 
kein greifbares empirisches Material über Nutzen und Nachteile für die 
Verbraucher, solange die Versorgungsleistungen noch in staatlicher Hand 
waren. Anstelle der fehlenden empirischen Belege, so Saunders, stelle 


42 Simon Guy, Simon Marvin 


Ernst »normative Ideale« auf, die privatisierte Unternehmen unweigerlich 
verfehlen müßten. Aufgrund dieser beiden Einwände wirft Saunders Ernst 
vor, er sei in einer 

»politischen Perspektive befangen, die den bekundeten Zielen der Privatisierung antithetisch 
gegenübersteht und glaubt, daß die Verbraucher am besten fahren, wenn staatliche Regulie- 
rung und Kontrolle ausgebaut werden und die Verbraucherorganisationen politischen Lob- 
byismus betreiben« (Saunders 1994, 4). 

Gegen die Position von Ernst liefert Saunders empirisches Material, das 
aus einer Umfrage unter 323 Verbrauchern und 107 Angestellten in der 
Wasserindustrie stammt, die vor und nach der Privatisierung interviewt 
wurden. Die Ergebnisse legen eine »optimistischere Schlußfolgerung als 
die Ernsts« nahe (ebd., 5). Zum Beispiel behauptet Saunders, daß es den 
privatisierten Unternehmen generell gelungen sei, die Preise zu senken.‘ 
Die Wasserbetriebe seien in diesem Bereich nicht erfolgreich gewesen’, 
doch dies liege an den massiven Investitionen, die nötig waren, um die 
Wasserqualität den Vorschriften der Europäischen Union entsprechend an- 
zuheben. Saunders’ Untersuchung zeigt, daß im Jahr 1991 zwar 91% der 
Bevölkerung die Verteuerung des Wassers der Privatisierung zuschrieben, 
doch nur 68% dies noch glaubten, als sie erneut befragt wurden. Saunders 
gesteht zu, daß manche Verbraucher tatsächlich durch die Privatisierung 
verloren haben könnten, besonders im Hinblick auf die Rechenschafts- 
pflicht der Wasserunternehmen, die viele als »nicht greifbare Organisatio- 
nen« erleben (Saunders, Harris 1994, 75). Dennoch vertritt Saunders ve- 
hement die Auffassung, daß beim Wasser 

»...die realen Preise zwar steigen, doch Effizienzsteigerungen immer noch durch die regulie- 
renden Instanzen auferlegt werden und die höheren Preise dazu verwendet werden, um ein 
massives Investitionsprogramm zu finanzieren, dessen Kosten die Wasserverbraucher oder 
Steuerzahler oder beide in jedem Fall hätten tragen müssen« (Saunders 1994, 31). 

Darüber hinaus meint Saunders, der größte Mangel von Ernsts Studie zur 
Privatisierung von Versorgungsleistungen sei die Vernachlässigung der 
ökologischen Frage. In diesem Bereich lasse sich »eine der wichtigsten 
positiven Auswirkungen des Privatisierungsprogramms feststellen, zumin- 
dest was die Wasserindustrie angeht« (ebd., 3). Saunders’ Umfrage zufolge 
waren vor der Privatisierung 21% der Befragten »unzufrieden« oder »sehr 
unzufrieden« mit dem Trinkwasser, das aus ihren Leitungen kam (ebd., 
13). Hingegen habe das neue Regulationsregime, das im Zuge der Privati- 
sierung errichtet wurde, und dem die »National Rivers Authority« (NRA), 
das »Office of Water Services« (OFWAT) und das »Drinking Water In- 


i Saunders und Harris zufolge haben British Gas und British Telecommunications die Prei- 
se umd 5 bis 7,5% gesenkt (Saunders, Harris 1994, 75). 

2 Die Wasserpreise stiegen in den ersten drei Jahren nach der Privatisierung um real 20% 
(Saunders 1994, 10). 
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spectorate« (DWI) angehören, zu »verstärktem Augenmerk und Rück- 
sichtnahme auf die Qualität des Leitungswassers« geführt (ebd., 16). Die- 
ser, seit der Privatisierung erhöhten Aufmerksamkeit entspreche eine all- 
gemeine Verbesserung der Qualität des ökologischen Umfelds der Wasser- 
versorgung. Jahrelange Vernachlässigung und mangelnde Investitionen in 
die Leitungsnetze würden nun kompensiert durch ein »massives Ausgabe- 
programm zur Verbesserung der Wasserqualität in den Flüssen, an Bade- 
stränden und in den Wasserleitungen« (ebd., 18). Während 55% der von 
Saunders Interviewten eine Absenkung der ökologischen Standards nach 
der Privatisierung voraussagten, glaubten nur 23% der nach der Privatisie- 
rung Befragten, dies sei tatsächlich der Fall. Saunders dazu: 


»Wenn wir diese Ergebnisse zusammenfassen, können wir den Schluß ziehen, daß der Bewah- 
rung der Natur heute ein höherer Stellenwert eingeräumt wird als vor [der Privatisierung] 
1989, daß die Aktivitäten der Wasserindustrie, was die Überstrapazierung oder Verschmut- 
zung von Flüssen angeht, viel schärfer überwacht und kontrolliert werden, daß die Ver- 
schmutzung durch andere Nutzer heute ebenfalls strenger reguliert wird... und daß die Um- 
weltlobby ihre Position gegenüber den Produzenten gestärkt hat...« (Saunders 1994, 21f.). 

Im Gegensatz zu Ernst glaubt Saunders, daß es gerade die Mischung aus 
privatem Unternehmertum und staatlicher Regulation war, die zu solchen 
Verbesserungen geführt hat. Wo es Probleme sozialer Ungleichheit gibt, 
etwa Wassersperrungen, hätten sie ihren Ursprung in der Zeit vor der Pri- 
vatisierung, und die Vorgehensweisen bei der Wassersperrung seien bei 
den privatisierten Wasserbetrieben vermutlich nicht strenger, als sie es im 
staatlichen Sektor waren (ebd., 30). Er zitiert hier sogar Ernst, der zugibt, 
daß die staatlichen Wasserbetriebe im Umgang mit einkommenssschwa- 
chen Kunden kein gutes Bild abgaben (Ernst 1994, 151). 

In Sachen Privatisierung der Wasserversorgung herrscht also Konfusion. In 
den folgenden Abschnitten werden die gesellschaftlichen und ökologischen 
Vorteile und Kosten genauer beleuchtet, bevor wir einen Weg aufzeigen, 
um die Polarisierung der Debatte zu beenden. 


3. Die Entwicklung des nachfrageseitigen Managements 


Wasser wird herkömmlicherweise als selbstverständliche, billige und er- 
neuerbare Ressource betrachtet. Bis vor kurzem hat die wirtschaftliche 
Entwicklung die Expansion der Wasserangebotskapazität nach einem ein- 
fachen Mechanismus von Ursache und Wirkung stimuliert. Die Wasser- 
wirtschaftsingenieure, die voraussahen, daß die Wassernachfrage im Lauf 
der Zeit linear ansteigen würde, behandelten die Beseitigung der »Wasser- 
knappheit« traditionell als ein Problem des technischen Managements. Die 
Ausbeutung neuer Quellen und deren Einspeisung ins Netz sollten die ver- 
änderte Wassernachfrage decken. James Winpenny führt dazu aus: 
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»Mit der offensichtlichen Tatsache konfrontiert, daß in Zukunft das Angebot kaum noch die 
wachsende Nachfrage decken würde, lautete die typische Antwort: Man gebe eine umfassende 
Bestandsaufnahme aller Ressourcen in Auftrag; man prognostiziere die Nachfrage im Rahmen 
eines 'nicht restringierten' Szenarios; man prüfe die verschiedenen Optionen zur Angebotsstei- 
gerung; man empfehle jene Option, welche die prognostizierte Nachfrage zu den niedrigsten 
Kosten decken würde; und man setze das Programm über staatliche Organe zu subventionier- 
ten Preisen um« (Winpenny 1994, 21f). 

Während der sechziger und siebziger Jahre war es die gängige technische 
Antwort auf die wachsende Nachfrage, die Angebotskapazität zu erhöhen. 
Grobe, lineare Nachfrageprognosen, die auf bisherigen, unkritisch in die 
Zukunft extrapolierten Trends beruhten, rechtfertigten den Bau einer gan- 
zen Reihe neuer Reservoire, die Vergrößerung vorhandener Reservoire und 
den Bau großer, interregionaler Leitungsnetze (Water Resources Board 
1974). Die technische und physische Effizienz dieses Ansatzes im Was- 
sermanagement zeigt sich anhand der Auswirkungen der Trockenheit von 
1975/76, die durch die Entwicklung neuer Angebotskapazitäten drastisch 
gedämpft wurden (Kirby 1984, 117). 

Diese glanzvolle Zeit »heroischer Ingenieurleistungen« geht rasch ihrem 
Ende entgegen. In den neunziger Jahren hat sich eine kritische Debatte um 
die angebotsdominierten Strategien des Wassermanagements entwickelt. 
Die Privatisierung der Wasserindustrie 1989 machte deutlich, daß die dro- 
hende Krise erkannt war, auf welche die verfallende Infrastruktur zusteuer- 
te, wenn nicht erhebliche Investitionen getätigt wurden, deren Umfang 
aber, so die Regierung, über die staatlichen Haushaltskapazitäten hinaus- 
gingen (Vickers, Yarrow 1988). Nach Schätzung der Regierung waren in 
einem Zeitraum von zehn Jahren 24 Milliarden Pfund erforderlich, um die 
Folgen der jahrelangen Begrenzung des Kapitaleinsatzes wettzumachen 
(Kinnersley 1994, 4). Die Privatisierung, zusammen mit der drastischen 
Verschärfung des Umweltbewußtseins, unterstützt einen stärker integrier- 
ten Ansatz der Ressourcenplanung, der die Infrastrukturnetze als komplexe 
Versorgungssysteme begreift. Man konzentriert sich weniger auf techni- 
sche Reparaturlösungen durch massive angebotsseitige Investitionen als 
vielmehr auf die Effizienz der Wasserversorgungssysteme, von der Pro- 
duktion über Verteilung und Lieferung bis hin zum Verbrauch. Die Priva- 
tisierung war insbesondere der Startschuß für die Entwicklung von stärker 
nachfrageorientierten Strategien des Wasser-Managements.' 

Von entscheidender Bedeutung für die neuen Ansätze im Wasser-Manage- 
ment war die Entwicklung eines Regulationsrahmens, in dem die techni- 


3  Pressure-Gruppen wie der Council for the Protection of Rural England (CPRE) engagie- 
ren sich seit vielen Jahren für das »Nachfrage-Management«; zugleich hat die Kritik an 
der angebotsseitigen technischen Infrastrukturentwicklung eine lange Tradition (siehe 
Hirschfelder et al. 1960). 
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schen Fragen des Managements in Fragen Ökologisch-ökonomischer Effi- 
zienz verwandelt wurden. Die NRA, Genehmigungsbehörde für die Was- 
serentnahme, wurde mit der Überprüfung der Umweltkosten angebotsseiti- 
ger Investitionen beauftragt. Das Genehmigungsverfahren für die Vergabe 
von Entnahmelizenzen wurde durch eine Überprüfung der Bemühungen 
von Wasserunternehmen verschärft, die Wasserverluste aufgrund schadhaf- 
ter Leitungen zu verringern. Unter allgemeineren Gesichtspunkten hat sich 
die NRA in ihren jüngsten Berichten zur »Förderung der Effizienz in der 
Wasserversorgung« verpflichtet sowie zur laufenden Überwachung der 
»Durchführbarkeit, Kosten und ökologischen Auswirkungen lokaler Er- 
schließungsvorhaben« im Vergleich zu anderen »strategischen Optionen« 
(NRA 1994). Anhand einer Analyse des potentiellen Nachfragewachstums 
im Bereich der Wasserversorgung bis zum Jahr 2021 hat die NRA drei 
Szenarios entworfen. Ein Szenario mit einem hohen Wachstum, in dem die 
Nachfrage um 25% (im Vergleich zu 1991) steigt, und zwar aufgrund einer 
starken Zunahme des Verbrauchs und kaum nennenswerter Maßnahmen 
des »Demand Side Management« (DSM); ein »mittleres« Szenario, bei 
dem die Nachfrage um 10% wächst, was einer mäßigen Verbrauchssteige- 
rung und einigen Anstrengungen im nachfrageseitigen Management ent- 
spräche; schließlich ein Szenario für niedriges Wachstum (2%), das sich 
stärkerem DSM und wenig oder keinem Verbrauchszuwachs verdanken 
würde (NRA 1994, 5). Diese Analyse mit ihrer Betonung von DSM als 
Schlüssel für ein zukünftig geringeres Wachstum des Verbrauchs bildet 
nun die Entscheidungsgrundlage der NRA in Sachen Wasser-Management. 
Ein Nachfragemanagement-Zentrum wurde eingerichtet, um die DSM- 
Aktivitäten in der gesamten Wasserindustrie zu fördern, und für Sü- 
dengland und die Themse-Region, die besonders akut von Wassermangel 
betroffen sind, wurden Strategiepläne veröffentlicht. 

Unterdessen fordert das OFWAT die Wasserunternehmen zu einem effek- 
tiveren Nachfragemanagement auf, vor allem durch die Eindämmung der 
Versickerung und den verstärkten Einsatz von Wasserzählern. Diese Kam- 
pagne wurde 1993 mit der Veröffentlichung des Untersuchungsberichts 
»Paying for Growth« eingeleitet, der untersuchte, welche Kosten wachsen- 
de Dienstleistungen im Wasser- und Abwasserbereich verursachen, und die 
Unternehmen aufforderte, über DSM nachzudenken anstatt die Probleme 
nur angebotsseiüg und mit technischen Mitteln zu bewältigen (OFWAT 
1993). Im Oktober/November 1991 überreichten sämtliche 31 Wasserun- 
ternehmen dem OFWAT ihre Nachfrageprognosen für die nächsten 20 Jah- 
re, zusammen mit ihren Plänen zur Steigerung des Angebots und zum 
Nachfragemanagement. Anhand dieser Pläne wird das OFWAT überprü- 
fen, welche Fortschritte die Wasserunternehmen in Sachen DSM machen. 


x 


46 Simon Guy, Simon Marvin 


Zu diesem Zweck wird das OFWAT jährlich die operationelle Effizienz der 
Wasserunternehmen auf vergleichender Basis prüfen. Die Ergebnisse dieser 
Evaluierung fließen direkt in das Preisregime ein, das sowohl das Preisniveau 
als auch das Ausmaß bestimmt, zu dem die Wasserunternehmen ihre Investi- 
tionskosten über die »K«-Komponente der Preisfestsetzungsformel an die 
Verbraucher weitergeben können.‘ Entscheidend ist, daß diese Jahresbilanz 
nun auf das gelieferte Wasser statt auf das Wasserangebot abhebt. Dies be- 
deutet, daß die relative Effizienz verschiedener Komponenten des Wasser- 
verbrauchs über Hauptleitungen, Service-Reservoire, Verteilungsleitungen 
und Haushaltsanschlüsse klargestellt wurde. Dies ist eine wichtige regulatori- 
sche Neuerung, da die Verluste, die im Wasserleitungssystem anfielen, bisher 
verdeckt waren. Das OFWAT führt zudem eine Debatte über ein stärker 
nachfrageflexibles Preisregime. Wiederum stellt dies einen wichtigen Beitrag 
zu den DSM-Initiativen dar, weil die bisherige Preisfestsetzung anhand von 
Einheitswerten zur Folge hatte, daß die relativen Kosten von Wasseraufar- 
beitung, Transport und Lieferung verdeckt waren. 

Die Regierung unterstützt außerdem vorsichtig den DSM-Ansatz im Was- 
sermanagement. Der Minister für Umwelt- und Landschaftsschutz, Robert 
Atkins, meinte 1994, aus Sicht der Regierung »sollten umfassende Maß- 
nahmen auf der Angebotsseite, etwa Investitionen in neue Reservoire oder 
Transferleitungen zwischen den Reservoiren, nicht weiter betrieben wer- 
den, solange es noch Spielraum für nachfrageseitiges Management gibt« 
(Atkins 1994). Davor hatte eine Veröffentlichung des »Department of En- 
vironment« (DoE) mit dem Titel »Using Water Wisely« (DoE 1992) einen 
neuen Orientierungrahmen für die Debatte um das Management von Was- 
serressourcen geliefert, indem die Autoren sich für substantielle »nachfra- 
geseitige« Interventionen aussprachen. Das Papier war an Bruntlands Be- 
griff der »Nachhaltigkeit« orientiert und ergänzte das Umweltweißbuch 
(HMSO 1990). Die Autoren plädierten für eine verstärkte Debatte über 
»die Möglichkeiten, den Wasserverbrauch zu reduzieren, als Alternative zu 
weiteren umfassenden Anstrengungen, das Angebot zu steigern« (DoE 
1992, 4). Statt unter allen Umständen einen technischen Reparaturansatz 
zu verfolgen, sei größere Zurückhaltung zu empfehlen und der Versuch zu 
machen, die ganze Spannbreite von Optionen darzulegen, ihren potentiel- 
len Beitrag zur Linderung des Wassermangels abzuschätzen und die ge- 
samten Kosten und die Vorteile jeder einzelnen Maßnahme zu untersuchen 
(DoE 1995). Das DoE und die Regulatoren scheinen sich über die Effizi- 
enz dieser Strategie bis zu einem gewissen Grad geeinigt zu haben. 


4 Der »K«-Faktor ist der Betrag, den die Wasserunternehmen den Kunden über die inflati- 
on hinaus aufbürden können. 
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Diese Veränderungen haben die Logik, die der Wasserversorgung zugrun- 
deliest, verändert: Nachfragemanagement und die Planung der Wasserin- 
frastruktur gewinnen zunehmend an Bedeutung. Entscheidend daran ist, 
daß diese Tendenz zum effektiveren Umgang mit den Wasserressourcen 
nicht so sehr durch wirtschaftliche Konkurrenz zwischen den Versor- 
gungsunternehmen bewirkt wird, sondern durch das Bemühen, die Ge- 
winnspannen im Umfeld der privatisierten Organisationen, in dem sich die 
Wasserunternehmen inzwischen bewegen, zu erhöhen. Da Wasseruhren 
außerdem erst für einen kleineren Teil des Verbrauchs (etwa 25%) einge- 
setzt werden und es physische Grenzen für die Konkurrenz in der Wasse- 
rindustrie gibt, sind die Wasserunternehmen weniger durch Konkurrenz- 
druck aufgrund der Nachfrage gezwungen, ihre Strategien neu zu gestalten, 
als vielmehr durch die Signale, die im Hinblick auf die operationelle Effi- 
zienz von den ökonomischen und ökologischen Regulationsinstanzen aus- 
gesandt werden. Die Kontrolle von Wasserentnahmelizenzen durch die 
NRA liefert Anreize für eine Beendigung der angebotsorientierten Mana- 
gementstrategie. Da nun auch das OFWAT die Effizienz anhand des tat- 
sächlich an den Endverbraucher gelieferten Wassers überprüft statt anhand 
des ins System eingespeisten Wassers und zugleich die »Kosten des 
Wachstums« veranschlagt, wird die Umgestaltung der Nachfrage durch ein 
verbessertes Netzwerkmanagement allmählich zur einzigen brauchbaren 
Alternative zu massiven Investitionen in die Infrastruktur. 

Die Reaktionen der Wasserunternehmen auf diese gesellschaftlichen, öko- 
logischen, ökonomischen und regulatorischen Signale sind höchst unter- 
schiedlich. Das real praktizierte Nachfragemanagement kann kaum die 
ideale Gestalt haben, wie sie in der oben erörterten Literatur gefordert 
wird. Die Wasserunternehmen operieren nicht in einem kulturellen, politi- 
schen oder wirtschaftlichen Vakuum. Unternehmen im Bereich der Grund- 
versorgung müssen den gesellschaftlichen und regulatorischen Druck zu 
umweltfreundlicheren Ansätzen gegen die Notwendigkeit ausbalancieren, 
den Gewinn zu steigern, um die Anteilseigner zufriedenzustellen. Gleich- 
zeitig müssen sie schrittweise die tief in den bestehenden Organisationskul- 
turen verwurzelten, gängigen Verfahrensweisen ändern. Dennoch zeigen 
eine Reihe von Veränderungen der traditionellen Strategien des Wasser- 
Managements die Hinwendung zum DSM. 

Zunächst einmal versuchen die Wasserunternehmen zwischen verschiede- 
nen Kundenklassen zu differenzieren, indem sie stärker individuell orien- 
tierte, technische Nachfrageprofile erstellen und verstärkt Wasseruhren 
einsetzen. Ein Bericht der NRA zeigt dieses wachsende Interesse der Was- 
serindustrie an der tatsächlichen Nachfragedynamik: Die Zahl der detail- 
lierten Untersuchungen zum Verbrauch der Haushalte hat sich von 5 im 
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Jahr 1980 über 10 in 1988 bis auf fast 30 in 1994 erhöht (Turton 1995, 14). 
Dieses Interesse läßt vermuten, daß Anstrengungen unternommen werden, 
das Wasserangebot auf die tatsächliche, lokale Nachfrage zuzuschneiden. 
Insbesondere bemüht man sich, Art und Zeitpunkt von Nachfragespitzen 
festzustellen und damit Maßstäbe für die Dimensionierung von Wasserver- 
sorgungssystemen an die Hand zu bekommen. Auf diese Weise können 
auch DSM-Programme wirksamer abgestimmt werden. Städtische und 
ländliche Regionen mit starkem Wassermangel können Priorität erhalten, 
und das Nachfragemanagement kann durch die Messung des Haushalts- 
verbrauchs und darüber hinaus durch entsprechende Initiativen bei indu- 
striellen Verbrauchern in die Wege geleitet werden. 

Das Potential für solche Schritte über die bloße Messung des Wasserver- 
brauchs hinaus wird anhand einer Reihe von Berichten und Mustereinrich- 
tungen deutlich. So hat etwa die Audit-Kommission den Wasserverbrauch in 
300 Krankenhäusern des National Health Service untersucht (Audit Com- 
mission 1993). Es wurde geschätzt, daß die Wasser- und Abwasserkosten um 
bis zu 30% oder 15 Millionen Pfund jährlich reduziert werden könnten, wenn 
Strategien des Wasser-Managements entwickelt würden, z.B. durch: Erhe- 
bung genauer Informationen darüber, wo Wasser verbraucht wird, Suche 
nach alternativen Wasserquellen und Installation von Wassersparvorrichtun- 
gen. Das CEST (Centre for Exploration in Science and Technology) hat diese 
Vorgaben in die Tat umgesetzt und ein Wasser-Managementverfahren in Zu- 
sammenarbeit mit Unternehmen entwickelt, die an den Flüssen Aire und 
Calder in Yorkshire liegen (CEST 1994). Elf Industriebetriebe haben dieses 
Vorhaben unterstützt und Verfahren zur Eindämmung der Wasserver- 
schwendung eingeführt. Typisch war die Erfahrung von Coca Cola. Durch 
eine relativ bescheidene Verringerung des Wasserverbrauchs von 1,4 auf 1,3 
Liter pro Dose Cola können 100 Millionen Liter im Jahr eingespart werden. 
Auf die 5 anderen Betriebe von Coca Cola ausgedehnt, könnte dies 200000 
Pfund jährliche Kostenersparnis bedeuten (DMC 1993). 

Die jüngste Trockenperiode hat die öffentliche Aufmerksamkeit stark auf 
den unnötigen Verlust von Wasser gelenkt, der durch schadhafte und 
überalterte Leitungen entsteht. Die meisten Unternehmen versuchen daher 
ihre Effizienz weniger durch den obligatorischen Einbau von Wasseruhren 
zu steigern, als vielmehr durch die Verbesserung des Zustands der alten 
Leitungsnetze, die fast ein Viertel des eingespeisten Wassers verlieren. Da 
das OFWAT inzwischen die Leistungen der Wasserunternehmen über- 
prüft, wird die Effizienz jeder Komponente des Wasserversorgungssystems 
einzeln evaluiert. Früher wurden solche Dinge vertraulich behandelt, und 
die Maßnahmen zur Effizienzsteigerung waren Angelegenheit des jeweili- 
gen Unternehmens. Nach einer neueren OFWAT-Studie scheint die jährli- 
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che Versickerungsguote bei 22% zu liegen (OFWAT 1992). Natürlich 
stellt sich hier das Problem genauer Messungen oder Schätzungen. Im 
Verbrauch der Haushalte zeigen sich gewaltige Unterschiede. Da außer- 
dem nur 25% des gelieferten Wassers gemessen werden, können über die 
restlichen 75% nur Vermutungen angestellt werden. Allerdings wächst das 
Bedürfnis, mehr über die im Wandel begriffenen Nachfragemuster in Er- 
fahrung zu bringen (Turton 1995), und bei 22% Versickerung liegt es auf 
der Hand, daß die präzise Lokalisierung und Messung dieser Verluste ent- 
scheidend ist, um entsprechende Gegenmaßnahmen zu entwickeln. 
Während es für Verbraucher in Handel und Industrie normal ist, daß sie für 
ihren Wasserverbrauch bezahlen, sind nur etwa 3% der privaten Haushalte 
mit Zählern ausgestattet. Doch die Beunruhigung über den Wassermangel 
hat auch das Interesse an der Verbrauchsmessung wachsen lassen. Die ge- 
genwärtige konservative Regierung spricht sich deutlich zugunsten einer 
Ausdehnung der Verbrauchsmessung auf die privaten Haushalte aus, wie 
auch die Regulatoren des OFWAT und die NRA. Die Debatte hat sich bis- 
her vor allem um die Versuche auf der Isle of Wight gedreht. Hier haben 
Vergleichsmessungen, die drei Jahre lang in verschiedenen Gebieten und 
bei unterschiedlichen Einkommensgruppen durchgeführt wurden, gezeigt, 
daß potentiell 10-20% des Wassers eingespart werden können. Allerdings 
warf die Studie auch eine Reihe allgemeiner sozialer und finanzieller Fra- 
gen auf, aufgrund derer sich die Wasserindustrie in eine kontroverse De- 
batte über die relativen Vorteile von Messungen verstrickt hat. Die flä- 
chendeckende Einführung der Verbrauchsmessung ist keine kurzfristige 
Lösung, und bei gleichbleibend starker Versickerung wird die obligatori- 
sche Verbrauchsmessung wahrscheinlich auf ernsthaften Widerstand sto- 
ßen. Dennoch, angesichts der Abschaffung der Einheitsbewertung und der 
Einheitstarife im Jahr 2000 - wodurch eine Krise der Wasserverbrauchsbe- 
rechnung für 18 Millionen Haushalte auf das Land zukommt - werden die 
selektiven Verbrauchsmessungen vermutlich auch in Zukunft fortgesetzt. 
in diesem sich rasch wandelnden sozio-technischem Umfeld sind Ent- 
scheidungen über das künftige Wassermanagement höchst umstritten. Die 
einzelnen Unternehmen arbeiten in unterschiedlich »belasteten« und geo- 
logisch verschieden geprägten Regionen und versuchen, eine Strategie zu 
entwickeln, die sowohl die Regulationsinstanzen zufriedenstellt als auch 
den rigorosen wirtschaftlichen Imperativen gerecht wird. Allerdings korre- 
spondiert die neue Logik des DSM, bei der die Gestaltung der Nachfrage 
Vorrang hat gegenüber dem Ausbau der Angebotskapazität, mit einer ge- 
sellschaftlichen Logik, die der Eintreibung von Wasserrechnungen Vor- 
rang gibt über die sozialen und gesundheitlichen Bedürfnisse von Haushal- 
ten mit niedrigen Einkommen. 
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4. Die Entstehung der Wasser-Armui 


In der Aufbauphase der Wasserinfrastruktur war der Anschluß der privaten 
Haushalte an das Leitungsnetz von entscheidender Bedeutung für die Ge- 
sundheit der Bevölkerung und für die Umwelt. In der viktorianischen Peri- 
ode wurde in großangelegte öffentliche Bauprojekte investiert, um die sani- 
tären Bedingungen und den allgemeinen Gesundheitszustand in den Indu- 
striestädten zu verbessern (Colely 1989). Der Anschluß aller Haushalte, 
unabhängig von der Klassenlage, an eine sichere Wasserversorgung und 
die zuverlässige Beseitigung des Mülls wurden als Schlüssel für eine 
grundlegende Verbesserung der städtischen Lebensverhältnisse betrachtet. 
Man erkannte die umfassenden Auswirkungen unzulänglicher sanitärer 
Bedingungen auf die Gesundheit sowohl der Reichen als auch der Armen, 
und dementsprechend erhielt die Versorgung der privaten Haushalte mit 
sauberem Wasser in der frühen Gesetzgebung Vorrang, während die indu- 
striellen Nutzer nur unter bestimmten Bedingungen Zugang zu öffentli- 
chem Leitungswasser bekamen (Kirby 1984, 42). Die Versorgung mit sau- 
berem Wasser und die effektive Abfallbeseitigung trugen wesentlich zur 
Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszustands bei. Seit der Privati- 
sierung jedoch führt die steigende Zahl der Wassersperrungen zur wach- 
senden Sorge über ein neues Phänomen, das »Wasser-Armut« genannt 
wird. Morris weist darauf hin, daß 


»das Problem der Wasserversorgung seit viktorianischen Zeiten und den großen Schritten, die 
damals zur Verbesserung der allgemeinen Gesundheit unternommen wurden, nicht mehr so 
weit oben auf der politischen Tagesordnung stand. Damals gab es eine Debatte um den An- 
schluß der Haushalte. Heute geht es darum, daß Haushalte vom Leitungsnetz abgetrennt wer- 
den« (1993, 6). 

Die Wassertarife sind deutlich erhöht worden, um für die schätzungsweise 
26 Milliarden Pfund an Neuinvestitionen aufzukommen, die nötig sind, um 
den neuen Umweltstandards für Wasser und Abwasser gerecht zu werden 
und die Infrastruktur für die zunehmende Wassernachfrage bereitzustellen. 
Zwar sind die Wassertarife im einzelnen äußerst schwer zu vergleichen, 
weil sie von verschiedenen Unternehmen erhoben werden und nicht auf 
Messungen zurückgehen (sie werden als Festbeträge erhoben, die sich nach 
dem Einheitswert des versorgten Hauses richten), sind die Rechnungen seit 
der Privatisierung im Durchschnitt real um 31% gestiegen, 5% jährlich, 
doch je nach Unternehmen betragen die Preisanhebungen 19-50%. Die 
Wassertarife könnten in den nächsten 5 Jahren noch um 22-122% über die 
Inflationsrate hinaus ansteigen, je nach Investitionsvorhaben des Was- 
serunternehmens. Obwohl die Preissteigerungen eng mit der Notwendig- 
keit zusammenhängen, daß die Wasserunternehmen auf neue Umweltstan- 
dards reagieren und die Wasserversorgung bei wachsender Nachfrage si- 
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cherstellen müssen, haben die meisten Verbraucher relativ wenig Ahnung, 
wofür sie mit ihren Wasserrechnungen eigentlich bezahlen. Offenbar gibt 
es eine Spannung zwischen der Notwendigkeit neuer Investitionen und den 
breiten sozialen Auswirkungen steigender Tarife. 

Inzwischen »ist eindeutig belegt, daß eine wachsende Zahl von Menschen 
in England und Wales Schwierigkeiten hat, für die Wasserversorgung zu 
bezahlen« (Huby 1995, 219). Obwohl die Problemlage komplex ist, deutet 
das vorhandene Material auf große Schwierigkeiten für einkommens- 
schwache Haushalte hin: 75% einer untersuchten Gruppe von Verbrau- 
chern, die Einkommensunterstützung bezogen, hatten Schwierigkeiten, die 
Wasserrechnungen zu bezahlen; Probleme mit Wasserrechnungen nehmen 
schneller zu als alle anderen Verschuldungsformen; das Department of 
Social Security gesteht ein, daß die Wasserrechnungen Menschen, die eine 
Unterstützung beziehen, vor Probleme stellen; schließlich haben die Was- 
serunternehmen Regelungen mit den örtlichen Behörden aufgekündigt, 
wonach Mieter ihre Wasserrechnungen zusammen mit der Miete bezahlen 
konnten. Es gibt Hinweise darauf, daß die unkooperative Haltung mancher 
Wasserunternehmen und die mangelnde Unterstützung durch das soziale 
Sicherungssystem die einkommensschwachen Haushalte in große Schwie- 
rigkeiten gebracht haben. Waddhams Price und Hancock argumentieren, 
daß »die Entwicklung der Wassertarife den Reichen tendenziell mehr 
bringt als den Armen, da die Kosten einem höheren Teil des Einkommens 
der Armen und der Bezieher von Einkommensunterstützung entsprechen« 
(Waddhams Price, Hancock 1995, 15). 

Wasserschulden und Wassersperrungen sind inzwischen ein weit verbreite- 
tes Problem, das sich auf Haushalte mit geringem Einkommen und dort be- 
sonders auf Familien mit Kindern konzentriert. 1989 waren weniger als 9% 
der Haushalte mit ihren Wasserrechnungen im Rückstand, 1994 dagegen 
waren es schon 15%, d.h. fast 2 Millionen Haushalte (Herbert, Kempson 
1995, 5). Unveröffentlichte Zahlen der Regulationsbehörden lassen vermu- 
ten, daß diese Angaben sogar eher noch zu gering sind. Ein Hinweis dar- 
auf, wie groß die Schwierigkeiten der Haushalte mit den höheren Wasser- 
preisen sind, ist die Zahl der Verbraucher, deren Anschluß gesperrt wurde.’ 
Jiese Zahl ist von 1984 bis 1995 in die Höhe geschnellt. Der Anstieg be- 
gann im Vorfeld der Privatisierung‘, als die Industrie Regelungen einführ- 


5 Bevor die Wasserunternehmen den privaten Kunden das Wasser sperren können, müssen 
sie eine gerichtliche Anordnung zur Bezahlung der Wasserschulden beantragen. Das Un- 
ternehmen kann den Kunden nur dann von der Wasserversorgung ausschließen, wenn 
dieser Anordnung nicht Folge geleistet wird. 

6 Inden vier Jahren vor der Wasserprivatisierung in Yorkshire stieg die Zahl der Wasser- 
sperrungen um das 40fache. 
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te, die sicherstellen sollten, daß die Kunden unter den neuen privatwirt- 
schaftlichen Bedingungen ihre Wasserrechnungen bezahlen würden. Nach 
der Privatisierung kam es zu einen Anstieg der Sperrungen von 7673 
(1990/91) auf 21282 (1991/92) - immerhin ging die Zahl 1992/93 auf 
18636 zurück (OFWAT 1993). Zwar ist sie seither weiter rückläufig, doch 
dies ist vermutlich der veränderten Strategie der Wasserunternehmen und 
nicht einem Rückgang der Wasserschulden zuzuschreiben. Auch unter- 
schieden sich Verschuldung und Häufigkeit von Wassersperrungen je nach 
Region und Unternehmen beträchtlich. Zahlungsrückstände kamen im 
Norden und in den Midlands häufiger vor als anderswo, und bei den Sper- 
rungen gab es noch größere Unterschiede, angefangen von O bis 36 pro 
10000 Kunden. 

Die Besorgnis über einen potentiellen Zusammenhang von Wasserversor- 
gung und Gesundheit der Bevölkerung entstand aufgrund des starken An- 
stiegs der Wassersperrungen und zugleich der Fälle von Ruhrerkrankungen 
in den frühen 90er Jahren.’ 1990 gab es 2756 registrierte Fälle von Ruhr, 
1991 stieg die Zahl auf 9935, und 1992 wurden 17262 Fälle gemeldet. Der 
parallele Anstieg der Ruhrerkrankungen und der Wassersperrungen hat zu 
Überlegungen geführt, es gebe möglicherweise einen kausalen Zusammen- 
hang dieser beiden Phänomene. Doch ist der genaue Charakter dieses Zu- 
sammenhangs höchst umstritten. Im Laufe des Jahres 1993 haben Barna- 
dos, die British Medical Association (BMA), die Association of Metropoli- 
tan Authorities (AMA), die National Association of Citizens' Advice Bure- 
aux (NACAB) und das Institute of Environmental Health Officers (IEHO) 
die Einstellung der Wassersperrungen gefordert, um die Gesundheit der 
Bevölkerung nicht zu gefährden.“ Die Regierung und die Wasserindustrie 
stellen allerdings die Gültigkeit der Behauptung in Frage, es gebe Belege 
für eine solche kausale Verknüpfung. In der Antwort auf die Forderung des 
IEHO stellte der Umweltminister fest: »Dem Gesundheitsministerium lie- 
gen keine Beweise für einen Zusammenhang zwischen Wassersperrungen 
und Änderungen in der Häufigkeit der Fälle übertragbarer Krankheiten 
vor« (zit. in: BMA News Review, August 1993, 16). Daß man einen »Be- 
weis« für einen kausalen Zusammenhang fordert, steht in scharfem Gegen- 
satz zu der im 19. Jahrhundert verfolgten Politik: Damals wurden die öko- 
logischen Gesundheitsreformen eingeleitet ohne daß man ein umfassendes 
wissenschaftliches Verständnis des Zusammenhangs von verbesserten sani- 
tären Bedingungen und verringerten Krankheitsfällen hatte (Colely 1989, 


7 Siehe OFWAT (1993) für Daten zur Häufigkeit der Wassersperrungen durch regionale 
Wasserunternehmen. OPCS (1993) liefert Daten über registrierte Ruhrerkrankungen. 

8 Siehe Water Bulletin 582, 12. November 1993, S. 3; Surveyor 3, Juni 1993, S. 3; BMA 
News Review, August 1993, S. 16; und The Independent, 29. Januar 1993, S. 6. 


Wasser als Ware 53 


273f). Regierung und Wasserindustrie sträuben sich heftig gegen die For- 
derungen, Wassersperrungen bei Privathaushalten aus gesundheitspoliti- 
schen Gründen zu verbieten, mit dem Argument, diese Sanktion sei not- 
wendig, um die Zahlung der Wasserrechnungen sicherzustellen. 

Nach dem Jahr 2000 wird es den Wasserunternehmen nicht mehr gestattet 
sein, die Wassertarife nach den Einheitswerten der Häuser und Grundstük- 
ke auszurichten. Obwohl nicht alle Unternehmen diese Option gutheißen, 
werden Wasseruhren inzwischen in alle neuen Häusern eingebaut. Aller- 
dings gibt es Bedenken, daß das Prinzip der Zahlung für gemessenen Ver- 
brauch zusammen mit höheren Tarifen die einkommensschwachen Haus- 
halte und jene, die überdurchschnittlich viel Wasser verwenden müssen, in 
ernste Schwierigkeiten bringen könnte. Ein hoher Wasserverbrauch ist 
nämlich nicht unbedingt an Wohlstand gebunden. Viele Krankheiten ma- 
chen einen starken Wasserverbrauch nötig; Arthritis etwa erfordert heiße 
Bäder, während Inkontinenz häufiges Wäschewaschen notwendig macht. 
In einem jüngst vom OFWAT und dem DoE veröffentlichten Bericht wer- 
den die Auswirkungen von Wasserverbrauchsmessungen in 6429 Haushal- 
ten untersucht. Härten traten vor allem in Häusern auf, deren Wert am 
niedrigsten veranschlagt wird (und wo daher am wenigsten für Wasser be- 
zahlt wurde, zugleich jedoch die Familien am größten waren und die 
höchste Krankheitsrate aufwiesen). 3,8% der 6429 auf der Isle of Wight 
untersuchten Haushalte wurden als soziale oder finanzielle Härtefälle ein- 
gestuft. Weitere 8% gaben an, daß sie seit Einführung der Verbrauchsmes- 
sung Schwierigkeiten hätten, ihre Wasserrechnungen zu bezahlen 
(OFWAT 1992, i-ii). Diese Gruppe mußte die größten Kostensteigerungen 
hinnehmen, während die Rechnungen für die reichsten Haushalten am 
stärksten sanken. 

Es gibt Beispiele für erfolgreiche Kampagnen, mit denen die Versorgungs- 
unternehmen gezwungen wurden, ihre Haltung zu ändern und für neue 
Siedlungen andere Berechnungsverfahren einzuführen als die Messung des 
Verbrauchs. So kam es etwa nach der Installation von Wasseruhren in 
Sheffield Manors, einer Siedlung mit 4000 Häusern, zu drastischen Preis- 
erhöhungen und einem Rückgang des Wasserverbrauchs, weshalb Vertre- 
ter der lokalen Gesundheitsbehörden sich besorgt über die möglichen ge- 
sundheitlichen Auswirkungen von Sperrungen und eingeschränktem Ver- 
brauch äußerten. Hier wurde in der Öffentlichkeit ein Verbot von Wasser- 
sperrungen gefordert, und es kam zu einer erfolgreichen Kampagne für die 
Entwicklung alternativer Preisberechnungsverfahren. Auf nationaler Ebene 
wird die Opposition gegen die Verbrauchsmessung mit sozialen und me- 
dizinischen Argumten vom »National Consumer Council« (NCC 1993) 
angeführt. Der NCC stellt fest, daß die Isle of Wight sozial nicht repräsen- 
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tativ sei, da nur 6% der Haushalte Einkommensunterstützung beziehen, 
dreimal weniger als im landesweiten Durchschnitt. Deshalb liegt die An- 
nahme nahe, daß bei allgemeiner Einführung der Verbrauchsmessung die 
sozialen Härten aufgrund von Wasserschulden im ganzen Land dramatisch 
zunehmen würden. Dies hat zu einer wachsenden Interessenkoalition ge- 
gen die Einführung der Verbrauchsmessung geführt, der unter anderen 
Verbrauchergruppen, die Labour Party und lokale Behörden angehören 
(Halsall 1995). Als die ersten Versuche mit Verbrauchsmessungen durch- 
geführt wurden, gab es seitens der Industrie noch eine starke Tendenz zu- 
gunsten der Abrechnung aufgrund von Verbrauchsmessungen. Heute ist 
man viel vorsichtiger geworden, und manche der Unternehmen, die früher 
dafür waren, wenden sich nun gegen die Verbrauchsmessung. 

Doch die Versorgung einkommensschwacher Haushalte wirft für die Was- 
serunternehmen ernste Probleme auf. Diese Haushalte verbrauchen mei- 
stens relativ wenig Wasser, sie sind häufig im Zahlungsrückstand, haben 
Schulden oder werden von der Wasserversorung abgekoppelt, was den 
Betrieben beträchtliche Kosten bereitet. Da es in letzter Zeit als immer 
dringlicher angesehen wurde, die Kosten zu kappen, und da außerdem die 
Regulationsbehörden Druck ausübten, um die Zahl der Wassersperrungen 
zu reduzieren, wurde schließlich die Zahlung im voraus eingeführt. Über 
die Hälfte der Wasserunternehmen haben Vorauszahlungs-Wasserzähler 
oder planen deren Einführung. Es handelt sich nicht um jene volumetri- 
schen Geräte, in die Münzen eingeworfen werden, wie sie von Millionen 
Verbrauchern mit niedrigen Einkommen für Gas und Elektrizität verwen- 
det werden. Vielmehr ist dies ein Budgetierungssystem, bei dem die Kun- 
den im voraus für ihr Wasser zahlen, indem sie eine elektronische »Key 
card« verwenden, die in Läden oder Postämtern zu kaufen und aufzuwer- 
ten ist und die dann in den Zähler eingeführt wird, um Wasser zu erhalten. 
Diese Systeme werden für Kunden mit Zahlungsschwierigkeiten als Alter- 
native zu Wassersperrungen verwendet. Vorauszahlungsgeräte bieten den 
Unternehmen daher beträchtliche Vorteile - ein kontinuierlicher Zah- 
lungseingang vor der Leistungserbringung und Schuldeneinzug zu gerin- 
gen Kosten. 

Solche Systeme haben tiefgreifende Auswirkungen auf das Verhältnis zwi- 
schen den Kunden und den Versorgungsunternehmen. Die Key card wird 
zum Medium, über das Informationen zwischen dem Unternehmen und 
dem Zähler des Kunden physisch übertragen werden. Ist das System ein- 
mal installiert, kann das Unternehmen die riesigen Transaktionskosien ver- 
meiden, die mit Nichtzahlung, Schulden und Sperrungen einhergehen. Ob- 
wohl die Kunden im allgemeinen die Vorauszahlungsgeräte anderen Zah- 
lungsmethoden vorzogen, sind Selbsthilfegruppen und Stadtteilinitiativen 
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äußerst besorgt über die sozialpolitischen und ökologischen Auswirkungen 
dieser neuen Geräte. Die Hauptprobleme sind zum einen »Selbstabkopp- 
lungen« vom Netz, wenn ein Kunde wegen Geldmangels oder eigenständi- 
ger Verbrauchsrationierung nicht in der Lage ist, die Leistung in Anspruch 
zu nehmen; weiterhin wird der Umfang der Schuldenabzahlung durch das 
Gerät automatisch festgelegt; schließlich kann es vorkommen, daß Kunden 
nur begrenzten Zugang zu Kartenausgabe- und Aufladegeräten haben. Das 
entscheidende Problem ist, daß die Vorauszahlungssysteme aufgrund ihrer 
Eigenart das Problem des mangelhaften Zugangs zu Wasser effektiv ver- 
schleiern können. Die Wasserunternehmen haben diese Gefahr erkannt und 
für den Fall der Erschöpfung des Chipkartenkredits eine Notversorgung für 
sieben Tage vorgesehen. Außerdem wurde die Vorkehrung getroffen, daß 
mit den Kunden, die nach diesem Zeitraum nicht wieder ans Leitungsnetz 
gehen, Kontakt aufgenommen wird. Allerdings hat eine Untersuchung ge- 
zeigt, daß in einem Zeitraum von 18 Monaten 80% der Haushalte mit ei- 
nem Vorauszahlungsgerät ihren Notkredit ausgeschöpft haben und sich 
273 von 1027 Haushalten vom Netz abgehängt und mehr als 24 Stunden 
ohne Wasser verbracht haben (Herbert, Kempson 1995, 71). 

Die Vorauszahlung verwandelt das Problem der Wassersperrung, dessen 
Ausmaß von den Regulationsbehörden bisher einfach abzuschätzen war, 
und verlagert es »nach innen«, wo die armen Hauhalte sich im Grunde 
selbst von der Wasserversorgung abkoppeln. Die Erfahrung mit Voraus- 
zahlungsgeräten im Elektrizitäts- und Gasbereich läßt vermuten, daß, soll- 
ten volumetrische Zähler mit Vorauszahlung installiert werden, sich das 
Problem der Selbstabkopplung wahrscheinlich noch verschärfen wird, da 
die einkommensschwachen Kunden den Verbrauch von Wasser rationie- 
ren, um höhere Rechnungen zu vermeiden. 


5. Umgestaltung von Handlungskontexten 


Die eingehendere Untersuchung der doppelten Logik des gegenwärtigen 
Wasser-Managements zeigt, daß bloßes Lob oder bloße Ablehnung der 
Privatisierung nicht angebracht sind. Anstatt das Privatisierungsprojekt 
einfach zu verwerfen oder gutzuheißen, wie Ernst bzw. Saunders dies tun, 
kommt es darauf an klarzulegen, wie komplexe Formen des Umgangs mit 
der Dynamik der Nachfrage - besonders bei großen, lukrativen Kunden - 
mit neuen Formen der Abkopplung von einkommensschwachen Verbrau- 
chern einhergehen. Auf diese Weise können wir die Kontroverse um die 
sozialen und ökologischen Kosten und Vorteile der Kommodifizierung in 
neuen Zusammenhängen von Wasserversorgung und -nutzung lokalisieren. 
In der Zeit staatlicher Wasserversorung waren die Beziehungen zwischen 
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Produktions- und Konsuminteressen relativ standardisiert, homogen und 
stabil. Die Wasserbehörden lieferten Wasser zu Standardpreisen, die getra- 
gen wurden von einer umfassenden, angebotsorientierten Logik. Es gab 
kaum enge Zusammenhänge zwischen Produktions- und Konsuminteres- 
sen - die Grenze der Produzenteninteressen war daher faktisch der Zähler. 
Doch die Privatisierung war Vorbote beträchtlicher Veränderungen dieser 
Logik des Managements. Die Wasserunternehmen entwickeln jetzt neue 
Formen des Engagements gegenüber ihren größten und profitträchtigsten 
Kunden. Diese Beziehungen haben neue Bedingungen für Wasserversor- 
gung und -verbrauch geschaffen, in deren Rahmen sowohl Produzenten als 
auch Verbraucher gemeinsam an dem Ziel orientiert sind, Wasser effizient 
zu nutzen und zu schützen. In der Folge versuchen die Wasserunterneh- 
men, einen Pool gemeinsamer Interessen um ihre neuen Strategien des 
Wasser-Managements zu bilden. 

Die nachfrageorientierten Strategien für die Entwicklung und das Mana- 
gement des Wassernetzwerkes führen zu einer drastischen Umgestaltung 
der Kontexte der Wassernutzung im Hinblick auf private Haushalte, Indu- 
strie und Handel. Vormals hätten die Wasserbetriebe einfach die Verbrau- 
cher befragt, um einschätzen zu können, wie weit das Netz ausgebaut wer- 
den mußte. Diese angebotsorientierte Investition wäre direkt auf den Bau 
neuer Reservoire und Wasserentnahmeanlagen hinausgelaufen. Im Rah- 
men einer nachfrageorientierten Logik allerdings müssen sich die Unter- 
nehmen stärker auf die Effizienz des Versorgungsnetzes konzentrieren und 
sich intensiver mit den Verbrauchern auseinandersetzen, um die Wasser- 
nachfrage zu verändern. Auf diese Weise gewinnen die Beziehungen von 
Produktion und Konsumtion weniger sequentiellen und mehr reziproken 
Charakter. Das heißt, die Privatisierung hat dazu beigetragen, daß sich ein 
recht einfaches »sequentielles« System der Versorgung - in dem Kunden 
ein standardisiertes Produkt eines monopolistischen Anbieters verbrauchen 
- in ein komplexeres und anspruchsvolleres System reziproker Beziehun- 
gen mit den Produktionsinteressen verwandelt hat. Diese neuen Formen 
der Auseinandersetzung zwischen Wasserunternehmen und Kunden vertie- 
fen deren Beziehungen in einem Maße, daß bestimmte Kunden in den Sy- 
stemen des Wasserversorgungsmanagements zu »Koproduzenten« werden. 
Solche dynamischen Formen der Interaktion eröffnen neue Möglichkeiten 
für Kampagnen zur Wassereinsparung, da die Wasserunternehmen sich 
nun auch »hinter den Zähler« wagen, in Häuser, Fabriken und Büros von 
Kunden, um die lokalen Nachfrageprofile zu gestalten, während sie gleich- 
zeitig die Anforderungen der Verbraucher zielgenauer erfüllen. Solche 
Maßnahmen sind unter anderem neue »Wasserdienstleistungen«, etwa Be- 
ratungen und wassersparende und -schützende Technologien; die Entwick- 
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lung flexibler Tarife und Verträge, um Wasserknappheiten vorzubeugen; 
und die Nutzung neuer Kommunikationstechniken zur Verbesserung des 
Netzwerkmanagements. 

Im Rahmen dieses neuen Verhältnisses haben Produzenten wie Verbrau- 
cher ein gemeinsames Interesse an einer Wasserversorgung zu möglichst 
geringen Kosten. Je komplexer ihre Beziehungen werden, desto stärker 
werden Informationen und Erfahrungen ausgetauscht, um Höhe und Zeit- 
räume des Wasserverbrauchs zu verändern. Gleichzeitig müssen wir das 
Potential für die Entwicklung von Wassersparkampagnen innerhalb dieses 
neuen Kontexts erkennen und aus ihm Nutzen ziehen. 

Obwohl durch diese Veränderungen neue Möglichkeiten für Produzenten 
und Konsumenten eröffnet wurden, gemeinsam und in beiderseitigem In- 
teresse den Wasserverbrauch zu steuern, ist eine Reihe beunruhigender 
Probleme mit diesen Entwicklungen verknüpft, die wichtige Fragen zur 
sozialen und ökonomischen Gleichheit aufwerfen. Die Logik der Kopro- 
duktion ist notwendigerweise selektiv. Koproduzenten werden meist die 
größeren, profitableren und lukrativeren Kunden aus Industrie und Handel 
sowie manche Privathaushalte sein, besonders in Gebieten mit Wasser- 
mangel. Dieselben Technologien, die es den Betrieben ermöglichen, diesen 
Kunden spezielle Dienstleistungen und Informationen in Echtzeit anzubie- 
ten, könnten auch zu neuen Formen des Sozialdumping führen. Während 
also die Leistungsbreite für die lukrativsten Kunden und deren Verflech- 
tung mit den Interessen der Produktionsseite zunehmen, gehen sie für die 
ärmeren Verbraucher zurück. 

In der Geschichte der Wasserversorgung waren die Beziehungen zwischen 
Anbietern und Privathaushalten weitgehend verborgen. Die umfassendere 
Logik, die die Entwicklung der öffentlichen Wasserversorgung antrieb, be- 
ruhte auf der festen Überzeugung, daß der allgemeine Zugang zu billigem, 
sauberem und reichlich vorhandenem Wasser notwendig sei, um den Ge- 
sundheitszustand der Bevölkerung zu verbessern. Weil es von entscheidender 
Bedeutung war, daß alle Haushalte Zugang erhielten, wurden keine Zähler 
installiert, um dieser Entwicklung keine Barrieren in den Weg zu steilen. 

Die Privatisierung hat die Beziehungen zwischen den Wasserunternehmen 
und den Privathaushalten dramatisch verändert. Die Enstehung von Was- 
ser-Armut war ein wichtiges Signal und ein klarer Indikator für die radika- 
len Verschiebungen dieser vormals stabilen und eher losen Beziehungen. 
In der Zeit vor der vollständigen Privatisierung begannen die Wasserbe- 
hörden, die Kosten für die Versorgung der Haushalte näher zu untersu- 
chen, und griffen nun schneller zu Wassersperrungen, um Außenstände 
einzutreiben. Unmittelbar nach der Privatisierung schnellte die Zahl der 
Wassersperrungen auf nie dagewesene Höhen, da viele Haushalten ernste 
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Schwierigkeiten hatten, die höheren Rechnungen zu begleichen. Die priva- 
tisierten Wasserunternehmen reagierten auf diese Probleme mit Zahlungs- 
rückständen und Verschuldung durch einen aggressiveren Einsatz von 
Wassersperrungen. Doch diese Form der Entkoppelung von Wasserunter- 
nehmen und Kunden war als langfristige Strategie für den Umgang mit 
einkommensschwachen Haushalten einfach nicht haltbar. Durch verbreite- 
ten gesellschaftlichen und politischen Widerstand gegen die Wassersper- 
rungen aus sozial- und umweltpolitischen Gründen wurde das OFWAT ge- 
zwungen, mittels neuer Richtlinien die Wasserunternehmen anzuweisen, 
mit der Verschuldung auf rücksichtsvollere Weise umzugehen. Die Was- 
serunternehmen entwickelten neue Zahlungsoptionen und setzten sich frü- 
her mit den Kunden auseinander, die aufgrund ihrer Zahlungsschwierigkei- 
ten von einer Wassersperrung bedroht waren. 

Die Einführung von Vorauszahlungsverfahren und entsprechenden Geräten 
erlaubt es den Wasserunternehmen, sich wirksam von den hohen Transak- 
tionskosten »abzukoppeln«, die einkommensschwache Kunden verursa- 
chen. Die Vorauszahlung erzwingt direkte Beziehungen, indem sie alle 
Kontakte über den Zähler laufen läßt. Dieses technische Fern-Management 
verlagert die Verantwortung für den Wasserverbrauch auf diese Kunden - 
die mit dem Zähler zu tun haben, ihn laden und sich sogar selbst vom Lei- 
tungsnetz abkoppeln, wenn sie kein Geld mehr haben. Der Kontakt zwi- 
schen den Versorgungsbetrieben und weniger lukrativen Kunden wird auf 
ein Mindestmaß eingeschränkt, was den Betrieben Spielraum verschafft, 
sich um die profitträchtigeren Kunden zu kümmern und diese in ihr Lei- 
tungsmanagement einzubeziehen. 


6. Ein neuer Bezugsrahmen für das Wasser-Management 


Im Gegensatz zu Ernst und Saunders haben wir die Auffassung vertreten, 
daß jede Untersuchung der Wasserprivatisierung den Kontexten, die die 
Verbrauchsmuster prägen, größere Aufmerksamkeit widmen muß. In die- 
sem Papier haben wir gezeigt, wie die Kommodifizierung von Wasser eine 
deutliche Verschiebung der »Logik« des Infrastrukturmanagements aus- 
löst. Ein neuer kommerzieller und regulatorischer Bezugsrahmen hat die 
Versorgungsbetriebe gezwungen, die technische und wirtschaftliche Effi- 
zienz ihrer gegenwärtigen Verteilungsnetze zu prüfen. Die Verbesserung 
der technischen Effizienz der Netze kann zu höheren Profiten führen, so- 
fern der Bedarf an kostenträchtigen Investitionen zur Angebotssteigerung 
eingeschränkt wird. Eine Verlagerung der Aufmerksamkeit auf die Effizi- 
enz des Versorgungsnetzes hatte zur Folge, daß die Betriebe stärker beach- 
ten, was an den Enden ihrer Verteilungsnetze vor sich geht: wie, wann und 
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in welchem Maße die Kunden Wasser verbrauchen. Die Verringerung oder 
Änderung des Wasserkonsums durch nachfrageseitiges Management kann 
zu beträchtlichen Entlastungen beim Kapitaleinsatz und zur Verbesserung 
der Gewinnträchtigkeit des gesamten Verteilungsnetzes führen. 

Wir haben deutlich gemacht, wie sich die Beziehungen von Versorgungs- 
unternehmen und Kunden verändern, und damit einen Bezugsrahmen 
entwickelt, der es uns erlaubt, Verschiebungen im Wasserverbrauch als 
Reaktion auf die Umgestaltung der Zielvorstellungen auf Seiten der Pro- 
duzenten zu identifizieren. Der Wandel des Systems der Wasserversorgung 
hat zu neuen, günstigen Bedingungen für Wassersparmaßnahmen geführt, 
insofern die Beziehungen zwischen Produktions- und Konsuminteressen 
umgestaltet wurden. Eine Dualisierung entsteht durch die Einbindung 
profitträchtiger Kunden in neue Formen der Koproduktion und die Ab- 
kopplung von ärmeren Kunden. Die neuen Handlungskontexte sind eng 
mit Vorgängen der »Schließung« in der Entwicklung eines privatisierten 
Wasserversorgungssystems verknüpft. Bei der Einbindung von Verbrau- 
chern geht es um die Schließung von Beziehungen mit den lukrativsten 
Kunden, um das Potential für beiderseitig vorteilhafte Wassereinsparungen 
und Effizienzverbesserungen auszuschöpfen. Im Gegensatz dazu beruht 
die Abkopplung auf der Schließung direkter Beziehungen zwischen Was- 
serunternehmen und ärmeren Kunden mittels der Vorauszahlungsgeräte. In 
dem so gesetzten Rahmen sind die Kunden frei, Entscheidungen über ihren 
Wasserverbrauch zu treffen, während die kommerziellen Prioritäten des 
Unternehmens gut geschützt sind. 

Kritisch zu bemerken ist, daß Umwelt- und Sozialpolitik eigenartig ver- 
ständnislos sind gegenüber den weitreichenden Folgen dieser Entwicklun- 
gen. Die nationalen und lokalen politischen Organe und Regulationsbehör- 
den verfolgen in Fragen der Wasserversorgung einen Top-down-Ansatz, 
sofern sie den Wasserverbrauch kontrollieren und steuern wollen, während 
bei kommerziellen Wasseranbietern im neuen, sich rasch wandelnden 
Wassermarkt ein Bottom-up-Ansatz vorherrscht. Ein effektives soziales 
und ökologisches Wasser-Management das Wohnbezirke, Städte und Re- 
gionen umgreift, verlangt ein besser koordiniertes Vorgehen. Es gilt zu er- 
kennen, wie Prozesse der Kommodifizierung zu einer radikalen Umgestal- 
tung der Bedingungen führen, unter denen Industrie, Handel und private 
Haushalte Wasser beziehen und verbrauchen; gleichzeitig muß auf poten- 
tielle Spannungen zwischen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Prioritäten geachtet werden. In dieser sich rasch wandelinden Debatte ist 
gewiß noch einiges zu tun. Insbesondere 

- müssen Debatten über politische Grundentscheidungen mit einem besse- 
ren Verständnis für die Art und Weise unterfüttert werden, wie die sich än- 
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dernden Versorgungssysteme die Bedingungen des Konsumverhaltens 
umgestalten, 

- ist mehr Forschung nötig im Hinblick auf das sich wandelnde Konsum- 
verhalten im privatisierten Wassermarkt und die sozio-Öökologischen Fol- 
gen dieses Verhaltens, 

- muß man abkommen von einfachen Modellen eines angeblich irrationa- 
len Verbrauchers oder der Pauschalkritik am Konsumismus und anerken- 
nen, daß in den neuen Versorgungssystemen neue Möglichkeiten des Um- 
weltschutzes und auch soziale Spannungen angelegt sein können, 

- ist es nötig, neue Regulationsverfahren zu entwickeln, um die enstehen- 
den Versorgungssysteme so zu gestalten, daß die ökologischen Hand- 
lungsmöglichkeiten maximiert und gleichzeitig die sozialen Kosten gering 
gehalten werden, 

- muß besser verstanden werden, wie dieses ökologische Potential mit um- 
fassenderen wirtschaftlichen und sozialen Spannungen und Ungleichheiten 
verknüpft ist. 

Dank entsprechender Forschungen wäre man in der Lage, eine Strategie zu 
entwickeln, die der sozialen und technischen Komplexität von Wasserver- 
sorgungssystemen besser Rechnung trägt. Anzustreben wären ein Ende der 
organisatorischen Abschottung von öffentlichem und privatem Wasser- 
Management, neue Koalitionen zwischen staatlichen Behörden, Regulati- 
onsinstanzen und kommerziellen Wasseranbietern. Mit dieser Strategie 
könnte man versuchen, die »Produktions«-Interessen (mittels Regulation) 
auf einen technisch-kommerziellen Pfad zu steuern, der Möglichkeiten für 
Wasserverbraucher eröffnet, ihre Rolle als Koproduzenten von Wasser- 
Wert auszufüllen. Gleichzeitig wäre sicherzustellen, daß Tendenzen zur 
sozialen Polarisierung auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Kurz: Die 
Wiederankopplung von Sozial- und Umweltpolitik an die materiellen Pro- 
zesse der Wasserversorgung und des Wasserverbrauchs bedeutet, daß die 
reziproken und synchronen Interessen von Produktions- und Konsuminter- 
essen an der Effizienz der Wasserversorgung anerkannt werden. 
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Recht auf Wasser? 
Verteilungskonflikte im Jordanbecken 


Die Ressource Wasser ist im Jordanbecken knapp und umkämpft. Der fak- 
tische Zugriff auf die internationalen Gewässer, der mit offenen und ver- 
deckten Formen von Gewalt einherging, bestimmte die Wasserentnahmen 
der Anrainer: Jordanien, Palästina, Israel, Syrien und dem Libanon. Durch 
den Friedensprozeß im Nahen Osten ist eine kooperative Lösung des Was- 
serkonflikts zum erstenmal seit 50 Jahren in den Bereich des Möglichen 
gerückt. Im Rahmen der Friedensverhandlungen, die zwischen Israel und 
den arabischen Staaten, insbesondere mit den Palästinensern, geführt wer- 
den, wird die Wasserfrage von den Beteiligten allerdings unterschiedlich 
bewertet. Aufgrund der extremen Ungleichverteilung der Entnahmen aus 
den gemeinsam geteilten Gewässern zugunsten Israels stellt die Umvertei- 
lung der internationalen Wasservorkommen für Jordanien und Palästina 
einen wichtigen Bestandteil eines Friedensabkommens dar, für Israel da- 
gegen nicht. Wenn sich Israel aber aus den besetzten Gebieten zurückzieht, 
wird es zumindest an einer gewissen gemeinsamen Kontrolle der Entnah- 
men interessiert sein: Im Zusammenhang mit der Landfrage scheint eine 
irgendwie geartete Lösung der Wasserproblematik unumgänglich. Es be- 
steht allerdings die große Gefahr, daß aufgrund der Machtverhältnisse die- 
se Lösung in bilateralen Abkommen gesucht wird, die nicht unbedingt Ge- 
rechtigkeitsvorstellungen entsprechen. Tatsächlich sind bereits zwei bilate- 
rale Abkommen zur Wasserfrage ratifiziert worden, im Rahmen des Frie- 
densvertrages zwischen Israel und Jordanien im Oktober 1994, sowie im 
Rahmen des Interimsabkommens über die Teilautonomie der palästinensi- 
schen Gebiete (Oslo B) zwischen Israel und Palästina im Dezember 1995. 
Wie eine gerechte Verteilung der Nutzungsrechte an den Ressourcen aus- 
sehen könnte, ist allerdings schwierig zu beurteilen. Welche Berechtigung 
haben dabei geographische und historische Kriterien? In welcher Hinsicht 
ist der Bedarf der Bevölkerung zu berücksichtigen und welche Ansprüche 
sind überhaupt legitim? Und schließlich, wer soll das beurteilen? 

Im Rahmen dieses Artikels werden zunächst die Dimensionen des Kon- 
flikts entfaltet. Dann werden nach einer Skizze der Wasserzuteilung in den 
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bilateralen Friedensverträgen normativ-rechtliche Maßstäbe ihrer Beurtei- 
lung diskutiert und zwar bezüglich intergenerationeller und intrageneratio- 
neller Gerechtigkeit. Abschließend gehen wir auf das Verhältnis unserer 
Überlegungen zum politischen Prozeß ein. 


1. Eine geographisch-hydrologische Skizze des Jordanbeckens 


Die internationalen Wasservorkommen in der Region des Jordan umfassen 
das Flußsystem aus Jordan und Yarmuk mit ihren Zu- und Abflüssen sowie 
verschiedene grenzüberschreitende Aquifere (grundwasserleitende Ge- 
steinsschichten). Der gesamte Wasserdurchfluß des Jordan-Yarmuk Fluß- 
systems ist relativ gering.' Unter natürlichen Bedingungen wären es etwa 
1200 Mio. m/a (Kubikmeter pro Jahr), was mit dem Durchfluß der Spree 
vor ihrer Mündung in die Havel zu vergleichen ist (SenStadtUm 1992, 12). 
Nach den Entnahmen durch die Anrainer allerdings gleicht der Jordan mit 
max. 200 Mio. m?/a eher einem Bächlein. Das erneuerbare Dargebot der 
Grundwasserleiter ist mit etwa 1600 Mio. m>/a größer als das der Oberflä- 
chenwasser. Im folgenden werden die Wasservorkommen näher beschrie- 
ben sowie der Durchfluß und die jeweiligen Entnahmen quantifiziert.’ 

Der Jordan speist sich aus drei Quellflüssen, Hasbani, Dan und Banias. Der 
Hasbani entspringt im Libanon und hat einen durchschnittlichen Abfluß 
von ca. 140 Mio. m>/a, der Dan in Israel mit ca. 250 Mio. m’/a Abfluß und 
der Banias in Syrien mit ca. 120 Mio. m’/a Abfluß. Die Quellflüsse treffen 
kurz hinter der israelischen Grenze zusammen, und der Jordan fließt dann 
mit ca. 510 Mio. m’?/a in den See Genezareth. Seit Mitte der sechziger Jah- 
re pumpt Israel ca. 490 Mio. m’/a aus diesem See ab und transportiert den 
Großteil über eine Wasserleitung, den sogenannten National Water Carrier, 
durch ganz Israel bis in den Negev. 

Der Yarmuk entspringt in Syrien und bildet über 40 km die jordanisch- 
syrische Grenze. Er mündet mit ca. 400 bis 500 Mio. m?/a unterhalb des 
Sees Genezareth in den Jordan. Jordanien leitet seit den 60er Jahren ca. 
110-130 Mio. m?/a in den East-Ghor-Kanal parallel zum Jordan ab. Seit 
Mitte der fünfziger Jahre leitet Israel mindestens 70 Mio. m’/a aus dem 
Yarmuk künstlich in den See Genezareth und seit einigen Jahren nutzt Sy- 
rien ca. 160-200 Mio. m’?/a. 


I Die im folgenden angeführten Zahlen über das Wasseraufkommen in der Region wurden, 
so weit nicht anders belegt, iin Rahmen einer von der Deutschen Gesellschaft für Techni- 
sche Zusammenarbeit durchgeführten Studie zusammengestellt, die sich sich auf eine um- 
fassende Literaturrecherche von lokalen Studiengruppen stützt (GTZ 1996). 

2 Die hier aufgeführten Entnahmen gelten bis zur Umsetzung der bilateralen Abkommen 
zwischen Israel und Palästina bzw. Jordanien. 
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Südlich des Zusammenflusses mit dem Yarmuk fließen der jordanische 
Fluß Zarqua sowie Wadis (Flüsse, die saisonal Wasser führen, also haup- 
sächlich Frühjahrsfluten leiten) in der Größenordnung von 240 Mio. m>/a 
in den Jordan, der ins Tote Meer mündet. Jordanien entnimmt auf dieser 
Strecke ca. 120 Mio. m>/a. 

Zu den Oberflächengewässern kommen nun etwa 22 Grundwasserbecken 
hinzu, die unterirdisch in Israel, Palästina und Jordanien fließen. Einige 
dieser Grundwasserleiter sind grenzüberschreitend, insbesondere die Berg- 
Aquifere, die ein erneuerbares Dargebot von 679 Mio. m3/a haben. Beim 
östlich fließenden Berg-Aquifer, der zum Einzugsgebiet des Jordans ge- 
hört, ist bislang noch umstritten, ob es sich um eine nationale palästinensi- 
sche Ressource oder um ein internationales Gewässer handelt (er wird im 
weiteren den internationalen Ressourcen zugeschlagen, siehe dazu 5.). Die 
beiden anderen Berg-Aquifere fließen vom Westjordanland durch Israel in 
den sog. Küsten-Aquifer, wobei das Regenanreicherungsgebiet beider 
Aquifere vorwiegend im Westjordanland, die Speicherfläche hingegen 
auch in Israel liegt. Obwohl die drei Berg-Aquifere die Hauptwasserquelle 
des Westjordanlandes darstellen, werden sie zu etwa 71% durch Israel und 
nur zu 17% durch Palästina genutzt. Die restlichen 12% sind bislang unge- 
nutzt. Der Küsten-Aquifer fließt gen Mittelmeer mit einem erneuerbaren 
Aufkommen von 55 Mio. m’/a im Gazastreifen und von 240 Mio. m?/a in 
Israel. Palästina entnimmt aus dem Küsten-Aquifer ca. 100 Mio. m?/a und 
Israel 280 Mio. m>/a, so daß er stark übernutzt wird. 

Alle fünf Länder verfügen zudem über andere als diese grenzüberschrei- 
tenden Wasser-Ressourcen. Für Syrien und Libanon übersteigen diese das 
Jordan-Aufkommen um ein Vielfaches‘. In Israel summieren sich ver- 
schiedene Quellen zu erneuerbaren und nicht erneuerbaren 360 Mio. m?/a. 
In Jordanien befinden sich nationale Grundwasserressourcen, deren Auf- 
kommen auf erneuerbare 275 Mio. m?/a geschätzt wird (allerdings werden 
573 Mio. m?/a gefördert!). Aus mit Saudi-Arabien geteilten fossilen Was- 
servorkommen (Disi-Aquifer), die vor 15 000 - 25 000 Jahren beim Ab- 
schmelzen der kontinentalen Gletscher enstanden sind, werden ca. 87 Mio. 
m’/a gefördert. Sie erneuern sich (wenn überhaupt) nur in ebensolchen 
Zeiträumen, so daß auch sie häufig als nichterneuerbar betrachtet werden. 
Insgesamt ergeben sich damit folgende Entnahmen aus internationalen 
Gewässern: Israel ca. 1340 Mio. m?/a, Palästina ca. 224 Mio. m?/a und 
Jordanien 250 Mio. m/a. Aus nationalen Ressourcen nutzt Israel zudem 
ca. 360 Mio. m?/a und Jordanien 750 Mio. ma. 


3 Sowohl Syrien als auch der Libanon gehören damit nicht zu den im engeren Sinne unter 
Wasseıknappheit leidenden Ländern. Deshalb werden sie nur betrachtet, sofern sie für die 
Verteilungsprobleme zwischen den drei anderen Ländern wichtig sind. 
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Die Entnahmen aus den Gewässern in der Region insgesamt betragen 
somit 3130 Mio. m?/a und liegen leicht über dem erneuerbaren Wasservor- 
kommen von 2800 Mio m?/a. Dabei sind einige der Quellen lokal sehr 
stark übernutzt (zu etwa 150%): der Gaza-Aquifer, der israelische Küsten 
Aquifer und einige der jordanischen Aquifere. Bei anderen Quellen besteht 
noch die Möglichkeit, die Entnahmen zu steigern, so etwa bei dem östli- 
chen Berg-Aquifer. Aufgrund der klimatischen Bedingungen und der star- 
ken Übernutzung der Gewässer seitens aller Anrainer ist die Wasserquali- 
tät insgesamt gefährdet, wobei sie stark regional divergiert. Z.B stellt die 
schlechte Wasserqualität im Gazastreifen aufgrund von Versalzung und 
Pestiziden aus der Intensivlandwirtschaft eine akute Gesundheitsgefähr- 
dung dar (JMCC 1994, 59). Die durchschnittlichen Chlorid- und Nitrat- 
konzentrationen im Aquiferwasser betragen nach Messungen von Abu- 
Mailah (1994) das zweieinhalbfache der WHO-Grenzwerte für Trinkwas- 
ser (WHO, 1984). 

Die unterschiedlichen Wasserentnahmen sind durch den im Rahmen des 
Nahost-Konflikts enstandenen Zugriff der verschiedenen Länder auf die 
Gewässer bedingt. Im Verlauf der letzten 50 Jahre hat sich die wasserstra- 
tegische Position der Anrainer des Jordan erheblich verändert. 


2. Der historische Rahmen des Wasserkonflikts 


Nach Abzug der Briten rief der Nationalrat der Juden in Palästina den un- 
abhängigen Staat Israel aus, was zum Ausbruch des ersten Krieges zwi- 
schen Israel und der arabischen Liga führte. Im Waffenstillstandsabkom- 
men von 1949 hatte Israel sein Territorium gegenüber dem Teilungsplan 
der Vereinten Nationen von 1947 vergrößert, das Westjordanland ging an 
Jordanien, der Gazasteifen an Ägypten und Jerusalem wurde geteilt. Die 
militärische Demarkationslinie stellt bis heute die »grüne Linie« dar, die 
auch in den aktuellen Friedensverhandlungen nur noch bedingt Gegenstand 
der Verhandlungen ist. Bis 1973 standen sich im wesentlichen Israel und 
die arabische Liga gegenüber. Erst nach dem sogenannten Jom-Kippur- 
Krieg verlagerte sich der Konflikt zu einem israelisch-palästinesischen. 

Der Konflikt um Wasser zwischen Israel und der arabischen Liga wurde in 
den 50er und 60er Jahren wesentlich durch die israelische Planung und 
spätere Verwirklichung des transnationalen Wasserleiters (National Water 
Carrier) vom oberen Jordan bis in den Negev ausgelöst. Der obere Jordan 
sollte in ein nationales Versorgungsnetz integriert werden: zur Trinkwas- 
serversorgung im Küstenbereich und für die Bewässerungslandwirtschaft 
in der relativ fruchtbaren Wüste Negev. Syrien und Jordanien protestierten 
gegen dieses Vorhaben: Für Jordanien bedeutete es eine qualitative und 
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quantitative Beeinträchtigung seiner Versorgung mit Jordan-Wasser. Ver- 
schärft wurde dies durch die Aufnahme palästinensischer Flüchtlinge, die 
auch den Bedarf an Wasser für die Landwirtschaft steigerte. Syrien sah 
sich durch Bauarbeiten am oberen Jordan im Bereich der entmilitarisierten 
Zone in seinen territorialen Rechten verletzt, und es kam im Jahre 1951 zu 
einem militärischen Schlagabtausch, so daß der Fall 1951 und 1953 vor 
den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen kam. Weiterhin lehnten die ara- 
bischen Staaten die Nutzung des Wassers außerhalb des Wassereinzugs- 
gebietes, also auch im Negev, grundsätzlich ab (Reguer 1993). 

Im Jahre 1953 sollte nach einer Initiative des amerikanischen Präsidenten 
Eisenhower ein Plan für eine integrierte Wasserbewirtschaftung im Jor- 
danbecken erstellt werden (Lowi 1993). Der Sonderbotschafter Eric John- 
ston verhandelte zwei Jahre lang mit Israel und der arabischen Liga. Das 
Ziel war die grundsätzliche Anerkennung des Jordan als internationales 
Flußsystem durch die Konfliktparteien und die Festlegung von nationalen 
Wasserquoten nach gerechten Kriterien. Das Kriterium sollten die bewäs- 
serbaren Flächen der einzelnen Anrainer sein. Umstritten war von Anfang 
an die Möglichkeit, das Wasser auch außerhalb des Einzugsgebietes zu 
nutzen, und die Frage der Überwachung. Nach Zugeständnissen beider 
Seiten kam es zur Erstellung der Quoten. Der Plan erhielt keinen völker- 
rechtlichen Status, da er von der arabischen Liga aus verschiedenen, vor- 
nehmlich politischen Gründen nicht ratifiziert worden ist (Reguer 1993, 
Wolf/Ross 1992, Lowi 1993). 

Im folgenden forcierten Israel und Jordanien die Verwirklichung ihrer na- 
tionalen Wasserentwicklungsprojekte: Israel den National Water Carrier, 
wobei die Entnahmestelle aufgrund internationalen Drucks kostenträchtig 
an den See Genezareth verlegt werden mußte; Jordanien Staudämme am 
Yarmuk sowie einen Bewässerungskanal parallel zum Jordan (Bast-Ghor- 
Kanal). Beide Länder hielten sich zunächst an die Johnston-Quoten, da die 
USA ihre finanzielle Unterstützung davon abhängig machten. 

Nach der Ankündigung der Inbetriebnahme des National Water Carrier im 
Jahre 1959 erklärte die arabische Liga, es würden die Rechte der arabi- 
schen Anwohner, das Völkerrecht und die Sicherheit der arabischen Staa- 
ten verletzt (Lowi 1993). Erwogen wurde eine Beschwerde bei der UNO, 
eine Kriegserklärung oder eine Ableitung der Jordanquellflüsse Banias und 
Hasbani in den Yarmuk. Letztlich entschloß man sich für das Ableitungs- 
projekt, ein primär politisch motiviertes Unterfangen, da seine Kosten ei- 
nen potentiellen wasserwirtschaftlichen Nutzen bei weitern überstiegen. 
Als 1965 die Bauarbeiten für das Ableitungsprojekt aufgenommmen wur- 
den, erklärte diesmal Israel die Verletzung seiner souveränen Rechte, und 
bereits wenige Wochen später kam es nach einem Zwischenfall an der sy- 
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risch-israelischen Grenze zu einer ersten Bombardierung der Bauarbeiten. 
Es folgten weitere israelische Attacken im Juli 1966 sowie fast permanente 
Grenzscharmützel im Frühjahr 1967. Am 5. Juni 1967 griff Israel die Luft- 
waffe Ägyptens, Jordaniens, Syriens und des Iraks an und besetzte im 
dritten israelisch-arabischen Krieg (dem sogenannten Sechs-Tage-Krieg) 
den Sinai, den Gazastreifen, das Westjordanland und die Golanhöhen. Die 
rgebnisse dieses Krieges änderten die wasserstrategische Ausgangslage 
erheblich zugunsten Israels. Das Ableitungsprojekt war gescheitert, der 
kurz vorher errichtete Mukheiba-Damm am Yarmuk zerstört. Für Jordani- 
en hatte sich die Situation damit erheblich verschlechtert. Israel gewann 
durch die Besetzung des Golans die Kontrolle über den Jordanquellfluß 
Banias und über ein Ufer am Yarmuk. Durch die Besetzung des Westjor- 
danlandes und des Gazastreifens konnte es seinen Einfluß auf die Nutzung 
der Aquifere ausbauen, welche die Hauptwasserquelle der Palästinenser 
darstellen. Per militärischer Verordnung wurde in den besetzten Gebieten 
das bis dahin geltende Wasserrecht aufgehoben, jegliches Betreiben von 
Wasserinstallationen von israelischen Genehmigungen abhängig gemacht, 
Brunnen auf den von Flüchtlingen verlassenen Grundstücken enteignet 
sowie restriktive Wasserquoten für die Palästinenser eingeführt. Durch 
überhöhte Wasserpreise wurde sowohl die Wasserversorgung der Haushal- 
te eingeschränkt als auch die landwirtschaftliche Tätigkeit stark erschwert 
bis verunmöglicht. Die in den besetzten Gebieten errichteten Siedlungen 
hingegen erhielten bis zu zehnfache Quoten zugeteilt, und das zu einem 
Viertel des Literpreises, den Palästinenser entrichten mußten. 

In den 70er Jahren verhinderte Israel durch sein Veto den von der Welt- 
bank geförderten syrisch-jordanischen Staudamm am Yarmuk. Dieses Pro- 
jekt hätte dazu geführt, daß Jordanien seine im Johnston-Plan zugeteilten 
Quoten wieder hätte entnehmen können. Mit dem Libanon-Feldzug 1982 
erhielt Israel schließlich Zugriff auf den letzten von ihm nicht kontrollier- 
ten Jordanquellfluß, den Hasbani. 


3. Aktuelle Nutzungen und ihre politisch-ökonomischen Hintergründe 


Das für die Nutzung bereitstehende Wasser sind die Entnahmen zuzüglich 
aufbereiteten Abwassers, es wird »Dargebot« genannt. Das Dargebot ist 
neben natürlichen Faktoren also auch von technischen und organisatori- 
schen Maßnahmen abhängig. Nicht abgezogen sind die Verluste durch 
Verdunstung, Lecks etc., das tatsächlich zu nutzende Wasser wird als 
Nettodargebot bezeichnet. 

Die jeweiligen Nutzungen des Dargebots beziehen sich zum einen auf den 
unmittelbaren Wasserbedarf (Mindestbedarf) zur Befriedigung elementarer 
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Bedürfnisse: Trinkwasser, Hygiene, Kochen usw., und zum anderen auf 
sozio-ökonomische Tätigkeiten, für die Wasser benötigt wird: Bewässe- 
rung, industrielle Fertigung usw. Der Umgang mit den zwei Komponenten 
des Wasserbedarfs ist von Wirtschaftsformen, Traditionen, Gewohnheiten 
und politischen Entscheidungen abhängig. Deshalb ist es von besonderem 
Interesse, sich die aktuellen Nutzungen und ihre politisch-ökonomischen 
Hintergründe zu vergegenwärtigen. Weiterhin sind Bevölkerungs- und 
Wasserbedarfsprognosen aller Konfliktparteien zur Einschätzung des Was- 
serdefizits der Region heranzuziehen. 

Israel deckt mit einer Bevölkerung von 5,1 Mio. und einem Bruttosozial- 
produkt (BSP) von 13220 US$ pro Einwohner (Bevölkerung und BSP 
auch im folgenden für 1992, nach Baratta 1994) etwa 64% seines Wasser- 
verbrauchs aus internationalen Ressourcen. Das Dargebot beträgt 1900 
Mio. m’/a, einschließlich 200 Mio. m?/a aus der Abwasserwiederverwer- 
tung, und der durchschnittliche Pro-Kopf-Verbrauch (netto, d.h. ohne Lei- 
tungsverluste) im Bereich der öffentlichen Trinkwasserversorgung (für 
Haushalte, Gewerbe, Bewässerung Öffentlicher Anlagen) liegt bei 274 l/d 
(vgl. BRD: ca. 240 \/d; 2,74 Liter pro Tag sind 1 m>/a). Für diese öffentli- 
che Versorgung wird 28%, für die Industrie 7% und für die Landwirtschaft 
66% des Dargebots aufgewendet. 

Jordanien hat bei einer Bevölkerung von 3,9 Mio. und einem Bruttosozial- 
produkt von 1120 US$ pro Einwohner ein Dargebot von 1000 Mio. m3/a 
und einen Pro-Kopf-Verbrauch von 68 I/d. Der Anteil, der davon aus dem 
Jordan-Yarmuk-Flußsystem entnommen wird, beträgt 25%. Die durch- 
schnittlichen technischen Leitungsverluste betragen 35% (Abu-Taleb et al., 
1992, ROID 1993; vgl. BRD: ca. 10%), die Kläranlagen sind stark überla- 
stet (Salameh/Bannayan 1993). Für die öffentliche Trinkwasserversorgung 
wird 22%, für die Industrie 4% und für die Landwirtschaft 74% des Dar- 
gebots aufgewendet. 

Der Gazastreifen hat mit einer Bevölkerung von 800 000 und einem BSP 
von 1400 US$ pro Einwohner (BGU/TAHAL 1994) bei einem Dargebot 
von 103 Mio m?/a einen Pro-Kopf-Verbrauch von 77 /d. Allerdings ist die 
Situation in den Flüchtlingslagern mit teilweise nur 44 //d viel schlechter 
(Dombrowsky 1995). Das Westjordanland hat bei einer Bevölkerung von 
1,] Mio. mit einem BSP von 2499 US$ pro Einwohner (BGU/TAHAL 
1994) und einem Dargebot von 120 Mio. m?/a einen sehr niedrigen Pro- 
Kopf-Verbrauch von 47 l/d. Eine der Ursachen für diese dramatische Lage 
ist in den Leitungsverlusten zu finden: sie betragen in den Städten bis zu 
50% (Khatib/Assaf 1993). Der Anschlußgrad an die Kanalisation liegt im 
Westjordanland bei 55% und im Gazastreifen bei 45% (Isaac 1993). Klär- 
anlagen sind bislang nicht vorhanden. Die Palästinenser sind fast vollstän- 
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dig auf internationale Ressourcen angewiesen. Für die öffentliche Trink- 
wasserversorgung werden 30% und für die Landwirtschaft 70% des Dar- 
gebots aufgewendet, eine nennenswerte Industrie ist nicht vorhanden. 

Der mit Abstand größte Anteil des in der Region genutzten Wassers fließt 
somit in die Bewässerungslandwirtschaft. Dabei verbraucht Israel allein für 
die Landwirtschaft etwa soviel Wasser wie Jordanien und Palästina insge- 
samt. Zwar wurde in Israel durch die Einführung moderner Bewässe- 
rungsmethoden (Tröpfchenbewässerung) der Wasserbedarf pro Hektar um 
ca. 33% gesenkt, diese Einsparung ging aber mit der Ausdehnung der be- 
wässerten Fläche einher, so daß es insgesamt zu keiner nennenswerten Ein- 
schränkung der landwirtschaftlich genutzten Wassermenge kam (Shevah/ 
Kohen 1993). In Jordanien und Palästina werden erst auf zwei Dritteln der 
Flächen moderne Bewässerungsmethoden eingesetzt, so daß hier noch Ein- 
sparpotential besteht (Shuval 1993, Schiffler 1993). Allerdings wird in die- 
sen Ländern mangels Wasser noch nicht die gesamte landwirtschaftlich 
nutzbare Fläche bestellt. 

In Zukunft wird mit dem verstärkten Einsatz von behandeltem Abwasser in 
der Bewässerungslandwirtschaft gerechnet. In Israel werden heute etwa 
12% (berechnet nach BGU/TAHAL 1994) und in Jordanien 4% des 
Frischwassers (berechnet nach ROID 1993) wiederverwendet. In den pa- 
lästinensischen Gebieten ist eine gezielte Abwasserwiederverwendung 
aufgrund der fehlenden Abwasserbehandlung bislang nicht möglich. Ex- 
perten gehen davon aus, daß bei einem entsprechendem Ausbau der Infra- 
struktur bis zu 65% des im städtischen Bereich genutzten Trinkwassers in 
der Landwirtschaft wiederverwendet werden könnte (Assaf et al. 1993). 
Dies geschieht vor dem Hintergrund, daß der Beitrag der Bewässerungs- 
landwirtschaft zum Bruttosozialprodukt in allen drei Ländern in den letzten 
Jahren merklich zurückgegangen ist. In Israel lag er 1991 nur noch bei 
2,8% (BGU/TAHAL 1994), in Jordanien bei 5,5%, zuzüglich 1,8% durch 
Regenfeldbau (Schiffler et al. 1994). Einen höheren Stellenwert hat die 
Bewässerungslandwirtschaft lediglich in dem auch wirtschaftlich noch 
durch die Besatzungszeit geprägten Palästina mit 18% (BGU/TAHAL 
1994). Und dies trotz der Restriktionen durch die Besatzungsmacht in der 
Wasserzuteilung. Insgesamt ist der ökonomische Nutzen der Landwirt- 
schaft, wenn die Subventionen berücksichtigt werden, je nach Gegend bei 
Null oder negativ (Dombrowsky 1995). Es sind vor allem politische und 
ideologische Gründe, die die jeweiligen Staaten dazu veranlassen, diesen 
Sektor stark zu fördern. In Israel ist die Förderung der Landwirtschaft 
durch die zionistische Ideologie und durch strategische Überlegungen mo- 
tiviert. Dazu gehören die Siedlungspolitik in den besetzten Gebieten und 
die Sicherstellung der Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln. Im Fall von 
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Jordanien und Palästina ist der wirtschaftspolitische Spielraum enger; mit 
wenig Industrie und hoher Arbeitslosigkeit wird der Ausbau der Landwirt- 
schaft oft favorisiert. 

Werden die landwirtschaftlichen Nutzungen Israels fortgeschrieben, palä- 
stinensischen und jordanischen Wünschen nach einer Verstärkung ihrer 
Bewässerungslandwirtschaft entsprochen und Effizienzsteierungen sowie 
das Bevölkerungswachstum berücksichtigt, so ergeben sich folgende Pro- 
gnosen für den Wasserbedarf im Jahre 2020: Für Israel mit 9,1 Mio. Ein- 
wohnern 2468 Mio. m3/a, davon 1370 Mio. m3/a in der Landwirtschaft, für 
Jordanien mit 9,9 Mio. Einw. 1482 Mio. m?/a, davon 585 Mio. in der 
Landwirtschaft, und für Palästina mit voraussichtlich 6,3 Mio. Einwohnern 
1263 Mio. m3/a, davon 415 Mio. in der Landwirtschaft (BGU/TAHAL 
1994, ROID 1993, Isaac et al. 1994). Die derzeit schon knapp über dem 
erneuerbaren Dargebot der Region liegenden Entnahmen würden sich dann 
bis ins Jahr 2020 um etwa 2 Mrd. m?/a erhöhen! 

Die Nutzung des Wassers in der Landwirtschaft durch Israel, das Land mit 
den höchsten Entnahmen, ist u.a. politisch-ideologisch motiviert und öko- 
nomisch teilweise sinnlos. Gleichzeitig bedeutet die Wasserknappheit in 
den Ländern mit den niedrigeren Entnahmen sowohl ein Problem der Er- 
füllung des Mindestbedarfs als auch eine Restriktion ihrer wirtschaftlichen 
Tätigkeiten. 


4. Die Friedensverhandlungen 


In dem bilateralen Friedensvertrag zwischen Israel und Jordanien vom 
24.10.1994 und im vorläufigen Abkommen zwischen Israel und Palästina 
vom 18.9.1995 wurde die Wasserzuteilung der jeweils gemeinsamen Ge- 
wässer geregelt. 


Bilaterales Abkommen: Jordanien-Israel 

Im Annex II des Vertrages werden den Ländern Quoten an ihren gemein- 
samen Gewässern zugeteilt. Bei diesen handelt es sich im wesentlichen um 
den Yarmuk und den unteren Jordan (südlich des Sees Genezareth). 
Jordanien soll aus Jordan und Yarmuk maximal 295 Mio. m/a bekommen, 
was 150 Mio. m?/a mehr ist als bisher (Elmusa 1995, 68). Das Jordan- 
Wasser ist allerdings stark versalzen, da Israel seit 1964 salzhaltige Quel- 
len, die in den See Genezareth flossen, in den unteren Jordan umgeleitet 
hat. In dem Abkommen sind zwar Entsalzungsanlagen vorgesehen, nicht 
aber deren Finanzierung. Jordanien soll zusätzlich aus noch nicht identifi- 
zierten Quellen 50 Mio. m/a erhalten und so viel Wasser aus den jordani- 
schen Wadis entnehmen, wie es nutzbar machen kann. 
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Israel soll aus Jordan und Yarmuk 39 Mio. m?/a, eine nicht quantifizierte 
Menge aus den Flutwassern der beiden Flüsse und 8-18 Mio. m?/a aus 
Grundwasser in Wadi Araba bekommen (ein südjordanisches Gebiet, wel- 
ches 1967 von Israel okkupiert und zwar kurz darauf zurückgegeben wur- 
de, aber die israelischen Siedlungen sind dort verblieben). 

Diese Zuteilungen haben also zur Folge: für Jordanien maximal 25% mehr 
Wasser und für Israel in etwa so viel wie vorher (ebd., 64). Das Ergebnis 
beruht mithin nicht auf einer Umverteilung israelisch genutzten Wassers 
zugunsten Jordaniens, sondern auf der Erschließung neuer Quellen (Bau 
eines Staudamms zur Nutzung von Yarmuk-Wasser und Entsalzungsmaß- 
nahmen am unteren Jordan). Da somit aus dem Jordan-Yarmuk-System 
alles Wasser verteilt ist, kommt auf die Palästinenser die schwere Aufgabe 
zu, in Verhandlungen mit Israel eine Umverteilung zu ihren Gunsten zu er- 
reichen (ebd., 70). 


Bilaterales Abkommen: Palästina-Israel 

Im Artikel 40 des Oslo-B-Vertrages werden den beiden Ländern, für die 
Interimperiode des Autonomieabkommens (bis 1998), Quoten an ihren 
gemeinsam geteilten Gewässern zugeteilt. Das Jordan-Yarmuk-Flußsystem 
wird ausgeklammert, man berücksichtigt nur die vier Aquifere. Bei Beibe- 
haltung der jetzigen israelischen Entnahmen soll die weitere Ausbeutung 
der Aquifere den Palästinensern zugute kommen: 23,5 Mio. m3/a vornehm- 
lich aus dem (aus geologischen Gründen stark brackwasserhaltigen) östlichen 
Berg-Aquifer. 5 Mio. m?/a werden aus dem National Water Carrier in den 
Gazastreifen geleitet. Auch hier findet also im wesentlichen keine Umvertei- 
lung statt, sondern eine Ausweitung der bisherigen Entnahmen. 


Das jordanisch-israelische Abkommen tritt zumindest dem Vokabular nach 
mit dem Anspruch einer gerechten Verteilung auf (es fallen darin Begriffe 
wie fair, just, rightful, vgl. Elmusa 1995, 65). Bei beiden Abkommen wer- 
den jedoch weder die Gerechtigkeits- oder Praktikabilitätsvorstellungen, 
noch leitende Rechtsprinzipien oder Kriterien, die zu einer Übersetzung in 
Quoten führten, offengelegt. Dies ist angesichts der Tatsache, daß die ex- 
treme Ungleichverteilung der Entnahmen nicht angetastet wird, auch nicht 
weiter verwunderlich. Allerdings wird in den Abkommen erstmalig eine 
regionale Kooperation in Fragen des Wassermanagments angestrebt. Die 
vereinbarten gemeinsamen Institutionen könnten u.a. den Rahmen bilden, 
innerhalb dessen in Zukunft nicht mehr der faktische Zugriff, sondern un- 
ter Berücksichtigung anerkannter Gerechtigkeitsmaßstäbe ausgehandelte 
Quoten über die Wasserverteilung entscheiden. Ein solches kooperatives 
Handeln wäre aber auf multilaterale Abkommen angewiesen, denn es be- 
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steht ansonsten weiterhin die Gefahr, daß sich zwei Staaten auf Kosten des 
Dritten einigen. Ein solcher multilateraler, gerechter Vertrag über Wasser 
ist theoretisch nicht ausgeschlossen, allerdings angesichts realpolitischer 
Machtverhältnisse sehr unwahrscheinlich. Schon 1998 bei den Verhand- 
lungen über den endgültigen Status der Autonomen Gebiete könnte erneut 
über die Wasserverteilung der gemeinsamen Ressourcen entschieden wer- 
den. Daneben könnten sowohl internationale Organisationen (UNO) als 
auch Drittstaaten (USA) direkt oder über die Entwicklungszusammenarbeit 
versuchen, eine gerechte Verteilung zu fördern. 

Die gravierenden politisch-pragmatischen Schwierigkeiten verdecken aber 
leicht das grundsätzliche Problem: Wann nämlich ist eine Verteilung inter- 
nationaler Wasseressourcen überhaupt gerecht? Die Forderung nach Ge- 
rechtigkeit wird von verschiedenen Konfliktparteien erhoben, schon dies 
macht eine genaue Untersuchung notwendig. Darüberhinaus ermöglicht 
die Klärung dieser Frage der Öffentlichkeit, jetzige und zukünftige Ver- 
handlungsergebnisse zu beurteilen. 


5, Völkerrecht und Moral 


Im Völkerrecht sind Bewertungsmaßstäbe gerechter Wasserverteilung zwi- 
schen Anrainern grenzüberschreitender Gewässer formuliert. Zunächst 
muß allerdings die Frage geklärt werden, welche Gewässer den Status ei- 
ner internationalen Ressource bekommen sollen. 

Die International Law Association (ILA), eine internationale Nicht-Regie- 
rungsorganisation, definiert ein »internationales Flußeinzugsgebiet« als 
»durch die Wasserscheiden des hydrologischen Systems begrenztes geogra- 
phisches Gebiet, daß sich über die Territorien von zwei oder mehr Staaten 
erstreckt«, wobei das System »alle Grund- und Oberflächengewässer umfaßt, 
die in ein gemeinsames Mündungsgewässer einfließen« (ILA 1966). Die In- 
ternational Law Commission (ILC), ein Gremium der Vereinten Nationen, 
hat diese Definition im wesentlichen übernommen (ILC 1991). 

Bislang existiert keine international anerkannte Konvention zur nicht- 
schiffahrtlichen Nutzung solcher internationaler Wasserläufe. Die unter- 
schiedlichen leitenden Rechtsprinzipien (vgl. z.B. McCaffrey 1993, Naff 
1994, Housen-Couriel 1994) spiegeln die jeweiligen Perspektiven betrof- 
fener Einzelstaaten: Die Doktrin der »absoluten Gebietshoheit« erlaubt es, 
innerhalb der Staatsgrenzen frei über den Wasserlauf zu verfügen. Sie wird 
vorzugsweise von den Oberliegern vertreten, d.h. den Anrainern der Quel- 
len. »Absolute territoriale Unversehrtheit« bedeutet hingegen das Anrecht 
jedes Staates auf die unbeeinträchtigte natürliche Ressource. Dies impli- 
ziert ein Nutzungsverbot für die Oberlieger und wird vornehmlich von den 
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Unterliegern eingefordert. Beide Doktrinen schließen sich gegenseitig aus 

und sind kaum leitend in freiwilligen internationalen Vereinbarungen. Ei- 

nen jeweiligen ausschließlichen Zugriff auf die Berg-Aquifere des West- 
jordanlands fordern z.B. Israel und Palästina, erstere berufen sich auf terri- 
toriale Unversehrtheit, letztere auf ihre Gebietshoheit. Die Doktrin der 

»optimalen Entwicklung des Flußeinzugsgebiets« verlangt hingegen eine 

von politischen Grenzen unabhängige, optimale Nutzung der gesamten hy- 

drologischen Einheit. So wünschenswert sie unter ökologischen und öko- 
nomischen Bedingungen sein mag, setzt sie doch eine zumindest teilweise 
politische Integration voraus. Gemäß der Doktrin der »eingeschränkten 

Gebietshoheit« gilt es schließlich anzuerkennen, daß die nationale territo- 

riale Souveränität und Integrität gegenüber den internationalen Wasserres- 

sourcen eingeschränkt ist, daß sich also die Rechte der Anrainerstaaten ge- 
genseitig beschränken und daß die Nutzung mit bestimmten Pflichten aller 

Anrainer verbunden ist. Diese Doktrin stellt die Grundlage zahlreicher Ver- 

träge und Konventionen zwischen Staaten dar und entspricht am ehesten dem 

Völkergewohnheitsrecht (Goldberg 1992, 71). Ihr liegen gemäß des Entwurfs 

der ILC die Prinzipien der gerechten und angemessenen Nutzung und Auftei- 

lung (equitable and reasonable, Art. 5), der Vermeidung beträchtlichen Scha- 
dens (Art. 7) und der Verpflichtung zur Kooperation und zum regelmäßigen 

Austausch von Daten und Informationen (Art. 8, 9) zugrunde. 

In Hinblick auf eine gerechte und angemessene Aufteilung der Entnahmen 

aus internationalen Gewässern haben sowohl die ILA als auch die ILC aus 

dem Völkergewohnheitsrecht inhaltliche Kriterien abgeleitet, die bei einer 
entsprechenden Aufteilung des Wassers zu berücksichtigen sind. Hierunter 

fallen (ILA 1966, Art. V.2,; ILC 1991, Art. 6.1): 

» geographische, hydrologische und klimatische Überschneidungen mit 
den Wasserressourcen; 

» soziale und ökonomische Bedürfnisse der Anrainerstaaten; 

° vergangene, gegenwärtige und potentielle Nutzungen; 

° (negative) Effekte der Nutzungen eines Anrainers auf andere bzw. 
Grad, bis zu dem die Bedürfnisse eines Anrainers befriedigt werden 
können, ohne anderen beträchtlichen Schaden zuzufügen; 

» der Zugang zu anderen Ressourcen, Alternativen zu existierenden oder 
geplanten Nutzungen und die damit verbundenen Kosten; 

° die Praktikabilität von Kompensationen. 

Diese Kriterien können offensichtlich in Konflikt stehen und sind auf ver- 

schiedenen Ebenen anzusiedeln. Ein wesentlicher Konflikt besteht zwischen 

einer gerechten Nutzung zu einem gegebenen Zeitpunkt und der Vermeidung 
beträchtlichen Schadens. Eine Höherstellung der Schadensvermeidung wür- 
de bei einer voll genutzten Ressource jede Umverteilung ausschließen. 
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Während nach McCäffrey (1993, 115ff) die ILA eindeutig die gerechte Nut- 
zung höherstellt, ist die ILC entgegengesetzter Ansicht, »solange kein Ein- 
vernehmen besteht«. Im Konfliktfall »ist aber auf Basis gleicher Rechte der 
Staaten eine Korrektur möglich, am besten durch spezifische Vereinbarun- 
gen« (Kommentar der ILC, zit. in McCaffrey 1993). Das heißt, die ILC be- 
vorzugt die Schadensvermeidung, wenn auch nicht um jeden Preis. 

Verteilungsprioritäten können aber im Rückgriff auf völkerrechtlich aner- 
kannte Grundrechte präzisiert werden, die den moralischen Kern des inter- 
nationalen Rechts darstellen. Zunächst kann die in Rio de Janeiro be- 
schlossene AGENDA 21 herangezogen werden, nach der es gilt, »sicher- 
zustellen, daß eine adäquate Versorgung mit Wasser guter Qualität für die 
gesamte Bevölkerung der Erde aufrechterhalten wird, wobei die hydrogeo- 
logischen, biologischen und chemischen Funktionen des Ökosystems er- 
halten bleiben« müssen (UN 1992, Sec. 18.2). Die zwei Ziele für einen 
»zukunftsfähigen« Umgang mit Wasserressourcen - menschliche Bedürf- 
nisse zu erfüllen und die Funktionen des Ökosystems aufrechtzuerhalten - 
sind (wohl wegen ihrer Allgemeinheit) mit keiner üblichen moralischen oder 
religiösen Überzeugung oder philosophischen Ethik unvereinbar (Canter et 
al. 1994, 202). Eine moralische Verpflichtung der Schadensvermeidung und 
Gleichbehandlung Anderer besteht in zweierlei Hinsicht: Gegenüber gleich- 
zeitig lebenden (intragenerationelle Gerechtigkeit) und gegenüber zukünfti- 
gen, sowie vergangenen Generationen (intergenerationelle Gerechtigkeit). In 
den folgenden Kapiteln werden beide Aspekte nun näher präzisiert. 


6. Regeln zum Umgang mit Ressourcen und 
intergenerationelle Gerechtigkeit 


Goodland und Daly haben die Grundgedanken einer ökologisch vertretba- 
ren Ressourcennutzung in zwei Input- und einer Outputregel zusammenge- 
faßt (zit. nach Schiffler 1993, 4): 

(1) Die Entnahme erneuerbarer Ressourcen sollte im Rahmen ihrer Erneue- 
rungsfähigkeit oder der Grenzen des sie hervorbringenden Systems liegen; 

(2) Die Ausbeutung nicht erneuerbarer Ressourcen sollte der Entwicklung 
erneuerbarer Substitute durch menschlichen Erfindungsgeist und Investi- 
tionen entsprechen; 

(3) Schadstoffemissionen sollten im Rahmen der Aufnahmefähigkeit der 
Umwelt liegen, ohne deren zukünftige Aufnahmefähigkeit oder andere 
wichtige Funktionen unangemessen zu schädigen. 

Regel (3) betrifft im Jordanbecken vor allem die Emissionen aus Landwirt- 
schaft und Industrie. Verschlechterungen der Wasserqualität müssen in 
Verteilungsfragen berücksichtigt werden, z.B. durch Faktoren, in denen 
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sich der verringerte Nutzen ausdrückt. Regel (1) ist klar und deutlich. Die 
Konsequenzen der Nichtbeachtung von Regel (1) sind im Jordanbecken of- 
fensichtlich; es kommt durch Salzaufstieg zu einer meist irreversiblen 
qualitativen Beeinträchtigung der förderbaren Trinkwassermengen (wie im 
Fall des Küsten-Aquifer). 

Im Gegensatz dazu ist Regel (2), die z.B. für die fossilen Grundwasservor- 
kommen anzuwenden wäre, die sich Jordanien und Saudi-Arabien teilen, 
selbst heftig umstritten (vgl. Renn 1992). Einige Autoren plädieren für ein 
strengeres Vorgehen (da Substitution nicht oder nur teilweise erlaubt sei), 
andere für ein laxeres (da wir zukünftige Substitutionen heute nicht abse- 
hen könnten, diese aber nach aller Erfahrung wahrscheinlich seien). Wer 
Substitutionen vollständig ablehnt, wird überhaupt nichts abbauen wollen. 
Von denjenigen, die einen zumindest teilweisen Abbau für gerechtfertigt 
halten, wird oft der implizit unterstellte unendliche Planungszeitraum als 
unrealistisch abgelehnt sowie bei der Festlegung eines nutzen-optimalen 
Abbaupfades der Nutzen zukünftigen Verbrauchs geringer gewertet (Dis- 
kontierung). Das Problem ist nämlich, daß bei unendlichem Planungshori- 
zont und gleichen Zuteilungen für jeden von einer endlichen Ressource in 
endlichen Zeiträumen ebenfalls nichts entnommen werden dürfte. Ein Aus- 
schluß zukünftiger Generationen durch Verkürzung des Zeithorizonts oder 
eine Diskontierung ihres Nutzens ist, angesichts der moralischen Pflicht zur 
Gleichbehandlung, abzulehnen (auch aus Sicht des Utilitarismus, vgl. Birn- 
bacher 1990) und wäre dazu häufig ökonomisch irrational (Hampicke 1991). 
Jordanien nun, daß sich die fossilen Grundwasser-Vorkommen des Disi- 
Aquifers mit Saudi-Arabien teilt, hätte für diese Überlegungen vielleicht 
nur ein Lächeln übrig. Beide Staaten pumpen nämlich um die Wette, wobei 
die Reservoire bei der geplanten jordanischen Abbaurate von 143 Mio. 
m’/a in ca. 50 Jahren leer sein werden. Die technisch weit überlegenen 
Saudis pumpen dabei z.Zt. ein mehrfaches an Wasser als Jordanien, und 
zwar um in der Wüste Weizen anzubauen. 

Natürlich kann man sich bei genügend schnellem Verbrauch auch selbst 
schädigen, in den Regeln (1-3) kommt aber vor allem der Anspruch zu- 
künftiger Generationen auf die Ressource Wasser zum Ausdruck. Die Re- 
geln gehen in die Verhandlungen der intragenerationellen Verteilung als 
Randbedingungen ein.’ Da sich bei erneuerbaren Ressourcen deren Poten- 


4 Eine ausführliche Diskussion der Legitimität des Abbaus nicht-erneuerbarer Ressourcen 
findet sich in Dombrowsky/Gottschalk/Mazouz (1996). 

5 Da, wo diese Regeln mit Grundrechten heute lebender Menschen kollidieren, wird eine 
Prioritätensetzung notwendig. Aktuelle Not geht hier vor potentieller Not: Niemand soll 
heute verdursten, weil in der Zukunft andere verdursten könnten. Damit geht allerdings 
eine Pflicht zur Schadensvorsorge einher, damit die Ausnahme nicht zur Regel wird. 
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tial relativ gut angeben läßt, bietet sich eine direkte Verteilung genau die- 
ser Menge oder die Ausgabe von handelbaren Rechten genau dieser Menge 
an (vgl. Simonis 1996, 122). 


7. Verteilungsvorschläge und intragenerationelle Gerechtigkeit 


Anhand des historischen Verteilungsvorschlags von Johnston (vgi. 2.) und 
einigen aktuellen Vorschlägen werden nun mögliche Kriterien einer intra- 
generationell gerechten Wasserverteilung betrachtet. 

Verteilung nach landwirtschaftlichem Bedarf. Johnston hatte eine Vertei- 
lung von Quoten an die damals vier anerkannten Anrainerstaaten des Jor- 
dans entsprechend der bewässerbaren Fläche vorgesehen. Die Grundwas- 
serressourcen waren damals nicht inbegriffen. Heute ist die ökonomische 
Bewertung der Bewässerungslandwirtschaft aber eine andere als damals, 
hat sich die Demographie beträchtlich verändert und bedroht die Wasser- 
knappheit vor allem in Palästina auch die Trinkwasserversorgung. 
Verteilung nach Geographie: Zarour und Isaac (1993, 50) schlagen eine Was- 
serzuteilung allein nach natürlichen Faktoren vor. Staaten erhalten Rechte 
und Pflichten aufgrund ihrer geographischen Überschneidung mit einem 
Wassersystem. Da das Wasser häufig erst durch einen Speicher verfügbar 
wird, ergäben sich die Rechte jedes Staates als Mittelwert seines Anteils am 
Nettoinput (Zufluß minus Abfluß) und seines Anteils an der Speicherkapazi- 
tät. Diese Formel gibt die wesentlichen hydrologischen Vorgänge gut wie- 
der und entspricht dem Vorgehen bei mineralischen Ressourcen (Dom- 
browsky 1995, 125). Andere Faktoren werden aber pauschal ausgeschlos- 
sen und somit selbst die Mindestversorgung mit Trinkwasser gegebenen- 
falls an die Zahlungsfähigkeit der Menschen oder ihres Staates gekoppelt. 
Verteilung nach pauschalem Bedarf: Shuval (1993) plädiert für eine Ver- 
teilung der internationalen Wasservorkommen der Region gemäß eines 
pauschalen Bedarfs, des minimal water requirement (MWR). Zu seiner 
Deckung sollen die nationalen Ressourcen zuerst herangezogen werden, 
der restliche Bedarf wird dann aus internationalen Ressourcen gedeckt. Die 
Bestimmung des MWR stützt sich auf einen dreißigjährigen Planungshori- 
zont, von dem angenommen wird, daß in ihm alle Anrainer den gleichen 
Lebensstandard anstreben. Bei Erreichung dieses Standards (auf der 
Grundlage von Beschäftigung nur im städtischen und industriellen Sektor) 
wird pro Person ein Bedarf von 100 m>/a angesetzt (=274 l/d, d.h. genau 
der jetzige israelische Verbrauch). Die Hälfte davon ist für Haushalte, die 
andere für Öffentliche Einrichtungen, Gewerbe und Industrie vorgesehen. 
Zusätzlich werden »symbolisch« weitere 25 m>/a zur Selbstversorgung mit 
frischen Lebensmitteln zugeteilt. In der Landwirtschaft soll ansonsten aus- 
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schließlich aufbereitetes Abwasser verwendet werden, bei einer angenom- 
menen Wiederverwendung von 65% des Frischwassers. Als Basis gelten 
schon jetzt die Prognosen, nach denen sich die Bevölkerungszahlen in 30 
Jahren ungefähr verdoppeln. Für eine Übergangsperiode werden zwei Aus- 
nahmen gemacht: Jordanien und Palästina dürfen bis zur vollständigen 
Einrichtung der Abwasseraufbereitung einen Teil ihres Frischwassers land- 
wirtschaftlich nutzen. Andererseits werden die Gesamtansprüche solange 
lediglich auf der Basis der aktuellen Bevölkerungszahlen und nicht der 
Prognosen berücksichtigt, wie das darüber hinausgehende Volumen durch 
den Verzicht auf »historische de-facto-Nutzungen« anderer Parteien ge- 
deckt werden müßte. Damit könnte Israel seine jetzigen Entnahmen zu- 
nächst (umsonst, d.h ohne Kompensation) aufrechterhalten. Geographische 
Faktoren werden nicht berücksichtigt. Das Defizit der Region soll schließ- 
lich von den Staaten proportional zu den jeweiligen Überschüssen begli- 
chen werden, also im wesentlichen von Syrien und dem Libanon. 

Alle Verteilungsvorschläge versuchen, nicht mehr zu verteilen als die er- 
neuerbaren Mengen an Wasser und so dem intergenerationellen Aspekt ge- 
recht zu werden. Alle Vorschläge würden, trotz sehr unterschiedlicher Kri- 
terien, auf eine Umverteilung des Wassers zugunsten Jordaniens und Pa- 
lästinas hinauslaufen. Sie beruhen alle auf dem Prinzip der eingeschränkten 
Gebietshoheit und erkennen eines oder mehrere der in Teil 5 gegebenen 
Kriterien an. Die Grundlagen ihrer Auswahl, seien sie rechtlich-moralisch 
oder auch politisch-pragmatisch, werden von den Autoren nur teilweise of- 
fengelegt. Sie sollen im folgenden rekonstruiert werden. Dazu werden die 
wesentlichen Kriterien (Bedarf, Gewohnheitsrecht, geographische Fakto- 
ren) an die sie begründenden Rechte rückgebunden. 

Bedarf: Eine Verteilung nach Bedarf stellt ein sinnvolles Vorgehen dar, 
insbesondere wenn von seinem großen Konkurrenten, dem Verdienst am 
Zustandekommen des verteilten Gutes, bei der Zuteilung von natürlichen 
Ressourcen schwer gesprochen werden kann. Verdienstvoll ist allenfalls 
die Ausweitung des Dargebots. Es ist aus unserer Sicht unabdingbar, hier 
zwischen zwei Bedarfstypen zu unterscheiden, die auf unterschiedliche 
Grundrechte zurückgehen. Das in der »Allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte« von 1948 zu findende Recht auf körperliche Unversehrtheit 
begründet zunächst einen Mindestbedarf an Wasser (für Trinken, Kochen 
und Hygiene), der jedem Menschen zur Verfügung stehen muß und den die 
Weltgesundheitsorganisation auf ca. 30 l/d angesetzt hat. Die genaue Höhe 
hängt von Klima, Kultur etc. ab, die Spanne wird z.B. vom Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf 20-40 1/d bemessen (BMZ 
1984, 14). Davon klar zu trennen ist ein zusätzlicher sozio-ökonomischer 
Grundbedarf, welcher zugestanden werden muß auf Basis der 1966 im 
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»Pakt über wirtschaftliche, kulturelle und soziale Rechte« der UNO spezi- 
fizierten Grundrechte z.B. auf Arbeit und Bildung (sog. Sozialrechte). Die 
Höhe dieses Grundbedarfs ist nicht festgelegt. Erneuerbare Wasservor- 
kommen, deren Verteilung nicht durch diese Gesichtspunkte festgelegt 
sind, können dann anhand nachgeordneter Rechte verteilt werden. 
Mindestbedarf: Die Erfüllung des Mindestbedarfs ist nach allen deontolo- 
gischen Ethiken geboten. Zarours und Isaacs naturalistischer Ansatz läßt 
überhaupt keine Bedürfnisse als verteilungsrelevant zu, mit der Begrün- 
dung: »Wie kann man entscheiden, welche Bedürfnisse vernünftig sind 
und welche nicht?« (Zarour/lsaac 1993, 48). Wenn überhaupt, dann trifft 
dieses Argument nur den Grundbedarf. Nach ihrem Verteilungsvorschlag 
wäre der Mindestbedarf im Jordanbecken gesichert, vielleicht findet auch 
deshalb keine weitere Auseinandersetzung mit Mindeststandards statt. Die 
Aufteilung nach natürlichen Faktoren setzt eine Eigentumstheorie an na- 
türlichen Ressourcen voraus. Eigentumstheoretisch ist die legitime Inbe- 
sitznahme (im Urzustand gemeinsamer) natürlicher Ressourcen daran ge- 
koppelt, daß das Überleben anderer nicht in Frage gestellt wird (vgl. No- 
zick 1974, 178ff im Anschluß an John Locke). Shuval unterscheidet inner- 
halb seines Pauschalbedarfs nicht nach Mindest- oder Grundbedarf. Es ist 
aber plausibel, daß eine Anerkennung des Mindestbedarfs aus. der Aner- 
kennung des weitergehenden Pauschalbedarfs abgeleitet werden kann, 
mithin 30 l/d seines Vorschlags dem Mindestbedarf zuzuordnen sind. 
Grundbedarf:. Auf die Anerkennung des Rechts auf einen über den Min- 
destbedarf hinausgehenden sozio-ökonomischen Grundbedarf zielen John- 
ston und Shuval. Es ist vom Konzept her klar, daß der Grundbedarf nicht 
dem faktischen Bedarf der Länder entspricht. Die Festlegung des Grund- 
bedarfs durch eine Pauschalquote wie bei Shuval bringt zwei wesentliche 
Probleme mit sich: Erstens die willkürliche Festsetzung der Höhe des 
Grundbedarfs und zweitens die Annahme, diese sei überhaupt für alle 
Staaten der Region gleich hoch anzusetzen. 

Die genaue Höhe des Bedarfs entscheidet nämlich über den Netto-Umver- 
teilungseffekt des Vorschlags. Es ist nicht klar, welcher Teil des faktischen 
Bedarfs genau aus den Sozialrechten begründet werden kann, da der 
Grundbedarf von historischen, kulturellen, klimatischen, ökonomischen 
usw. Faktoren abhängt. Setzt man den Bedarf so hoch an wie Shuval, müs- 
sen im wesentlichen Syrien und Libanon für das Wasserdefizit der Region 
aufkommen. Warum aber sollten diese Staaten über eine Nullentnahme aus 
der strittigen internationalen Ressource hinaus zu einer unentgeltlichen 
Abgabe ihrer nationalen oder mit anderen geteilten weiteren internationa- 
len Ressourcen verpflichtet sein? Für diese Form der »Nachbarschafts- 
hilfe«, wenn man sie denn überhaupt für geboten hält, müßte wohl eher die 
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gesamte internationale Staatengemeinschaft finanziell aufkommen. Die 
internationale Gemeinschaft könnte, analog der WHO beim Mindestbedarf, 
Kriterien zur Festlegung der Höhe des Grundbedarfs aufstellen. Da aller- 
dings noch viel Wasser den Jordan herunterfließen wird bis zur völker- 
rechtlichen Ratifizierung einer solchen Festsetzung, stellt eine Einigung 
der Länder der Region einen möglichen Anfang dar. 

Das zweite Problem betrifft die für alle Staaten der Region gleiche Höhe 
des Grundbedarfs. Der jeweilige Bedarf ist nämlich offensichtlich für jedes 
Land verschieden und insbesondere vom Entwicklungsstand eines Landes 
abhängig. In diesem Zusammenhang ist Shuvals Ausklammerung der Be- 
wässerungslandwirtschaft zu hinterfragen: Anhand der Ausführungen in 
Teil 3 dürfte deutlich geworden sein, daß es sich bei diesem Bereich zu- 
mindest für Israel tatsächlich nicht um eine ökonomische Notwendigkeit 
handelt. Im Fall von Jordanien und Palästina könnte hingegen argumentiert 
werden, diese Länder hätten der Bevölkerung keine andere ökonomische 
Tätigkeit in nennenswertem Umfang zu bieten und dies würde mittelfristig 
auch so bleiben. Sie haben keine wirkliche Alternative zur Lebensmittel- 
herstellung, solange sie in keinem anderen Sektor genug erwirtschaften, 
um Lebensmittel auf dem Weltmarkt zu erwerben. Dies würde für eine 
Einbeziehung zumindest eines Teils der Bewässerungslandwirtschaft die- 
ser Länder in den sozio-ökonomischen Grundbedarf sprechen. Allerdings 
ist auch hier langfristig zu wünschen, daß in andere Sektoren investiert 
wird, da eine exportorientierte Bewässerungslandwirtschaft auf der Basis 
von Trinkwasser in dieser Region keine wirkliche ökonomische Perspekti- 
ve hat. 

Israel hat nun aber, als das am höchsten entwickelte Land, selbst bei Aus- 
klammerung seiner Bewässerungslandwirtschaft aufgrund vorhandener In- 
frastruktur den höchsten Wasserbedarf. Die weniger entwickelten Länder 
Jordanien und Palästina haben zwar einen Bedarf an Infrastruktur, aber 
solange diese nicht existiert, eben nicht an soviel Wasser wie Israel. Ge- 
genüber einer Zuteilung nach geographischen Faktoren (Zarour und Isaac 
haben dies nicht durchgeführt, aber es wäre wahrscheinlich so) oder einer 
Gleichverteilung würde dies einer Umverteilung von unten nach oben 
gleichkommen. Dieser Einwand läßt sich verallgemeinern: wenn nur eine 
Ressource verteilt wird, haben die weniger Entwickelten möglicherweise 
gerade an dieser einen niedrigeren Bedarf. Es ist außerdem möglich, daß 
weniger entwickelte Länder von allen Ressourcen weniger benötigen als 
höher Entwickelte. Eine kompensationslose Verteilung nach Bedarf würde 
dann die bestehenden Entwicklungsdifferenzen vergrößern! Das auf der 
Wiener Menschenrechtskonferenz 1986 formulierte und konsensuell von 
der UN-Generalversammlung anerkannte Recht auf Entwicklung (dazu: 
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Bennigsen 1989) beinhaltet eine egalitäre Komponente bezüglich des 
Entwicklungsniveaus. Es besagt in puncto Wasser, daß jedem Land soviel 
davon zugestanden werden sollte, daß eine nachholende Entwicklung der 
ärmeren Länder nicht unmöglich wird. Also, daß ärmere Länder prioritär 
ihren Grundbedarf zugeteilt bekommen müssen. 

Nachgeordnete Rechte: Shuvals Vorschlag weist Pauschalquoten zu, die 
solange zugunsten faktischer Nutzungen anderer Staaten nicht zugeteilt 
werden, wie die entsprechende Bevölkerungszahl noch nicht erreicht ist. 
Damit gesteht er der gerechten Verteilung eindeutig Priorität gegenüber 
der Schadensvermeidung zu. Wenn die faktischen Nutzungen aber mit 
Gewohnheitsrechten begründet werden, verschleiert dies deren eigentliche 
Brisanz. Wurde nämlich durch die eigene Nutzung die Entwicklung ande- 
rer verhindert (wie in den besetzten Gebieten), kehrt sich das vermeintliche 
Gewohnheitsrecht um in eine Pflicht zur Entschädigung des entgangenen 
Nutzens der anderen. Die Anführung von Gewohnheitsrechten gelingt 
damit nicht ohne eine Interpretation der (umstrittenen) Vergangenheit. 

Am wenigsten begründet sind geographische Faktoren. Diese sind auf In- 
dividuen bezogen vollständig kontingent (niemand kann etwas für seinen 
Geburtsort) und schon von daher nicht als gerechte Kriterien geeignet, 
nach denen ungleich verteilt werden dürfte. Sind Nationalstaaten aber (wie 
in unserem Artikel) vorerst nicht infrage gestellt (ansonsten würden z.B. 
auch die nationalen Ressourcen verteilt), kann man vielleicht gerade noch 
von Prima-facie-Rechten sprechen. Diese sind dann aber ausschließlich 
pragmatisch begründet und müssen gegenüber allen oben erläuterten 
Rechten zurückstehen. Das heißt aber nicht, daß die Aufgabe dieser Prima- 
facie-Rechte kompensationslos geschehen muß. Gerade einem weniger 
entwickelten Land wäre dies nur schwer zu erklären. Die Notwendigkeit 
der Einbeziehung von Kompensationen wäre in einer idealen und umfas- 
send bedarfsorientierten Verteilungswirtschaft überflüssig. Es wird hier 
aber nur eine einzige natürliche Ressource verteilt. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß bei allen vorgestellten Vorschlägen 
die Gefahr besteht, daß Grundrechte verletzt werden. Der Mindestbedarf 
ist zwar bei allen Vorschlägen gesichert, wenn auch bei Zarour und Isaac 
nur kontingenterweise. Der Grundbedarf würde aber spezifisch für jedes 
Land bestimmt werden müssen; zu seiner Deckung wäre derzeit im Jor- 
danbecken genug Wasser vorhanden. Im Jahr 2020 dürfte dies aber anders 
sein, falls nicht genügend in Recyclingverfahren und Verlustminimierung 
investiert wird. Wird das Wasser derart knapp, müssen nach dem Recht auf 
Entwicklung die weniger entwickelten Länder ihren Grundbedarf bevor- 
zugt erhalten. Shuvals Pauschalquoten berücksichtigen die Spezifität des 
Grundbedarfs nicht. Bei einer bedarfsorientierten Verteilung stehen sich im 
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Jordanbecken der Grundbedarf Jordaniens und Palästinas (sowie Libanons 
und Syriens) und der Grundbedarf Israels gegenüber. Diese könnten 
durchaus auch gleich hoch sein, vielleicht steht diese Intuition hinter Shu- 
vals Vorschlag. Die Anführung von Gewohnheitsrechten ist bei Konflikten 
wie im Jordanbecken nicht gerechtfertigt. Geographische Faktoren sind 
nachrangig. Jeder nach Grundrechten ausgewiesene Bedarf gebietet den 
Abitritt von geographischen Prima-facie-Rechte. Eine (finanzielle) Kom- 
pensation dieses Abtritts ist prinzipiell möglich, sofern dadurch nicht der 
jeweilige Rechtszweck gefährdet wird. Um die schlechtergestellten Staaten 
nicht weiter zurückfallen zu lassen, muß bei einem Rechte-Transfer von 
unten nach oben mindestens der transferierte Nutzen kompensiert werden. 
Die Bestimmung des transferierten Nutzens ist allerdings nicht einfach, er 
entspricht mindestens dem hypothetischen Verkaufserlös minus der Trans- 
portkosten des Wassers. Sind die Nutzungsrechte an Wasser erst einmal 
verteilt, könnten sie in Form von Zertifikaten handelbar gemacht werden, 
um eine Feinoptimierung der Wasserverteilung zu erreichen. 

Die Hauptschwierigkeit ist, daß die Grundrechte nur angeben, welche Nut- 
zungen in welcher Situation prioritär sind, aber nicht genau, welche Men- 
gen Wasser dafür zu welchem Preis bereitgestellt werden müssen. Dies 
kann nur durch internationale Normung (wie bei den Mindeststandards), 
durch Übereinkunft der Betroffenen oder, was Preise angeht, auch durch 
ökonomische Hilfsmittel wie z.B. Schattenmärkte geschehen. 


8. Argumente im politischen Prozeß 


Die oben angegebenen Prioritäten bei der Wasserzuteilung aufgrund von 
Rechten und die dafür ins Feld geführten Argumente sind als Beitrag zur 
breit geführten Diskussion um eine gerechte Verteilung gedacht. Im Ge- 
gensatz zur Öffentlichen Diskussion wird in den Verhandlungen zwischen 
den Konfliktparteien genuin strategisch gehandelt. Dort sind verdeckte Inter- 
essen und Motive ausschlaggebend, nicht Argumente und Begründungen. 
Bei der Interpretation der ausgehandelten Verträge in der Öffentlichkeit wer- 
den Argumente allerdings wieder zentral, Interessen offen diskutiert. Diese 
könnten aber in transparentere Verhandlungen auch direkt Eingang finden, 
um einen Abgleich sowohl der Argumente als auch der (legitimen) Interessen 
vorzunehmen. In einer multilateralen Konferenz aller Anrainer könnte über 
die legitime Höhe des Grundbedarfs der einzelnen Länder entschieden wer- 


6 Eine solche Quantifizierung durch Schattenmärkte versucht das Harvard Middle East 
Water Project (Fisher 1995). In Dombrowsky/Gottschalk/Mazouz (1996) wird das Ver- 
hältnis von Effizienz und Gerechtigkeit näher untersucht und auch die Handelbarkeit von 
Rechten ausführlicher diskutiert. 
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den, nachdem über geographisch-hydrologische Faktoren, faktische Ent- 
nahmen und Nutzungen Übereinstimmung erzielt wurde. Dies wäre aber 
nur ein erster Schritt, denn zur Erreichung einer gerechten Lösung müßten 
außerdem Bedarf und erneuerbares Dargebot vermittelt werden. Ob es zu 
einer solchen politischen Entwicklung kommt, hängt im wesentlichen vom 
weiteren Verlauf des Nahost-Friedensprozesses als Ganzem ab. 
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Giobalisierter Kapitalismus: chancenlose Linke? 
Eine Problemskizze 


1. Fragestellung 


Wer sich heute als »links« versteht, muß zugeben, sich in einem ideologi- 
schen und gesellschaftlichen Vakuum zu bewegen. Es scheint, als wären 
die gewaltigen politischen und ökonomischen Umbrüche im Weltsystem 
an ihm vorübergegangen. Links-Sein als Anachronismus? Ist der Anschluß 
an eine Realität verloren gegangen, deren Dynamik kaum beeinflußbar, ge- 
schweige denn grundlegend zu verändern ist? Wie immer die historische 
Linke in allen ihren revolutionären oder reformistischen Varianten zu 
Marx gestanden haben mag, war sie sich in dem Postulat einig, die Welt 
durch die Befreiung des Einzelnen von Entfremdung und Ausbeutung zu 
verändern. Gleichheit, Solidarität und demokratische Selbstbestimmung 
galten als unverzichtbare Bedingungen menschlicher Würde. Noch 1981 
ist Francois Mitterrand mit einem Programm in den Wahlkampf gezogen, 
das den »Bruch mit dem Kapitalismus« auf seine Fahne geschrieben hatte. 
Nun kann man die Geschichte der historischen (parlamentarischen) Linken 
durchaus als eine Geschichte ihres Scheiterns begreifen (für Frankreich 
siehe Halimi 1993). Auf dem Weg vom Ideal zur Wirklichkeit herrschen- 
der Machtverhältnisse blieb, vielleicht schneller als nötig, manches hoch- 
gesteckte Ziel auf der Strecke. Man kann sogar behaupten, daß der fordi- 
stisch-keynesianische Wohlfahrtsstaat »für die (sozialdemokratische) Lin- 
ke ein Pyrrhussieg war«, weil er sich in dem Moment, da seine Prämissen 
nicht mehr zutrafen, als nicht erneuerungsfähig erwies (Ziebura 1993, 189) 
und damit folgerichtig zum Abbruch bereit steht. Immerhin beruhte er auf 
einem sozialen Kompromiß als Ergebnis langer, oft heftiger Kämpfe zwi- 
schen Kapital und Arbeit, die heute einer untergegangenen Epoche anzu- 
gehören scheinen. 

Damit stoßen wir auf die zentrale Fragestellung. Hat die Hegemonie des 
neoliberalen Herrschafts- und Gesellschaftsprojekts, zu der die Globalisie- 
rung der Kapitalbewegung wie das Gelbe zum Ei gehört, das Kräftever- 
hältnis zwischen Kapital und Arbeit in einer Weise zu Lasten der letzteren 
verändert, daß jeder Form linker Politik, jedenfalls im traditionellen Ver- 
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ständnis, der Boden entzogen ist? Wie kann unter den Bedingungen der 
»Tyrannei der Märkte« (Bourguinat 1995) jener »radikale Reformismus« 
(eine Mischung aus »sozialrevolutionären« und »radikaldemokratischen« 
Inhalten) aussehen, der, versteht sich, nur möglich ist, wenn er die 
»Schranken der kapitalistischen Gesellschaft« sprengt (Hirsch 1995a)? 
Wie kann überhaupt Politik stattfinden, wenn sich der Weltmarkt als »De- 
finitionsmacht« aller Lebensverhältnisse auf dem Globus erweist (Narr/ 
Schubert 1994)? Und wie stellt sich die Frage, wenn der Prozeß der Glo- 
balisierung in Wahrheit durch die Dialektik von Vereinheitlichung und 
Fraktionierung gekennzeichnet ist, »zwei Megatrends, die sich diametral 
widersprechen« (Bonder/Röttger/Ziebura 1993; Menzel 1995)? 

Man kann noch einen Schritt weiter gehen. Die Tatsache, daß die neolibe- 
rale Herrschaftssynthese die Modernisierungs-, also Weltmarktgewinner 
versammelt und gegen die -verlierer abgrenzt, zu den Gewinnern aber die 
Mehrheit der Arbeitsplatzbesitzer gehört, führt dazu, das tradierte Rechts- 
Links-Schema aufzuweichen. Das wird noch dadurch unterstrichen, daß 
sich die dahinter stehenden, es letztlich legitimierenden Wertmuster weit- 
gehend verflüchtigt haben: Progressive und Konservative, Modernisten 
und Traditionalisten, Marktfetischisten und Staatsinterventionisten gibt es 
in allen Gruppierungen. Sind Begriffe wie »Modernität« oder »Tradition« 
mit dem Durchbruch der dritten technologischen Revolution und dem Ende 
der Systemkonkurrenz nicht zu Leerformeln verkommen? Herrschen nicht, 
folgerichtig, in allen Lagern Unsicherheit und Ungewißheit (Dubiel 1995; 
auch Schweisguth 1994; Imbert/ Julliard 1995), eine permanente Quelle 
transideologischer Konfusion? 

Wer vorgibt, Antworten zu wissen, betrügt sich selbst. Der Rechts-Links- 
Gegensatz bezeichnet nicht mehr, wie in der Vergangenheit, Spaltungslini- 
en der Gesellschaft. Machtwechsel finden innerhalb der neoliberalen Herr- 
schaftssynthese statt, zu der auch die große Mehrheit der westeuropäischen 
Sozialdemokratie gehört. Gegenpositionen siedeln sich in den ausgegrenz- 
ten Segmenten der Gesellschaft an, ergeben aber wegen ihrer Heterogenität 
kein glaubwürdiges Gegenprojekt. Zugleich mehren sich die Anzeichen, 
daß auch der Neoliberalismus an die Grenzen seines Projekts stößt. Einer- 
seits überborden die sozialen, ökonomischen und ökologischen Kosten; 
andererseits will die Schaffung tragfähiger Sicherheitsstrukturen (im wei- 
testen Wortsinn) nicht gelingen. Verbessert dieser Befund etwa die Aus- 
sichten eines linken Radikalreformismus? 

Mit den Antworten, die im Lager der kritischen Sozialwissenschaftler ge- 
sucht werden, kommt man nicht weit. Anläßlich der Veröffentlichung ei- 
nes neuen Buches des unerschütterlichen Keynesianers Galbraith (Die Ge- 
schichte der Wirtschaft im 20.Jahrhundert, Hamburg 1995) heißt es: 
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»Von den Linken, allen voran John Kenneth Galbraith, kommen keine Antworten mehr. 'Ich 
will die Probleme im Moment nur beschreiben, nicht sagen, wie man sie löst.‘ Schade. Ohne 
Galbraith droht der Diskurs der Nationalökonomen noch eindimensionaler, noch belangloser 
zu werden. Den Theoretikern der Angebotslehre, den Monetaristen und Laissez-faire-Gurus ist 
der einzige Gegenspieler mit internationalem Renommee abhandengekommen. Ein Nachfol- 
ger von seiner Statur ist weit und breit nicht in Sicht« (Frank A. Linden in: Manager Magazin, 
9/1995, 214). 

Ein bemerkenswerter Kommentar aus diesem Munde! 

Die französische Regulations»schule« ihrerseits ist dabei, Kränze auf das 
Grab ihrer theoretischen Erkenntnisse zu legen, eben weil sie, nach allge- 
meiner Meinung ihrer Protagonisten, weder mit dem Phänomen der Glo- 
balisierung, noch mit der Währungsproblematik oder gar mit der Ökologie 
fertig geworden wäre (Aglietta et al. 1994). Hat ihr der Neoliberalismus 
die Luft genommen? Einer anderen Spitzengruppe ging es nicht besser. In 
einem Buch, dessen Redaktion im Sommer 1989, also vor den welthistori- 
schen Umbrüchen, abgeschlossen war und das sich mit der Rolle der 
(neuen) sozialen Bewegungen in der Weltökonomie auseinandersetzt, ver- 
treten Samir Amin, Giovanni Arrighi und Immanuel Wallerstein (gegen 
Andre Gunder Frank) die schon damals erstaunliche These, daß nicht zu- 
letzt wegen der Aktivität dieser Bewegungen »ein Zusammenbruch oder 
eine Erschöpfung der kapitalistischen Weltökonomie im 21. Jahrhundert 
sehr wahrscheinlich ist« (Amin et al 1991, 203f). Ungewißheit bestehe 
nicht über dieses Ende, sondern darüber, welche Produktionsweise die 
Nachfolge antreten würde!” Das sind nur drei Beispiele für die Krise tradi- 
tioneller »linker« Theoriebildung. 

Sie kommt auch zum Vorschein bei der Beantwortung der Frage: Was hat 
es mit dem Trend zur Globalisierung ökonomischer Transaktionen, vom 
dem so viel die Rede ist, auf sich? Grosso modo schälen sich zwei entge- 
gengesetzte Positionen heraus. Für die eine (Narr/Schubert 1994, 11-37; 
ähnlich schon Altvater 1987) stellt sie als qualitativ neue Erscheinungs- 
form des Weltmarktes die »wirkungsreichste Bestimmungsmacht«, die 


1 Das heißt natürlich nicht, daß dieser Ansatz nicht außerordentlich fruchtbare Anregungen 
hervorgebracht hätte. Trotz (oder besser: gerade wegen) der Selbstkritik ist das, was seine 
(ehemaligen) Anhänger veröffentlichen, noch immer hochinteressant. Das gilt auch für 
kritische Liberale (z.B. Fitoussi 1995). Da diese Arbeiten, die die Reflexion über das 
Thema dieses Beitrags erheblich vorangetrieben haben, bei uns aber kaum rezipiert wer- 
den, wurde ihnen besondere Beachtung geschenkt. 

2 Dieses Buch setzt die gemeinsame Reflexion der vier Autoren fort, die zehn Jahre zuvor 
mit einer bemerkenswerten Veröffentlichung begonnen hatte: La crise, quelle crise? Dy- 
namique de la crise mondiale, Paris 1982 (dt. Opladen 1986). Ein Vergleich beider Publi- 
kationen zeigt, daß das theoretische und analytische Niveau des zweiten Bandes weit un- 
ter dem des ersten liegt. Außerdem haben sich die Positionen der Vier auseinander ent- 
wickelt. Trotz einer gewissen Orthodoxie ist der von Amin zur gleichen Zeit herausgege- 
bene Sammelband sehr lesenswert: Mondialisation et accumulation du capital, Paris 
190. 
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»Bezugsgröße schlechthin« dar. Die von oben nach unten durchschlagende 
Dauerkonkurrenz führe zu einer neuen »systemischen Brutalisierung der 
kapitalistischen Produktionsweise« und zu einer Schwächung national- 
staatlicher ebenso wie supranationaler Autorität als Ort politischer Regulie- 
rung. »Entstaatlichung der Ökonomie« bedeute mithin zwangsläufig Ent- 
politisierung und Entdemokratisierung. Diese entfesselte Weltökonomie 
aber produziere Ungleichheit auf allen Ebenen des Weltsystems. Folglich 
könne die adäquate Antwort nur eine radikale »Politikreform« mit dem 
Ziel der Schaffung eines »weltweit lokal begründeten Föderalismus« sein 
(ebd., Teil IV). Nachdem, empirisch eindrucksvoll belegt, der globalisierte 
Kapitalismus als eine Art moderner Zwingburg beschrieben wurde, mutet 
die Alternative, die die ökonomische Logik plötzlich ausblendet, aufgesetzt 
und künstlich, fast als Verlegenheitslösung an. 

Für die zweite Position entpuppt sich Globalisierung als »Mythos«, jeden- 
falls sobald sie verabsolutiert wird (Hirsch 1995b). Da sie nicht Ergebnis 
objektiver ökonomischer Gesetzmäßigkeiten, sondern Produkt politisch- 
sozialer Auseinandersetzungen ist, haben wir es mit einem von bestimmten 
Akteuren durchgesetzten Gesellschaftsprojekt zu tun, das sich vornimmt, 
den Weltkapitalismus, der seit 1974/75 in die Krise geraten ist, zu erneu- 
ern. Dieses Vorhaben aber ist von zahlreichen Widersprüchen gekenn- 
zeichnet. Jede Suche nach Alternativen muß (in bewährter politökonomi- 
scher Analysemanier, möchte man sagen) hier ansetzen. Nach diesem 
Verständnis bleibt der Nationalstaat weiterhin der wichtigste Ort für die 
Regulierbarkeit kapitalistischer Klassenverhältnisse. Er ist es, der die in- 
frastrukturellen, sozialen und politischen Voraussetzungen für komplexe 
Produktionsprozesse schafft und sich damit zum Wettbewerbsstaat wan- 
delt. Daraus, wie aus dem Konkurrenzkampf zwischen den kapitalistischen 
Zentren, ergeben sich Handlungsspielräume, die »für eine substantielle 
demokratische Politik sowohl im nationalstaatlichen wie im internationalen 
Maßstab« zu nutzen sind. Im übrigen: 


»Ein System von Staaten, die gesellschaftliche Desintegrationsprozesse bewußt vorantreiben 
und gerade dadurch Nationalismus, Rassismus und Wohlfahrtschauvinismus produzieren, 
wird auch immer unfähiger zur Bewältigung internationaler politischer, sozialer und ökonomi- 
scher Probleme.« (Hirsch 1995b) 

Allerdings zwingt die Globalisierung des Kapitals die Linke dazu, ihre tradi- 
tionelle Fixierung auf den nationalstaatlichen Etatismus zu überwinden. 

Was aber, wenn in beiden Positionen ebenso viel Wahrheit wie Illusion 
steckt? Wie verändern sich weitgesellschaftliche Machtverhältnisse unter 
den Bedingungen globalisierter Kapitalbewegung? Verfügt sie nicht über 
mehr Trümpfe als diejenigen, die sich in den Ritzen ihrer Widersprüche 
festzukrallen versuchen? Wie lautet die Antwort auf die Bemühungen ei- 
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nes sozialdemokratischen Ministerpräsidenten, sein Land als Produktions- 
standort zu erhalten, damit es »den sich aus der Globalisierung der Märkte 
ergebenen Rationalisierungs- und Produktivitätsdruck aushält« und ihm 
damit die Voraussetzung für die notwendige Anpassung der Arbeitswelt 
verschafft (Gerhard Schröder, FAZ, 17.8.1995)? Ist der Globalisierungs- 
prozeß unumkehrbar, verschärft er sich noch? Welche ideologische und 
organisatorische Transformation muß »die Linke« ihrerseits durchmachen, 
um auf der Höhe ihrer Aufgabe zu stehen und um welche Aufgabe handelt 
es sich? Vor allem: Welches sind die sozialen Akteure, die ein alternatives 
Projekt zu formulieren und zu realisieren imstande sind? Erst dann kann 
man ahnen, wie sich diese (wieder einmal: neue?) »Linke« definiert. Wie 
sieht ihre transnationale Verflechtung aus, die für jeden, auch den beschei- 
densten Erfolg unerläßliche Bedingung ist und das, obwohl gerade die hi- 
storische Linke ihr Allerheiligstes, den Internationalismus, immer wieder 
verraten hat, so daß nicht sie, sondern der Kapitalismus sich internationa- 
lisiert hat, ohne jeden Widerstand. Keine der beiden skizzierten Positionen 
gibt darauf auch nur den Schatten einer Antwort. Daß auch im folgenden 
kein ausgereiftes Konzept vorgelegt werden kann, versteht sich beim Stand 
der Dinge von selbst. 


2. Die Dynamik des neoliberalen Gesellschaftsprojekts 


Intern 

(a) Daß der Neoliberalismus aus dem Scheitern des fordistischen Wachs- 
tumsmodells hervorgegangen ist, gilt bei den Regulationstheoretikern in- 
zwischen als Binsenweisheit (z.B. Boyer 1986). Aber das Konzept des 
»Postfordismus« als Kennzeichnung der gegenwärtigen Phase kapitalisti- 
scher Akkumulation ist theoretisch alles andere als klar (wie alle mit dem 
Präfix »post« beginnenden Modebegriffe). »Post-« täuscht Kontinuität vor, 
wo Verfall des Alten herrscht, ohne daß das Neue erkennbar wäre. Worum 
geht es also? Bezeichnet das Konzept eine Weiterentwicklung, eine Trans- 
formation des Fordismus oder ein in der Substanz neues Akkumulations- 
regime? Ist es, in seiner idealtypischen Form, identisch mit »Thatcheris- 
mus« oder mit »Toyotismus«? Oder stellt es eine Mischung aus alten und 
neuen Elementen dar, taucht es in jedem Land und in jeder Branche nicht 
in anderen Varianten auf, und wie sieht dieses Mischverhältnis aus neo-, 
post- und, eventuell, transfordistischen Bruchstücken konkret aus? Sicher 
ist nur, daß der Weg von einem alten zu einem neuen Produktionssystem 
immer widersprüchlich und ungewiß verläuft, weil ein eindeutiges Prinzip 
von Kontinuität und Diskontinuität nicht erkennbar ist (Durand 1993, 73; 
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Boyer/Durand 1993). Man braucht nicht Anhänger des historischen Mate- 
rialismus zu sein, um zu erkennen, daß hier eine wichtige Ursache für die 
gegenwärtig in Theorie und Praxis vorherrschende Konfusion, bis hinein in 
Kultur und Moral, liegt. 

So spricht Lipietz, indem er auf die Arbeiten von Priore und Sabel (z.B. 
1984) verweist, zu recht von einem »mystischen Postfordismus«, weil dort 
der fordistischen Massenproduktion und Rigidität einfach die flexible, 
qualifizierte, fast artisanale Produktion als neues Paradigma gegenüberge- 
stellt wird. Für Lipietz mag es eine Theorie des Fordismus geben, aber 
nicht des Postfordismus, weil es keine Theorie des Übergangs von einem 
zum anderen Regime gibt, etwa nach der Formel, das folgende Regime sei 
durch »eine höhere organische Zusammensetzung des Kapitals« gekenn- 
zeichnet. Für ihn ist Geschichte »eher eine Abfolge von Akkumulations- 
regimen, die die sozialen Beziehungen mehr oder weniger einschneidend 
verändern konnten« (Lipietz 1994, 78-83). Das ist eine erfreulich beschei- 
dene Definition, mit der man zunächst auskommt. Am Beginn der so not- 
wendigen Rekonstruktion (links)alternativer Positionen steht der Verzicht 
auf Dogmatismus und Begriffsfetischismus ebenso wie die Anerkennung 
der Tatsache, daß die Schwierigkeiten wachsen, kritische Reflexion und 
Aktion (die berühmte Einheit von Theorie und Praxis!) in Übereinstim- 
mung zu bringen (Perret/Roustang 1993, 16f). 

(b) Ohne Zweifel verdankt die angebotsorientierte, monetaristische An- 
tikrisenpolitik ihren Siegeslauf dem Umstand, daß die 1974/75 beginnende 
Doppelkrise der Weltwirtschaft und Weltpolitik alle für den Fordismus 
konstitutiven Prämissen infrage gestellt hat. Dieser oft beschriebene, sehr 
komplexe Prozeß läßt sich auf zwei wesentliche Vorgänge reduzieren: den 
Niedergang der Pax Americana als Regulationsinstanz auf Weltebene ei- 
nerseits sowie die Erschöpfung der kapitalistischen Reproduktion, wie sie 
sich in verlangsamten Wachstumsraten, rückläufigen Produktivitätsgewin- 
nen und vor allem im Phänomen der »Stagflation« äußerte, das im Fordis- 
mus nicht »vorgesehen« war. Hinzu kam der Zerfall der Lohnabhängigen 
als »Klasse«, nicht zuletzt als Folge der Installation des Wohlfahrtsstaates 
wie der Durchsetzung einer nivellierenden Dienstleistungsgesellschaft und 
damit letztlich eine Einebnung des Antagonismus Kapital/Arbeit (Aglietta/ 
Brender 1984; Retiere/Schwartz 1994). Die nun einsetzende Rede vom 
»Ende des industriellen Zeitalters« bedeutete zugleich den Abschied von 
einer Gesellschaft, in der der Klassenkampf, was verkannt wurde, auch ei- 
ne Form der Sozialisierung der Lohnabhängigen zwischen Protest und In- 
tegration, also schließlich ein Beitrag zur sozialen Kohäsion war. Kein 
Wunder, daß in dem Maße, wie er verschwand, das Phänomen der sozialen 
Ausgrenzung zu Tage trat (Perret/Roustang 1993, 27). 
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Überspitzt könnte man sagen, daß damit dem Neoliberalismus als alterna- 
tiver Antikrisenpolitik das Bett bereitet wurde. Die Stagnation der Wirt- 
schaft wurde mit einer systematischen Revalorisierung des Kapitals, die 
inflation mit einer scharf restriktiven Geldpolitik bekämpft. Was die G5 
1979 begann, setzte der neue Chef der amerikanischen Notenbank, Paul 
Volcker, mit großer Brutalität und ohne Abstimmung mit den Verbündeten 
1982 fort. Für die USA gab es in der Tat keine andere Möglichkeit, die 
zweistellige Arbeitslosenrate herunterzudrücken, die wegen des nur 
schwach entwickelten Systems der sozialen Sicherung um so unerträgli- 
cher erschien. 

Tatsächlich wurde die Stagflation in den USA überwunden; es gab wieder 
Wachstum und Stabilität; der Neoliberalismus triumphierte, freilich zu ei- 
nem hohen Preis: die Zinssätze erreichten ein historisch einmalig hohes 
Niveau. Hauptleidtragende dieser Politik waren die Europäer, die sich den 
hohen Zinssätzen anpassen, zugleich auf den zweiten Ölpreisschock unter 
der Ägide eines starken Dollar reagieren mußten, was dazu beitrug, die 
schärfste Rezession seit 1945 zu provozieren. Die Zinspolitik bewirkte 
auch in der folgenden Zeit, daß die USA Desinflation importierten und Ar- 
beitslosigkeit exportierten (Fitoussi 1995, 58-63). Die Europäer überwan- 
den ihre »Sklerose« erst ab 1985/86, indem sie die Vollendung des Bin- 
nenmarktes anstrebten. Bezeichnenderweise geschah das unter voller An- 
wendung neoliberaler Grundsätze (Deregulierung, Privatisierung, Wäh- 
rungsstabilität usw.), so daß die Politiken auf nationalstaatlicher und euro- 
päischer Ebene eine sich gegenseitig verstärkende Einheit bildeten. Aber 
die sozialen Kosten waren hoch: In allen westeuropäischen Ländern ver- 
schärfte sich, mit unterschiedlicher Intensität, die Spaltung der Gesell- 
schaft, die mancherorts die Form einer regelrechten Desintegration an- 
nimmt. 

(c) Dieses Phänomen einer anscheinend schicksalsergebenen Akzeptanz 
von wachsender sozialer Ungleichheit, von Verarmung und Ausgrenzung, 
von Abbau des Wohlfahrtsstaates und offensichtlichem Politikversagen, 
das der Linken doch enormen Auftrieb hätte geben müssen, bedarf der Er- 
klärung. Warum wird der vom neoliberalen Gesellschaftsprojekt praktizier- 
te »ökonomische Fundamentalismus« (Mignol-Lefebvre/Lefebvre 1995, 
244), der darin besteht, die Gesellschaft den Zwecken der Ökonomie zu 
unterwerfen (Perret/Roustang 1993), als irreversibel hingenommen? War- 
um konnten Grundkategorien neoliberaler »Ordnungspolitik« wie Markt- 
freiheit (also Primat des Privaten gegenüber dem Öffentlichen), Währungs- 
stabilität (also Primat des Monetarismus gegenüber der produktiven Öko- 
nomie), Wettbewerbsfähigkeit (also Weltmarktkonkurrenz als höchstes 
Gut), Freihandel (als Quelle allen Wohlstands), Flexibilisierung (also Ab- 
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wälzung der Umstrukturierungskosten auf die Arbeitnehmer) zu Dogmen 
avancieren, die, trotz unübersehbarer Gefahren einer Verschärfung von 
Instabilitäten auf allen Ebenen, keiner ernsthaften öffentlichen kontrover- 
sen Debatte unterzogen werden? Warum erstarrt der Grundsatz, eher Ar- 
beitslosigkeit als Inflation, zum Superdogma? Warum herrscht unange- 
fochten ein eindimensionales Denken, was in Frankreich als »pensee 
unique« bezeichnet wird?’ Warum kann Kritik an den Kosten des neolibe- 
ralen Projekts mit dem doch reichlich fadenscheinigen Argument wegge- 
wischt werden, es handle sich um »Wechsel auf die Zukunft«, der Über- 
gang habe eben seinen Preis, eines Tages werden alle profitieren! Gleich- 
zeitig stellt sich heraus, daß sich die Krise der Arbeitsgesellschaft unter 
dem Diktat des Ökonomischen als Dauerzustand etabliert, den die Politik 
nur noch verwaltet, mehr schlecht als recht. 

Was macht also die Stärke des neoliberalen »Block an der Macht« aus? 
Warum trägt er diese arrogante Selbstgerechtigkeit und doktrinäre Selbst- 
gewißheit zur Schau? Aus innergesellschaftlicher Sicht fällt die Antwort 
nicht schwer. Er lebt und agiert nicht aus eigener Kraft, sondern weil es 
keine plausible, geschweige denn durchsetzungsfähige Alternative gibt, 
weder ideologisch noch sozial (so Minc 1994). Er kann sich unangefochten 
fühlen, auch wenn seine Basis in der Wählerschaft zu bröckeln beginnt. 
Entscheidend ist, daß er den Wohlstand seiner Klientel im Lager der Mo- 
dernisierungsgewinner trotz wachsender Belastungen weiterhin garantiert. 
Paradoxerweise ist es die Spaltung der Gesellschaft, die Arbeitskämpfe auf 
breiter Front unmöglich macht. In vielen Ländern reduzieren sie sich auf 
punktuelle, isolierte Forderungen sozio-professioneller Gruppen ohne 
ideologischen Gehalt und kollektiven Anspruch, die ebenso schnell verge- 
hen, wie sie entstehen, sobald sie ihr Ziel erreicht haben und sich jeder 
Form einer Institutionalisierung entziehen (wie die sog. »Coordinations« in 
Frankreich). Es handelt sich mithin nicht um einen neuen Typ von Massen- 
integration, sondern um einen Ausdruck, ja eine Bestätigung sozialer Seg- 
mentierung. Gewerkschaften führen dort, wo es sie noch gibt, Rückzugsge- 
fechte, obwohl sie bereits mit dem Rücken an der Wand stehen. Schließ- 
lich geriert sich der Neoliberalismus als die einzige Kraft, die uneinge- 
schränkt für den technischen »Fortschritt« und ihren letzten Schrei, die In- 
formations- und Kommunikationsgesellschaft, eintritt. Vermehren sich, 
wie es scheint, die Gegensätze innerhalb der einzelnen Bestandteile des 


3  Unerklärlich ist der ungeheure internationale Ruf, den neoliberale Vordenker wie etwa 
Jeffrey Sachs als wahre Heilsbringer genießen. Ein Anruf in seinem Büro in der Harvard- 
University genügt und er setzt sich ins nächste Flugzeug, um eine heruntergekommene 
Ökonomie in der Zweiten oder Dritten Welt wieder auf Vordermann zu bringen. Geht et- 
was schief, sind andere Schuld (sehr lesenswert: Sachs 1994). 
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»Block an der Macht«, ähneln sie eher einem Schattenboxen um längst 
überholte Inhalte oder künstlich geschaffene Probleme, die die tatsächliche 
Leere und Ungewißheit übertünchen sollen. 

Die eigentliche Stärke des neoliberalen »Block an der Macht« innerhalb 
der Nationalstaaten fließt aber aus einer ganz anderen Quelle: die sich be- 
schleunigende Globalisierung der Kapitalverwertung. 


Extern 

(a) Mit der externen Dimension des neoliberalen Gesellschaftsprojekts sto- 
ßen wir in den Kern der im Gang befindlichen Veränderungen vor. Wäh- 
rend der Fordismus ein weitgehend nationalstaatliches Akkumulationsre- 
gime war und sich seine externe Dimension auf das Wachstum des Welt- 
handels, kombiniert mit traditionellen Formen der Internationalisierung des 
Kapitals, beschränkte, scheint nun das Umgekehrte zu gelten: Die Globa- 
lisierung (»Mondialisierung«°) der Kapitalbewegung gehört zum Wesen 
des Neoliberalismus: Erst mit ihr findet er seine Erfüllung. Aber was hat es 
damit auf sich? Verweist sie auf die Umrisse eines im Entstehen begriffenen 
neuen weltgesellschaftlichen Akkumulationsregimes mit allen ihm eigen- 
tümlichen sozialen und kulturell-zivilisatorischen Ausprägungen? Damit 
würde der »Megatrend« der Vereinheitlichung einen gewaltigen Impuls er- 
fahren. Es würde aber auch darauf hinauslaufen, daß wir es mit einem Bruch 
des Fordismus zu tun haben, der durch den Begriff »Postfordismus« eher 
vernebelt wird. Oder handelt es sich »nur« um eine neue Etappe im bereits 
lang anhaltenden Prozeß der Internationalisierung des Kapitals (Deubner et 
al. 1979), die keine qualitative Veränderung der Weltwirtschaft bedeutet? 
Oder haben wir es schlicht mit einem (neuen) Kampfbegriff der Unternehmer 
gegenüber den Gewerkschaften zu tun, um Lohn(neben)kosten zu senken, 
mithin um Ideologie, gar um einen »Mythos« (Hirsch 1995b)? 

Neue Untersuchungen, die das Phänomen der Globalisierung im Detail 
analysieren (am besten Chesnaix 1994; Bourguinat 1995; Barnet/Cavanagh 
1994; Dunning 1994; Mucchielli/Celimene 1993; Sachwald 1993; Pro- 
blemes &conomiques 1995; UNCTAD 1993; Krugman/Venables 1994; 
Jungnickel 1993 u.a.m.) tendieren, trotz unterschiedlicher wissenschafts- 
theoretischer Prämissen, noch vorsichtig-tastend zu der Auffassung, daß 


4 Beide Begriffe werden in der Regel synonym gebraucht. Chesnaix (1994, 15) hält den 
Begriff »mondialisation« insofern für aussagekräftiger, als er die Notwendigkeit einer 
Regulierung auf Weltebene suggeriert, während »Globalisierung« konzeptionell vage 
bleibt und nur auf eine Befreiung der Marktkräfte im Weltmaßstab abhebt, die noch lange 
nicht vollendet ist, also weiter vorangetrieben werden muß. Manchmal scheint es aber, 
daß sich (besonders linke) französische Autoren nur deshalb von diesem Begriff distan- 
zieren, weil er in der (neo)liberalen angelsächsischen, bzw. französischen Literatur (z.B. 
Fitoussi 1995) verwendet wird. 
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sich erste Elemente eines neuen Akkumulationsregimes herauskristallisie- 
ren. Die kapitalistische Weltökonomie erhält insofern eine historisch neue 
Qualität, als sie sich in einen von den nationalen Ökonomien abgehobenen, 
immer mehr Eigenständigkeit gewinnenden Verwertungsraum verwandelt, 
von dem ein wachsender Anpassungsdruck auf die Teilsysteme, bis hinein 
in die kulturellen Wertvorstellungen, ausgeht. Diese Einschätzung kommt 
dem nahe, was Narr/Schubert (1994), in der Nachfolge Wallersteins, als 
»Definitionsmacht« bezeichnen. Zumindest würde die Autonomisierung 
der Warensphäre durch die Globalisierung erheblich vorangetrieben. 

Der Grund liegt auf der Hand. Wenn es spätestens Anfang der 80er Jahre 
darum ging, der Kapitalrentabilität durch Deregulierung (sprich: neue Be- 
wegungsfreiheit des Kapitals) und Desinflation wieder auf die Beine zu 
helfen, war es nur folgerichtig, daß die interne durch eine Beschleunigung 
der externen Liberalisierung ergänzt wurde, um auf diese Weise beide Pro- 
zesse gegenseitig zu stärken und schließlich zu einer Einheit zusammenzu- 
schweißen. Mehr noch: Globalisierung erschien als das wirksamste Mittel 
der »Befreiung« des Kapitals von außerökonomischen Zwängen. Dazu 
mußte die nationalstaatliche »Reglementierung« gesprengt werden. Gleich- 
zeitig stieg, zunächst im Zentrum der kapitalistischen Ökonomie, die Zahl 
der sich transnationalisierenden (genauer: triadisierenden) Konzerne 
(TNK) sprunghaft an. In einer schwer durchschaubaren Mischung von 
Konkurrenz und Kooperation intensivierten und subtilisierten sie ihre 
weltweiten Strategien, die mit dem Argument legitimiert wurden, daß nur 
auf diese Weise ein neuer Wachstumsschub zustande kommen könne. 

(b) Die Formen, die der Globalisierungsprozeß annimmt, brauchen hier im 
einzelnen nicht nachgezeichnet zu werden. Was aber könnten sie über die 
vermutete Entstehung eines neuen Akkumulationsregimes aussagen? An 
der Spitze steht der Umstand, daß Wachstumsanstöße tatsächlich in erster 
Linie von der Entwicklung der Weltökonomie ausgehen, von der die am 
stärksten globalisierten (»exponierten«) Sektoren und Branchen mehr 
profitieren als die anderen (»geschützten«). Quantität und Qualität grenz- 
überschreitender Transaktionen haben sich seit Mitte der 80er Jahre ein- 
schneidend geändert. Den TNKs, die die Richtung der Globalisierung vor- 
geben, ist es zuzuschreiben, daß nicht mehr, wie lange Zeit, der internatio- 
nale Handel Interdependenz schafft, sondern Direktinvestitionen im Aus- 
land als Vehikel transnational integrierter Produktion. Ganze Wertschöp- 
fungsketten (einschließlich Forschung und Entwicklung, aber auch Logi- 
stik) kommen nur noch auf diese Weise zustande. Inzwischen findet bis zu 
40% des amerikanischen bzw. japanischen Außenhandels als Intra-Kon- 
zernhandel statt (Chesnaix 1994, 17). Der Wert der durch Direktinvestitio- 
nen finanzierten ausländischen Produktion einer wachsenden Zahl von 
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TNKs übersteigt bereits beträchtlich den des Handels (Dunning 1994, 4f). 
Grundsätzlich wachsen Direktinvestitionen schneller als in der Binnenwirt- 
schaft getätigte Investitionen. Die Liste solcher Beobachtungen, die kaum 
ins öffentliche Bewußtsein gedrungen sind, ließe sich verlängern. 

So verwundert es nicht, wenn der Anteil des im Ausland erwirtschafteten 
Umsatzes am Gesamtumsatz großer, inzwischen zunehmend auch mittel- 
ständischer Unternehmen (v.a. Zulieferer), nach kurzer Unterbrechung 
während der letzten Rezession, wieder ansteigt. Immer häufiger wird in 
den Geschäftsberichten zugegeben, daß der Hauptmotor für Wachstum und 
Gewinn im Ausland liegt. Dieser Trend gilt für alle Industrieländer. Mc- 
Kinsey-Chef Herbert Henzler meint allerdings, daß die deutschen Unter- 
nehmen noch einen gewaltigen Globalisierungsbedarf befriedigen müssen, 
da bislang »nur gut 4 Prozent unseres Kapitalstocks im Ausland liegen« 
(Spiegel, 3.7.1995). Manche Autoren nehmen diesen Umstand zum Anlaß, 
um vor einer überzogenen Einschätzung des Globalisierungsprozesses und 
der von ihm ausgehenden Zwänge zu warnen (Hufschmid 1994). 

(c) Aber nicht im Umfang dieses Prozesses liegt das Problem, sondern in 
seiner Fähigkeit, bereits jetzt, am Beginn einer zweifellos noch stürmi- 
schen Entfaltung, irreversible Fakten für die künftige Entwicklung der 
kapitalistischen Weltökonomie zu setzen. Mindestens zwei sind zu nennen. 
Zum einen der paradoxe Umstand, daß die Globalisierung um so mehr 
vorangetrieben werden muß, wie sich der Wettbewerb zuspitzt. Ein wahrer 
Teufelskreis! Sie stellt das einzige noch verbleibende Mittel dar, um den 
Zwängen des Wettbewerbs zu entgehen: die Flucht nach vorn. Also müs- 
sen immer neue Märkte auf dem Globus erschlossen werden, nicht nur in 
entwickelten Ländern, sondern dort, wo es »aufstrebende Ökonomien« 
gibt, wie es so schön in einer zwiespältigen Gefühlslage zwischen Bewun- 
derung und Furcht heißt. Im Moment steht Südostasien (v.a. China) an der 
Spitze der Tagesordnung. Alle Register, die sich die TNK geschaffen ha- 
ben, werden gezogen. Sie reichen von Joint Ventures, der Gründung von 
Tochtergesellschaften bis hin zu »Strategischen Allianzen«, Fusionen, 


5 Um einen Eindruck von der Intensität des Globalisierungsprozesses zu bekommen, wäre 
es höchste Zeit, das reichhaltige Material einer systematischen Analyse zu unterziehen. 
Hier nur einige Hinweise. Siemens: Umsatz im Inland 1992/93 = 37,3, im Ausland = 44,4 
Mrd. DM; 1993/94 resp. 35,8 und 48,9 (Geschäftsbericht 1994, 61); Bosch-Gruppe: 
Auslandsanteil am Umsatz 1993 = 49%, 1994 = 54% (Geschäftsbericht 1994, 2); Daim- 
ler-Benz AG: Auslandsanteil 1993 = 60%, 1994 = 65,1% (FAZ, 13.4.1995); Volkswagen. 
AG: der Gesamtumsatz stieg 1994 um 4,5%, im Ausland stieg der Umsatz aber um 11,5% 
(FAZ, 30.3.1995). Besonders hoch sind Anteil und Wachstum des im Ausland erwirt- 
schafteten Umsatzes in der Chemie. Der Globalisierungsgrad der japanischen Industrie, 
v.a. der Autoindustrie, geht, nicht zuletzt als Folge des starken Yen und des Nachfrage- 
einbruchs im Binnenmarkt, weit über den der europäischen Industrie hinaus. 
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Aufkäufen, Übernahmen‘ usw. Damit wird einem weiteren Oligopolisie- 
rungsschub Tür und Tor geöffnet. Schließlich erhält die internationale Ar- 
beitsteilung dadurch eine neue Gestalt, daß sie nicht, wie in der Vergan- 
genheit, komplementär oder substitutiv ausfällt, sondern innerhalb der 
TNK oder von TNK-Konglomeraten’ gestaltet wird, die zugleich so etwas 
wie Selbstregulierung zur Eindämmung allzu zerstörerischer Formen des 
Wettbewerbs versuchen. Kautskys »Überimperialismus« läßt grüßen! 

Ein zweites irreversibles weltökonomisches Datum wird durch die Trans- 
nationalisierung der Finanzmärkte gesetzt, die dazu führt, dem Geldkapital 
eine unbeschränkte, durchaus als tyrannisch zu bezeichnende Macht zu ge- 
ben (Fitoussi 1995, 49-81; schon Aglietta/Brender/Coudert 1990). Denn es 
bestimmt allein darüber, welche Finanzierungsbedürfnisse befriedigt wer- 
den. Da die Renten, die es abwirft, oft weit über den Renditen liegen, die 
das produktive Kapital ermöglicht, kommt es zu einer Art »Finanziarisie- 
rung« der Weltwirtschaft, also zu einer Bevorzugung des (auch in der 
Masse weit überlegenen) spekulativen gegenüber dem produktiven Kapital. 
Außerdem trägt die Globalisierung der Kapitalmärkte dazu bei, die Zins- 
sätze hoch zu halten und damit (zumindest) den geldpolitischen Hand- 
lungsspielraum der Regierungen gegen Null tendieren zu lassen. Wer es 
wagt, vom rechten Weg abzuweichen, wird unweigerlich abgestraft. 

Man kann dem neoliberalen Gesellschaftsprojekt also eine gewisse Logik 
nicht absprechen. Heißt das, es als Ganzes zu akzeptieren oder zu verwer- 
fen? Nach dem Motto: mitgegangen, mitgefangen, mitgehangen? 


3. Jenseits des Neoliberalismus 


Globalisierter Kapitalismus in der Sackgasse 

(a) Natürlich betrifft die bisherige Analyse nur die glänzende Seite der neoli- 
beralen Medaille. Wie lange wird sie die dunkle Seite überstrahlen? Nicht zu- 
fällig wächst die Kritik in dem Maße, wie die Hegemonie des Neoliberalis- 
mus unerschütterlich erscheint. Liegt es an der noch unausgebildeten, hybri- 
den Form eines Akkumulationsregimes, das davon zehrt, sich als Gegenbild 
zum Fordismus zu begreifen? Der Prozeß transnationaler Vergesellschaftung 
ist zwar im Gang, verläuft aber so widersprüchlich, daß die von ihm provo- 
zierten Spaltungstendenzen ihn jederzeit in sein Gegenteil, in Desintegration 


6 Nachdem die erste große Welle Anfang der 80er Jahre abgeflaut war, haben Fusionen und 
Erwerbungen wieder zugenommen. Allein im ersten Halbjahr 1995 beliefen sie sich auf 
insgesamt 334,5 Mrd. Dollar, 38% ınchr als im ersten Halbjahr 1994. Davon entfallen 
164,4 Mrd. Dollar auf US-Unternehmen, eine Steigerung von 20% (Le Monde, 5.8.1995). 

7 So beliefern sich z.B. japanische Autokonzerne untereinander mit Fahrzeugen und Kom- 
ponenten (vgl. Manager Magazin 9/1995, S.127, Schaubild). 
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und Zerfall, verwandeln können. Nicht Stabilisierung, sondern Prekarisierung 
der Verhältnisse, der Tanz auf dünnem Eis, ist angesagt. 
Hauptverantwortlich dafür ist die inzwischen sorgfältig untersuchte (z.B. 
Andreani/Feray 1993; Bourdieu 1993; Salama/Valier 1994; Bihr/Pfeffer- 
korn 1995) Verschärfung der sozialen, sektoralen und regionalen Un- 
gleichheiten, die sich zu einer wahren Zeitbombe weltgesellschaftlicher 
Entwicklung auswächst. Gegen die allgemein bekannte Tatsache, daß sich 
Reichtum und Ressourcenverbrauch in den Händen einer immer kleiner 
werdenden Schicht der Weltbevölkerung konzentrieren (vgl. etwa UNDP 
1994) und daß die sich daraus ergebende Dualisierung und Polarisierung 
seit den 80er Jahren zunehmend auch die Gesellschaften der entwickelten 
Industrieländer erfaßt hat, scheint, trotz alier Kampfansagen, kein Kraut zu 
helfen. Dann aber steht, innergesellschaftlich wie weltweit, die soziale wie 
interregionale Kohärenz auf dem Spiel. Nicht einmal konjunkturelle Auf- 
schwungphasen sind (nach dem Motto: »Wachstum ohne Arbeit«) geeig- 
net, die Situation zu verbessern. Im Gegenteil: Die Privilegierung des 
Kapitals gegenüber der Arbeit geht ungebrochen weiter. Die Steigerung 
der Wertschöpfung kommt mit immer weniger Arbeit aus. Höhepunkt der 
Absurdität: Je besser jemand arbeitet, je mehr er also die Arbeitsproduk- 
tivität verbessert, um so mehr riskiert er seinen Arbeitsplatz. Die Sockelar- 
beitslosigkeit, diese permanente Bankrotterklärung des Neoliberalismus, 
bleibt das Krebsgeschwür der Gesellschaft. 

Daß die Globalisierung der Kapitalbewegung entscheidend dazu beigetra- 
gen hat, ist unstrittig. Debattiert wird nur über das Gewicht der verschiede- 
nen Formen, die sie angenommen hat. An erster Stelle steht die Spaltung 
von Wirtschaft und Gesellschaft in einen »offenen«, der Weltmarktkonkur- 
renz voll ausgesetzten Sektor, der ständig unter dem Druck steht, durch 
Prozeß- und Produktinnovation die Produktivität zu verbessern, was nur 
geht, wenn die Arbeit der Notwendigkeit wachsender Kapitalintensität un- 
tergeordnet wird. Wer mithält, gehört zu den Gewinnern des neoliberalen 
Projekts, obwohl auch in diesem Sektor um der Konkurrenzfähigkeit wil- 
len der Reallohn langsamer zunimmt als die Produktivität. Er durchschnei- 
det die drei traditionellen Bereiche der Volkswirtschaft, indem er sich von 
den »geschützten« Sektoren mit schwächerer Kapitalausstattung und Pro- 
duktivität (v.a. öffentliche Dienstleistungen) abgrenzt. Das Drama besteht 
nun darin, daß es dieser Sektor war, der lange Zeit die Arbeitsplätze schuf, 
die im Laufe des Industrialisierungsprozesses verloren gingen, inzwischen 
dazu immer weniger in der Lage ist, es sei denn zum Preis schlecht bezahl- 
ter, prekärer Arbeit, wie die USA demonstrieren. 

Die Globalisierung hat die recht naive Annahme neoliberaler Ökonomen 
nicht bestätigt, daß damit eine bessere Allokation des Kapitals auf Welt- 
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ebene ermöglicht würde. Im Gegenteil hat sich, wie einer unter ihnen zu- 
geben muß, der Kapitalstock »dramatisch ungleich verteilt« (Fitoussi 1995, 
44). Das Kapital geht eben dahin, wo Arbeitskraft bei gleicher Qualifikati- 
on am billigsten zu haben ist. Auch wenn die Mobilität der Arbeit weit 
hinter derjenigen des Kapitals hinterherhinkt, gibt es doch eine Globalisie- 
rung der Arbeitsmärkte (Maillard 1993), von der nicht nur der »offene«, 
sondern auch der »geschützte« Sektor profitiert; der eine, indem er billige 
Arbeit draußen sucht; der andere, indem er sie hereinholt. Damit gerät die 
Struktur nationaler Arbeitsmärkte durcheinander (v.a. das Verhältnis qua- 
lifizierte/ unqualifizierte Arbeit). 

Worin bestehen die innergesellschaftlichen Auswirkungen der Delokalisie- 
rungen? Vernichten oder retten sie Arbeitsplätze? Es gibt gute Gründe für 
die eine wie für die andere Alternative. Stellt man in Rechnung, daß sie 
(jedenfalls langfristig) zu einer Ausdünnung der nationalen Produkti- 
onsstruktur führen, gewinnt die erste Alternative an Plausibilität. Profitie- 
ren davon wenigstens unterentwickelte Regionen der Weltökonomie, wie 
die TNK behaupten? Wenn sie es tun, dann zum Preis einer weiteren Ver- 
tiefung der Gesellschaftsspaltung. Welche Rolle spielen Währungsschwan- 
kungen, ein anormal hohes Niveau der Realzinsen (Hauptthese von Fi- 
toussi 1995) oder ein sich verschärfender Wettbewerb für Beschäftigung 
und damit für soziale Kohärenz? Oder bilden alle diese Faktoren eine un- 
auflösliche und damit schwer zu bekämpfende Einheit? Gehört die Stand- 
ort-Debatte nicht zu den vielen Anachronismen dieser Übergangszeit? 

Was aber würde es bedeuten, wenn die Feststellung zutrifft, daß die Pro- 
duktion von Ungleichheit nicht ein Fehler des Systems ist, den man korri- 
gieren könnte, sondern ein wesentliches Element des sich herausbildenden 
Akkumulationsregimes (Husson 1994, 268)? Zum ersten Mal wäre der 
Hauptwiderspruch nicht Folge einer Produktionsweise, sondern Bedingung 
ihres Funktionierens. Die Vertiefung von Ungleichhheit wäre die Voraus- 
setzung für den durch Globalisierung entstehenden Mehrwert: Profite und 
Renten auf der einen Seite, Lohn»verzicht« auf der anderen; Zentralisie- 
rung hier, Peripherisierung dort. Nicht, wie in der Vergangenheit, als offe- 
ner, sich verändernder Prozeß als Ergebnis interner und externer Ausein- 
andersetzungen, sondern diesmal siruktureli verankert und damit festge- 
schrieben. Dann allerdings wäre die Konsequenz, daß es einen neuen, insti- 
tutionalisierten sozialen Kompromiß (»neuer Sozialvertrag«) nicht geben 
kann, weder innergesellschaftlich noch auf regionaler und schon gar nicht 
auf globaler Ebene. 

(b) Vielleicht liegt hier, bewußt oder unbewußt, ein Grund, warum, quer 
durch die wissenschaftstheoretischen und politischen Lager, seit einiger 
Zeit Kernkonzepte des globalisierten Kapitalismus infrage gestellt werden: 
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Wettbewerb und Produktivität’. Die Rede ist von »gefährlicher Obsession« 
(Krugman 1994), von dramatisch, »Konkurrenz und Tod« (Thureau-Dan- 
gin 1995), von »perversen Effekten« (Afheldt 1995), von »Hyperwett- 
bewerb«, dem es nicht auf Gewinnsteigerung ankommt, sondern auf Ma- 
ximierung von Verlusten bei den Gegnern: Wettbewerb als Schlachtfeld 
(D'Aveni 1995)’; Verdrängungswettbewerb mutiert zum Vernichtungs- 
wettbewerb. Plötzlich wird die größte Paradoxie des neoliberalen Projekts 
offenbar: die Dialektik von äußerster Entgrenzung, in der Zeit/Raum-Bar- 
rieren verschwinden, und Kampf um jede Parzelle des Weltmarkts. 

Die allgemeine Stoßrichtung der Kritik ist klar. Zunächst gilt das Konzept 
der »Wettbewerbsfähigkeit« als theoretisch ambivalenter und empirisch 
komplexer, als meistens unterstellt wird, erlaubt somit keine einfachen 
Aussagen. Krugman (1994) hält es schlicht für unsinnig, sofern man es auf 
nationale Ökonomien anwendet, und für gefährlich, weil es zu öffentlicher 
Verschwendung (Subventionen), Protektionismus, Wirtschaftskrieg und 
schlechter Politik auf vielen Feldern führt. Wie auch andere Autoren sieht 
er die entscheidende Determinante der Wettbewerbsfähigkeit im internen 
und nicht im externen Wachstum, wie der herrschende Diskurs es will. Die 
Ansicht setzt sich durch, daß die Verabsolutierung von Wettbewerb und 
Produktivität, systematisch von Regierungen und internationalen Organi- 
sationen unterstützt, aus sich selbst heraus weder soziale Ordnung, noch 
Stabilität noch gar soziale Gerechtigkeit zu schaffen imstande sind, dafür 
den Niedergang ganzer Kontinente, Regionen und sozialer Schichten (auch 
der Mittelschichten) bewirkt. 

Für manche (keineswegs »linke«) Autoren (z.B. Thureau-Dangin 1995) ist 
zügellose Konkurrenz Ursache aller Übel bis hin zur Korruption. Der 
Markt selbst wird zur Ware. Gesellschaften verlieren ihre moralischen 
Maßstäbe und damit ihren Sinn. Wozu ist ein Wirtschaftskrieg zwischen 
Nationen und Wirtschaftsblöcken gut, wenn er sich doch nur als Nullsum- 
menspiel mit hohen Kosten erweist? Im übrigen findet der härteste Kon- 
kurrenzkampf nicht zwischen Staaten, sondern auf Drittmärkten statt. 
Wohin führt das alles? Zu einer politisch nicht regulierten Angleichung der 


8 Vgl. aus der anschwellenden internationalen Literatur: Porter (1990), Garten (1992), Thu- 
row (1992), Tyson (1992), Groupe de Lisbonne (1993), Luttwak (1994), Petrella (1994), 
Straubhaar (1994), De Ville (1994), Wirtschaftsdienst (1994/95). 

9 Eine Auseinandersetzung mit den Thesen von D’Aveni fand bezeichnenderweise im Ma- 
nager-Magazin (9/1995, 174ff) statt. Dort erklärte er in einer Interview: »Zusammen- 
wachsende Technologien beispielsweise bei Multimedia oder in der Pharmazie, Deregu- 
lierung, Privatisierung, Globalisierung und die immer höhere Erwartungshaftung bei Kon- 
sumenten erzeugen einen ständigen Strom neuer Konkurrenten, Und die haben kein Inter- 
esse an den Wettbewerbsregeln der etablierten Spieler. Sie pfeifen auf Stabilität und stil}- 
schweigende Absprachen, es zählt nur die Jagd auf Marktanteile.« Eine Gegenposition 
(Wettbewerb bedarf höchster Disziplin) vertreten Treacy/Wiersema (1995). 


100 Gilbert Ziebura 


Produktionsverhältnisse, insbesondere im Zentrum der Weltökonomie 
(»Pax Triadica«), oder zum Kampf der Kapitalismen untereinander (Albert 
1991)? Wer geht und für wie lange aus der von Wirtschaftskrise und Glo- 
balisierung erzwungenen Anpassung als Sieger hervor? Das Dilemma ist 
offensichtlich: Die Verlierer fallen in ein Wertevakuum und neigen zu au- 
toritär-populistischen Lösungen, während die Gewinner keine Werte brau- 
chen, sich allenfalls mit einem Rest an Konventionen begnügen. Wie läßt 
sich zwischen diesen Polen so etwas wie Gemeinsinn herstellen? 

(c) Das ist nicht alles. Die Sorge keimt auf, daß der Eintritt in eine total 
digitalisierte Multimedia-Welt die geschilderten Tendenzen weiter ver- 
schärft. Wird die nun entstehende, von der wachsenden Macht weniger 
transnationalisierter Medien-Großkonzerne beherrschte, vernetzte, multiva- 
lente Welt das Werk des bisherigen Globalisierungsprozesses fortsetzen: 
die Auflösung von Identitäten und Zerstörung von Zivilgesellschaften - ein 
neuer Höhepunkt der Dialektik aus Vereinheitlichung und Zerfall? Der 
französische Philosoph Virilio, der seit langem über diese Zusammenhänge 
nachdenkt, sieht eine Art kopernikanische Wende voraus. An die Stelle der 
Geosphäre, auf der auch die Demokratie basiert, tritt der Cyberspace, eine 
äußerste Form der Entgrenzung, wie sie in der »Daten-Autobahn« ihren 
Höhepunkt findet. Die dabei explodierende »Informationsbombe« enthält 
die Gefahr massiver Über- und damit Desinformation, die die soziale und 
finanzielle Deregulierung ergänzt und vollendet. 

Auf diese Weise wird die Beziehung zum anderen und zur Welt verfälscht: 
Globalisierung verwandelt sich in Virtualisierung. Zum ersten Mal spielt 
sich Geschichte in einer vereinheitlichten Zeit »immediatete«, »instanta- 
neite«) ab, was eine neue Form der Tyrannei bedeutet. Denn wenn Ge- 
schichte reich gewesen ist, dann deshalb, weil sie lokal war, beherrscht von 
lokaler Zeit. Der Preis ist hoch: ein Verlust von Kontrolle durch Vernunft 
und eine Desintegration der Person (etwa durch Tele-Arbeit?). Es domi- 
niert der »Narko-Kapitalismus der Elektronik« als bislang höchste Stufe 
der Entfremdung. 


»Neue Technologien können zur Vervollkommnung der Demokratie nur beitragen, wenn wir 
zuallererst gegen die Karikatur von Weltgesellschaft kämpfen, die jene Multinationalen vorbe- 
reiten, die sich auf Teufel komm’ raus auf die Errichtung von Daten-Autobahnen stürzen.« 
(Virtlio 1995) 

Das Horror-Gemälde eines kulturpessimistischen Intellektuellen? 

Oder haben amerikanische Vordenker” mit ihrem Optimismus recht, daß 
Cyberspace das Potential einer beträchtlichen Erweiterung menschlicher 
Freiheit enthält? Danach ist die zentrale Ressource der »dritten Welle« 


10 Vgl. ihre »Magna Charta« unter dem bezeichnenden Titel: »Cyberspace und der ameri- 
kanische Traum«, in: FAZ, 26.8.1995 
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ökonomischer Entwicklung nicht mehr Boden und Handarbeit (»erste 
Welle«) oder großindustrielle Produktion (»zweite Welle«), sondern jeder- 
zeit abrufbares Wissen. Das »Zeitalter des Wissens« bedeutet den Über- 
gang von einer Zivilisation der Massenproduktion, der Massenmedien und 
Massenkultur zu einer »entmaßten« (immateriellen) Zivilisation, die wegen 
ihrer komplexen Struktur mit der tradierten Bürokratie unvereinbar ist. 
Jenn das benutzerorientierte Wissen der »dritten Welle« ist seinem Wesen 
nach privates Wissen. 

Welche Interessen stecken dahinter? Es klingt verräterisch, wenn es heißt, 
daß sich dieses neue Zeitalter nur voll entfalten kann, sofern seine »wach- 
sende technologische und ökonomische Stärke sich nicht auch in gesell- 
schaftlicher und politischer Dominanz niederschlägt.« Das heißt nichts an- 
deres, als daß Regulationsformen und soziale Einstellungen der »zweiten 
Welle« abgelöst werden müssen. »Begriffe wie Freiheit, Selbstverwaltung, 
Eigentum, Konkurrenz, Kooperation, Gemeinsinn und Fortschritt müssen 
für das Zeitalter des Wissens neu definiert werden.« Mehr noch und kon- 
kreter: Der große Gewinner dieser Entwicklung sind die USA. »Der Cy- 
berspace ist die jüngste amerikanische Grenze.« Sie dominieren alle rele- 
vanten Wachstumssektoren. Ist Cyberspace also synonym mit einer neuen 
Form der Pax Americana? Dieses Mal läßt Bill Gates grüßen, der sich 
selbst als »Erzkapitalist« bezeichnet! 

Die grundlegende Frage aber lautet, ob und inwiefern diese entstehende In- 
formationsgesellschaft zur Lösung globaler Probleme beiträgt. Für Riccar- 
do Petrella (FAZ vom 29.8.1995, B3) ist die Hoffnung gering, daß sie un- 
ter der Herrschaft des Neoliberalismus und seiner »sechs neuen Gebote« 
(Globalisierung, Innovation, Wettbewerbsfähigkeit, Liberalisierung, Dere- 
gulierung, Privatisierung) »eine gerechtere, gleichberechtigtere und kultu- 
relle Vielfalt respektierende Gesellschaft, eine im Hinblick auf Vermö- 
gensproduktion und Umverteilung effizientere Wirtschaft und eine effekti- 
vere Demokratie darstellen wird.« Da sich die Investitionen noch stärker 
auf die reichen Regionen, Länder, Unternehmen und sozialen Gruppen 
konzentrieren werden, müssen sich alle Disparitäten weiter verschärfen. 


»Die Metapher Informationsgesellschaft und mit ihr ein 'Füllhorn' von Konzepten und Begrif- 
fen ist die aktuellste, von den fortgeschrittensten Teilen des entstehenden globalen Kapitalis- 
mus produzierte "Techno-Utopie'.« 

Ist es unter diesen Umständen möglich, mit der digitalen Medienwelt »ver- 
nünftig«, also im aufklärerischen Sinn, umzugehen? Wie sieht die be- 
schworene Verteilung von Chancen und Gefahren aus? Kann es gar etwas 
wie eine alternative Medienwelt geben? 
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Die schwierige Suche nach der (linken?) Alternative 

(a) Man könnte zu dem Schluß kommen, daß diese Fülle eklatanter Fehl- 
entwicklungen und Gefahren zum Widerstand gegen das neoliberale Ge- 
sellschaftsprojekt geradezu herausfordert. Alles deutet daraufhin, daß die 
von ihm verfolgte Antikrisenstrategie in eine neue Sackgasse führt. Dabei 
haben wir noch nicht einmal von dem gesprochen, was normalerweise 
ganz oben auf der Agenda der Kritik steht: das Ökologie- und Regulati- 
onsdefizit. Aber man könnte auch die Gegenthese vertreten: Daß gerade 
dieses Ausmaß an Widersprüchen zur Resignation treibt, sogar ein Gefühl 
der Ohnmacht provoziert angesichts übermächtiger, z.T. nicht einmal 
durchschaubarer Herrschaftsverhältnisse und damit jeden Willen zur Ver- 
änderung im Keim erstickt. Oder man flüchtet in das Alibi, es werde schon 
nicht so schlimm kommen oder in die Illusion, ein solches Akkumulations- 
regime müsse von allein an seinen Widersprüchen zugrunde gehen wie 
weiland der Realsozialismus. 

Weder das eine noch das andere wird eintreten. Wie die großen Verschul- 
dungskrisen zeigen, reichen die Selbstbehauptungskräfte zur Verhinderung 
des Schlimmsten aus (Mexiko 1982, 1994). Also stellt sich die Frage nach 
Handlungsspielräumen und, wichtiger noch, nach den Akteuren und dem 
Ziel der Veränderung. Aber niemand beantwortet sie mit der nötigen Kon- 
sequenz. Da weltweit weder das große Gegenprojekt noch eine starke Ge- 
genkraft existieren, bleibt nur immanente Kärrnerarbeit übrig zwischen 
Verweigerung (als letztem Mittel), Reformismus mit langem Atem (welche 
Mittel zur Erreichung welcher Ziele) und der Attacke gegen punktuelle, 
besonders schreiende, also aufrüttelnde Mißstände, die zugleich immer 
auch den Nerv des Systems treffen können. Am Anfang stehen, wie seit eh 
und je, Entmystifizierung, Kampf gegen den »Totalitarismus der Mitte« 
(Ziebura 1988, 30), Entlegitimierung angemaßter Herrschaft, Durchbre- 
chen von Meinungskartellen und Medienmacht, was sich angesichts der 
dahinter stehenden Zusammenballung an politisch-ideologischer und öko- 
nomischer Macht schon als schwierig genug erweist. 

(b) Da Staat, Institutionen, Öffentlichkeit nur Ausdruck gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse sind, der Neoliberalismus folgerichtig hier die ein- 
schneidendsten Veränderungen durchgesetzt hat, muß der Rekonstruktion 
der sozialen Beziehungen Priorität zukommen. Wie sol! das geschehen, 
wenn eine Rückkehr zum fordistisch-keynesianischen Sozialkompromiß 
ebenso unmöglich ist wie ein Frontalangriff auf ein Akkumulationsregime, 
das nur unter der Voraussetzung funktioniert, Ungleichheit zu produzie- 
ren? Die im herrschenden Diskurs üblichen Formelkompromisse mit unter- 
schiedlichen Inhalten (»Versöhnung« von Ökonomie und Gesellschaft, von 
Ökonomie und Ökologie; soziale und ökologische »Modernisierung«, wi- 
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dersprüchliche Arbeitsmarktmaßnahmen zwischen Arbeitszeitverkürzung 
und -verlängerung usw.) haben, wie zu erwarten, außer Kurieren an Sym- 
ptomen wenig gebracht. 

Ehemalige französische Regulationisten haben vorgeschlagen, das zu stär- 
ken, was sie »soziale Produktivität« nennen, also die Entwicklung und 
Nutzung des schöpferischen Potentials aller Lohnabhängigen. In diesem 
Zusammenhang bietet sich die Strategie der »offensiven Flexibilität« an 
(Aglietta et al. 1994, 69f). Damit ist gemeint, daß die Gewerkschaften grö- 
Beren Einfluß auf die Gestaltung der sog. »immateriellen Investitionen« 
(Qualifikation, Forschung und Entwicklung) gewinnen, daß der soziale 
Kompromiß also nicht nur über Einkommensverteilung, sondern über Pro- 
duktionsmethoden und -strategien zustande kommt. Natürlich geht das nur, 
wenn eine gemeinsame Vision langfristiger Interessen von Kapital und Ar- 
beit vorliegt, zu der es kaum ohne Auseinandersetzungen kommen kann. 
Hinzu tritt eine Neudefinition der Einkommensverteilung, die über die 
traditionelle Lohnerhöhung hinaus stärker auf allgemeine Aspekte der so- 
zialen Sicherheit gerichtet ist. Das sind keine revolutionären Vorschläge. 
Aber schon sie verlangen ein Umdenken auf beiden Seiten. Das Haupt- 
problem jedoch liegt darin, daß auch die bescheidendste Veränderung nicht 
im nationalstaatlichen Rahmen zu verwirklichen ist. 

Im Mittelpunkt müßte eine Europäisierung der Sozialbeziehungen stehen. 
Einmal, damit die Arbeitnehmer an Gewicht gegenüber den Unternehmern 
gewinnen, ein, zugegebenermaßen, schwieriges Unterfangen, weil es auf 
eine Angleichung historisch unterschiedlich gewachsener nationaler So- 
zialbeziehungen als Teil spezifischer Gesellschaftsformationen hinausläuft. 
Wenn aber, zum anderen, langfristig so etwas wie ein eigenständiges euro- 
päisches Wachstumsmodell in Abgrenzung zum amerikanischen und ja- 
panischen zustande kommen und damit ein Minimum an Eigenständigkeit 
gegen die Vereinheitlichungstendenzen der Globalisierung garantieren soll, 
muß dieser Weg beschritten werden. Der permanente Versuch, eine neue 
Artikulierung von Ökonomie, Ökologie, der Produktion des »sozialen 
Bandes« und der Kultur zu finden (Perret/Roustang 1993, 14) kann nur im 
europäischen Rahmen gegen die beiden anderen Zentren der Weltökono- 
mie unternommen werden. Eine dafür notwendige »Eurolinke« (Glotz) äh- 
nelt eher einer Fata morgana als einer realen Kraft. Kein Wunder, wenn es 
die Neoliberalen erreicht haben, die Europäische Union als Vorstufe zur 
Globalisierung zu instrumentalisieren. 

Ein großes Manko besteht darin, daß es keine ausgereifte kritische Theorie 
des Verhältnisses von Staat und Markt unter den Bedingungen der Globa- 
lisierung gibt. Es hat eine merkwürdige Frontverkehrung stattgefunden: 
Während die Neoliberalen vom »Minimalstaat« sprechen, von dem einst- 
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mals unorthodoxe Marxisten geträumt haben, ist die »Linke« inzwischen 
etatistisch orientiert. Das Drama liegt darin, daß beide Positionen einer hi- 
storischen Situation nicht angemessen sind, in der sich der traditionelle 
Nationalstaat radikal verändert: Auf der einen Seite wird er »von oben« 
(Globalisierung/regionale Integration) wie »von unten« (Desintegration der 
Gesellschaft) regelrecht zersetzt; auf der anderen Seite aber stellt er die 
einzige Instanz für das Funktionieren der Demokratie und die Regulierung 
der sozialen Beziehungen dar. Er muß die Gesellschaft für den Globalisie- 
rungsprozeß »fit« machen, zugleich aber dessen negative Auswirkungen 
»abfedern«. Trotz dieser ihn täglich sichtbar überfordernden Funktionen 
bleibt er allein weiter Garant gesellschaftlicher Kontinuität und sozialer 
Kohärenz gerade wegen zunehmender Polarisierung zwischen Weltmarkt- 
gewinnern und -verlierern (Ziebura 1992, 474f). Wie sieht unter diesen 
Bedingungen die Alternative aus, die einen Weg sucht zwischen Regulie- 
rungsfähigkeit und verstärkter Beteiligung und Mitbestimmung? Ein star- 
ker, zugleich radikal demokratisierter Staat auf der Basis einer offenen, ge- 
rechten Gesellschaft? Und das alles im Spannungsfeld zwischen Globali- 
sierung, regionaler Integration und nationaler Einhegung, zwischen den 
Kräften der Vereinheitlichung und der Desintegration in der Weltgesell- 
schaft? Die Problemstellung ist des Schweißes der Edelsten würdig. 

(c) Sind wir aber nicht die (überraschten) Zeugen der Entstehung einer Art 
transnationaler Zivilgesellschaft? Ohne Zweifel nimmt die Bedeutung der 
Nicht-Regierungsorganisationen (NGO) zu, wie die von ihnen anläßlich 
der verschiedenen Gipfelkonferenzen der Vereinten Nationen organisierten 
»Gegenforen« eindrucksvoll zeigen. Sie nutzen die modernen Kommuni- 
kationstechnologien, indem sie regelrechte »Antinetze« installieren. Sie 
setzen die offiziellen Delegierten unter Druck. Die chinesische Regierung 
sagte ihnen sogar den Kampf an, um die Weltfrauenkonferenz in Peking 
nicht »stören« zu lassen. Greenpeace exerziert in wohlgesetzten Nadelsti- 
chen gegen Konzerne und Regierungen zivilen Ungehorsam vor. Diese 
Organisation, die sich nicht gerade durch Transparenz und interne Demo- 
kratie auszeichnet, hat sich aber dennoch zum bedeutendsten Mobilisie- 
rungsvehikel der öffentlichen Meinungen entwickelt. Der Grund liegt auf 
der Hand: Umweltbedrohung und -zerstörung sind inzwischen der wich- 
tigste Hebel für die Infragestellung etablierter Herrschaftsverhältnisse über 
alle Klassen-, Standes- und Staatengrenzen hinaus. 

Hier ergreifen wir einen Zipfel alternativer Veränderung. Noch steht das, 
was ihr langfristiges Hauptziel sein müßte, der doppelte Bruch mit Pro- 
duktivismus und Konsumismus, nicht im Mittelpunkt des Kampfes. Dazu 
bedarf es eines plausiblen Gegenentwurfs, dessen Schwierigkeit darin liegt, 
daß er den Prozeß der Globalisierung nicht rückgängig machen kann. Um 
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so unerläßlicher ist die Notwendigkeit einer neuen Artikulierung globaler, 
regionaler, nationaler und lokaler Realitäten ebenso wie ökonomischer, 
ökologischer, sozialer und kultureller Reproduktion. Wieder einmal eine 
jener Utopien, deren die Welt überdrüssig ist? Möglich, aber ohne sie gibt 
es keine Perspektive, nur kümmerliches, deprimierendes Durchwursteln 
(»Inkrementalismus«), das irgendwann in der Sackgasse enden wird. 
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Ethnozentrismus und Ökonomismus 
Die »Leistungsgesellschaft« als Deutungsmuster 
für soziale Ausgrenzung 


1. Einleitung 


In den Erklärungen der fremdenfeindlichen Gewalt in Deutschland spielt 
das Konzept des Ethnozentrismus eine besondere Rolle - sei es für die 
kleine Gruppe der Täter oder in der Breite aller gesellschaftlichen Grup- 
pen, die ein Klima der Unterstützung oder stillschweigenden Duldung 
fremdenfeindlicher Gewalt schaffen (vgl. z.B. Willems u.a. 1993). »Ethno- 
zentrismus« bezeichnet in der ursprünglichen Definition Sumners (1906) 
eine bornierte Sichtweise, nach der die eigene Gruppe, ihre Gebräuche und 
Lebensweise im Mittelpunkt der Welt stehen und andere Gruppen nur in 
Beziehung zur Eigengruppe gesehen und bewertet werden. Die Eigengrup- 
pe wird dabei idealisiert, während andere Gruppen mehr oder weniger ag- 
gressiv abgewertet werden. Die Gruppen, denen sich die Individuen zuge- 
hörig fühlen, können nach unterschiedlichsten Merkmalen definiert, ver- 
schieden umfangreich und stabil sein (vgl. dazu Rieker/Sanden-Marcus 
1995, 31ff). Die Gruppen, die abgewertet oder verachtet, ausgegrenzt oder 
bekämpft werden, können dabei im Hinblick auf Machtpotentiale in einem 
Gleichgewicht oder in einem Uhnterlegenheitsverhältnis zur Eigengruppe 
stehen. In diesem zweiten Fall stehen die Gruppen in einer konfliktreichen 
Beziehung von »Etablierten« und »Außenseitern« (Elias/Scotson 1965). 
Von historisch-politisch besonderer Bedeutung ist zum einen die Überbe- 
wertung der eigenen Nation bzw. der »nationalen Kultur« und die entspre- 
chende Abwertung von Angehörigen anderer Nationen (Nationalismus 
bzw. Chauvinismus, vgl. dazu Blank/Schmidt 1993). Eine andere, eben- 
falls außerordentlich folgenreiche Gruppenbildung stellt die eigene »Ras- 
se« dar, die angeblich höherwertig als andere »Rassen« ist und Ausgren- 
zungen von »Apartheid« bis zum Völkermord rechtfertigen sollte. 

Die theoretische Deutung von Ethnozentrismus und Ausländerfeindlichkeit 
ist gegenwärtig umstritten. Dafür gibt es drei in der Sache liegende Grün- 
de: zum einen akzentuieren die verschiedenen Begriffe von Ausländer- und 
Fremdenfeindlichkeit, von Antisemitismus, von Nationalismus oder Ras- 
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sismus unterschiedliche historische Erscheinungsformen der Gruppen- 
konflikte (Elias/Scotson 1965, 25-27). Zweitens knüpfen die Erklärungen 
an unterschiedliche Theorietraditionen in Geschichte, Sozialwissenschaften 
und Psychologie an (vgl. z.B. zur »Fremdenfeindlichkeit« in Psychologie 
und Sozialpsychologie Zick 1992). Und schließlich liegen die zu erklären- 
den Probleme häufig auf verschiedenen, nicht aufeinander reduzierbaren 
Ebenen. Es ist z.B. ein Unterschied, ob man eine historische Tendenz zu 
vermehrtem Ethnozentrismus in der Gesellschaft festzustellen meint und 
erklären will; ob man die Allgegenwärtigkeit von Ethnozentrismus aus In- 
tergruppen-Konflikten erklären will; oder ob man fragt, unter welchen so- 
zialen und psychischen Bedingungen bestimmte Individuen ethnozentri- 
scher eingestellt sind als andere. 

Diese letzte, eingeschränkte Fragestellung war das Thema der empirischen 
Untersuchung zur »autoritären Persönlichkeit« (Adorno u.a. 1950), in der 
das Ethnozentrismus-Konzept Sumners aufgenommen und um Überlegun- 
gen zur »potentiell faschistischen« Persönlichkeit erweitert wurde. Die 
theoretische Deutung des Ethnozentrismus war psychoanalytisch akzentu- 
iert - er wurde als letztlich irrationale Verarbeitungsform innerer, nicht 
gelöster psychischer Konflikte begriffen, die in der Idealisierung der Ei- 
gengruppe und in projektivem Haß auf »Fremde« und »Abweichende« ab- 
geladen wurden. Die Ursprünge dieser Konflikte wurden in Fehlentwick- 
lungen der Beziehungen von Eltern zu ihren Kindern gesehen. 

Von der empirischen Sozialpsychologie ist diese Erklärung häufig mit 
Skepsis aufgenommen worden (Altemeyer 1988, 53f; Oesterreich 1993, 
18ff; kritisch dazu Ch. Hopf 1990). Vor allem bei der gegenwärtigen 
»Ausländerfeindlichkeit« als besonderer Erscheinungsform des Ethnozen- 
trismus werden andere Akzente gesetzt: Materiellen Handlungsmotiven 
und aktuellen ökonomischen Bedingungen wird ein größeres Gewicht bei- 
gemessen als belastenden Sozialisationserfahrungen und ihrer Verarbei- 
tung. Fremdenfeindlichkeit ist danach eine recht verbreitete, nicht an de- 
fizitäre Sozialisationsbedingungen gebundene, rational nachvollziehbare 
Reaktion auf ökonomische Krise und verschärfte Konkurrenz am Arbeits- 
und Wohnungsmarkt (vgl. z.B. Nunner-Winkler 1995). Eckert und Wil- 
lems haben diese Position auf die griffige Formel gebracht: Fremdenfeind- 
lichkeit als Folge des »Kampfes um knappe Güter« »muß nicht autoritären 
Charakterzügen entspringen. Auch andere Menschen teilen ungern!« 
(Eckert/Willems 1994, 86). 

Ziel dieses Beitrages ist es, die Kontroverse zwischen der vermeintlich 
pathologisierenden und einer demgegenüber normalisierenden Sichtweise 
von Ausländerfeindlichkeit zu vertiefen. Dazu werden in einem ersten 
Schritt zunächst jene Konzepte vorgestellt, die Ausländerfeindlichkeit als 
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ökonomisch-rationale Handlungsstrategie plausibel machen sollen. Im 
Hauptteil des Beitrages geht es dann darum, anhand qualitativer Interviews 
mit rechtsextremen, ausländerfeindlichen und gewaltbereiten Jugendlichen 
die ökonomische Akzentuierung von Ethnozentrismus und Ausländer- 
feindlichkeit genauer zu beschreiben. Leitender Gesichtspunkt ist dabei, 
daß ein solcher Akzent entscheidend davon abhängt, als was die Eigen- 
gruppe der Deutschen und dazu korrespondierend der Nicht-Deutschen an- 
gesehen wird. Derartige Deutungsmuster schaffen einen Rahmen für ent- 
sprechende Handlungsmotive, die sich in fremdenfeindlichen Aktionen 
fortsetzen können. 


2. Die ökonomische Dimension von Ethnozentrismus und 
Ausländerfeindlichkeit: »Wohlstandschauvinismus« und 
»Instrumentalismus« 


Für die ökonomische Dimension der Fremdenfeindlichkeit sind in der bis- 
herigen Forschung unterschiedliche Konzepte bereitgestellt worden. Öf- 
fentlich sehr folgenreich wurde ein Begriff aus der Umfrageforschung, 
»Wohlstandschauvinismus« (Sinus-Institut, Infratest - vgl. Klär u.a. 1989). 
In seiner ursprünglichen Bedeutung bezeichnet er den Wunsch, die Früchte 
des Wohlstands allein den Deutschen vorzubehalten. Damit verbindet sich 
weiterhin die nagende Angst, daß die Wohlstandsentwicklung an ihr Ende 
gelangt sei und daß die erreichten »Besitzstände« von Ausländern gefähr- 
det würden. Das Nebeneinander von hoher Massenarbeitslosigkeit und 
gleichzeitig hoher Zuwanderung von Ausländern kann dann leicht ursäch- 
lich gedeutet werden. So gab in einer Untersuchung von (deutschen) Ar- 
beitslosen ein Teil der Befragten der Ausländerbeschäftigung die unmittel- 
bare Schuld an der Arbeitslosigkeit und äußerte spontan fremdenfeindliche 
Meinungen (Kronauer 1992). 

Theoretisch anspruchsvollere Interpretationen als das Konzept des »Wohl- 
standschauvinismus« stammen von Lenhardt (1990), Heitmeyer u.a. 
(1992), Oesterreich (1993) und Kronauer (1992). Am grundsätzlichsten ar- 
gumentierte Lenhardt. Mit der Ausbreitung legitimen interessengeleiteten 
Handelns in der kapitalistischen Gesellschaft entstehe der spezifisch mo- 
derne ethnische Gemeinschaftsglaube samt der dazugehörenden Fremden- 
feindlichkeit. Der Ethnozentrismus sei »psychopathologisch« nicht zu be- 
greifen, sondern »Ausdruck realitätstüchtigen Umgangs mit einer irrationa- 
len sozialstrukturellen Realität« (Lenhardt 1990, 134). Wer als Lohnab- 
hängiger interessenorientiert zu handeln gezwungen sei, komme um Eth- 
nozentrismus nicht herum (ebd., 144). Diese sehr weitreichende These il- 
lustriert Lenhardt am Beispiel der ethnischen Abeitsmarktsesmentation. 
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Ob man diese allerdings mit Ethnozentrismus gleichsetzen Kann, wie Len- 
hardt es durchweg tut, ist mehr als fraglich. Zwischen der gezielten Nut- 
zung ethnischer Differenzen am Arbeitsmarkt und Ethnozentrismus als 
Einstellung, die sich auf die gesamte Lebensweise der Eigengruppe be- 
zieht, liegt eine beträchtliche Differenz. 

Das Stichwort »Interessenorientierung« ist von Heitmeyer u.a. in ihrer 
Bielefelder Längsschnitt-Studie von ca. 30 jungen Berufsanfängern aufge- 
nommen und im Konzept der »Instrumentalisierung« fortgeführt worden. 
Diese sei ein »affines Muster der industriegesellschaftlichen Verwertungs- 
logik«, das sich in einem »Zwang zur Selbstdurchsetzung« und zur Locke- 
rung der sozialen Beziehungen zeige (1992, 595). Der Andere werde sozial 
nicht anerkannt, abgewertet und verdinglicht. Er erscheine als austauschbar 
und besonderer Rücksichten nicht bedürftig. Die Beziehungen würden 
nach dem Muster von Sieger-Besiegten definiert. Eine solche Instrumenta- 
lisierung stelle den »Entstehungsmechanismus eines 'materiellen Nationa- 
lismus’ dar, weil sie auf den ökonomischen Verwertungsprozessen basiert 
und sozial wie politisch angewendet wird.« (ebd., 596) Davon deutlich zu 
trennen sei ein »völkischer Nationalismus«. Ähnlich der Argumentation 
Lenhardts ist damit auch für Heitmeyer u.a. der »materielle Nationalismus« 
mit seiner Kehrseite der Fremdenfeindschaft der heutigen kapitalistischen 
Gesellschaft inhärent und allgegenwärtig. 

Obwohl nicht »Ausländerfeindlichkeit«, sondern »Autoritarismus« im 
Zentrum der Untersuchung von Oesterreich (1993) steht, gibt auch er der 
»autoritären Reaktion« in der Bundesrepublik/Ex-DDR der Gegenwart ei- 
ne stark ökonomische Deutung. Die Kombination aus »gefährdeter Identi- 
tät« und »materiell unsicherer Zukunftsperspektive« sei eine jener Le- 
benssituationen, die eine »autoritäre Reaktion« im Sinne der Schutz-Suche 
bei den für stark Gehaltenen nahelegten (1993, 54). 

Während das Sinus-Instütut und Oesterreich die Motive der Ausländer- 
feindlichkeit in den Mittelpunkt stellen, legt Kronauer (1992) stärker den 
Akzent auf Deutungsmuster, in die die Ausländerfeindlichkeit eingebettet 
ist. Hier spielt ein bestimmtes, paternalistisches Staatsverständnis eine 
zentrale Rolle bei jenem Teil von Arbeitslosen, die sich in einer Untersu- 
chung des SOFI Göttingen (Kronauer u.a. 1993) spontan ausländerfeind- 
lich äußerten. Sie fühlen sich vom Staat betrogen und verraten und reagie- 
ren mit Loyalitätsentzug. Kronauer deutet diese Reaktion im Anschluß an 
Barrington Moores sozialhistorische Theorie von Revolutionen, für die 
wahrgenommene Ungerechtigkeit einen zentralen Ausgangspunkt bildet. 
Danach stellt ein »impliziter Geselischaftsvertrag« zwischen Herrschenden 
und Bevölkerung eine wichtige Bedingung für gesellschaftliche Stabilität 
dar. Der Staat kann sich der Loyalität sicher sein, wenn er grundlegende 
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Bedürfnisse nach Wohlstand, innerer Sicherheit und Schutz nach außen ga- 
rantiert. Versagt er hierin - und für einen Teil der befragten Arbeitslosen 
war dies evident -, dann wird ihm die Loyalität aufgekündigt. Die »perso- 
nalistische Staatsfixierung« gibt sich anti-autoritär, ist aber autoritär und 
manipulierbar (Kronauer 1992, 12). Die Gefühle des Verratenseins und der 
ungerechten Behandlung liefern eine Projektionsfläche, um den unter- 
schiedlichsten Gruppen (Ausländern, Aussiedlern, selbst anderen Arbeits- 
losen) wahllos die Verantwortung für die eigene Not zuzuschreiben. 
Vergleicht man diese verschiedenen Versuche, die ökonomische oder ma- 
terielle Dimension in Fremdenfeindlichkeit und Ethnozentrismus zu be- 
nennen, so sind fünf Besonderheiten auffällig: 

(1) Die Trägerschichten der Fremdenfeindlichkeit werden irgendwo in den 
»arbeitenden Schichten« lokalisiert. In Lenhardts und Heitmeyers sehr all- 
gemeiner Deutung stellen sich mindestens für alle Lohnabhängigen, wenn 
nicht gar für alle Gesellschaftsmitglieder, Ethnozentrismus und »materi- 
eller Nationalismus« als rationale Strategien der Vorteilsmaximierung dar. 
Das gilt im Prinzip auch für den »Wohlstandschauvinismus«, obwohl hier 
der Akzent mehr auf dem verunsicherten Teil der Mittelschichten und der 
Arbeiterschaft (bzw. ihres »wohlhabenden« Teils) liegt. Oesterreich betont 
die Kumulation negativer materieller Bedingungen in der Unterschicht 
bzw. in einem ganzen Teil der Gesellschaft, den Bewohnern der ehemali- 
gen DDR. Nur Kronauer bezieht sich explizit auf eine bestimmte Gruppe, 
die Industriearbeiterschaft, und die in ihr tradierten Deutungsmuster. 

An diesen Versuchen, die Trägerschichten eines ökonomisch-rationalen 
Ethnozentrismus vor allem in den »arbeitenden Schichten« zu vermuten 
oder an den Tatbestand von Lohnarbeit zu knüpfen, ist zweierlei proble- 
matisch: zum einen geraten die politischen, ökonomischen und kulturellen 
Eliten als Träger und Verbreiter von Ethnozentrismus und Ausländerfeind- 
lichkeit nicht in den theoretischen Blick. Andererseits widersprechen die 
empirischen Verhältnisse einem Teil der Thesen: danach sind - zumindest 
bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen - keineswegs alle Gesell- 
schaftsmitglieder oder alle »Lohnabhängigen« gleichermaßen ethnozen- 
trisch im Sinne der allgemeinen »Instrumentalismus-These«, sondern es 
sind gegenwärtig besonders die Angehörigen unterer sozialen Schichten 
und Absolventen unterer Ausbildungsgänge, die in höherem Maße ethno- 
zentrisch eingestellt sind (W. Hopf 1994). 

(2) Die verschiedenen Erklärungsversuche unterscheiden sich darin, wie 
sie die »ökonomische Dimension« des Ethnozentrismus inhaltlich akzentu- 
ieren. Materialismus, Instrumentalismus und Ökonomismus bezeichnen 
durchaus unterschiedliche, allerdings zusammenhängende Elemente eines 
Handlungssystems. »Materialismus« ist - wie auch die Forschungen zum 
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Post-Materialismus als Wertorientierung zeigen - eine Frage der hand- 
lungsleitenden Werte. Materialisten setzen Werte wie hohes Einkommen, 
privaten Wohlstand und eigene Sicherheit an die Spitze ihrer Wertehierar- 
chie. In diesem Sinne verstehen vor allem das Sinus-Institut und Oester- 
reich die ökonomische Dimension des Ethnozentrismus und der Fremden- 
feindlichkeit. Untersuchungen zum Wertwandel unterstützen diese Auffas- 
sung, wenn sie auf den Zusammenhang zwischen Materialismus und stär- 
kerer Ablehnung von Ausländern und Ausländerinnen verweisen (vgl. z.B. 
Baumert 1991, 343f) 

»Instrumentalismus« oder »instrumentelle Orientierungen« haben in der 
Soziologie eine lange, bis auf Marx’ Entfremdungsbegriff zurückgehende 
Tradition im Zusammenhang mit der Einstellung gegenüber der Arbeit.‘ 
Dabei geht es weniger um materielle Güter als höchste Lebenswerte, son- 
dern vielmehr um eine bestimmte Wahrnehmung oder Einstellung gegen- 
über der Beziehung zwischen dem Handelnden und anderen Elementen des 
Handlungssystems. Gegenüber dem Beruf instrumentell Orientierte z.B. 
verstehen ihren Beruf nur als Mittel zum Zweck der Einkommenserzielung 
und verbinden mit ihm keinen persönlichen Sinn der Identitätsstiftung. In 
diesem eingeschränkten, auf den Beruf bezogenen Sinn ist Instrumentalis- 
mus recht häufig als Gegenpol zu »Selbstverwirklichung« im Beruf unter- 
sucht worden (z.B. Baethge u.a. 1988). Auch der Machiavellismus kann als 
Variante instrumenteller Einstellungen verstanden werden (Ch. Hopf 
1994): hier sind es andere Menschen (nicht der eigene Beruf), die kalther- 
zig als Mittel zum Zweck der eigenen Vorteilserlangung benutzt und ma- 
nipuliert werden. 

Auch der »Ökonomismus« ist eine Sichtweise der Beziehung zwischen 
dem oder der Handelnden und den übrigen Elementen des Handlungssy- 
stems. Aber anders als der Instrumentalismus, der nur die Nutzen-Oualitär 
einer Beziehung einseitig herausarbeitet, bezieht sich Ökonomismus auf 
das Verhältnis von minimalem eigenem Aufwand und maximalem Ertrag. 
Es handelt sich um Rechenhaftigkeit zwecks Nutzenmaximierung, die be- 
sonders dort auffällt, wo das Handlungssystem nicht primär ökonomisch 
ausgerichtet ist. Nicht-Skonomische Beziehungen werden dem ökonomi- 
schen Kalkül unterworfen und ihr eigentlicher Handlungssinn damit ver- 
fehit, unterdrückt oder verzerrt. 

(3) Mit der inhaltlich verschiedenen Auslegung der ökonomischen Dimen- 
sion der Ausländerfeindlichkeit hängt zusammen, daß ihre psychologi- 
schen Grundlagen, d.h. Motive und Einstellungen unterschiedlich aufgefaßt 


i Vgl. als folgenreiche, empirisch-soziologische Wiederaufnahme dieser Tradition Gold- 
thorpe u.a. 1969 und die breite marxistische Diskussion der 70er Jahre über »Gleichgül- 
tigkeit und Identifikation gegenüber der Arbeit«. | 
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werden. Das Konzept des Wohlstandschauvinismus stellt, wie auch die 
eingangs zitierte Bemerkung von Eckert und Willems, relativ eng auf das 
Nicht-Teilen-Wollen materieller Dinge ab, d.h. auf Motive wie Egoismus, 
Habgier und Neid, sowie auf fehlende Großzügigkeit, Empathie oder Soli- 
darität mit Fremden. Heitmeyers Konzept der »Instrumentalisierung« geht 
demgegenüber wesentlich weiter: hier sind es nicht die (immer) knappen 
Dinge, die Ausländern vorenthalten werden, sondern sie selbst werden im 
Sinne der kapitalistischen Verwertungslogik »verdinglicht« und herabge- 
würdigt; die Beziehungen zu ihnen werden nur strategisch-aggressiv 
(Sieger-Besiegte) oder rechnerisch (Kosten-Nutzen) wahrgenommen und 
gestaltet. 

(4) Bei fast allen dieser Versuche, die »Sozialpsychologie der gewöhnli- 
chen Ausländerfeindlichkeit« zu verstehen, bleibt die Identifikation mit der 
Eigengruppe (bzw. ihre Überbewertung) ausgespart oder unklar. Die » Aus- 
länderfeindlichkeit« wird zwar als Teil eines individuell-strategischen Kal- 
küls nachvollziehbar, aber nicht als Ergebnis ethnozentrischer Einstellun- 
gen verständlich. Dies kann nur geklärt werden, wenn gefragt wird, als was 
sich die Gesellschaftsmitglieder verstehen, wenn sie sich z.B. »als Deut- 
sche« sehen und hieraus die Ausgrenzung von Nicht-Deutschen ableiten. 
Lediglich Kronauers Deutung der Ausländerfeindlichkeit macht eine Aus- 
nahme: im paternalistischen Staatsverständnis der Arbeitslosen, deren Ge- 
fühle der Loyalität zu den Herrschenden frustriert werden, scheint etwas 
von der Identifikation mit der Gruppe und ihren Repräsentanten auf. 

(5) Schließlich sind die verschiedenen Fassungen der ökonomischen Di- 
mension der Fremdenfeindlichkeit methodisch unterschiedlich zugänglich: 
Während der Wohlstandschauvinismus mit einigen Items der Survey- 
Forschung präzise, aber oberflächlich abrufbar erscheint, ist etwa die 
»Instrumentalisierung der sozialen Beziehungen« ein derart reichhaltiges 
und folgenreiches Konzept, daß es - wie bei Heitmeyer u.a. (1992) ersicht- 
lich - schwierig wird, seine einzelnen Komponenten im ausufernden empi- 
rischen Material teilstrukturierter Interviews wiederzufinden. 

Zwischen diesen beiden Polen versuchen wir einen Mittelweg zu steuern 
und typische, ökonomisch ausgelegte Deutungsmuster des Umgangs mit 
Ausländern aus qualitativem Material zu gewinnen. Anders als in der 
quantitativen Einstellungsforschung geht es nicht nur um die Stärke der 
Akzeptanz oder der Ablehnung von Ausländern, sondern um ihre Begrün- 
dung. Und anders als bei der alle Sozialbeziehungen durchdringenden »In- 
strumentalisierung« geht es um die Wahrnehmung relativ klar umrissener 
Gruppen von Ausländern und Ausländerinnen. 

Dabei ist es sinnvoll, zwischen hier schon länger lebenden Ausländern 
(»Gastarbeitern«) und Flüchtlingen zu unterscheiden. Sie haben einen un- 
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terschiedlichen rechtlichen und ökonomischen Status, der sich auf das 
ökonomisch-materielle Motiv der Ausländerfeindlichkeit unterschiedlich 
auswirken könnte.’ Asylbewerber, »Wirtschaftsflüchtlinge« und Bürger- 
kriegsflüchtlinge haben den Status von Flüchtlingen, denen ein zeitweili- 
ges Bleiberecht eingeräumt oder verweigert werden kann. Dieses Bleibe- 
recht sollte mit einer minimalen Sicherheit der materiellen und immateriel- 
len Versorgung (Wohnung, Kleidung, Essen, Information, Rechtsschutz 
und Sicherheit) verbunden sein. »Gastarbeiter« dagegen haben diesen pre- 
kären, durch die gegenwärtige Politik zunehmend eingeschränkten Status 
nicht. Sie arbeiten und leben hier - indes ist strittig, unter welchen Bedin- 
gungen ihr Status dem der inländischen Deutschen angeglichen werden 
soll. 


3, Die Gruppe der Befragten und die Untersuchungsmethode 


Die im folgenden diskutierten Ergebnisse stammen aus dem Pretest eines 
teilstrukturierten Fragebogens mit einer kleinen Zahl von rechtsextremen 
Jugendlichen zwischen 18 und 21 Jahren alt (sieben junge Männer, eine 
junge Frau).' Die Befragten wurden in drei niedersächsischen Mittelstädten 
über Berufsschullehrer und Sozialarbeiter kontaktiert, die sie aus ihrer 
Kenntnis im Unterricht bzw. aus ihren Kontakten in der Freizeit als cher 
»rechtsextrem« einschätzten. Diese Einschätzung wurde in den Interviews 
bestätigt, denn sechs der acht Jugendlichen äußerten Präferenzen für die 
Wahl einer rechtsextremen Partei (DVU, Republikaner, NPD). Ein weite- 
rer Jugendlicher bezeichnete sich als SPD-Wähler mit gelegentlicher Nei- 
gung zur Wahl der »Republikaner«. Das einzige Mädchen in der Gruppe 
schwankte zwischen CDU und »Republikanern« und hatte sich Informati- 
onsmaterial der »Nationalistischen Front« (NF) schicken lassen.‘ Zwei der 


2 Unser Vorgehen unterscheidet sich hier von der Survey-Forschung (z.B. ALLBUS, vgl. 
dazu Blank/Schmidt 1993), die mit einer allgemeinen Skala zur »Ausländerfeindlichkeit« 
arbeitet und dabei nicht zwischen den verschiedenen Gruppen von Ausländern unter- 
scheidet. Blank/Schwarzer (1994, 98) sehen es als Vorteil für die Messung einer »grund- 
legenden Einstellung« »Ausländerfeindlichkeit« an, daß Befragte zwischen unterschiedli- 
chen Gruppen von Ausländern keinen besonderen Unterschied machten. Vgl. auch die 
Beobachtung Schnabels (1994), daß Jugendliche in ihrer Einstellung zu Gastarbeitern und 
zu Asylbewerbern keinen Unterschied machten. Bei dieser empirischen Forschung geht es 
vor allem um die Ausprägung der Stärke von »Ausländerfeindlichkeit«, nicht um Be- 
gründungen und Ideologeme, die sich in teilstrukturierten Interviews besser erschließen. 

3 Für die Hilfe bei der Erarbeitung des Fragebogens, der Führung der Interviews und der 
Auswertung sei Hendrik Abel und Nils Pagels besonders gedankt. Im Rahmen ihrer Ma- 
gister-Arbeiten im Fach Pädagogik werteten sie Teilaspekte aus, die hier unberücksichtigt 
bleiben. - Für nützliche Hinweise bei der Überarbeitung dieses Beitrags danke ich Chri- 
stel Hopf, Martin Kronauer, Nils Pagels und Gertrud Siller. 

4 In dieser relativ eindeutigen Präferenz für rechtsextreme Parteien liegt ein deutlicher Un- 
terschied zu den von Heitmeyer u.a. befragten Bielefelder Jugendlichen, die erstaunli- 
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klaren Wähler einer rechtsextremen Partei waren auch aktive Mitglieder 
(JN, NPD), sie waren politisch interessiert und relativ gut informiert. Sie- 
ben der acht Jugendlichen berichteten von sich, daß sie eine konsistente 
»rechte« politische Biographie hatten, die zwischen vier und sechs Jahre 
zurückreichte. Sie begann in der Mehrzahl der Fälle im Umfeld der Skins 
(13 bis 16 Jahre), normalisierte sich dann aber - nach Konflikten mit den 
Eltern und der Justiz, gefördert durch Anpassungszwänge in der Lehre - zu 
unauffälligerem Rechtsextremismus. Nur in einem Fall berichtete ein Ju- 
gendlicher, er hätte seine politischen Ansichten zunächst als Punk entwik- 
kelt, um dann in das rechtsextreme Lager überzuschwenken.’ - Alle sieben 
männlichen Jugendlichen absolvierten eine gewerbliche Lehre (2. und 3. 
Lehrjahr); das Mädchen stand in einer vollschulischen kaufmännischen 
Ausbildung. 

Der Interviewleitfaden bestand aus zwei großen Teilen: im ersten Teil 
wurden Fragen zur aktuellen Lebenssituation und zur Biographie der Ju- 
gendlichen gestellt (Schullaufbahn und Beziehungen zu Lehrern/Mitschü- 
lern; gegenwärtige Wohnsituation und aktuelle Beziehung zu den eigenen 
Eltern/Geschwistern; Beziehungen zu besten Freunden/Freundin und Part- 
ner/Partnerin; Beziehungen zur Freundesclique und Freizeitaktivitäten. 
Dabei wurde besonderes Gewicht auf Rollenunterschiede der Geschlechter 
gelegt. Erinnerung an die Beziehung zu Eltern/Geschwistern in der Kind- 
heit: Straferfahrungen, Erfahrungen von Zurücksetzung sowie besonderer, 
positiver Beachtung; Trennungserfahrungen. Wahrgenommene »Erzie- 
hungsmaximen« der Eltern.) 

Der zweite Teil des (in der Regel mehrstündigen) Interviews bezog sich 
auf politische Einstellungen und Aktivitäten der befragten Jugendlichen 
sowie ihrer Eltern. Erfragt wurden: soziale Aktivitäten in der Schulzeit; 
politische Ziele; Parteipräferenzen; positive und negative politische Vor- 
bilder; Einstellung zu den zum Befragungszeitpunkt noch aktuelleren aus- 
länderfeindlichen Überfällen in Hoyerswerda, Rostock und Mölln. Beteili- 
gung an eigenen ausländerfeindlichen Aktivitäten und die Begründung da- 
für. Bindung an Deutschland; Wahrnehmung »typisch deutscher« positiver 
und negativer Eigenschaften. Schilderung der eigenen »politischen Biogra- 
phie« (soweit zurück in der Vergangenheit wie möglich). 


cherweise keinerlei Parteipräferenz in der anderthalbjährigen Längsschnittstudie bekunde- 
ten (Heitmeyer u.a. 1992, 594). 

5 Das Übergewicht von sieben politisch relativ konsistenten Rechtsextremen gegenüber nur 
einem »Wanderer zwischen den Subkulturen« mag Zufall sein. Da in der öffentlichen 
Diskussion jedoch häufig die Auswechselbarkeit extremer politischer Ansichten in der 
Adoleszenz behauptet wird (z.B. Farin/Seidel-Pielen 1991, 8), seien diese anderslauten- 
den Befunde berichtet. Sie verweisen auf die frühe Adoleszenz als Phase, in der »Rich- 
tungsentscheidungen« fallen, zwischen denen ein häufiger Wechsel unwahrscheinlich ist. 
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Die Interviews fanden zwischen November 1992 und April 1993 statt. Im 
August 1992 hatte es die pogromartigen Ausschreitungen gegen ein Asyl- 
bewerberheim in Rostock-Lichtenhagen gegeben; im November 1992 wa- 
ren vier türkische Mädchen und Frauen einem Brandanschlag von jungen 
Rechtsextremen in Mölln zum Opfer gefallen. 


4. Ökonomische Deutungsmuster für »Wir« und »Die anderen« 


Der Zustrom von Wirtschaftsflüchtlingen, Asylbewerbern, Bürgerkriegs- 
flüchtlingen und Aussiedlern in den letzten Jahren und die Diskussion über 
politische Steuerungsversuche der Zuwanderung haben sehr viel stärker als 
in den Jahrzehnten zuvor den Mitgliedschaftsstatus in der deutschen Ge- 
sellschaft zum Thema gemacht. Ging es in den sechziger und siebziger Jah- 
ren um das Problem der »Integration« der benötigten und angeworbenen 
ausländischen Arbeitnehmer, so stellte die Diskussion über den Zuzugsstop 
für Angehörige der ausländischen Arbeitnehmer eine erste Etappe auf dem 
Wege dar, eine Auswahl unter den in Deutschland um einen Aufenthalt 
Nachsuchenden vorzunehmen. Bei den Flüchtlingen wird die Entscheidung, 
ein Bleiberecht zu gewähren oder nicht, noch deutlicher. Diese Wahlsituation 
»an den Landesgrenzen« stellt auch den Status der hier lebenden und arbei- 
tenden ausländischen Arbeitnehmer in anderer Weise zur Diskussion, als es 
ohne die Migration von Flüchtlingen der Fall wäre. Es kann dann in der Of- 
fentlichkeit gefragt werden: »Wen wollen 'wir' warum aufnehmen und behal- 
ten und wen nicht?« Eine ganze Nation spielt Schicksal, und ihr erhobener 
oder gesenkter Daumen entscheidet über das Leben von Abertausenden von 
Menschen. Ein befragter Jugendlicher drückt dies drastisch so aus: 

»... denn durch die Gedanken der anderen [der Ausländer - W.H.] profitieren wir ja, wir liegen 
ja zentral, und diese schlauen Köpfe, die immer so aus den anderen Ländern reinkamen, die 
haben ja hier zu unserem Wohlstand mit dazugetragen. Durch denen ihre Gedanken ist das ja 
hier erst so entstanden, daß Deutschland so wirtschaftlich so gut drauf ist. Diese schlauen 
Köpfe würde ich auch nicht ausschließen - im Gegenteil, da müssen wir uns drum bemühen, 
daß wir solche Leute reinkriegen. Nur die große Masse, die dann noch mit reinkommt, wie 
diese Zigeuner, das stößt ja sofort bei den Leuten an, ne? Die sind dreckig und - uhhäch. Das 
stößt sofort an, das stößt auch bei mir an. Ich möchte auch nicht, daß solche Leute bei mir in 
der Nachbarschaft wohnen. Also praktisch, die Goldklumpen, daß wir die schon kriegen, aber 
den Dreck, der soll dableiben.« (Joachim, 52f}° 

Mit der Entscheidung über die Teilhaberechte von Arbeitsmigranten und 
Flüchtlingen steht - eher verborgen - die weitere Frage in Verbindung: 
»Wer sind wir, die wir unterschiedlich stabile und berechtigende Mitglied- 
schafts-Status an Nicht-Deutsche vergeben?« Beide Status-Definitionen - 
die der Deutschen und die der Nicht-Deutschen - sind wechselseitig auf- 


6 Zitate aus den anonymisierten Interviews beziehen sich auf die jeweiligen Transkripte. 
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einander bezogen. Wir beginnen mit der Konstruktion der Gruppen der 
»Gastarbeiter« und der »Flüchtlinge«. 


4.1 Der Status von Arbeitsmigranten (Gastarbeitern) 


Die Diskussion über die Frage: »Wer darf bleiben?« führen auch die 
rechtsextremen Jugendlichen, und ihre Antworten lassen ein bemerkens- 
wert ähnliches Muster erkennen. Im Mittelpunkt steht dabei ein impliziter 
»Bleibe-Vertrag« zwischen Inländern und Gastarbeitern. Er lautet: wer als 
Ausländer hier sehr langfristig gearbeitet, Steuern gezahlt, Kinder aufgezo- 
gen und gesetzeskonform gelebt hat, dem wird ein individuelles Bleiberecht 
eingeräumt, das gegenüber dem vollen Staatsbürgerstatus der Deutschen in- 
des noch zurückbleibt. Ist dieser Tauschvertrag nicht einzuhalten (wie in un- 
terschiedlichen Fällen von Flüchtlingen), dann haben die Inländer das Recht, 
den Bleibestatus sehr eng auszulegen oder ganz zu verweigern. 

Der skizzierte Vertrag enthält verschieden auslegbare Bedingungen der 
Akzeptanz von Ausländern. Wie sie ausgestaltet werden können, soll im 
folgenden näher dargestellt werden. Den »Bleibe-Vertrag« selbst mögen 
die folgenden Interviewpassagen illustrieren: 


»Ich finde, die, die hier arbeiten, die hier ihre Kinder gekriegt haben, die 'ne Wohnung haben 
und die Steuern zahlen, daß die auch wirklich berechtigt sind, hier drin zu bleiben, weil ich 
finde, die nutzen Deutschland nicht aus. Also die tun auch was dafür, daß sie hierbleiben dür- 
fen, und das finde ich okay.« (Barbara, 42). 


»Ja, die Leute [d.h. die Gastarbeiter - W.H.] kamen hierher auf unseren Wunsch, daß sie eben 
Deutschland nach dem Krieg wieder mit aufbauen. Bloß es hieß halt damals 'Gastarbeiter', 
weil man sagen wollte, die sollten eben den Zeitraum hierbleiben, wo sie Deutschland mit 
aufbauen. Klar, das hat lange genug gedauert, die Leute ham sich hier angesiedelt, und sind 
dann hier wohnen geblieben. Vielleicht hätte man damals schon sagen müssen: 'So, die Leute, 
die ham jetzt Deutschland mit aufgebaut, die wohnen jetzt hier, die lassen wir hier. Dann ist 
wieder gut.' Hat man damals versäumt. 

l: Bist Du der Meinung, daß die hier jetzt auch noch bleiben sollten? 

B: Ich meine, die Kinder von denen sind Deutsche genau wie wir.« (Jan, S. 54) 

Daß ausländische Arbeitnehmer ein dauerhaftes Bleiberecht besitzen, be- 
ruht für die Jugendlichen letztlich auf ihren Leistungen als Arbeitende und 
Steuerzahler. Diese Minimum-Bedingung hat eine doppelte Funktion: ei- 
nerseits macht sie die ausländischen Arbeitnehmer den arbeitenden Deut- 
schen ähnlich und erleichtert damit ihre Angleichung an die »Lebenswei- 
se« der Deutschen. Der den Inländern durch ihre Geburt von deutschen 
Eltern zugeschriebene Bleibe-Status kann durch andauernde berufliche 
Leistungen und eine diffus bleibende Annäherung an die hiesige Lebens- 
weise erworben werden.’ Aber erst wenn diese Ausländer und Auslände- 


7 Die Bedingungen für ein stabiles Bleiberecht von ausländischen Arbeitnehmern in 
Deutschland berühren sich hier mit den Bedingungen, die erfüllt sein müssen, um die 


118 Wulf Hopf 


rinnen selbst Kinder bekommen, werden diese »Deutsche wie wir« und er- 
halten damit den vollen, gleichberechtigten Status. Die Jugendlichen über- 
nehmen also an dieser Stelle die offizielle, deutsche Auffassung von 
Staatsbürgerschaft als auf Abstammung begründet (Heckmann 1992). 

Auf der andern Seite schützt die genannte Bedingung, zu arbeiten und 
Steuern zu zahlen, die Inländer vor Ausbeutung durch Ausländer. Dies ist, 
wie noch zu zeigen sein wird, eine starke Befürchtung der rechtsextremen 
Jugendlichen, die vor allem ihr Bild von Flüchtlingen prägt. Die Bindung 
des Bleibe-Status an beruflich-ökonomische Leistungen stellt damit ein 
flexibles Mittel dar, um ausländische Arbeitnehmer bedingt zu akzeptieren 
und Nicht-Arbeitende auszugrenzen. 

Im geschilderten Sinne des »Bleibe-Vertrags« ist für sieben von acht der 
befragten Jugendlichen der Status von ausländischen Arbeitskollegen auf 
der Ebene des individuellen Bleiberechts relativ unstrittig. Dabei spielt 
auch die Wahrnehmung eine Rolle, daß die Ausländer für solche Berufe 
gebraucht werden, die ein »Deutscher nicht einmal mit dem Finger anrüh- 
ren« würde (Rudi, 49). 

Was auf der Ebene des Einzelnen gerechtfertigt erscheint, muß jedoch 
nicht gelten, wenn Gruppen von Ausländern - zumal außerhalb der Ar- 
beitssituation - betrachtet werden. Zur Rechtfertigung des Mordanschlags 
von Mölln erklärt ein Befragter kategorisch: »die Türken« haben kein 
Recht, in Deutschland zu leben (Kalle, 64). Für einen anderen Befragten 
lebt in der Bundesrepublik bereits »die halbe Türkei«, und es müssen Gast- 
arbeiter zurückgeschickt werden. »Es sind genug Leute hier, die arbeiten 
können« (Matte, 29, 31). 

Dieselben Jugendlichen, die ein individuelles Bleiberecht für ausländische 
Arbeitnehmer befürworten, lehnen ihre örtliche Gruppenbildung im 
Wohngebiet ab und sehen zwischen den Gewaltaktionen gegenüber ihnen 
und den Asylbewerbern keinen Unterschied. Die Häufung von Ausländern 
in bestimmten Wohnquartieren wird projektiv als Gewaltausübung wahr- 
genommen, so daß die eigene Gewalt im nächsten Schritt dann als 
»Notwehr« gerechtfertigt erscheint: 


deutsche Staatsbürgerschaft zu erwerben, wie Blank/Schmidt (1993, 406) belegen. Da- 
nach wird die Zugehörigkeit zur deutschen »Rasse« als Staatsbürgerkriterium immerhin 
von ca. 9% einer repräsentativen, regionalen Stichprobe genannt. 30% nennen die 
»deutsche Abstammung«. Ähnlich selten werden die bloß örtliche Geburt in Deutschland 
(ca. 25%) und die christliche Religion als Staatsbürgerkriterien genannt. Deutlich höhere 
Zustimmung finden die Kriterien »deutsche Kultur« (ca. 53%), europäischer Lebensstil 
(61%), »lange Zeit hier gelebt zu haben« (ca. 66%) und »deutsche Sprache« (ca. 79%). 
Abgesehen vom letzten Kriterium haben die drei davor genannten Kriterien eine ähnliche 
Gestalt wie die Bedingungen für das Bleiberecht: es geht um langfristig zu erbringende 
Leistungen, deren Diffusität (und damit Willkür der Bestimmung) bei der Staatsbürger- 
schaft größer ist als beim Bleiberecht. 


Ethnozentrismus und Ökonomismus 119 


»Also, wenn's so stark übergreift wie jetzt, dann ist es so, daß man in seinem eigenen Land ir- 
gendwie weggedrängt wird. Das sieht man am besten in Kreuzberg, in Berlin. Wenn man da 
durchgeht, dann muß man echt Angst haben, daß man nicht einen auf die Fresse kriegt. Weil, 
die Leute leben da, die haben ihren eigenen Status, die haben ihre eigene Kultur, die wollen 
sie auch beibehalten, sie pochen darauf, und sie verteidigen das auch mit Gewalt. Von Aus- 
ländern, der hier reinkommt, verlange ich nicht, daß er sofort Deutscher ist und so, aber nicht, 
daß er so gegen unsere Gesellschaft kämpft - weil, wir leben ja hier, und wir wollen auch 
weiter so leben, aber diese Leute versuchen da irgendwie, so habe ich das Gefühl, mit Gewalt. 
zu unterdrücken und uns ihren Stempel aufzuhauen.« (Joachim, 55). 

Bei zwei Jugendlichen sind schwache Anklänge an eine rassistische Ar- 
gumentation herauszuhören, die den individuellen »Bleibe-Vertrag« auf 
der Ebene der Gruppe in Frage stellen (Rudi, 42; Joachim, 38). Dabei ist 
zu vermuten, daß rassistische Argumente wegen des starken Tabus selten 
offen geäußert werden. 

Insgesamt schränken (mindestens) die Hälfte der Befragten das individuell 
zugestandene Bleiberecht der Arbeitsmigranten auf der Ebene der Gruppe 
ein, d.h. sie befürworten Maßnahmen zur Beschränkung dieser Gruppen 
bis hin zur Ausweisung. Diese Ablehnung wird von den beruflichen Lei- 
stungskriterien, die das individuelle Bleiberecht begründen, abgekoppelt 
und bezieht sich vor allem auf das außerberufliche, den Jugendlichen nicht 
angepaßt erscheinende Sozialverhalten von Ausländern.‘ Bei einer Gruppe 
wie den Türken wird die Nicht-Anpassung an »deutsche Lebensgewohn- 
heiten« als starr und gewollt angesehen. Einige Jugendliche sehen darin ei- 
nen Angriff, auf den aggressiv zu reagieren sie berechtigt sind. Zwischen 
Arbeitsmigranten und Flüchtlingen wird dabei kein großer Unterschied 
mehr gemacht. Der Widerspruch zwischen dem individuell zugestandenen 
Bleiberecht für Arbeitsmigranten und der Ablehnung der gesamten Gruppe 
wird von den Jugendlichen nicht thematisiert. Es hat den Anschein, als ob 
allgemeine ethnozentrische Einstellungen es erleichtern, die Arbeitsmi- 
granten als Gruppe abzulehnen (vgl. dazu unten 4.3). 


4.2 Der Status von Flüchtlingen 


Nicht zu arbeiten und keine Steuern zu zahlen, sind - politisch gewollte - 
Merkmale der ausländischen Flüchtlinge. Der für ausländische Arbeitneh- 
mer geltende »Bleibe-Vertrag« kehrt sich damit zum Mittel der Ausgren- 
zung um. Dabei unterscheiden die befragten Jugendlichen zwar zwischen 
den Gruppen der »wirklich politisch Verfolgten«, der Wirtschaftsflüchtlin- 


8 Eine ganz ähnliche Konstellation fanden Elias/Scotson in ihrer gemeindesoziologischen 
Untersuchung über das Verhältnis von alteingesessenen, etablierten Arbeiterfamilien zu 
neu hinzugezogenen Arbeiterfamilien, die als Außenseiter behandelt wurden. Beide 
Gruppen akzeptierten sich am Arbeitsplatz in ihren individuellen Berufsrollen, aber die 
Neuankömmlinge wurden außerhalb des Berufslebens abgewertet und ausgegrenzt 
(Elias/Scotson 1965, 85f). 
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ge, der Bürgerkriegsfüchtlinge und der Aussiedler aus Osteuropa. Aber bei 
allen Gruppen befürworten sie mehr oder weniger starke Einschränkungen 
der Aufnahmezahlen, weil die Flüchtlinge die Inländer zuviel kosten. Auch 
auf die globale Frage, welche Vorteile und welche Nachteile die Deutschen 
von der Anwesenheit von Ausländern in ihrem Land haben, wird auf der 
Seite der Nachteile ausnahmslos das Kostenargument genannt. Vier der 
acht Befragten sehen keinerlei Vorteile darin, daß Ausländer und Auslän- 
derinnen in Deutschland leben. Zwei nennen als Vorteile die größere Viel- 
falt (»farbenfroher«, »ein bißchen Abwechslung«). Einer der Befragten 
sieht es als Vorteil, daß Deutschland von den »klugen Köpfen« profitiert. 
Ein anderer vermerkt als Vorteil, daß die Ausländer »Neues bringen«. Als 
weiterer Vorteil wird schließlich genannt, daß die Ausländer die »Drecks- 
arbeit« machen. Wie diese Aufzählung zeigt, war den Befragten bei den 
»Vorteilen« durchaus klar, daß mit »Ausländern« sowohl Gastarbeiter als 
auch Flüchtlinge gemeint sein konnten. Aber bei den »Nachteilen« wird 
nicht mehr differenziert, sondern unterschiedslos auf die »zu hohen Ko- 
sten« hingewiesen. 

Keiner der befragten rechtsextremen Jugendlichen spricht sich explizit für 
die Abschaffung des Grundrechts auf politisches Asyl aus. Aber sehr deut- 
lich sind Versuche erkennbar, dieses Recht so einzuschränken, daß die 
Zahl der Asylbewerber reduziert wird. Das geschieht einmal über eine en- 
ge inhaltliche Definition der Fluchtgründe. Politisches Asyl sollen nur 
diejenigen bekommen, die »wirklich gequält« oder »wirklich verfolgt« 
werden. Zum andern werden - ohne Begründung - einfach bestimmte Ma- 
ximalzahlen für die Gewährung des politischen Asyls gesetzt - z.B. 5- bis 
6.000 pro Jahr oder 50 im Monat und »blitzschnell« geregelt wie in der 
Schweiz. Schließlich wird eine langfristige Aussetzung des Asylrechts so- 
lange gefordert, bis der »Aufschwung Ost« geschafft und Europa vereinigt 
ist. Dies kommt einer faktischen Abschaffung des politischen Asyls sehr 
nahe. 

Die Mehrzahl der befragten Jugendlichen stimmt der Aufnahme von Bür- 
gerkriegsflüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien zu, betont aber den 
nur zeitweiligen Aufenthalt und die sofortige Rückkehr bei Beendigung 
des Krieges. Einer der Befragten spricht sich explizit gegen die Aufnahme 
von Bürgerkriegsflüchtlingen mit dem Argument aus, sie hätten die Folgen 
genauso zu tragen, wie die Deutschen die Folgen des von ihnen angefan- 
genen zweiten Weltkrieges zu tragen gehabt hätten. Mit dieser pauschalen 
Gleichsetzung kann er schwach aufkeimende Gefühle des Mitleids und der 
Solidarität mit den Flüchtlingen außer Kraft setzen. 

Wer nicht »wirklich« politisch verfolgt oder Bürgerkriegsflüchtling ist, hat 
in den Augen der Jugendlichen den Status des »Scheinasylanten« bzw. des 
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»Asylbetrügers« und entspricht den Bedingungen des »Bleibe-Vertrags«, 
der zwischen Inländern und Gastarbeitern gilt, am wenigsten. Er nutzt das 
soziale Netz aus, ohne dafür zu arbeiten und Steuern zu zahlen. Ein Teil 
der befragten Jugendlichen bekundet zwar Verständnis für die unterstellten 
ausschließlich materiellen Motive dieser Gruppe von Flüchtlingen. Aber 
alle reagieren auf diese Gruppe mit mehr oder weniger großer Aggression, 
ja teilweise Unbarmherzigkeit. Der Tatbestand des »Asylbetrugs« ist ein 
besonders gewichtiger Grund zum Ausschluß der Ausländer, weil er in den 
Augen der befragten Jugendlichen moralische Hinterlist mit unterstellter 
instrumenteller Vorteilssuche verbindet. Die »Scheinasylanten« verletzen 
nicht nur die Balance von Arbeitsleistung und Inanspruchnahme des Sozi- 
alstaats, sondern sie hintergehen durch Täuschung die »moralische« Ord- 
nung der Gesellschaft. Das gilt erst recht für die - im Vergleich zur Gruppe 
der »Scheinasylanten« - kleinere Gruppe der »Drogenhändler« und sonsti- 
gen ausländischen »Kriminellen«, die ebenfalls als nicht-arbeitend und 
Deutsche ausbeutend wahrgenommen werden. 

Die Kombination von Vorteilserlangung und Normverletzung mag erklä- 
ren, weshalb die Jugendlichen hier besonders rigorose Ausschlußmaßnah- 
men fordern. Für alle Befragten ist es nahezu selbstverständlich, daß Wirt- 
schaftsflüchtlinge und ausländische Straftäter ausnahmslos und sofort zu- 
rückgeschickt werden. Bei einem besonders aggressiven Jugendlichen stei- 
gert sich die Wut auf die »Hungerflüchtlinge« zu Todeswünschen: 

»... diese Hungerflüchtlinge, ne?, da hab ich kein - da hab ich kein Erbarmen. Die sollen da- 
bleiben, wo sie - sollen sie doch da verrecken. Wir schmeißen da Tonnen von Geld rüber und 
Lebensmittel und so, und die Regierung steckt das alles ein. Sollen, soll sie die Regierung 
doch stürz, stürzen - und dann - ähh - bau, - ähh - ihren Staat da aufbauen. Die verhungern 
doch nur, weil sic nicht arbeiten (...) die sollen da bleiben und ihren Krieg da, ihre Regierung 
stürzen und nicht hierher kommen und sich vollfressen, und wenn das, wenn sie genug ham, 
dann vielleicht abhauen und sagen: 'Mach's gut Nazi, Nazideutschland!'« (Kalle, 65) 

Mit der Eindeutigkeit der Reaktion auf die »Schein-Asylanten« kontrastiert 
die ambivalente Einstellung zu Aussiedlern: nur ein Teil der befragten Ju- 
gendlichen konzediert ihnen auf der Grundlage der deutschen Abstam- 
mung ein Bleiberecht in Deutschland. Die Mehrzahl jedoch lehnt die Ab- 
stammung als Geltungsgrund für den Aufenthalt in Deutschland ab. Sie 
unterstellt den aus Osteuropa kommenden Aussiedlern instrumentelle 
Gründe und Manipulation der Abstammungsnachweise. 

Zusammengefaßt: Bei den verschiedenen Gruppen von Flüchtlingen kann 
der für Arbeitsmigranten geltende »Bleibe-Vertrag« nicht eingehalten wer- 
den, weil sie keine Arbeitserlaubnis bekommen. Deshalb müssen andere 
als Leistungs-Gegenleistungs-Regulative greifen, um den Flüchtlingen ein 
minimales Bleiberecht in Deutschland zu sichern. Solche Regulative wären 
z.B. das Recht auf politisches Asyl, allgemeine Menschenrechte und soli- 
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darische Hilfe in Notsituationen. Die Befragten nennen zwar vereinzelt 
solche Regulative, aber die kostenorientierte Begrenzung der Flüchtlings- 
zahlen steht im Mittelpunkt des Argumentierens. Nur gelegentlich wird 
Verständnis für die Notsituation von Flüchtlingen geäußert und realistisch 
gesehen, daß sie keine Arbeitsplätze und Wohnungen wegnehmen können, 
weil sie nicht arbeiten dürfen und in Notunterkünften wohnen. Daß ein rei- 
ches Land wie die Bundesrepublik auch helfen kann oder gar zur Hilfe 
verpflichtet sein Könnte, taucht als Argument nicht auf. Wo die Diskussion 
sich auf Entwicklungshilfe ausdehnt, wird diese quasi als Beraubung der 
deutschen Bevölkerung um Millionen von D-Mark gesehen, zu der sich die 
Regierung vom Ausland wegen der nationalsozialistischen Vergangenheit 
erpressen läßt. 


4.3 Ethnozentrismus und die Konstruktion der Wir-Gruppe 
als Leistungsgemeinschaft 


a) Positive und negative Eigenschaften der Deutschen 

In der Ablehnung und Ausgrenzung von Fremden ist mehr oder weniger 
verborgen auch immer eine Botschaft darüber enthalten, als was sich die 
Ablehnenden selbst sehen. Dazu sind zunächst Antworten auf die Frage 
einschlägig, welche besonderen positiven und negativen Figenschaften die 
Deutschen besitzen. Die befragten Jugendlichen nennen: 

- Fleiß und Gründlichkeit; 

- mutig und arbeitswillig; 

- Intelligenz und Ehrgeiz; 

- sauber und ordentlich, gründlich und penibel. 

Unter den positiven Eigenschaften der Deutschen werden vor allem ar- 
beitsbezogene Sekundärtugenden genannt. Dies entspricht auch einer em- 
pirischen Untersuchung zur Stereotypenbildung von Jugendlichen Mitte 
der 70er Jahre (zit. bei Markefka 1989, 688). Danach stellten deutsche Ju- 
gendliche beim (Selbst-)Bild von Deutschland »Industrie« und »Wohl- 
stand« weit an die Spitze aller Merkmale. 

Mitte der 90er Jahre stellen Jugendliche und junge Erwachsene wirtschaft- 
liche Leistungen und damit verbundene charakterliche Eigenschaften und 
Fähigkeiten der Deutschen immer noch in den Mittelpunkt ihres Stolzes auf 
das Land, auch wenn politische Errungenschaften mittlerweile einen hohen 
Stellenwert erlangt haben. In einer repräsentativen Stichprobe bei 14- 
29jährigen (EMNID 1994) nennen 22% der Befragten den Wohlstand 
Deutschlands (Wirtschaft, Lebensstandard) als etwas, auf das man als Deut- 
scher stolz sein kann. Für 21% der Befragten sind es politische Errungen- 
schaften (Demokratie, Rechtsordnung, Freiheit, Frieden, soziales Netz, Um- 
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weltschutz), die zum Stolz auf Deutschland Anlaß geben. 9% nennen »cha- 
rakterliche Eigenschaften der Deutschen« (Fleiß, Sauberkeit, Selbständig- 
keit) und 8% die »technischen Fähigkeiten« der Deutschen (Know-how, 
Automobilbau, Qualität der Produkte) (EMNID 1994, Tabellenteil 1, 194). 
Die sozialstrukturelle Aufschlüsselung dieser ökonomisch-materiellen und 
politischen Anlässe zum Stolz auf Deutschland entspricht den Erwartungen: 
Je niedriger das Bildungsniveau, desto stärker werden ökonomische Lei- 
stungen, »Sekundärtugenden« oder technische Qualifikationen als Gründe 
für den Stolz auf Deutschland genannt. Dasselbe Antwortmuster ergibt sich 
für den Beruf des Vaters, der sehr einfach als »selbstständig/ leitend«, »mitt- 
lere« und »einfache Tätigkeit« codiert wurde. Bei der Parteiensympathie 
ist die Identifikation der CDU/CSU-Anhänger mit den wirtschaftlichen 
Leistungen Deutschlands überdurchschnittlich hoch (35% im Vergleich zu 
22% im Durchschnitt der Befragten). Bei den Sympathisanten der »Repu- 
blikaner« ist sie interessanterweise leicht niedriger als beim Durchschnitt 
der Befragten. Bei den »charakterlichen Eigenschaften« und den »techni- 
schen Fähigkeiten« dagegen liegt die Identifikation der Rep-Sympathi- 
santen am deutlichsten über dem Durchschnitt aller Befragten. Deutlich 
weniger als der Durchschnitt nennen Rep-Sympathisanten politische Er- 
rungenschaften Deutschlands als Grund für den Stolz auf das Land. 

Aus diesen qualitativen und quantitativen Befunden kann geschlossen wer- 
den, daß fremdenfeindliche und rechtsextreme Befragte ein cher ökono- 
misch-technisch akzentuiertes Selbstbild vom »tüchtigen Deutschen« ha- 
ben. Die ökonomisch-technische Idealisierung der Eigengruppe wirft noch 
einmal ein Licht auf den oben geschilderten »Bleibe-Vertrag« mit auslän- 
dischen Arbeitnehmern. Die in ihm enthaltenen Bedingungungen des steti- 
gen Arbeitens und des Steuerzahlens stellen gewissermaßen nur durch- 
schnittliche Minimal-Bedingungen dar, um einzelne Ausländer in ihrer 
Leistungsrolle zu tolerieren. Das überhöhte Selbstbild der »tüchtigen und 
effizienten Deutschen« dagegen kann jede weitergehende Integration er- 
schweren. Wenn die Wir-Gruppe an der Überlegenheit der gebürtigen 
Mitglieder festhält und dafür kulturelle, historische oder biologische 
Merkmale anführt, dann können Neuankömmlinge immer auf Distanz und 
in einem minderen Status gehalten werden. Die Ausgrenzung von Auslän- 
dern ist somit nicht nur von einer aktuellen Krisensituation abhängig, son- 
dern sie ist auch - tieferliegend - vom beruflich-ökonomisch idealisierten 
Selbstbild des »tüchtigen Deutschen« bestimmt. 

Auch die negativen Eigenschaften der Deutschen erhalten bei den befrag- 
ten rechtsextremen Jugendlichen einen ökonomischen Akzent. Sie kritisie- 
ren, daß die Mehrheit der Deutschen Reue und Scham über die nationalso- 
zialistischen Verbrechen empfindet und sich nicht dagegen wehrt, mit der 
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Geschichte konfrontiert zu werden. Der Sinn, in dem dies überhaupt als 
negative Eigenschaft verstanden werden kann, ist ein politisch-ökonomi- 
scher: durch die Reue über die Vergangenheit sind die Deutschen von au- 
Ben erpreßbar und ausbeutbar. Nationale Identifikation ist dann umgekehrt 
nur ein Mittel der »Selbstbehauptung« gegen Druck von außen. 

Mit dieser Auffassung von negativen Eigenschaften der Deutschen distan- 
zieren sich die rechtsextremen Jugendlichen zugleich von der Mehrheit der 
Deutschen und bringen zum Ausdruck, daß sie - eine Minderheit - diese 
negativen Eigenschaften nicht aufweisen. Positive und negative Eigen- 
schaften werden also nicht als wirklich widersprüchlich nachempfunden, 
sondern über die Distanzierung von der Mehrheit der Deutschen wird das 
eigene ungetrübte positive Selbstbild als »nationalbewußter« Rechtsextre- 
mer bekräftigt. Lediglich ein Befragter zeigt hier wirkliche Ambivalenz, 
wenn er sagt, die Ermordung der Juden sei kein Grund, auf Deutschland 
besonders stolz zu sein. 


b) Abwertung von Angehörigen anderer Nationen und Gruppen 
Gastarbeiter und Flüchtlinge haben ihre eigenen, von den hiesigen Gepflo- 
genheiten abweichenden Sitten und Gebräuche und werden zum Teil ste- 
reotyp und abwertend wahrgenommen. Die befragten Jugendlichen unter- 
scheiden sich darin, wieviele andere Nationen oder Gruppen sie typisieren, 
und sie unterscheiden sich in der Intensität und Aggressivität der Abwer- 
tung. Ein Beispiel für eine starke sprachliche Abwertung und Stereotypie 
mit rassistischen Anklängen bietet Kalle. Auf die Frage nach Ausländern 
und Ausländerinnen in seiner Berufsschulklasse antwortet er: 


»Ja, äh, also acht Russen, äh, einer ist also wirklich so ein Mischling, jugoslawisch, polnisch, 
deutsch und denn noch - russisch auch noch. Irgendwie so voll, so bääh, so voll gemischt. Na 
ja, und dann sind ja noch Italienerinnen, Halbitalienerinnen.« (Kalle, 11). 

Kalle kommen solche Jugendliche nahe, die ihre Herabsetzung wortge- 
wandter, aber an entscheidender Stelle ebenso aggressiv und herabsetzend 
ausdrücken: 


»Ich glaube, mit europäischen Flüchtlingen wird es kaum Probleme geben, oder so gut wie gar 
keine. Weil die sich, weil deren Kultur sich nicht großartig von der deutschen unterscheidet. 
Wenn da aber aus dem hintersten Busch irgend so'n Neger kommt - ich mein, die fallen schon 
durch ihr Aussehen auf, durch ihre Lebensart, durch ihre Kleidung, und das provoziert auch. 
(...) Ich meine, okay, ınit den Rumänen - die benehmen sich wie die Schweine.« (Arnd, 42). 

Auch wo Jugendliche die Ausländer und Ausländerinnen nicht so offen- 
kundig sprachlich herabsetzen, kann es distanziertere, aber durchgängig 
eihnozentrische Abwertungen geben. Für Jan gilt zum Beispiel, daß er lie- 
ber einen Arbeitsplatz an einen Deutschen als einen Ausländer verliert. Er 
zieht auch eine deutsche Kneipe einem griechischen Restaurant vor. Joa- 
chim findet: Wenn eine Ausländerin mit einem Kopftuch in seinen privaten 


Ethnozentrismus und Ökonomisınus 125 


Kreis kommt, dann stört sie. Bei den Türken sei es »extrem« so, daß sie die 
deutsche Kultur nicht annähmen. 

Gruppiert man die Jugendlichen nach dem Grad der Abwertung anderer Na- 
tionen/Gruppen und berücksichtigt man weitere Indikatoren der nationalen 
Identifikation (emphatisch-positive Gefühle beim Singen der Nationalhymne, 
beim Fall der deutsch-deutschen Grenze), dann ergibt sich folgendes Bild: 


Abwertung Rassist. Nationale Negative 

anderer Nati- Anklänge Identifikation: Eigensch.d. 

onen/Gruppen Deutschen 
National-  Vereini- keine zu wenig 
hymne gung genannt »national- 

positiv empfunden bewußt« 

hoch: 

Arnd + + # 

Joachim + + + + 

Jan a! + +/- 

Matte + + + 

Kalle + + + + 

mittel: 

Rudi + + + + 

Barbara + +- (92 

Tom +/- +4 + 


+ heißt: Merkmal trifft zu; +/- heißt: ambivalente Gefühle. 1) In seiner Zeit als Skin (mit 15) 
vertrat Jan die Ansicht, die Deutschen seien eine »Herrenrasse«. 2) Im Sinne von: zu auslän- 
derfreundlich. 


Die Übersicht läßt folgende Zusammenhänge erkennen: Die in der Abwer- 
tungs-Dimension Hoch-Ethnozentrischen verbinden diese Einstellung 
mehr als die Mittel-Ethnozentrischen mit Anklängen rassistischer Deutung. 
Die Ambivalenz gegenüber der Wiedervereinigung ist bei den Hoch- 
Ethnozentrischen geringer ausgeprägt als bei den Mittel-Ethnozentrischen. 
Zugleich werten es vor allem die Hoch-Ethnozentrischen als negatives 
Merkmal der Deutschen, daß sie zu wenig »nationaibewußt« und damit er- 
preßbar sind. In dieser Gruppe der Hoch-Ethnozentrischen sind jene zu fin- 
den, die nicht nur die verschiedenen Gruppen von Flüchtlingen stark begren- 
zen, sondern auch ausländische Arbeitsmigranten aus Deutschland ausweisen 
wollen, selbst wenn sie individuell den »Bleibe-Vertrag« erfüllen. 


5. Zusammenfassung 


In diesem Beitrag wurde der Versuch unternommen, eine bestimmte Aus- 
prägung des modernen Ethnozentrismus - seine ökonomisch-materielle 
Akzentuierung - näher zu beschreiben und Ansatzpunkte für eine Erklä- 


126 Wulf Hopf 


rung zu finden. Dies geschah auf der schmalen empirischen Grundlage von 
Interviews mit einigen fremdenfeindlichen, rechtsextremen und gewaltbe- 
reiten, ja gewalttätigen Jugendlichen. Im Rahmen der verschiedenen Erklä- 
rungsrichtungen, die zu Beginn des Aufsatzes genannt wurden, ging es uns 
nicht um eine umfassende Erklärung des »Gesamtphänomens« Ethnozen- 
trismus, sondern um die begrenzte Frage, unter welchen sozialen und psy- 
chischen Bedingungen bestimmte Jugendliche fremdenfeindlicher einge- 
stellt sein könnten als andere. 

Daß fremdenfeindliche Orientierungen normale Begleiterscheinungen von 
ökonomischen Krisen seien und rationale Strategien auf dem Arbeitsmarkt 
darstellten, erscheint nach unsern Ergebnissen als eine zu oberflächliche 
Interpretation. Die befragten rechtsextremen Jugendlichen und jungen Er- 
wachsenen reagieren nicht reflexartig auf Verschlechterungen der ökono- 
mischen und sozialen Situation, sondern übernehmen und radikalisieren 
Deutungsmuster, die in der Gesellschaft tiefer verankert und nicht konjunk- 
turabhängig sind. Insofern wäre es auch verfehlt, von einer »Entspannung« 
auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt das Verschwinden derartiger Deu- 
tungsmuster zu erwarten. 

In den Äußerungen der rechtsextremen Jugendlichen zu Arbeitsmigranten 
und Flüchtlingen ist ein durchgehender Ökonomismus und Konventiona- 
lismus auffällig. In seinem Mittelpunkt steht die Auffassung, daß die deut- 
sche Gesellschaft eine »Leistungsgemeinschaft« ist und daß Bürgerstatus 
sowie Teilhaberechte von der Erbringung konventioneller Leistungen (vor 
allem arbeiten, Steuern zahlen, Gesetze achten) abhängen. Alle Gruppen, 
die derartige Leistungen aus den verschiedensten Gründen nicht erbringen 
können, sind nach dieser Auffassung möglicherweise nur »Kostgänger« 
und in ihrem Mitgliedschaftsstatus gefährdet. Daß Teilhaberechte im So- 
zialstaat nach einer normativen Vorstellung von Gerechtigkeit unabhängig 
von erbrachten Vorleistungen garantiert sein können - etwa nach Bedürf- 
tigkeit oder prinzipieller Gleichheit -, liegt diesem Denken fern. Es grenzt 
nicht nur ausländische Flüchtlinge aus, sondern tendenziell auch Inländer, 
die nicht arbeiten (z.B. Obdachlose). 

Ausländischen Arbeitnehmern wird ein Bleiberecht vor allem als individuel- 
len Arbeitskräften eingeräumt, das die rechtsextremen Jugendlichen indes 
von zwei Seiten einschränken: Artikulieren sich die Ausländer und Auslän- 
derinnen außerhalb der Arbeit als Gruppe, die von der hiesigen »deutschen 
Lebensweise« abweicht, so reagiert ein Teil der Jugendlichen mit Aggression 
und Ausschließungswünschen. Der »Wirtschafts-Ethnozentrismus« der Ju- 
gendlichen, der das Selbstbild als technisch versierte, ökonomisch erfolg- 
reiche Deutsche bestimmt, kann darüberhinaus der beruflich-qualifikatori- 
schen Abwertung von ausländischen Arbeitnehmern dienen. 
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Eine wichtige Funktion des »Bleibe-Vertrags« mit ausländischen Arbeitneh- 
mern ist der Schutz vor Ausbeutung, der sich die Jugendlichen vor allem im 
Fall von Flüchtlingen ausgesetzt sehen: ihnen werden materielle Motive der 
Flucht unterstellt, und eine der Haupisorgen der Jugendlichen ist es, Kosten 
für sie aufbringen zu müssen, ohne daß diese dafür etwas leisten. Die Ant- 
worten auf die Frage nach den drei wichtigsten Zielen der nationalen Politik 
sind in hohem Maße mit Forderungen zulasten von Ausländern, Flüchtlingen 
und Aussiedlern aufgeladen. Solidarische oder altruistische Lösungen oder 
zumindest der Konflikt zwischen altruistischen und egoistisch-materiellen 
Motiven tauchen dabei nicht auf. - Furcht vor Ausbeutung steht auch hinter 
der von den rechtsextremen Jugendlichen so wahrgenommenen negativen 
Eigenschaft der Deutschen, Schuld-, Reue- und Schamgefühle wegen der na- 
tionalsozialistischen Vergangenheit zu empfinden. 

Man könnte diese ökonomischen Deutungsmuster im Sinne Lenhardts oder 
Heitmeyers als allgemeinen Ausdruck der kapitalistischen Produktionswei- 
se verstehen. Dabei entgeht einem jedoch zweierlei: die Spezifik der 
Wahrnehmung der deutschen Gesellschaft als » Arbeits- und Leistungsge- 
meinschaft«, wie sie in der Beschreibung der positiven Eigenschaften der 
Deutschen hervortritt, und die Spezifik der beruflichen Situation der be- 
fragten Jugendlichen. Ihr Ökonomismus könnte auch mit dem Beginn ihres 
Arbeitslebens in unteren gewerblichen und Dienst-Berufen zusammenhän- 
gen und damit Teil ihrer beruflichen Sozialisation sein. Der Lehrberuf der 
von uns Befragten ist in den meisten Fällen nicht ihr Wunschberuf gewe- 
sen, sondern sie mußten sich den Arbeitsmarktverhältnissen anpassen. Die 
Zwänge der Arbeitssituation sind im Vergleich zur Schule deutlich höher. 
Sie selbst erleben zum ersten Mal die Härte des Tauschs von Arbeitslei- 
stung gegen Lohn. Wie es spezifische Bedingungen der Arbeitslosigkeit 
geben kann, die politisch rechtsextreme und ausländerfeindliche Einstel- 
lungen fördern, so können dies auch Erfahrungen der Arbeit bewirken. In 
diesem Zusammenhang ist ein Ergebnis von Schnabel (1994) interessant, 
der eine höhere Fremdenfeindlichkeit bei arbeitenden als bei arbeitslosen 
Jugendlichen fand. Die Fremdenfeindlichkeit beider Gruppen war indes 
noch höher als die von Jugendlichen, die sich in weiterführenden Schulen 
befanden und die Erfahrung beruflicher Arbeit noch nicht gemacht hatten. 
Die immer wieder verbreitete These, daß angeblich »gut situierte« und ab- 
gesicherte Jugendliche aus einer Art »Überlegenheitsdenken« (Heitmeyer) 
heraus rechtsextrem und fremdenfeindlich eingestellt seien, ist zwar empi- 
risch zweifelhaft (W. Hopf 1994). Aber ihr richtiger Kern könnte darin lie- 
gen, daß die berufliche Sozialisation in untere gewerbliche, kaufmännische 
und Dienstleistungs-Berufe einen Ökonomismus und ein Bestehen auf 
konventionellen Verhaltensweisen fördert, der sich gegen Ausländer rich- 
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ten kann. Dazu bedarf es indes keiner privilegierten beruflichen Situation 
der Jugendlichen. Es reicht die »ganz normale« Situation in eher unsiche- 
ren, wenig qualifizierten, belastenden und gering entlohnten Jobs.’ 

Dazu bedarf es auch keiner sozialhistorisch ausgreifenden, mit Methoden 
der Umfrageforschung ohnehin kaum belegbaren Thesen über die desori- 
entierenden Folgen der heraufziehenden »Risikogesellschaft« (U. Beck), 
die isolierte und verunsicherte Jugendliche nach den »Gewißheiten« von 
nationaler Identifikation und ethnozentrischer Ausgrenzung suchen lassen. 
Der sozialgeschichtliche Ausgangspunkt der »Individualisierungsthese« - 
daran sei nachdrücklich erinnert - waren die Veränderungen im Milieu der 
Arbeiterschaft (vgl. Mooser 1983), die Beck auf die Gesamtgesellschaft 
übertrug, verallgemeinerte und damit sozialstrukturell unscharf machte. Es 
erscheint sinnvoll, an diesen Ausgangspunkt zurückzukehren und den 
Strukturen sozialer Ungleichheit - den Ungleichheiten der sozialen Her- 
kunft, der ungleichen Bildungsverläufe, den ungleichen Berufs- und Ar- 
beitsbedingungen - als Bedingungen für fremdenfeindliche und rechtsex- 
treme Einstellungen und Handlungen nachzugehen. 

Ob die ökonomisch-materielle Akzentuierung der Fremdenfeindlichkeit 
mit der besonderen familialen Sozialisation der rechtsextremen Jugendli- 
chen zusammenhängt, läßt sich mit den hier analysierten Interviews nicht 
schlüssig entscheiden. Zwar zeigen die von uns befragten rechtsextremen 
und gewalttätigen Jugendlichen im Hinblick auf ihre Familien- und Schul- 
erfahrungen deutliche Belastungsmomente (z.B. strenge Disziplinierung 
durch die Eltern bis hin zum gewaltförmigen Umgang innerhalb der Fami- 
lie, geringe Verfügbarkeit von einzelnen Elternteilen bei eigenen Proble- 
men, Trennungserfahrungen, Leistungsüberforderung seitens der Eltern, 
problematische Schulkarrieren und Konflikte mit Lehrern - vgl. dazu aus- 
führlicher W. Hopf u.a. 1995). Es fehlt aber vorerst der Vergleich mit 
nicht-ethnozentrischen Jugendlichen und ihren Sozialisationsbedingungen. 
Erinnert sei an das eingangs erwähnte Diktum Eckerts und Willems!': 
»Fremdenfeindlichkeit als Folge des Kampfes um knappe Güter muß nicht 
autoritären Charakterzügen entspringen - auch andere Menschen teilen un- 
gern.« Es ist sicherlich richtig, daß es immer auch nicht-autoritäre Men- 
schen geben wird, die ungern teilen. Die Frage indes, die auch Eckert und 
Willems nicht beantworten können, lautet: Ist es im Vergleich von autoritä- 
ren und nicht-autoritären Befragten wahrscheinlicher, daß autoritäre Be- 
fragte eine stark ökonomisch-instrumentelle Akzentuierung von Ethnozen- 


9 Vgl. hierzu auch Dörre u.a. (1994, 68f, 214ff). Ausländerfeindliche Meinungen äußerten 
in einer Untersuchung über das gewerkschaftliche Bewußtsein junger Angestellte gerade 
solche Befragte, die in einem Warenhaus der »unteren Kategorie« wenig qualifizierte, 
wenig anerkannte und streßreiche Arbeit leisten mußten. 
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trismus und Fremdenfeindlichkeit aufweisen? Bereits im Autoritarismus- 
Konzept der »Authoritarian Personality« spielte der Wunsch, Dinge haben 
zu wollen und Beziehungen instrumentell-strategisch zu deuten, eine zen- 
trale Rolle. In den Biographie-Analysen berichteten genau dies häufiger 
hoch-ethnozentrische als niedrig-ethnozentrische Befragte. In der verglei- 
chenden Studie rechtsextremer und nicht-rechtsextremer junger Männer 
von Ch. Hopf u.a. (1995) zeigen autoritäre Befragte - anders als nicht- 
autoritäre - bei der Diskussion moralischer Dilemmata eindeutig eine Prä- 
ferenz zugunsten der eigenen, egoistischen Interessen bei gleichzeitiger 
Ablehnung normativer Verpflichtungen gegenüber andern. Insofern weist 
die polarisierende Gegenüberstellung einer ökonomisch-rationalen und ei- 
ner sozialisationsbezogenen, angeblich pathologisierenden Deutung von 
Ethnozentrismus und Rechtsexstremismus in die falsche Richtung. Bei ei- 
ner bestimmten Gruppe von Jugendlichen könnte der materiell-ökonomi- 
sche Akzent des Ethnozentrismus und der Ausländerfeindlichkeit gerade 
mit ihren belastenden Sozialisationserfahrungen zusammenhängen. 
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Inge Bode 


Wege zur Solidarität 
Der französische Herbst und die Krise der Linken 


Sie scheint wiederauferstanden, die französische Arbeiterbewegung, mit- 
samt ihrer politischen Ambitionen, ihrer legendären Militanz, ihrer selbst- 
bewußten Spontaneität. Im Herbst 1995 legen Hundertausende von Be- 
schäftigten des öffentlichen Dienstes die Arbeit nieder, reiht sich eine Mas- 
senkundgebung an die andere, und stoßen die Parolen der Streikenden auf 
große Zustimmung in der französischen Bevölkerung - und dies trotz der 
Entbehrungen, die ihr aufgrund des Ausfalls öffentlicher Dienstleistungen 
wochenlang zugemutet werden. Der kollektive Unmut richtet sich zu wei- 
ten Teilen gegen die herrschende Sozial- und Ordnungspolitik und greift 
wie ein Lauffeuer um sich. Unweigerlich kommen dem zeitgenössischen 
Beobachter der Pariser Mai oder die Streikbewegung aus den 30er Jahren 
in Erinnerung, und weit über die Landesgrenzen hinaus ist die Rede von 
»französischen Verhältnissen« als neues Datum für die politischen Wei- 
chenstellungen der kommenden Jahre. Es liegt mithin gar nicht so fern, in 
diesen Ereignissen auch einen Hoffnungsschimmer für die - zumindest in 
Frankreich - nimmermüde traditionelle Linke zu sehen: Die bereits für hin- 
fällig erklärte »alte« soziale Frage und die längst totgesagte klassenbewuß- 
te Arbeiterbewegung scheinen plötzlich wieder die Agenda der gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzungen zu bestimmen, und man könnte ver- 
sucht sein, den entschiedenen Widerstand gegen Sozialabbau und Deregu- 
lierung sowie die dabei zu beobachtende, breite Repolitisierung alltäglicher 
Unzufriedenheit als Aufbruch zu einer europäischen Perspektive jenseits 
von Sozialdumping und Standortkonkurrenz zu interpretieren. 

Aber es gibt auch eine ganz andere Lesart der Protestwelle: Es ist dies die 
Figur des verzweifelten Abwehrkampfes einer vergleichsweise privilegier- 
ten Arbeitnehmeraristokratie, die sich mit den unaufhaltsamen Modernisie- 
rungsentwicklungen der Gegenwartsgeselischaft nicht abfinden will und 
ihr Heil in der blinden Verteidigung ihrer Sozialstandards, ihres berufli- 
chen Status, kurz: ihrer bornierten Gruppeninteressen sucht; und die das 
»Glück« hat, daß in ihrem Land - angesichts des Mißgeschicks seiner poli- 
tischen Eliten und der Geburtswehen der europäischen Wirtschaftsordnung 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 102, 26. Jg. 1996, Nr. I, 131-155 
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- die Nostalgie eines autonomen Frankreichs mitsamt seiner ideosynkrati- 
schen Institutionen ungeahnte Früchte treibt und sich in der Bevölkerung 
eine ebenso diffuse wie romantische Loyalität zur Vergangenheit herstellt. 
Die Linke, die mittlerweile kaum mehr als ein Schattendasein zu führen 
scheint, hat dem - in diesem Bild - wenig hinzuzufügen; allenfalls mag sie 
dadurch auffallen, daß sie sich - entgegen eines womöglich angezeigten 
klientelistischen Opportunismus - mutig von den Protesten der »letzten 
Mohikaner« distanziert und der, sozialliberalen Anpassung der französi- 
schen Verhältnisse an das Unvermeidliche das Wort redet, sprich: der Glo- 
balisierung der Märkte, Flexibilisierung der Sozialordnung und Deregulie- 
rung nationaler Institutionen wie der Sozialversicherung und des öffentli- 
chen Dienstes. 

Es gibt mithin zwei Lesarten des französischen Herbstes, wie auch ein kur- 
zer Blick in die veröffentlichte Meinung offenbart: In der Tat sehen die ei- 
nen in der Protestbewegung das Aufbegehren eines mit den Folgen von 
Globalisierung und Deregulierung unzufriedenen Frankreichs, das sich der 
integrativen Funktionen seiner (nunmehr gefährdeten) nationalen Institu- 
tionen erinnert.’ Derweil greifen die anderen in ihrer Interpretation auf das 
in Frankreich einschlägige Paradigma der berufskorporatistischen Schlie- 
Bung zurück, demzufolge die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes - des 
»secteur protege«, wie es heißt - ihre (ungerechtfertigten) Privilegien zu 
verteidigen trachten und dazu ihre »monopolistische« Kontrolle des Infra- 
strukturnetzes mißbrauchen.” 

Ein wesentliches Moment, an dem sich die »Geister scheiden«, betrifft da- 
bei den Umgang mit jenem Phänomen, das im deutschen Sprachraum mit 
dem Begriff der »Zweidrittelgesellschaft« und in Frankreich mit dem 
Terminus: »exclusion sociale« umrissen wird. Das gilt auch und gerade für 
die Protagonisten der französischen Linken. Während die einen die Ver- 
teidigung der o.g. nationalen Institutionen - weil in ihnen symbolische, 
verallgemeinerungswürdige Ordnungsmuster angelegt sind - als »conditio 
sine qua non« fortschrittlicher Politik interpretieren und deshalb den Streik 
für legitim und konstruktiv erachten, sprechen die anderen von der Not- 
wendigkeit, die zur Verfügung stehenden öffentlichen Ressourcen für eine 
Umverteilung hin zu den »Rationalisierungsverlierern« zu verwenden und 


ti D.h. des nationalisierten öffentlichen Dienstes (»service public«) sowie des lohnarbeits- 
zentrierten, kollektiven Systems der sozialen Sicherung (»sEcurit& sociale«). Vgl. die ent- 
sprechenden Kommentare in La Croix (30.11.), France Soir (11.11.), Le Monde (12.10., 
7.12.) Liberation (1.12.) oder Infomatin (4.12.1995). 

2 Besonders akzentuiert wird diese Deutung in der wirtschaftsnahen Presse (vgl. Le Point 
vom 7.10. oder 23.12., Le Nouvel Economiste vom 13.10. oder Le Figaro vom 
1.12.1995). Aber auch anderswo herrscht sie vor (hierzulande etwa in der Frankfurter 
Rundschau vom 5.12. oder in der Zeit von 8.12.1995). 
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von daher die bestehenden Institutionen mit Blick auf die »klasseninterne« 
Verteilungsgerechtigkeit auch gegen den Widerstand bestimmter Interes- 
senkoalitionen grundlegend zu reformieren. Wir scheinen Zeuge einer neu- 
en Runde des gerade in Frankreich eingespielten Disputs zwischen den 
»unverbesserlichen« gewerkschaftlichen Traditionalisten und den linksli- 
beralen akademischen Pragmatikern, wobei erstere die Streikenden als ihre 
zentrale Klientel identifizieren und sich deren Anliegen zu eigen machen, 
während letztere die Proteste zunächst halbherzig und dann - mit dem 
Hinweis, diese wendeten sich gegen das Allgemeinwohl - gar nicht mehr 
unterstützen. Zwei Dinge indes passen nicht so recht ins Bild: zum einen 
die Tatsache, daß sich während der Ereignisse ein neuer linker Intellektuel- 
lenzirkel formiert, der die Bewegung als richtungsweisend interpretiert und 
der zweiten der beiden o.g. Lesarten entschieden entgegentritt - und damit 
auch der linksliberalen Intelligentsia, die sich im Verlauf der Ereignisse öf- 
fentlichkeitswirksam von der Protestbewegung distanziert‘; und zum 
zweiten der Umstand, daß jene Klientele, die in den Arbeitskonflikten zur 
Verteidigung ihrer Gruppeninteressen antreten, sukzessive zu Symbolen 
des Widerstands gegen die Schwächung gemeinwohlorientierter Institutio- 
nen werden - wodurch dann faktisch die innerhalb der Linken ausgetragene 
Kontroverse zwischen »Klientelpolitik« und »Allgemeinwohlorientierung« 
infragegestellt wird. 

Damit ist bereits angedeutet, daß bezüglich der Interpretation der Herbst- 
ereignisse die Wahrheit - wie so häufig - in der Mitte liegt; ich werde dies 
im folgenden anhand einer knappen Skizze der Ereignisse näher erläutern. 
Zugleich geht es mir hier aber darum, unter Bezugnahme auf die Ge- 
schehnisse einige allgemeine Überlegungen zur heutigen Situation der po- 
litischen Linken anzustellen, wobei ich ein für sie konstitutives Grundpro- 
blem in den Blick nehme: nämlich die Bestimmung von Solidarität in ih- 
ren Deutungsmustern und Handlungsansätzen. Die Schwierigkeiten der 
Linken im Umgang »mit der Solidarität« kommen dabei in der französi- 
schen Szenerie besonders plastisch zum Ausdruck - gerade auch während 
der Ereignisse im vergangenen Herbst. 


3 Le Monde (16.12.1995) spricht von einer »division des intellectuels de la gauche« (vgl. 
auch Le Monde vom 6. und 14.12., Süddeutsche Zeitung vom 9. und 28.12.1995 sowie 
die Beiträge in Le Monde Diplomatique [TAZ] vom 12.1.1996). Beide Lager treten im 
Verlaufe der Herbstereignisse mit spektakulären Appellen an die Öffentlichkeit: Die 
Linksliberalen (die sog. »Expertenliste«, darunter J.Delors oder A.Touraine) begreifen die 
Protestbewegung als rückschrittlich (und unterstützen die Sozialversicherungsreform des 
Premierministers), während der »Bourdieu-Appell«, dem sich eine Vielzahl renommierter 
Wissenschaftler aus verschiedenen Spektren anschließt, in ihr einen Aufbruch erkennt zu 
einer konstruktiven Kritik der - wie es heißt - falschen, aber hegemonialen, durch die 
ökonomischen Globalisierungstendenzen heraufbeschworenen Alternative: »Liberalismus 
oder Barbarei«. 
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Mithin möchte ich an die aktuelle - und erst jüngst in dieser Zeitschrift 
weitergeführte - Debatte über die Perspektiven der Linken anschließen und 
sie um einige analytische Überlegungen bereichern. Es soll dabei zunächst 
das Verhältnis der Linken zur Solidarität diskutiert werden (1), bevor ich 
die »Topographie« der französischen Linken auf dieser Folie rekonstruiere 
und damit zugleich ihre Ausgangsbedingungen vor den Herbstereignissen 
umreiße (2). Diese sollen in der Folge überblicksartig zur Darstellung 
kommen (3). Schließlich will ich am Beispiel Frankreichs zeigen, daß die 
von der politischen Linken bis dato beschrittenen, verschiedenartigen 
»Wege zur Solidarität« unter den sich heute stellenden Bedingungen zuse- 
hends ins Abseits führen, sich allerdings aus den »französischen Verhält- 
nissen« Anhaltspunkte für eine neue Marschroute ergeben (4). 


1. Linke und Solidarität 


Die Bestimmung von Funktion und Existenzberechtigung der politischen 
Linken ist heute keine einfache Angelegenheit. Nicht wenige haben die 
Begrifflichkeit schon »ad acta« gelegt oder zumindest radikal von klassi- 
schen Bezugspunkten lösen wollen: Im Szenario einer »entfesselten« Mo- 
derne, die mit den Stichwörtern: Unsicherheit und Globalisierung umrissen 
wird, ist sie das Symbol eines kontrafaktischen »cybernetic model« von 
Politik und Gesellschaft (Giddens 1994), während sie in postmodernen 
Entwürfen eine längst überkommene »counterculture of modernity« ver- 
körpert (Baumann 1995). Wenn heute der Begriff dann doch noch verwen- 
det wird, dann scheint er seines zentralen säkularen Gehalts häufig ledig 
geworden. Es geht dann nurmehr um die »Linke nach dem Sozialismus« 
(J.Fischer 1992) oder - in Frankreich - um die Frage: »La gauche - survi- 
vra-t-elle aux socialistes?«' 

Unabhängig von solchen Grundsatzdiskussionen läßt sich die gegenwärtige 
Perspektivendebatte meines Erachtens als Auseinandersetzung mit zwei 
Problemkreisen auffassen. Da wäre zum einen die Frage nach den /nhal- 
ten: Es ist heute nahezu »common sense«, daß die großen Würfe, die die 
Linke des 20. Jahrhunderts in verschiedenen Facetten vor Augen hatte, als 
solche keinen Orientierungsmaßstab mehr für linke Programmatik abge- 
ben. Dagegen bleiben wichtige klassische Prinzipien der Linken in der ak- 
tuellen Debatte wichtige Bezugspunkte: etwa die Vision relativer sozialer 
Gleichheit (Bobbio 1994), die Garantie allumfassender Bürgerrechte (Narr/ 
Roth 1995), oder die Förderung politischer Emanizipation bzw. - wie Mili- 
band (1994) es nennt - eine »politics of autonomy«. Nicht zuletzt in Anbe- 


4 Übersetzt: »Wird die Linke die Sozialisten überleben?« (Colombani 1994) Vgl. zur De- 
batte hierzulande auch Gaschke (1995). 
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tracht der immensen sozialen und ökologischen Probleme weltweit wurden 
hier allerdings alte Umverteilungsdiskurse kritisch beäugt und für eine 
»Strategie der Selbstbegrenzung« (PROKLA 1993, 362) plädiert, die im 
übrigen ja ein zentrales Essential der »neuen« deutschen Linken innerhalb 
der GRÜNEN darstellt. Zum zweiten ist nach den Subjekten für linke Po- 
litik bzw. - damit zusammenhängend - nach der Operationalisierung dieser 
doch sehr allgemeinen inhaltlichen Prinzipien zu fragen, womit die Ebene 
der Akteure angesprochen ist: Hier hat man ab Anfang der 80er Jahre den 
Blick überwiegend auf die neuen sozialen Bewegungen gerichtet und die 
Organisationen der Arbeiterbewegung als Autoren linker Politik weitge- 
hend verabschiedet. Überdies wurden die prozeduralen Elemente linker 
Politik vermehrt zum Thema gemacht, i.e.: die Notwendigkeit einer delibe- 
rativen Definition von Politikzielen anstelle ihrer »Ableitung« aus theoreti- 
schen Axiomen gleich weicher Art (Narr/Roth 1995, 446ff, Habermas 
1985, Rogers/Streeck 1994, 140ff). 

Ich werde weiter unten kritisch auf diese Diskussionen eingehen. An dieser 
Stelle erscheint mir indes wesentlich, daß die genannten Bezugsebenen - 
also: Inhalt und Akteur - maßgeblich mit dem Problem der Solidarität ver- 
knüpft sind. Im programmatischen Profil der Linken nahm dabei die ethi- 
sche Perspektive einer solidarischen Gesellschaftsordnung von jeher einen 
zentralen Platz ein; Solidarität steht hier für den universellen Imperativ der 
sozialen Gerechtigkeit, und dieser Imperativ bestimmt ja auch die o.g., für 
die heutige Linke weiterhin wegweisenden inhaltlichen Prinzipien. Ande- 
rerseits führte - auf dem Weg zur besseren Gesellschaft - offenbar kein 
Weg an den aktuellen Interessenlagen der eigenen Klientele vorbei. Im 
strategischen Fokus der (traditionellen) Linken dominierte von daher die 
Solidarität der Interessen, das »Gemeinsam sind wir stark«; Unterstützung 
wurde hier v.a. unter Bezugnahme auf eine utilitaristische Zwecklogik ein- 
geworben, i.e. auf individuelle Bedürfnisse, die als Klasseninteressen aus- 
gedeutet wurden und durch »linke Politik« befriedigt werden sollten. 

So »prozessiert« die Linke von jeher zwei Solidaritätsdimensionen, näm- 
lich den Bezug auf Ethik bzw. Moral zum einen, auf kollektive Interessen- 
lagen zum anderen (vgl. auch Judt 1993). Damit aber begab sie sich in ne- 
bulöses Terrain: Das gilt schon für die Axiome des politischen Marxismus, 
der ja einerseits vom »Idealismus« nichts wissen wollte, aber de facto die 
kapitalistische Ordnung moralisch kritisierte und die Vision einer besseren 
Welt vertrat (Lukes 1985). Und auch die Praxis der Linken war - wie Gid- 
dens (1994, 60) unter Rückgriff auf die Sozialismus-Schrift von Durkheim 
festhält - stets von einer »tension ... between economic coordination and 
egalitarism« gekennzeichnet. Eine Auflösung dieser Spannung bestand 
darin, den ethischen und den utilitaristischen Ansatzpunkt als zwar inein- 
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andergreifende, aber mit unterschiedlichem »Status« versehene Dimensio- 
nen zu »behandeln«: hier das Prinzip der sozialen Gleichheit als sinnstif- 
tendes ethisches Ingrediens, dort die instrumentelle Logik kollektiven In- 
teressenhandels. In einer solchen Konstellation stellte sich dann die Soli- 
darität gleichgerichteter ökonomischer Interessen als strategisches Zug- 
pferd für das Projekt der gerechteren Ordnung dar (Schulze 1994). Das war 
bzw. ist jedoch nicht die ganze Wahrheit über die Denk- bzw. Handlungs- 
logik der politischen Linken. Neben dieser »utilitaristischen« Linken exi- 
stierte immer auch eine humanistische, meist bürgerlich-akademische 
Fraktion, die - zumindest bei oberflächlicher Betrachtung - soziale und ge- 
sellschaftliche Probleme relativ losgelöst von der Interessenperspektive 
diskutierte und daraus politische Visionen ableitete (vgl. auch Christadler 
1985). Diese Tradition fand dann in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun- 
derts eine Verlängerung im Engagement vieler Akademiker bzw. größerer 
Teile der »neuen Mittelschichten« für (bestimmte) Prinzipien der klassi- 
schen Linken (Markowitz/Gorski 1993). 

Nun ist auch diese ethisch motivierte, akademische Linke an (spezifische) 
Interessenlagen gebunden: Ihre »materielle Heimat« findet sie in den di- 
versen öffentlichen Einrichtungen der modernen Gesellschaft, die den Bil- 
dungsbürgern und Sozialarbeitern eine materielle Existenzgrundlage ein- 
räumt und akademische Kompetenz mit ökonomischer Interessiertheit ver- 
schmelzen läßt. Von daher hat der wertrationale Idealismus der linken 
Akademia eine materielle Grundlage, wiewohl er sich darauf nicht reduzie- 
ren läßt und in seinen Wirkungen über diese hinausweist (Eyerman 1994). 
Umgekehrt bedeutet der zweckrationale Utilitarismus, wie er weite Teile 
der organisierten Arbeiterschaft auszeichnet(e), nicht, daß Wertbezüge hier 
außen vor bleiben: Vielmehr sind sie integraler Bestandteil der politischen 
Arbeiterbewegung, wie sie sich im Verlaufe der frühen Industrialisierungs- 
prozesse herausbildet, als entwurzelte, zugewanderte Bevölkerungsgrup- 
pen in die »moral community« des Arbeitermilieus (Wuthnow 1989, 380) 
hineinsozialisiert werden. In den urbanen Zentren kristallisierte sich dabei 
eine Alltagskultur heraus, in der Arbeitsethos, Produzentenstolz und die 
Erfahrung körperlicher Arbeit die Grundlage sozialer Identität darstellten. 
Aus solchen kulturellen Interpretationen der Erfahrungswelt entstehen 
dann in der Arbeiterbewegung normative Vorstellungen über »gerechte« 
gesellschaftliche Verhältnisse, die über die materiellen Entbehrungen und 
Interessen hinausweisen und auf die utopische Idee eines auch »moralisch« 
besseren Weltzustands gerichtet sind (Kaschuba 1989). 

»Linke«. Solidarität stellt mithin programmatisch und soziologisch ein 
Amalgam zweier Dimensionen dar, nämlich einer utilitaristischen und ei- 
ner ethischen. Freilich haben die Fraktionen der politischen Linken ver- 
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schiedene »Wege zur Solidarität« beschritten und sich strategisch meist auf 
eine dieser Dimensionen bezogen. Dabei hatte - auch hierzulande - lange 
Zeit die erstere und in der jüngeren Vergangenheit eher die letztere Kon- 
junktur. Freilich: Diese selektiven Bezüge sind unter heutigen Bedingun- 
gen problematisch. Das tritt dort besonders offen zu Tage, wo die Akteure 
der Linken sich diskretionär auf einen der »Wege« begeben und je spezifi- 
sche Solidaritätskonzepte akzentuieren - so in Frankreich. 


2. Die französische Linke: Zwei Solidaritätskulturen 
und eine doppelte Bühne 


Die französische Linke wird gemeinhin mit dem ungleichen Paar aus 
»Parti socialiste« (PS) und »Parti communiste« (PCF) assoziiert.” Weniger 
wahrgenommen wird hierzulande die Verdopplung dieser Akteursland- 
schaft durch ein breites Spektrum politisierter Interessenverbände, die in 
jeweils besonderen Beziehungsverhältnissen zu den Parteien stehen. Hier 
gaben bzw. geben das Nebeneinander organisationsschwacher sozialisti- 
scher Parteien und dynamischer Interessenvereinigungen zum einen, und 
zum anderen eine kommunistische Bewegung, in der Partei und Interes- 
senorganisationen sich in gewisser Hinsicht amalgamieren, der Linken ein 
Strukturprofil, das sich von den deutschen Verhältnissen markant abhebt.‘ 
Es fällt auf, daß die Verknüpfung der politischen Linken mit der Sphäre 
»lebensweltnaher« Vereinigungen in Frankreich auch für die Nachkriegs- 
jahrzehnte noch als vergleichsweise lebendig bezeichnet werden kann, und 
daß trotz der zunehmenden Interpenetration von Verbänden und Staat die 
traditionelle Distanz zwischen der staatspolitischen Arena und den organi- 
sierten Interessen weitgehend aufrechterhalten wurde. Eine allgemeine an- 
ti-etatistische Grundhaltung im französischen Verbandswesen läßt sich 
selbst dort beobachten, wo Interessenorganisationen in quasi korporatisti- 
scher Manier an sozialstaatlichen Regulierungsprozeduren und -program- 
men beteiligt sind - das gilt etwa für die Gewerkschaften und ihre institu- 
tionelie Verankerung in der Sozialversicherung oder aber einen Teil der 


5 Anders als in Deutschland ist aus der Ökologiebewegung in Frankreich bis dato keine 
schlagkräftige Grüne Partei entstanden. Das Spektrum stellt sich seit jeher als hochgradig 
zersplittert dar, und nur Teile der Bewegung stufen sich als linksorientiert ein (Cole/Do- 
herty 1995). Einen relevanten Teil der französischen Linken bildet im übrigen das trotz- 
kistische Lager (Melchior/Melchior 1994, 187ff). Dessen »Protestwähler«-Kandidatin 
A.Laguilier erreichte bei den Präsidentschaftswahlen 1995 immerhin 5,3% der Stimmen. 

6 Zumindest treten hierzulande »ideologische« Bezüge in den auf pragmatische Problemlö- 
sungsroutinen fixierten Großverbänden stark in den Hintergrund - wiewohl sie nicht zu 
übersehen sind (Weßels 1991). Im postkommunistischen Ostdeutschland finden wir mit 
den Verbände- bzw. Vereinsnetzwerken der PDS sogar eine interessante Parallele zu den 
französischen Verhältnissen vor (vgi. Süddeutsche Zeitung vom 11.11.1995). 
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Familien-, Ärzte- und Bauernverbände, die in verschiedener Weise an das 
(sozial)staatliche Handeln assoziiert werden, aber durchaus auf militante 
Proteste zurückgreifen, wenn es darum geht, die Belange ihrer Klientele 
zur Geltung zu bringen (Wilson 1987 oder Safran 1991, 106ff). Auffällig 
ist dabei, daß viele Verbände die von ihnen aufgenommenen gesellschaftli- 
chen Interessen diskursiv in einen größeren weltanschaulichen Zusammen- 
hang einzuordnen trachten; hier besteht dann auch die Tendenz, die Mit- 
glieder mit der Gesamtheit ihrer Interessen bzw. Lebenswelten zu erfassen 
(Worms 1994). Und dementsprechend ist das französische Verbändewesen 
maßgeblich gekennzeichnet von »internal divisions (which) run along lines 
of political allegiance« (Hall 1993, 163). 

Folglich läßt sich in Frankreich von zwei Bühnen für die politische Linke 
sprechen: die parteipolitische Arena und die Ebene der Verbandspolitik, 
wobei cum grano salis wiederum zwei Konglomerate aus Partei- und Ver- 
bandsorganisationen differenziert werden können. Dabei läßt sich die fran- 
zösische Linke in ein akademisches und ein syndikalistisches Milieu auftei- 
len, und beiden Milieus kann man eine je spezifische »Solidaritätskultur« 
zuordnen, will heißen: ein jeweils unterschiedlicher Umgang mit der ethi- 
schen und der utilitaristischen Solidaritätsdimension. Das will ich im fol- 
genden anhand einer Betrachtung ihrer vier Säulen, namentlich des PS, des 
PCF, und der beiden Gewerkschaften CFDT (»Confederation francaise 
d&mocratique du travail«) und CGT (»Confederation generale du travail«)', 
näher illustrieren. 

In bezug auf das akademische Milieu sind idealtypisch zwei Subkulturen 
mit jeweils spezifischen Diskursen und Programmen zu unterscheiden. 

(a) Da ist zunächst die jakobinische Variante, die sich durch ein admini- 
stratives Solidaritätsverständnis auszeichnet, d.h. durch ein politisches 
Modell, in dem vorwiegend akademische Eliten die Gesellschaft solida- 
risch organisieren sollen (Natty 1995, 64). Zu dieser Subkultur der 
»paternalist intellectuels« (Hazareesingh 1994, 233) zähle ich einen Groß- 
teil des französischen »Parteisozialismus«, der traditionell durch eine weit- 
entwickelte Praxis ideeller Diskurse und ein technokratisches Politikver- 
ständnis gekennzeichnet ist (Bergounioux/Grunberg 1992, Alff). Der Dis- 
kurspraxis entspricht das im Jahre 1971 eingerichtete System des Par- 
teifraktionismus: Der PS besteht aus offiziellen »courants« mit je eigenen 
Hochburgen und Protagonisten, die ihre politischen Vorstellungen in 


7 Zu den linksorientierten Verbänden gehören neben den genannten Gewerkschaften noch 
eine Vielzahl anderer Vereinigungen, so im Genossenschaftswesen - hier v.a. die Dachor- 
ganisationen der Hilfskassen auf Gegenseitigkeit -, und im Bildungssektor (diverse El- 
ternorganisationen und humanistische Zirkel); hinzu kommen Einflußsphären im Bereich 
der Familien- und Verbraucherarbeit sowie bei Mieter- und Behindertenorganisationen. 
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Richtungskonzepten niederilegen und sie auf den Parteitagen einbringen. 
Die Relevanz akademischer Diskurse wird vor dem Hintergrund der sozi- 
alstrukturellen Basis der Partei nur allzu verständlich: Im PS dominieren 
die neuen Mittelschichten, vor allem Lehrer und andere Beamte”; anders 
als bei den sozialdemokratischen Parteien Westeuropas fehlt ein breiterer 
Kontakt zur Arbeiterschaft. 

In diese akademisch-jakobinische Subkultur ist auch die in Frankreich 
ehemals sehr einflußreiche kommunistische Intelligentsia einzureihen. 
Zwar ordnet(e) sie sich dem syndikalistischen Ansatz des PCF bzw. der 
CGT weitgehend unter; aber ihr Zugang zum Politischen und die Relevanz 
diskursiver Praxis weisen ihre Nähe zur Kultur des »Parteisozialismus« 
aus. In den 50er und 60er Jahren stießen Künstler und Wissenschaftler zum 
PCF, weil alternative Kanäle für linkes Engagement fehlten und die mar- 
xistische Weltanschauung weit verbreitet war (Bell/Criddle 1994, 221ff). 
Die Partei verlangte indes absolute Loyalität und sah sich nicht selten ver- 
anlaßt, kritische Stimmen zu attackieren: Das führte immer wieder zu 
Austritten und Ausschlüssen prominenter Mitglieder (Dreyfuß 1990). Be- 
merkenswert war allerdings, daß sich der akademische Flügel des PCF 
immer wieder zu regenerieren vermochte, zuletzt im Zuge seiner euro- 
kommunistischen Phase zwischen 1975 und 1978, als breite Akademiker- 
schichten in die Partei strömten und sie dabei mit »post-materialistischen« 
Anliegen konfrontierten. Diese reagierte erneut repressiv und aktualisierte 
in der Folgezeit ihren »ouvrieristischen« Kurs (s.u.). Ähnliches gilt für die 
CGT und die in ihr organisierten Ingenieure, Techniker und leitenden An- 
gestellten. Z.T. sind sie Mitglied im Unterverband der »Cadres« (UGICT), 
der sich Ende der 60er Jahre hatte konsolidieren und dann an Zulauf ge- 
winnen können (Boltanski 1990, 192ff). 

(b) Daneben finden wir ein eher libertäres Spektrum der akademischen 
Linken. Er wird v.a. durch Führungskreise und bestimmte Mitgliederfrak- 
tionen der Gewerkschaft CFDT verkörpert. Die Anfang der 70er Jahre ein- 
setzende Intellektualisierung der Organisation läßt eine eigene politische 
Kultur entstehen, die gemeinhin mit dem Begriff der »deuxieme gauche« 
(Hamon/Rotman 1984) etikettiert wird. Diese »zweite« Linke ist geprägt 
von einem emanzipativ gewendeten subsidiären Solidaritätsverständnis; 
d.h. es geht ihr in erster Linie um die Freilegung intersubjektiver Abstim- 
mungs- und Gestaltungsspielräume in der Arbeits- und Lebenswelt. Die 
Entwicklung ist ganz wesentlich auf den Zustrom von im Umfeld des Pari- 
ser »Mai 1968« sozialisierten Akademikern zurückzuführen, deren »egali- 


8  Bergounioux/Grunberg (1992, 97) sprechen hier treffend von einem »socialisme en- 
seignant« (»Lehrersozialismus«). 
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taristisches« und »anti-produktivistisches« Programm sich in der Unter- 
stützung militanter Basiskämpfe und der Favorisierung qualitativer Forde- 
rungen niederschlug; hier wurde Gewerkschafts- als Gesellschaftspolitik 
interpretiert, und viele Aktivisten verbanden ihr politisches Engagement 
mit gezielten Vorstößen für marginalisierte Arbeiterschichten (Spurk 1986, 
229ff). Das auf soziale Randgruppen bezogene emanzipatorische Element 
wird dabei zunehmend zum Markenzeichen der aus der katholischen Ar- 
beiterbewegung hervorgegangenen und 1964 »laizisierten« Gewerk- 
schaftsorganisation (Groux/Mouriaux 1989). 

Wir finden mithin im akademischen Spektrum der französischen Linken 
zwei Subkulturen vor, deren Gemeinsamkeit darin zu sehen ist, daß in ih- 
rem Selbstverständnis bzw. in ihrer Praxis tendenziell ideelle Belange und 
ein eher ethisch begründetes Solidaritätskonzept dominant sind. Das mani- 
festiert sich in der Diskurspraxis des Parteisozialismus und dessen über- 
wiegend technokratischem Politikverständnis. Das trifft ferner zu auf den 
Handlungsansatz vieler CFDT-Aktivisten. In gewisser Weise gelten die 
genannten Charakteristika auch für die KP-Intellektuellen, die auf die Ar- 
beiterklasse als Mobilisatoren für eine wertrational begründete Umgestal- 
tung der Gesellschaftsordnung setzen und dabei mitunter auch »postmate- 
rialistische« Einstellungen artikulieren. 

Von diesen Spielarten einer akademischen Kultur der Linken ist nun ein 
syndikalistisches Milieu zu unterscheiden. Für dieses ist wesentlich, daß 
die französische Gewerkschaftsbewegung ursprünglich aus einem berufs- 
ständischen Organisationszusammenhang hervorging und neben eine so- 
zialistische Partei trat, die an einem republikanischen Bündnis mit den Trä- 
gern der bürgerlichen Ordnung orientiert war (Jansen u.a. 1986, 15ff). 
Auch wenn die Beziehung der Gewerkschaften zur politischen Ebene nach 
dem Ersten Weltkrieg zunehmend von sozialpartnerschaftlichen Strategien 
einerseits, leninistischen Tendenzen andererseits bestimmt wurde, blieben 
syndikalistische Attitüden in gewisser Weise weiter bestimmend (Mou- 
riaux 1985, 62ff). 

Dabei dominiert der »Ouvrierismus« kommunistischer Prägung; in ihm 
bündelt sich ein Kult der industriellen Arbeit mit einem ambivalenten Ver- 
hältnis zur staatspolitischen Arena. Grundlegend für seinen Handlungsan- 
satz ist das Modell der Klassensolidarität. Die syndikalistische Attitüde im 
Selbstverständnis der CGT zeigt sich v.a. daran, daß trotz der bis in die 
90er Jahre hinein offensichtlichen Bindung an die kommunistische Partei 
eine Semantik der klassenautonomen Gewerkschaftspolitik gepflegt wird”. 


9 Zur CGT allgemein vgl. Groux/Mouriaux (1992) und die verschiedenen Beiträge in 
Communisme (35-37) 1994. 
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Klassenautonomie bedeutet hier, daß die Gewerkschaft nichts anderes dar- 
stellt als die Aggregation unmittelbarer (d.h. vorwiegend materieller) Ar- 
beitnehmerinteressen zu mobilisierungsträchtigen Forderungen. Die Arti- 
kulation von Interessen ist klassenbewußte Politik; die politische Idee als 
solche hat in der Gewerkschaftsarbeit nichts zu suchen. Zugleich betont 
man ein »ouvrieristisches« Klassenverständnis, das einem marxistischen 
Arbeitsbegriff unterliegt. Die Paradigmen lauten: Industriearbeit schafft 
gesellschaftlichen Reichtum; das soziale Leben ist um den Betrieb ange- 
ordnet; die Verfügung über Arbeitskraft verkörpert die Kampfressource ei- 
ner unterdrückten Klasse; diese kann ihre kollektiven Interessen schlag- 
kräftig zur Geltung bringen, wenn sie diszipliniert, geschlossen und stra- 
tegisch effizient mobilisiert wird. Die konkrete Definition der jeweils 
mobilisierungswürdigen Arbeiterinteressen bzw. die Wahl der strategi- 
schen Handlungsfelder waren dabei jedoch meist von taktischen Erwägun- 
gen beeinflußt, die auf der Parteiebene festgelegt wurden. Der PCF begriff 
sich dabei selbst stets als Klassenpartei bzw. als politische Organisation der 
Arbeiterinteressen, auch wenn er - geleitet von der Vorstellung eines »anti- 
monopolistischen Bündnisses« - phasenweise periphere Schichten um sei- 
nen Arbeiterkern versammelte.” So koexistieren traditionell im Verhältnis 
zwischen PCF und CGT zwei Dimensionen: Im Bereich der taktischen 
Politik findet eine Indienstnahme der Gewerkschaft durch die Partei statt, 
deren Aktivisten wichtige Schaltstellen im Führungsapparat der CGT be- 
setzen, wenngleich dieser auch zahlreiche Nicht-Parteimitglieder angehö- 
ren (Bell/Criddie 1994, 127ff). Zugleich bewegen sich Partei und Gewerk- 
schaft auf einer gemeinsamen kulturellen Linie, die sie wechselseitig re- 
produzieren und in ein Konstrukt klassenautonomer Politik umsetzen. Der 
PCF ist in diesem Sinne nur die politische Spielart des gewerkschaftlichen 
Syndikalismus; so betrachtet sind Partei und Gewerkschaft ein Transmissi- 
onsriemen für den jeweils anderen Part." 


10 Der »ouvrierisme« dominierte dabei in der Regel: Zu keinem Zeitpunkt hat man die Vor- 
herrschaft von (ehemaligen) Arbeitern in den Führungsgremien infragestellen wollen 
(Lazar 1992, 226f). Die Parteikampagnen konzentrierten sich überwiegend auf klassische 
Issues der Arbeiterbewegung (Erhöhung der Kaufkraft bzw. der Mindestlöhne, berufliche 
Förderung der Industriearbeiterschaft, Verteidigung der Industriestandorte) und blieben 
gesellschaftspolitisch eher konservativ, z.B. in bezug auf die Frauenfrage (Quiles 1992). 

Il Es ist in erster Linie diese Bindung »klassenbewußter« Gewerkschaftspolitik an eine po- 
litische Partei, die andere Arbeitnehmerorganisationen in Frankreich ablehnen. Zugleich 
ist in diesen Strömungen der »Arbeiterbias« weniger prominent, während der berufsstän- 
dische Bezug auf das Metier bzw. die »Klasse« durchaus lebendig bleiben. Dieses Spek- 
trum der französischen Arbeiterbewegung ist zerstreut in verschiedenen Gewerkschafts- 
organisationen präsent, z.B. bei einigen Branchenorganisationen der dritten großen Ge- 
werkschaft Frankreichs, »Force Ouvriere« (FO); es bekommt sogar hier und da »Nach- 
wuchs«, wie etwa die Ende der 80er Jahre im Bereich der Telekommunikation gegründete 
Geweikschaft SUD (»Solidaire, unitaire, d&mocratique«) (Vieicanet 1995). 
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Im syndikalistischen Milieu der französischen Linken dominiert mithin das 
kommunistische Spektrum. Hier werden tendenziell materielle Belange 
und ein eher instrumentelles, utilitaristisches Solidaritätskonzept in den 
Vordergrund gestellt. 

Die Geschichte der französischen Nachkriegslinken (vgl. Ross/Jenson 
1994) ist nun maßgeblich von den Beziehungen zwischen den akademi- 
schen Milieus und dem Syndikalismus geprägt. Der spektuläre Auf- 
schwung der Linken in den 70er Jahren geht einher mit der Entstehung der 
Linksunion als diffuse Allianz der beiden Solidaritätskulturen - eine Alli- 
anz, die nach der offizieller Aufkündigung des Bündnisses durch den PCF 
von den jakobinischen Sozialisten im Stile eines »akademischen Klassen- 
kampfes« weitergepflegt wird. Dieser ebnet der Linken und ihrer zentralen 
Führungsfigur Francois Mitterand - unter den günstigen Bedingungen der 
damaligen Epoche (Krisenschock, Zwistigkeiten in der bürgerlichen 
Rechten etc.) - den Weg an die Macht. Die diffuse »Kulturallianz« löst sich 
dann im Laufe der 80er Jahre rasch und nachhaltig auf. Und es wird deut- 
lich, daß die jeweiligen Solidaritätskonzepte auch für sich genommen zu- 
nehmend weniger tragfähig sind. 

Das akademische Milieu gerät in Turbulenzen. Der PS mußte herbe Rück- 
schläge hinnehmen. Er verlor zusehends an Einfluß auf die Staatsführung, 
die sich unter Mitterand weitgehend verselbständigte. Die parteiinterne 
Streitkultur wich langwierigen Personaldebatten. Und die Vorherrschaft 
des PS in der politischen Linken schien infragegestellt, als er bei den Eu- 
ropawahlen 1993 nurmehr 14,5% der Stimmen erreichte.” Die Vision einer 
voluntaristischen Reformpolitik wurde weitgehend aufgegeben"; zugleich 
bemühte man sich, das eigene Solidaritätsverständnis zu modifizieren. 
Während Bock (1992, 112) von einer Preisgabe der Solidarität als überge- 
ordnetem Wert spricht, weist Rosanvallon (1988, 141f) auf eine vage In- 
dividualisierung des Solidaritätsverständnisses hin: will heißen, daß die 
Existenz des einzelnen bzw. dessen persönliche Lebenslage zum Aus- 
gangspunkt einer erneuerten linken Politik werden sollte. In der Tat war 
die Politik der PS-Administration ab Mitte der 80er Jahre eher an einem 


12 Fürwahr ein historischer Tiefpunkt. Ehemalige Verbündete hatten eigene Listen ins Ren- 
nen geschickt. In den Präsidentschaftswahlen vom Mai 1995 stimmten dann (im ersten 
Wahlgang) immerhin gut 23% der Wähler für den PS-Kandidaten Lionel Jospin. 

13 Das Bekenntnis zur traditionellen Linken scheint allerdings vorläufig stärker zu wiegen 
als die zwischenzeitlich angestrebte Öffnung zum politischen Zentrum. So bekennt sich 
die Partei noch auf dem Parteitag von Lievin im November 1994 zu eher klassischen Po- 
sitionen und verfolgt in ihren Diskursen weiterhin nicht einen Kurs der Mitte, wie er etwa 
für die deutsche SPD kennzeichnend ist. Das zeigte auch die Kampagne ihres Präsident- 
schaftskandidaten Jospin, der sich z.B. für eine staatlich verordnete Arbeitszeitverkürzung 
einsetzte (Natti 1995, 78ff). 
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subsidiären Solidaritätsverständnis ausgerichtet. Das beiraf z.B. die Ein- 
führung eines sozialen Mindesteinkommens und v.a. dessen Ausgestaltung 
- die am Einzelfall ansetzende berufliche Förderung und Betreuung durch 
die Sozialarbeit erhielt den Vorrang vor der Auflage breiter Beschäfti- 
gungsprogramme (Bode 1991). Freilich vermochte dieser Versuch, den 
ethischen Ansatz durch eine neue Lesart zu retten, den Bedeutungs- und 
v.a. Vertrauensverlust der Partei nicht aufzuhalten, zumal dem Versuch ei- 
ner »solidarischen« Sozialpolitik mit dem Ziel der Integration sozialer 
Randgruppen kaum Erfolg beschieden wurde. 

Auch die CFDT blieb von der krisenhaften Entwicklung nicht verschont 
(Labbe 1994). Die politischen Akzente, die man in den 70er Jahre gesetzt 
hatte, traten im Verlaufe der 80er Jahre in den Hintergrund. 1988 wurde 
die sozialistische Semantik aus der Satzung genommen. Zwar war die 
»Vergewerkschaftlichung« (»recentrage«) der CFDT nach 1979 von Dis- 
kursen begleitet, die auf eine solidarische Gestaltung des Krisenmanage- 
ments sowie eine Demokratisierung der Arbeitsbeziehungen abzielten; in- 
sofern lebte die alte Kultur weiter. Erfolge blieben jedoch weitgehend aus; 
die CFDT-Politik mündete de facto meist in tarifpolitische Konzilianz, mit 
der die Gewerkschaft zwar Reputation erwerben, aber sozialpolitisch we- 
nig bewegen konnte.” Die Perspektive einer von gewerkschaftlicher Seite 
gestalteten Politik der »klasseninternen« Solidarität - etwa in Gestalt einer 
Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich - bleibt allerdings als Forde- 
rung bis in die 90er Jahre hinein prominent (Notat 1994). Der relative 
Mißerfolg dieses Konzepts dürfte allerdings mit ein Grund dafür gewesen 
sein, daß die Delegierten des Gewerkschaftskongresses im Frühjahr 1995 
die Linie des Dachverbands mehrheitlich mißbilligten. 

Die akademische Subkultur in der kommunistischen Partei ist seit Ende der 
70er Jahre noch sehr viel durchgreifender geschwächt worden. Man kann 
hier von der »erosion of intellectual support for French communism« (Ha- 
zareesingh 1990, 126) sprechen. Nicht wenige Intellektuelle gingen zu ei- 
nem Engagement in humanitären Organisationen über, andere wechselten 
gänzlich die Fronten. In der CGT vermochte sich der in der »Cadre«-Orga- 
nisation versammelte akademische Flügel bei der ab Anfang der 90er Jahre 
geführten Erneuerungsdebatte kaum zur Geltung zu bringen; seine Galli- 
onsfigur Obadia verließ 1994 die Führungsgremien von PCF und CGT. 


14 Das Konzept der CFDT war und ist das einer tarifvertraglichen Deregulierung: D.h., es 
wurde zum erklärten Ziel erhoben, bestimmte Belastungen für die Arbeitsplatzsbesitzer« 
zu erhöhen, um die (erwerbslosen) Randgruppen des Arbeitsmarktes in die Betriebe zu 
integrieren. Während das gleichzeitig verfolgte prozedurale Ziel einer Aufwertung der (in 
Frankreich unterentwickelten) Tarifpolitik teilweise erreicht wurde, blieben die inhaltli- 
chen Zielvorgaben bis dato weitgehend unerfüllt. 
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Parallel dazu können wir den Bedeutungsverlust der syndikalistischen Kul- 
tur kommunistischer Prägung beobachten. Das ist festzumachen am Ab- 
wärtstrend des PCF” und v.a. an der Krise der CGT. Letztere kommt zum 
Ausdruck in einem gravierenden Mitgliederabgang sowie in Positionsver- 
lusten bei den für die französischen Arbeitsbeziehungen bedeutungsvollen 
Sozialwahlen.'“ Als Gründe für diese Entwicklung wird v.a. der Nieder- 
gang jener Industrien ins Feld geführt, in denen die klassische Arbeiterkli- 
entel der CGT zu finden war. Ein generelles Problem der Gewerkschafts- 
arbeit bestand freilich zunehmend darin, daß sich die Beschäftigten - gera- 
de wenn sie sich kämpferisch für ihre Belange einsetzten - immer weniger 
auf »Interesseninterpretationen« von oben einlassen wollten und eine Pohi- 
tisierung bzw. Globalisierung ihrer sozialen Ansprüche, also deren Einbet- 
tung in das Modell der Klassensolidarität, kaum mehr akzeptierten. Sehr 
anschaulich ist das z.B. bei Arbeitskämpfen im Gesundheitswesen demon- 
striert worden (Bode 1995). Entsprechend ist die CGT zunehmend darum 
bemüht, die Gewerkschaftsarbeit zu »demokratisieren« und zu differenzie- 
ren, will heißen: sich stärker auf die »nackten« Interessen spezifischer Ein- 
zelklientele zu beziehen und damit den Querbezug zum politischen Projekt 
abzuschwächen. Das traditionelle Solidaritätskonzept bleibt dabei erhalten: 
Es geht eher darum, den politischen Filter vorsichtiger einzusetzen und die 
Beziehungen zwischen Partei und Gewerkschaft zu lockern. V.a. damit 
hängt es zusammen, daß auf dem CGT-Kongreß Ende 1995 das Ziel der 
»Sozialisierung der Produktionsmittel« aus der Satzung gestrichen wurde. 

Mitte der 90er Jahre manifestiert sich die »totale« Krise der französischen 
Linken. Auf der politischen Bühne des Hexagons ist sie nachhaltig in die 
Defensive gedrängt worden: Die Parteien des linken Spektrums erhielten 
seit 1986 bei allgemeinen Wahlen insgesamt nie mehr als 40% der Stim- 
men. Ihre Parlamentsfraktionen sind seit 1993 - auch aufgrund des Mehr- 
heitswahlrechts - auf kleine Oppositionsgruppen zusammengeschrumpft, 
im lokalpolitischen Terrain mußten sie deutliche Positionsverluste hinneh- 
men, und seit 1995 kommt auch der Staatspräsident nicht mehr aus ihren 


15 Dieser wird durch die Entwicklung der Wahlergebnisse dokumentiert: Nach 1978 20,6% 
der abgegebenen Stimmen waren es bei den Parlamentswahlen 1993 nurmehr 9,2%. Al- 
lerdings »scheint man die Partei etwas vorschnell 'begraben’' zu haben«. Denn der PCR 
gilt heute als »eine Partei der radikalen Opposition ..., die sich im Unterschied zu den So- 
zialisten lautstark weigert, sich bestimmten Zwängen und Logiken insbesondere auf öko- 
nomischer und internationaler Ebene zu beugen.« (Hoffmann-Martinot 1993, 14) Von da- 
her könnte er auf absehbare Zeit eine stabile Randposition im französischen Parteienspek- 
trum einnehmen. 

16 Der Aderlaß der CGT seit Anfang der 70er Jahre ist signifikant. Zwischen 1977 und 1987 
verlor sie über 60% der Mitglieder. 1995 ist - ähnlich wie bei der CFDT - von ca. 600000 
Beitragszahlern auszugehen. In den Betriebsratswahlen ging der durchschnittliche CGT- 
Anteil von 44% (1970) auf 20% (1993) zurück. 
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Reihen. Und ausgerechnet an diesem Tiefpunkt bricht in Frankreich die 
größte Protestbewegung seit 1968 aus; hier nun bestimmt die zweite Bühne 
den Spielplan, während die Akteure auf der ersten in Erstaunen verharren. 


3. Der französische Herbst 


Die Protestbewegung im Herbst 1995 läßt sich grob in vier Phasen glie- 
dern, die von jeweils eigenen Themen und Konstellationen geprägt sind. 
Die erste Phase wird mit dem Kurswechsel der Mitte des Jahres angetretenen 
gaullistischen Administration eingeläutet, die mit ihrer Ankündigung eines 
Lohnstopps im öffentlichen Dienst relativ abrupt von den bis dato geäußerten 
Vorbehalten gegenüber dem neoliberalen Paradigma abrückt”’ und zu einem 
austeritätspolitischen Diskurs übergeht. Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Sektors - das sind neben den Branchenorganisationen der CFDT und der CGT 
noch 5 weitere - bilden eine geschlossene Ablehnungsfront und rufen für den 
10.10. zu einem Streik aller Angestellten des öffentlichen Dienstes und der 
staatseigenen Unternehmen auf. Mehr als die Hälfte der über 5 Millionen im 
öffentlichen Sektor Beschäftigten legen die Arbeit nieder; zugleich finden 
Kundgebungen mit ca. 250000 Teilnehmern statt." Die Regierung schwächt 
daraufhin ihren Sparplan etwas ab und stellt Verhandlungen in Aussicht. 
Eine zweite Phase kündigt sich Ende Oktober mit der wachsenden Unruhe 
unter den Beschäftigten der französischen Staatsbahnen (SNCF) bezüglich 
eines bekanntgewordenen Rationalisierungsplans an. Der zwischen der Di- 
rektion und dem Staat vereinbarte, sog. »Contrat de plan« sieht u.a. die 
Reduzierung der Belegschaften um jährlich 6800-8500 Beschäftigte, die 
Stillegung von 6000-16000 km Bahnstrecke sowie das Einfrieren der 
Lohnkosten vor. Als bei zeitgleich stattfindenden Lohnverhandlungen kei- 
ne Einigung erzielt wird, beschließen alle Eisenbahnergewerkschaften, für 
Ende Oktober zum Streik aufzurufen. An ihm nehmen zwar insgesamt nur 
16% der Bediensteten, aber knapp die Hälfte der Lokführer teil; die Direk- 
tion bietet daraufhin neuerliche Verhandlungen an. 


17 In der Tat war der gegenwärtige Staatspräsident Chirac mit Hilfe eines »linken« Wahl- 
kampfs, in dem er die Klage über die »fracture sociale« der französischen Gesellschaft in 
den Mittelpunkt stellte, an die Macht gekommen, und in den ersten Monaten seiner Amts- 
zeit verfügte er Maßnahmen, die für bürgerliche Regierungen eher untypisch sind, wie 
etwa die Erhöhung der Vermögens- und Unternehmenssteuern oder die spürbare Anhe- 
bung des gesetzlichen Mindestlohns - letzteres unter Rückgriff auf das Argument, daß der 
»L.ohn nicht der Feind des Arbeitsmarktes« sei. 

18 Die Beteiligung an dem Protesttag ist für die Verhältnisse seit Anfang der 80er Jahre un- 
gewöhnlich hoch. Die Werte zu den Streik- bzw. Demonstrationsteilnehmerzahlen bezie- 
hen sich - auch im folgenden - auf offizielle Angaben (Polizei; Ministerium). Die Schät- 
zungen der Gewerkschaften liegen häufig weit darüber. Die Rekonstruktion des französi- 
schen Herbsts erfolgt hier im übrigen anhand einer umfassenden Presseauswertung und 
Medienbeobachtung. Ich verzichte im weiteren auf den Nachweis der einzelnen Quellen. 
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Die Eskalation findet dann in einer dritten Phase statt: Nachdem die Dach- 
organisationen der verschiedenen Richtungsgewerkschaften sowie diverse 
Sozialverbände schon seit längerem Initiativen ergriffen hatten, um gegen 
einen von ihnen gefürchteten Sozialabbau zu protestieren, gibt Premier- 
minister Jupp€ am 15.11. seinen Plan zur Sozialversicherungsreform be- 
kannt. Dieser enthält im groben vier Elemente: Erstens werden die (gegen- 
wärtig und ehemals) abhängig Beschäftigten ein weiteres Mal mit neuen 
Sozialabgaben belastet”; zweitens sind verschiedene Maßnahmen vorgese- 
hen, die die Kosten-Nutzen-Relationen unter den Sozialstaatsklienten um- 
verteilen” - dazu zählt auch die (wie es heißt) Angleichung der Rentenbe- 
zugsbedingungen für die Angestellten des öffentlichen Sektors an die für 
die Privatwirtschaft geltenden, i.e.: die Erhöhung der Beitragszeiten auf 40 
Beschäftigungsjahre; drittens werden auch die Nicht-Lohnabhängigen zur 
Kasse gebeten”; und viertens sind verschiedene Strukturreformen geplant, 
u.a. bezüglich der Selbstverwaltungskompetenzen der Sozialversicherungs- 
träger, die zugunsten parlamentarischer Interventionsrechte vermindert 
werden sollen - ein brisantes Vorhaben, weil es die Spielräume der Ge- 
werkschaften als Mitverwalter einzuschränken droht.” 

Mit Ausnahme einer bereits vorher verfügten Maßnahme, nämlich der Er- 
höhung der Patientenselbstbeteiligung an den Krankenhauskosten, enthält 
der Sparplan - anders als viele seiner Vorgänger - keine nennenswerten 


19 So sind als Sofortmaßnahmen zur Rückführung der (beträchtlichen) Kassendefizite die 
Erhebung einer Sonderabgabe in Höhe von 0,5% auf alle Einkommen sowie die (höhere) 
Belastung von Arbeitslosengeldempfängern und Rentnern mit Krankenversicherungsbei- 
trägen vorgesehen (beide Gruppen tragen ein Viertel der Gesamtlasten des Reformplans). 
1996 werden zudem die Familienleistungen nicht der Inflationsrate angepaßt. Sie sollen 
zukünftig auch einkommenssteuerpflichtig werden. 

20 Von den Beitragserhöhungen für Pensionäre werden die Kleinstrentner ausgenommen, 
und es wird nur jenes Fünftel der Arbeitslosen belangt, dessen Leistungsanspruch ober- 
halb des gesetzlichen Mindestlohns liegt. In die gleiche Richtung weist die angekündigte 
Besteuerung der Familientransfers, die nur die Einkommenssteuerpflichtigen trifft - also 
nicht die steuerbefreiten »working poor«. Die Familienleistungsansprüche sollen überdies 
stärker als bisher von den verfügbaren Einkommen abhängen. Im übrigen ist geplant, den 
Anspruch auf Sachleistungen der Krankenversicherung zu einem allgemeinen Bürgerrecht 
zu machen. 

21 Vorgesehen sind hier die Besteuerung der von Privatunternehmen für ihre Beschäftigten 
abgeschlossenen Vorsorgeversicherungspolicen, eine einmalige Abgabe der Pharmaindu- 
strie an die Krankenversicherung (ca. 5 Mrd FF) und die stärkere Inpflichtnahme der 
Ärzte für die Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Geplant ist zudem die Einführung 
eines Wertschöpfungskoeeffizienten in die Beitragsbemessungsgrundlage für die Sozial- 
abgaben der Unternehmen. 

22 Das betrifft insbesondere die hier traditionell stark engagierte FO, die’ bis dato einen 
Großteil der Verwaltungsposten besetzt und daraus ihre spezifische Reputation bezicht. 
Der »Plan Juppe« enthält auch die Ankündigung einer Krankenhausreform (u.a. die Aus- 
weitung von Wirtschaftlichkeitsprüfungen) sowie eine Verschiebung der Einführung ei- 
nes Pflegegelds. 
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Leistungskürzungen. Gewiß sind die durch die »Konsolidierungspolitik« 
entstehenden Abgabebelastungen wieder einmal ungleich zwischen Arbeit 
und Kapital verteilt. Freilich: Die untersten Einkommen werden geschont, 
und zudem müssen auch die Nicht-Lohnabhängigen nennenswerte Beiträge 
leisten. So sind es eher die Ankündigung neuer Abgaben schlechthin und 
ihre Begründung mit den durch die Maastricht-Auflagen gegebenen allge- 
meinen Sparzwängen, die den »Plan Juppe« als unpopulär erscheinen las- 
sen, sprich: die explizite Unterordnung einer sozialisierten nationalen Insti- 
tution (der »securit€ sociale«) gegenüber den marktliberalen Imperativen 
des europäischen Einigungsprozesses. Das zentrale Moment für den Un- 
mut der im öffentlichen Sektor Beschäftigten stellt indes die Infragestel- 
lung ihres Sonderrentenregimes (und der damit verbundenen spezifischen 
Konditionen) durch den Reformplan dar. Dies scheint - in Verbindung mit 
den Rationalisierungsplänen bei der SNCF (und ähnlichen Projekten bei 
anderen öffentlichen Unternehmen) .- für einen Angriff auf den »service 
public« als solchen zu stehen und erklärt die Solidarisierung sowohl der 
übrigen Öffentlich Bediensteten als auch großer Teile der französischen 
Bevölkerung. Letztere sehen offenbar in der »Ökonomisierung« des 
»service public« und auch der »s&curit& socialex eine Aufweichung jener 
Institutionen, die in Frankreich als nahezu heilige Symbole der sozialen 
Republik gelten (Palier/Boboli 1995, Rey 1996). So sind es diese symboli- 
schen Dimensionen des Sparplans und weniger seine materielle Substanz, 
die kollektiven Unmut erzeugen; und offenbar zahlt hier eine vergleichs- 
weise ausgewogen vorgehende Regierung die Zeche für mehr als 10 Jahre 
erfolglose Austeritätspolitik. 

So nimmt der Protest ab Ende November neue Dimensionen an: Die Ei- 
senbahner und wenig später die Beschäftigten der Pariser Verkehrsbetriebe 
treten in einen unbefristeten Streik, eine Massenkundgebung folgt der an- 
deren, und alle Umfragen deuten daraufhin, daß eine Mehrheit in der Be- 
völkerung deutliche Sympathien für die Protestbewegung hegt. Am 7. und 
12.12. gehen jeweils rund eine Million Menschen auf die Straßen. Die 
zeitgleich an verschiedenen Universitäten ausgebrochenen Unruhen” und 
die aktive Einbeziehung von Arbeitslosengruppen in einige Protestaktionen 
führen mancherorts zu regelrechten »Verbrüderungsszenen« zwischen Er- 


23 Mitte November werden Raumbeseizungen, Vorlesungsboykotte und Kundgebungen von 
15 Universitäten des Landes gemeldet; die Dozentengewerkschaften und offiziellen Stu- 
dentenverbände beteiligen sich an den von lokalen Aktionskomittees geführten Protesten. 
Am 21.il demonstrieren 100000, neun Tage später 160000 Studenten. Sie fordern zu- 
sätzliche Mittel für den Lehrbetrieb und die Instandsetzung der Universitätsgebäude. Die 
monierten Mißstände werden dabei von den Streikkomittees häufig in einen Zusammen- 
hang mit Deregulierungstendenzen im öffentlichen Dienst gebracht. Die Regierung 
kommt den Forderungen der Studenten teilweise nach und erhöht die Mittelzuweisungen. 
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werbslosen, Studenten und Beschäftigten. Daneben kommt es zu wieder- 
holten Arbeitsniederlegungen in den übrigen Sektoren des öffentlichen 
Dienstes, bei einer Streikbeteiligung von bis zu 30%. In dieser Situation 
entschließt sich die Regierung, an den neuralgischen Punkten nachzugeben 
und die Einleitung des Rationalisierungsplans bei der SNCF auszusetzen 
sowie auf die Reform des Rentensystems im öffentlichen Dienst zu ver- 
zichten. An den übrigen Vorhaben des »Plan Jupp&« werden indes keine 
Abstriche gemacht. Allerdings erklärt der Premier, daß er den Auftrag des 
öffentlichen Dienstes in der französischen Verfassung festschreiben lassen 
und Kommissionen einrichten wolle, in denen über einen »service public ä 
la frangaise« diskutiert werden solle. Gleichzeitig kündigt er die Abhaltung 
eines Sozialgipfels an, zu dem er die Gewerkschaften und die Arbeitgeber- 
verbände einlädt; dort soll jedoch nur das Problem der Arbeitslosigkeit zur 
Sprache kommen. 

Ein Teil der Gewerkschaften will sich damit nicht zufrieden geben. In der 
vierten und letzten Phase der Protestbewegung geht es jetzt erstmals 
schwerpunktmäßig um den Reformplan zur Sozialversicherung. Noch 
einmal kommt es zu Massenkundgebungen, an denen erneut mehrere Hun- 
derttausend Menschen teilnehmen. Zugleich verabschiedet das Parlament 
den Sparplan in erster Lesung. Danach bröckelt die Streikfront sukzessive 
ab. Der aufwendig arrangierte Sozialgipfel vom 21.12. bringt kaum mate- 
rielle Ergebnisse hervor: Der Premier verkündigt lediglich einige Maß- 
nahmen zur Ankurbelung des privaten Verbrauchs; allerdings werden eine 
Reihe von Arbeitsgruppen eingerichtet und weitere Gesprächstermine an- 
beraumt, an denen konkretere Initiativen zum Abbau der Erwerbslosigkeit 
- u.a. Schritte zur Arbeitszeitverkürzung - beraten werden sollen. Ende De- 
zember wird das »Ermächtigungsgesetz« rechtskräftig, das der Regierung 
die Abfassung verschiedener Reformdekrete in Anlehnung an den »Plan 
Juppe« ermöglicht. 

Die Ereignisse im französischen Herbst betreffen nun ohne Zweifel Ge- 
genstände, die der Linken traditionell sehr am Herzen liegen. Sowohl der 
öffentliche Sektor - der in Frankreich eng mit der republikanischen Gleich- 
heitsnorm und dem Modell des Normalarbeitsverhältnisses verknüpft ist - 
als auch die Sozialversicherung als zentrales Element des liberalkapitalisti- 
schen Sozialkompromisses sind von jeher wesentliche Bezugspunkte linker 
Politik. Wie verhalten sich nun die Akteure auf den beiden Bühnen der 
französischen Linken? 

Wie oben schon angedeutet, steht die zweite Bühne, also die Ebene der 
Verbände, im Mittelpunkt des Geschehens. Die Linksparteien sind entwe- 
der unschlüssig oder zurückhaltend und spielen in der Öffentlichkeit kaum 
eine Rolle. Der PS schwankt zwischen einer grundsätzlichen Zustimmung 
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zum Reformplan und einer Kritik im Detail bzw. am Prozedere; der PCF 
überläßt der CGT das Parkett und beschränkt sich auf eine verbale Ableh- 
nung des »Plan Juppe«. Die Protagonisten des Konflikts - das sind die 
CFDT zum einen, die CGT (und FO”) zum anderen. Auch wenn die Ge- 
werkschaften im öffentlichen Dienst Frankreichs deutlich besser verankert 
sind als im Privatsektor - allein ihre organisatorische Schwäche macht es 
ihnen unmöglich, eine Protestbewegung wie die vergangene herbeizufüh- 
ren bzw. zu kontrollieren.” Oft genug haben spontane Aktionskommittees 
ihnen in der Vergangenheit das Heft aus der Hand genommen - auch bei 
der SNCF (1986-87). Freilich bemühen sich die Pariser Apparate, den Be- 
wegungsprozeß zu moderieren. Die CFDT-Führung um die Vorsitzende 
Nicole Notat macht durch ihre »kritische Unterstützung« des »Plan Juppe« 
Schlagzeilen. Sie distanziert sich v.a. in der dritten und vierten Phase der 
Bewegung von den Protesten und liefert sich polemische Dispute mit der 
CGT und FO. Ihr Argument: Eine Gewerkschaft müsse auch das Allge- 
meininteresse im Auge behalten und dürfe gruppenegoistische Verteidi- 
gungskämpfe nicht (bedingungslos) unterstützen; gefragt sei ein allgemein 
gerechteres soziales Sicherungssystem und überdies die Solidarität mit den 
Ausgeschlossenen - der Reformplan enthalte diesbezüglich wichtige An- 
satzpunkte. Es geht der CFDT hier vor allem um die »klasseninterne« Um- 
strukturierung der Kosten-Nutzen-Relationen zugunsten der untersten 
Schichten sowie generell um die Eröffnung budgetärer Spielräume für 
staatliche Arbeitsförderungsmaßnahmen etc. Damit freilich verliert sie den 
Kontakt zur Bewegung. Es ist die CGT, die - als ohnedies weiterhin stärk- 
ste Organisation im öffentlichen Dienst - in den Auseinandersetzungen die 
Akzente setzt: Ihr geht es, wie Gewerkschaftschef Louis Viannet im Spot- 
light der Medien verbreitet, um den Widerstand gegen die neuerliche Be- 
lastung der abhängig Beschäftigten, und sie verbindet diese Position mit 
der schlichten Losung, die »securit& sociale« und der »service public« 
müßten entschieden verteidigt werden. Strategisch ist diese Perspektive für 
die CGT jedoch eher ein Nebenschauplatz der Auseinandersetzungen; die 
Gewerkschaft orientiert sich v.a. an den materiellen Klientelforderungen 
im Terrain und damit an der Solidarität der Betroffenen; auf dem zeitgleich 
stattfindenen Gewerkschaftskongreß lehnt es die Mehrheit der Delegierten 


24 Obwohl FO in den Auseinandersetzungen eine wichtige Rolle spielt und v.a. durch ihren 
Schulterschluß mit dein »kommunistischen« Erzfeind CGT Geschichte schreibt, will ich 
ihre Rolle im weiteren außer acht lassen. Für den Verlauf der Bewegung war die radikale 
Kritik der Gewerkschaftsführung am »Plan Juppe« ein entscheidender Faktor, weil die 
Beteiligung der bis dato mit einem eher sozialpartnerschaftlichen Image ausgestatteten 
und als Sachwalter der Sozialversicherten reputierten Organisation den Protesten eine un- 
gemeine Legitimität verlieh. 

25 Der gewerkschaftliche Organisationsgrad in Frankreich liegt mittlerweile unter 10%. 
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dementsprechend ab, wegen der Sozialversicherungsreform zum rein poli- 
tischen Generalstreik aufzurufen. 

Auch wenn sich vor dem Herbst in den beiden Gewerkschaften eine größe- 
re Sensibilität für die eigenen Halbheiten angedeutet hatte - die CFDT 
sprach wieder vermehrt über Lohninteressen, und die CGT probiematisier- 
te die zunehmende Distanz zwischen ihrer Kernklientel und der neuen 
»underclass«: Beide Organisationen akzentuieren während der Protestwelle 
ihr angestammtes Solidaritätskonzept. Und dies, obwohl der Verlauf der 
Bewegung beide Solidaritätsdimensionen in eine - wenn auch latente - 
Verbindung bringt: Ausgehend von klassischen Lohninteressen (in der er- 
sten Phase) geht es zunehmend auch um die Bewahrung der solidarischen 
Institutionen, d.h. um die solidaritätsstiftenden, auf einem ethischen Kon- 
sens beruhenden Funktionen des öffentlichen Dienstes und der Sozialver- 
sicherung; eines öffentlichen Dienstes, der unterschiedlich situierten Bür- 
gern gleiche Nutzerrechte einräumt, und einer »securit& sociale«, die un- 
gleiche Lebenschancen bzw. Risikolagen qua Umverteilung abfedern soll. 
Während mithin unter den spezifischen französischen Bedingungen erst- 
mals in der westlichen Welt - mit Macht und gegen den etablierten main- 
stream - die Frage auf die politische Agenda rückte, wie solidarische Ko- 
häsion und globale Deregulierung zusammenpassen”, bleiben die beiden 
Linksmilieus - jedes auf seine Weise - Konstruktive Antworten schuldig. 


4. Von der eindimensionalen zur deliberativen Solidarität 


Aus dem vorhergehenden wird ersichtlich, daß an den Ereignissen im fran- 
zösischen Herbst vor allem zweierlei bemerkenswert ist: zum einen, daß 
sich größere Arbeitnehmergruppen mit ihren Interessen zurückmelden und 
damit dem von der liberalen Linken vertretenen ethischen »Verzichtsmo- 
dell« die Gefolgschaft entziehen; und zum zweiten, daß ein vergleichswei- 
se unpolitischer, auf solche Gruppeninteressen ausgerichteter Protest sich 
im kommunikativen Zusammenhang einer sozialen Bewegung politisiert 
und dabei zu wertorientierten Diskursen findet - hier also Fragen aufgreift, 
die mit dem ethischen Gehalt nationaler Institutionen zusammenhängen. 
Eine solchermaßen »konstruktive« Entwicklungsdynamik folgt jenem 


26 Diese Dimension der Protestbewegung wird in diversen Pressekommentaren mehr oder 
weniger explizit hervorgehoben, am deutlichsten in Le Monde vom 7.12., aber auch in La 
Croix (12.12.) und dem Nouveli Observateur (14.12.). Die verschiedenen Beiträge links- 
orientierter Intellektueller für Le Monde Diplomatique ([TAZ] 12.1.1996) stellen sie sehr 
deutlich in den Mittelpunkt, setzen sich jedoch allenfalls polemisch mit den übrigen, si- 
cherlich nicht einfach übergehbaren Aspekten der Bewegung auseinander: nämlich der 
Rolle von sektorspezifischen Gruppeninteressen für den Mobilisierungsprozeß und der 
während der Streiks aufgeworfene Frage nach einer ethisch angezeigten Reaktion der 
Linken auf die Problematik der »exclusion sociale«. 
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Muster, wie es von bestimmten Ansätzen der neueren Bewegungsfor- 
schung als in der westlichen Hemisphäre zunehmend dominante Form des 
kollektiven Handelns begriffen wird. Bewegungshandeln ist hier in einem 
kommunikativen Terrain angesiedelt, auf dem ein kritischer Dialog mit der 
politischen Öffentlichkeit ausgetragen wird und eine intersubjektive Fest- 
legung auf normative Rahmungen erfolgt.” 

Man kann den französischen Herbst durchaus als eine diesem Muster fol- 
gende Ereigniskette interpretieren. Denn im Verlaufe der Protestbewegung 
wird sukzessive die Thematisierung bestimmter, berufskorporatistischer 
Gruppeninteressen von normativen Bezügen auf die Gestalt der nationalen 
Institutionen überlagert. Den Protesten wird mithin eine politische Dimen- 
sion verliehen - der in ihnen mehr oder weniger deutlich zum Ausdruck 
kommende allgemeine Widerstand gegen »Globalisierung« und »Deregu- 
lierung« stellt sich hier zugleich als Verteidigung von Interessen und als 
Engagement für (bedrohte) solidarische Institutionen dar. Somit wird deut- 
lich, daß der »moderne« Bewegungstypus auch mit eher »traditionalen« 
Aspekten der sozialen Frage verknüpft sein kann, daß also der in den theo- 
retischen Debatten zur Lage und Zukunft der Linken derzeit vorherrschen- 
de Blick auf die bewegte »civil society« nicht ohne weiteres an den »alt- 
gedienten« Trägern des linken Projekts vorbeigehen sollte. 

Im französischen Herbst treten dabei genau jene beiden o.g. Dimensionen 
»linker« Solidarität in einen gemeinsamen Kontext, die im klassischen so- 
ziologischen und programmatischen Profil der Linken ineinandergeifen, 
allerdings in deren Praxis z.T. deutlich voneinander dissoziiert worden sind 
und - wohl nicht nur in Frankreich - jeweils eigene »Wegbeschreibungen« 
begründet haben. Die beiden Fraktionen der französischen Linken ignorie- 
ren faktisch diese Parellelität der Solidarisierungsmuster in der Bewegung 
und bleiben ihrem jeweils eindimensionalen Zugang auf das Solidaritäts- 
problem verhaftet. Die eine sieht nicht, daß die Konzentration auf eine 
Politik der ethischen Solidarität sie von ihren Adressaten zu isolieren 
droht, weil sie ausschließlich auf »Selbstbegrenzung« setzt und damit nicht 
nur die Interessen wichtiger Klientele mißachtet, sondern überdies die 
Herstellung geeigneter Kräfteverhältnisse geradezu unterminiert; zudem 
verschließt sie die Augen vor dem auch ethisch-normativen Charakter der 


27 Vgl. Eder (1994, 48), in dessen »konstruktivistischem« Approach der im Bewegungsver- 
lauf stattfindende Prozeß des - immer auch normativen - »framings« als zentrale Grundla- 
ge kollektiven Handelns erscheint: »Framing bedeutet, etwas als ungerecht, nicht tolera- 
bel zu definieren, das korrigierender Handlungen bedarf. Framing ist die Zurechnung des 
schlechten Zustands der Welt in Begriffen der Verursachung ... und Verantwortlichkeit. 
(..) Der Konstruktivismus sagt, daß Kollektiv geteilte Definitionen von Normen, Interes- 
sen, Tatsachen usw. das Resultat sozialer Prozesse sind. Alles entsteht, in dem man dar- 
über redet«. 
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Proteste. Und die andere klammert die Frage nach der »klasseninternen« 
Verteilungsgerechtigkeit in der aufkeimenden Institutionen-Debatte fak- 
tisch aus, weil sie den größten gemeinsamen Nenner vorwiegend auf der 
Interessenseite sucht. Die Entwicklungen in Frankreich seit Anfang der 
80er Jahre haben nun allerdings deutlich vor Augen geführt, daß sowohl 
das klassisch utilitaristische Konzept als auch die in der jüngeren Vergan- 
genheit unter Intellektuellen zunehmend beliebtere, alleine auf die ethische 
Dimension abstellende Strategie die Linke kaum mehr weiterbringen, bei- 
de »Wege zur Solidarität« also letztlich ins Abseits führen. Die im PS und 
in der CFDT favorisierten Ansätze greifen zwar ein heute äußerst virulen- 
tes Problem auf, nämlich die Frage der sozialpolitischen Prioritäten ange- 
sichts der gerade in Frankreich, aber auch anderswo zunehmenden Marsi- 
nalisierung breiterer Bevölkerungsschichten. Die im Verlaufe der 80er Jah- 
re durch die akademische Linke vorgenommene Interpretation des Ge- 
meinwohlbegriffs - sprich: die Akzeptanz der »Marktgesetze« zur Verhin- 
derung des »Schlimmsten« - bürdete nun allerdings der eigenen Klientel 
hohe Kosten auf und tolerierte die allgemeine Umverteilung des gesell- 
schaftlichen Reichtums zu ihren Lasten”, ohne daß der Anstieg des »Ar- 
mutsreservoirs« aufgehalten werden konnte.” Umgekehrt gelang es der 
syndikalistischen Linken zunehmend weniger, aus ihrem utilitaristischen 
Solidaritätskonzept heraus ein glaubwürdiges und universelles politisches 
Projekt abzuleiten. Vielmehr bleiben nurmehr begrenzte »Betroffenen«- 
koalitionen als strategischer Bezugspunkt, weil die großen industriellen 
»Interessengemeinschaften« erodieren und der ideologische Kitt, der die 
unterschiedlichen Klientele lange Zeit in eine Art Heilsgemeinschaft ein- 
gebunden hatte, weitgehend ausgetrocknet ist. 

Der Zusammenhang von Ethik und Interesse als Substanz »linker« Soli- 
darität stellt sich also weniger denn je über nur einen der von den jeweili- 
gen Lagern eingeschlagenen Wege her - die strategische Ausklammerung 
der utilitaristischen oder der ethischen Solidaritätsdimension führt offen- 
sichtlich nicht (mehr) zum Erfolg. Für den ethisch prioritären »Sozialismus 
in einer Klasse« droht der Rückhalt der Interessenklientele zu fehlen, wel- 
cher aber erforderlich wäre, um Negativsummenspiele in Form eines kol- 
lektiven Sozialabbaus zu verhindern. Umgekehrt steht in der Zweidrittel- 
gesellschaft der Rekurs auf die Interessenlogik, da er mit seiner defensiven 
Ausrichtung im Ergebnis nur begrenzte, sanktionsstarke Interessenkoali- 


28 Vgl. dazu den Bericht der Forschergruppe des CERC (1994) über »le tournant des anndes 
80« (die Wende in den 80er Jahren) bezüglich der allgemeinen Einkommensverteilung. 

29 1994/95 gab es in Frankreich ca. eine Million Bezieher des sozialen Mindesteinkommens 
RMI, die Arbeitslosenrate lag bei 12% und zwischen 8 und 9% aller Beschäftigten bevöl- 
kerten den zweiten Arbeitsmarkt bzw. hatten nur Zeitverträge. 
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tionen zu bedienen tendiert”, gerade dem entgegen, was linker Politik unter 
heutigen Bedingungen noch Profil verleihen kann: nämlich ihren ethischen 
Prinzipien. 

Aufgrund der zunehmenden »klasseninternen« Differenzierungsprozesse 
wird mithin - wie Zeuner (1995, 353) die neuere klassentheoretische Dis- 
kussion mit Neckel resumiert - »die Herstellung von 'Solidarität' zu einer 
‘politischen Aufgabe‘, statt zu einer automatischen Folge der ökonomischen 
Strukturen und Verhältnisse.« Die Inhalte linker Politik können dabei we- 
der ohne weiteres auf »Selbstbegrenzung« bzw. »Allgemeinwohlorientie- 
rung« konzentriert werden, noch erhält oder rekonstruiert die Linke sich 
ein hinlängliches ethisches Profil, wenn sie - aus strategischen Gründen - 
nur auf »Klientelpolitik« setzt. 

So liegt es auf der Hand, daß beide der für die Linke konstitutiven Solidari- 
tätsdimensionen heute offen verhandelt, also die bis dato getrennten Wege 
zusammengeführt werden müssen. Die Voraussetzungen für einen solchen 
Prozeß scheinen sich im Verlaufe des französischen Herbstes durchaus 
einzustellen; und wenngleich die Protagonisten der Linken daraus keine 
Konsequenzen ziehen und sich auf diese Dimensionen weiterhin nur ein- 
seitig beziehen: Ihre Infrastruktur hat sehr wohl dazu getaugt, die Mobili- 
sierung zu moderieren und den Bewegungsprozeß zu politisieren. Und so 
geben die Geschehnisse doch einen Hinweis auf die Akteure, die den Weg 
zu einer deliberativen Solidarität, d.h. einer diskretionären und offenen 
Vermittlung der beiden Solidaritätsdimensionen, erfolgreich abstecken 
könnten. In der Tat erweist sich für die heute unumgängliche (Neu-)Ver- 
handlung von Ethik und Interesse im Zuschnitt linker Zielprogramme eine 
zweite, zwischen Politik und Lebenswelt angesiedelte Bühne nicht als die 
schlechteste Adresse. Denn hier sind »Bewegungsorganisationen« im 
Spiel, die einerseits den Kontakt mit den Interessen ihrer Klientele pflegen, 
und die andererseits ein vergleichsweise basisnahes und pluralistisch aus- 
differenziertes Forum für normative bzw. politische Kommunikationspro- 
zesse zur Verfügung stellen. Das hat bis dato nicht dazu geführt, daß der 
ideologisch-strategische Disput zwischen den verschiedenen Lagern der 
französischen Linken in fruchtbarere Bahnen gelenkt worden ist. Aber 


30 Wie Vobruba (1938) anschaulich darstellt. Vobruba glaubt freilich, daß die Gesamtheit 
der Lohnabhängigen in ihrem 'Kollektivinteresse' auf eine »Politik der Vereinheitlichung 
von individuellen Interessenprofilen« orientieren, also quasi aus egoistischen Motiven 
den »Sozialismus in einer Klasse« praktizieren muß. Solidarität funktioniere nicht als 
»wertgeladener Appell, der seinen Adressaten nahelegt, auf Interessenkalküle zugunsten 
der 'gemeinsamen Sache’ zu verzichten« (ebd., 176, Hervorh. von mir). Nun kommt aber 
auch Vobruba ohne diesen Appell in seinem Vertrauen auf die »allgemein geteilten Vor- 
stellungen von Recht und Billigkeit« (ebd., 187), wenn es um die Umsetzung dieser »Ver- 
einheitlichungspolitik« geht, nicht aus: Es sind also beide Solidarisierungsmuster gefragt! 


154 Ingo Bode 


immerhin hat eben diese zweite Bühne entscheidend mit dazu beigetragen, 
daß die öffentliche Debatte über den Zusammenhang zwischen ökonomi- 
scher Globalisierung und nationaler Deregulierung eine ganz neue Qualität 
gewonnen hat - und das nicht nur in Frankreich. 
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